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Wölfe

August der Schäfer hat Wölfe gehört

Wölfe mitten im Mai

- zwar nur zwei -

aber August der schwört,

sie hätten zusammen das Fraßlied geheult,

das aus früherer Zeit,

und er schreit,

und sein Hut ist verbeult.

Schreit: "Rasch, holt die Sensen sonst ist es zu spät.

Schlagt sie tot, noch ehe der Hahn dreimal kräht."

Doch wer hört schon auf einen alten Hut

und ist auf der Hut? Und ist auf der Hut? (*)



Im Jahre 1965 bereits veröffentlichte Franz Josef Degenhardt sein
politlyrisches und vielbeachtetes Lied "Wölfe mitten im Mai" mit dem
Musikalbum "Spiel nicht mit den Schmuddelkindern".

Selbst in jener Zeit wurden schon gesellschaftlich entdeckte
Rechtslastigkeit im allgemeinen und faschistoide Strukturen, Prozesse
und Erscheinungen im besonderen vornehmlich von den Linken
unterschiedlichster Organisationen und Herkünfte sowohl auf der Straße
als auch medial und in den relevanten Institutionen der Bildung und
Wissenschaft aufs heftigste thematisiert. Ein verbissener
Generationenstreit, entzündet durch Nachfrage und
Gesprächsverweigerung, verwundete in diesen Tagen manche familiären
Verhältnisse und zerstörte nachhaltig das Vertrauen zwischen den
Vertretern der jungen und denen der alten Generation.

Die mehr oder weniger zynische Bemerkung, der Mensch sei des Menschen
Wolf, wurde sehr oft und gerne zitiert und darum zu einem beliebten
Hilfsmittel der verschleierten Rechtfertigung und Entschuldigung
solcher sogenannten menschlichen Natur, deren destruktiver und
boshafter Anteil, tief in der Evolution verankert und gerade deshalb
aufs entschiedenste zu Unrecht auf den Wolf projiziert, eine bequeme
Erklärung für alles bieten sollte. Genau jedoch der Gattung Wolf wird
mit einem derart fundamentalen Unterstellungsvergleich sicher in
keiner Weise auch nur im entferntesten Rechnung getragen.

Am schlimmsten aber begründet und nährt sich wohl mit einem solchen
Beispiel fehlgeleiteter Letztbegründung und Bezichtigung die
Unfähigkeit unserer Art, gesellschaftspolitische Schwierigkeiten und
Widersprüche einer fortschreitenden Überwindung und Veränderung mit
menschlichem Antlitz zuzuführen.

Ihre Schattenblick-Redaktion

(*) Franz Josef Degenhardt: Die Lieder, Eulenspiegel Verlag, Berlin
2006, S. 32


23. November 2018
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KOHLEALARM/529: Klimakampf und Kohlefront - zusammengerückt ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 28. November 2018

"Alle Dörfer bleiben!"

Neues Bündnis will Dörfer vor Kohlebaggern schützen



Keyenberg, Pödelwitz, Proschim. "Alle Dörfer bleiben!", so lautet der Name
und die zentrale Forderung des neuen, deutschlandweiten Bündnisses, in dem
Betroffene aller Braunkohle-Reviere und die Klimagerechtigkeitsbewegung
gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und Klimazerstörung kämpfen. Noch während
der Verhandlungen der Kohlekommission in Berlin kündigen sie an, gemeinsam
für den Erhalt aller Dörfer und Siedlungen in den drei Braunkohleregionen
Rheinland, Leipziger Land und Lausitz einzutreten.

"Wir schließen uns zusammen, tragen unseren Protest auf die Straßen und
setzen uns dafür ein, dass unsere Dörfer lebenswert bleiben, statt für den
Braunkohleabbau zerstört zu werden", so David Dresen aus Kuckum im
Rheinland. Karin Noack aus Proschim in der Lausitz ergänzt: "Unsere Dörfer
sind über Jahrhunderte gewachsen und können nicht ersetzt werden. Schon
jetzt bürden wir den nächsten Generationen mit den Folgen der Braunkohle
eine Menge auf. Jetzt noch weitere Dörfer zu zerstören ist nicht
akzeptabel." Jens Hausner, Tagebau-Betroffener aus dem sächsischen
Pödelwitz weiter: "Sogar die Kirchen werden abgerissen, und die Bauern
verlieren ihre Höfe. Und all das nur, damit die Kohlekonzerne mehr Gewinn
machen. Es reicht, wir nehmen das nicht hin. Wir kämpfen mit den Menschen
in den anderen Revieren dafür, dass alle Dörfer bleiben."

Für die nächsten Wochen und Monate sind Protestaktionen und eine Stärkung
der Zusammenarbeit der verschiedenen Organisationen und Gruppen in den
Braunkohlerevieren geplant. Am 1. Dezember wird das Bündnis bei den
Demonstrationen für einen Kohleausstieg in Köln und Berlin vertreten sein
und am 23. März 2019 lädt "Alle Dörfer bleiben!" zu einem Sternmarsch der
Dörfer im Raum Garzweiler im Rheinland ein.

"Die Kohlekommission tagt derzeit in Berlin und hat die Möglichkeit, einen
schnellen Ausstieg aus der Kohle zu beschließen, um die Dörfer und
Landschaften zu schützen und zur Einhaltung der 1,5-Grad-Grenze
beizutragen", so Johanna Winter, die in der Bewegung für Klimagerechtigkeit
aktiv ist. "Doch die Industrie-Lobbyisten in der Kommission mauern. Bei
einem schlechten Ergebnis sind sie verantwortlich für die Zerstörung von
Wohnort, Gemeinschaft und Geschichte tausender weiterer Leute hier in
Deutschland, und für die Vernichtung der Lebensgrundlagen von noch mehr
Menschen in den Ländern des Globalen Südens, die heute schon die Folgen der
Klimakatastrophe erfahren müssen."

Das Bündnis geht aus einer Gruppe von Betroffenen des Tagebaus Garzweiler
im Rheinland hervor, denen Zwangsumsiedlung oder Grubenrandlage drohen,
sowie Aktiven der Bewegung für Klimagerechtigkeit. Die Gruppe hatte in
Kooperation mit dem Klimacamp im August eine Veranstaltungsreihe rund um
den lokalen Widerstand gegen die Braunkohle organisiert. Nach den
erfolgreichen Protesten im Hambacher Wald initiierte sie gemeinsam mit dem
Naturführer Michael Zobel, der in den vergangenen Jahren zigtausende
Menschen durch den Wald führte, die "Dorf- und Waldspaziergänge" im Raum
Garzweiler. Bereits am ersten Termin im Oktober kamen nach kurzfristiger
Ankündigung über 900 Menschen in das von der Abbaggerung bedrohte
Keyenberg.

Auch im Leipziger Revier rund um das Dorf Pödelwitz hat sich im letzten
Jahr der Widerstand verstärkt, denn hier plant der MIBRAG-Konzern sogar
eine Tagebauerweiterung. Die Bürgerinitiative "Pro Pödelwitz" lud dort das
"Klimacamp Leipziger Land" in ihr malerisches, im Prozess der Umsiedlung
befindliches Dorf ein. Über 1000 Menschen folgten dem Aufruf und lebten 10
Tage lang Seite an Seite mit den Anwohnenden - man feierte ein Dorffest, es
gab zahlreiche Bildungsveranstaltungen und auch ungehorsame
Protestaktionen.

Mehr Informationen über das Bündnis, den Aufruf und Informationen zu den
vom Abriss bedrohten Dörfern sind auf der Website
www.alle-doerfer-bleiben.de zu finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. November 2018

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 29. November 2018 
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KOHLEALARM/528: Klimakampf und Kohlefront - Druck machen ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V.

Gemeinsame Presseerklärung - 27. November 2018

Tempo machen beim Kohleausstieg: Klimakrise lässt sich nicht vertagen


Breites Bündnis stellt Doppel-Demonstration in Köln und Berlin am 1.
Dezember vor



Berlin/Köln, 27. November 2018. Mit Pressekonferenzen in Berlin und in Köln
hat ein breites Bündnis aus Umwelt- und zivilgesellschaftlichen
Organisationen für die Doppel-Demo "Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!" am
1. Dezember in den beiden Städten geworben. Am Kanzleramt in Berlin und an
der Deutzer Werft in Köln erwarten sie viele Tausend Menschen, die für den
konsequenten Kohleausstieg und mehr Klimaschutz auf die Straße gehen.

"Wir brauchen mehr Tempo beim Kohleausstieg", fordert das Bündnis und
kritisiert, dass Deutschland mit leeren Händen zum Weltklimagipfel fährt.
Die Klimakrise ist unabwendbare Realität. Alle in den nächsten Tagen und
Wochen nationalen und internationalen Entscheidungen werden das Leben heute
und das der Kinder- und Enkelgeneration maßgeblich prägen. Der
Strukturwandel in den Kohle-Regionen und Klimaschutz dürfen nicht
gegeneinander ausgespielt werden. Daher ist der Protest am 1. Dezember
gegen das Zögern und gegen halbherzige Maßnahmen zum Klimaschutz so
wesentlich, so der Trägerkreis.


Hier Zitate der Rednerinnen und Redner in Berlin und Köln:

BUND, Dirk Jansen, Geschäftsleiter Umwelt- und Naturschutzpolitik BUND
NRW:

"Wer es mit dem Klimaschutz ernst meint, muss sofort die dreckigsten und
ineffizientesten Kohlemeiler abschalten. Kohleausstieg heißt aber auch ganz
konkret: Alle Umsiedlungen und Dorfzerstörungen müssen sofort gestoppt, der
Hambacher Wald in seiner jetzigen Größe erhalten werden."

Campact, Christoph Bautz, Geschäftsführer:

"Wenn wir ein Klimadesaster verhindern wollen, müssen wir endlich raus aus
der Kohle.

Die Mitte der Gesellschaft steht dagegen auf, wie die Kohlelobby die
Kohlekommission torpediert und unsere Zukunft verheizt. Viele Tausend
Menschen verlangen am Samstag, dass Deutschland endlich ernst macht mit dem
Kohleausstieg."

Greenpeace, Martin Kaiser, Kampagnen-Geschäftsführer:

"Angesichts des Hitzesommers, andauernder Dürre in Deutschland,
Überschwemmungen und Waldbränden in Europa liegt es an der
Zivilgesellschaft, die Bundesregierung zurück auf einen Klimakurs mit einem
schrittweisen Kohleausstieg bis 2030 zu bringen."

Klima-Allianz Deutschland, Stefanie Langkamp, Leiterin Kohle- und
Energiepolitik:

"Auf der COP24 in Kattowitz müssen die internationalen Leitplanken für
erhöhte Klimaschutzambitionen festgezurrt werden. Dies muss Hand in Hand
mit einer Paris-kompatiblen Erhöhung der nationalen Klimaschutzziele gehen
und Maßnahmen, wie einem raschen Einstieg in den Kohleausstieg, um diese zu
erreichen. Nur so kann Deutschland seine internationale Glaubwürdigkeit
zurückgewinnen."

Misereor, Armin Paasch, Referent für Wirtschaft und Menschenrechte:

"Wir brauchen einen globalen Kohleausstieg: Das erfordert ein schnelles
Ende der Steinkohleimporte und der Exportförderung für deutsche
Kohlekraftwerkstechnologie. Die Schäden für Umwelt und Menschenrechte
dürfen nicht zum Schutz der deutschen Industrie in den globalen Süden
ausgelagert werden."

NABU, Josef Tumbrinck, Vorsitzender NABU Nordrhein-Westfalen:

"Am Kohleausstieg führt kein Weg vorbei, wenn Deutschland das Pariser
Abkommen erfüllen will. Jetzt geht es darum, ihn so zu organisieren, dass
die Klimaziele erreicht werden, ohne Strukturbrüche zu provozieren. Das
muss in der Kohlekommission gelingen. "

NaturFreunde Deutschlands, Maritta Strasser, Bundesgeschäftsführerin:

"Alle Anzeichen sprechen dafür, dass wir am Samstag in Köln und Berlin zwei
kraftvolle, bunte und friedliche Demonstrationen sehen werden. Die
Mobilisierung läuft sehr gut. Dieses Echo zeigt uns, dass die Menschen
besorgt sind wegen des Klimawandels. Sie wissen: Es braucht jetzt den Druck
der Straße."

WWF, Jörg-Andreas Krüger, Geschäftsleitung Ökologischer Fußabdruck:

"Die Bundesregierung hat den Klimaschutz über ein Jahrzehnt verschleppt.
Wir brauchen endlich einen Rahmen, mit dem solch unverantwortliches Handeln
rechtliche Sanktionen nach sich zieht. Das Klimaschutzgesetz muss den
Kohleausstieg festschreiben und verbindliche Vorgaben für die einzelnen
Sektoren machen - abgeleitet vom verbleibenden CO2-Budget Deutschlands."


Infos zur Doppel-Demonstration "Kohle stoppen - Klimaschutz
jetzt!":

www.klima-kohle-demo.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Presseerklärung vom 27. November 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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MELDUNG/186: 20 Jahre Washingtoner Prinzipien - Uni Mainz legt Publikation "Nicht nur Raubkunst!" vor (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 28.11.2018

20 Jahre Washingtoner Prinzipien: JGU legt Publikation "Nicht nur
Raubkunst!" vor

Open-Access-Band blickt auf den Umgang mit NS-Raubkunst und kolonialen
Sammlungen sowie anderweitig sensible Objekte in Museen und universitären
Sammlungen



Die Verabschiedung der Washingtoner Prinzipien am 3. Dezember 1998 zählt
zu den zentralen kulturpolitischen Ereignissen des 20. Jahrhunderts: 44
Staaten verpflichteten sich zu dem Grundsatz, während der NS-Zeit
beschlagnahmte Kunstwerke zu identifizieren, deren Vorkriegseigentümer
oder Erben ausfindig zu machen und eine "gerechte und faire Lösung"
offener Fragen und Probleme im Zusammenhang mit jenen Kunstwerken zu
finden. In Deutschland wurde damit der fast in Vergessenheit geratene 
NS-Kunst- und Kulturgutraub wieder auf die Tagesordnung gesetzt und in den
Folgejahren erfolgten verschiedene Maßnahmen zur Umsetzung der
Washingtoner Prinzipien. Seit Kurzem geraten auch Kulturgüter, die im
Rahmen der Kolonialisierung nach Europa verbracht wurden, in den Fokus der
öffentlichen Debatte - insbesondere unter dem Eindruck der kontroversen
Diskussionen um das Berliner Humboldt-Forum und nach dem gerade von
Felwine Sarr und Bénédicte Savoy vorgelegten Bericht zur "Restitution von
afrikanischem kulturellem Erbe".

An der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) ist nun unter dem Titel
"Nicht nur Raubkunst! Sensible Dinge in Museen und universitären
Sammlungen" eine Publikation erschienen, die sich mit NS-Raubkunst und
kolonialen Sammlungen gleichermaßen befasst und darüber hinaus deutlich
macht, dass öffentliche Sammlungen viele weitere Dinge bewahren, die heute
aus ethischen Gründen als sensibel eingestuft werden. Dazu zählen etwa
sterbliche Überreste aus Gewaltkontexten, religiöse Artefakte, illegal
gehandelte Antiken, unter den Artenschutz fallende Naturalia, rassistische
Schriften und vieles andere mehr. Der Band beruht auf einer von der
VolkswagenStiftung finanzierten wissenschaftlichen Tagung und wurde von
der Ethnologin Dr. Anna-Maria Brandstetter, Kuratorin der Ethnografischen
Studiensammlung an der JGU, und der Historikerin Dr. Vera Hierholzer,
Leiterin der Sammlungskoordination der JGU, herausgegeben.

Die Herausgeberinnen haben bewusst eine dezidiert vergleichende
Perspektive gewählt. Wurden sensible Dinge in Publikationen, bei Tagungen
und Diskussionsveranstaltungen bisher meist nach Sammlungssparten und
Disziplinen getrennt betrachtet, geht die Mainzer Publikation der Frage
nach einem angemessenen Umgang mit sensiblen Objekten erstmals
disziplinen- und institutionenübergreifend nach. Die Autorinnen und
Autoren der Beiträge vertreten die Archäologie, die
Bibliothekswissenschaften, die Biologie, die Ethnologie, die Kunst- und
Wissenschaftsgeschichte und viele andere Disziplinen. Am Beispiel eines
Objekts oder eines Sammlungsbestands berichten sie über ihre Erfahrungen
aus der Provenienzforschung und stellen die Wertekonflikte rund um die
Objekte dar, die sich in der Folge vielfach ergeben. Durch den
Erfahrungsaustausch von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus
Museen und Universitäten nimmt die Publikation zudem das Thema erstmals
auch systematisch für universitäre Sammlungen in den Blick. Die
vielfältigen Objektbestände, die an den Universitäten in Lehre, Forschung
und öffentlicher Wissenschaftsvermittlung eingesetzt werden, decken
aufgrund ihrer Heterogenität ein besonders breites Spektrum potenziell
sensibler Objekte ab.

Welche Konsequenzen hat der Status als sensibles Objekt für seine
Aufbewahrung, Dokumentation, Präsentation und Erforschung? Wie gehen wir
mit Rückgabeforderungen um? Welche Formen des Umgangs jenseits einer
Restitution sind denkbar? Welche Problemlagen, aber auch welche Chancen
können sich ergeben? Dies sind zentrale Fragen, denen die Autorinnen und
Autoren nachgehen. In der Gegenüberstellung unterschiedlicher Objektarten
aus Museum und Universität werden Parallelen und Gemeinsamkeiten, aber
auch notwendige Differenzierungen deutlich, die wichtige Impulse für
zukünftige Auseinandersetzungen mit der Thematik geben. Die Beiträge
belegen das wissenschaftliche, kulturelle und gesellschaftspolitische
Potenzial von Sammlungen. Zudem trägt die intensive Auseinandersetzung mit
Objektbiografien nicht nur dazu bei, neue Wege zu finden, wie mit
sensiblen Dinge umgegangen werden kann, sondern generiert auch neue
Erkenntnisse über Objekte und Sammlungen sowie das Sammeln als solches.
"Die Geschichte sensibler Dinge fängt nicht damit an, dass sie sensibel
wurden, und sie hört auch nicht damit auf. Sensible Dinge sind eben nicht
nur Raubkunst", so das Fazit der Herausgeberinnen in der Einleitung des
Bandes.


Veröffentlichung:

Anna-Maria Brandstetter und Vera Hierholzer (Hg.):

Nicht nur Raubkunst! Sensible Dinge in Museen und universitären Sammlungen,

Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht / Mainz University Press 2018.

Der Band ist für 50 Euro im Buchhandel erhältlich und als
Open-Access-Publikation zugänglich unter

https://www.vandenhoeck-ruprecht-verlage.com/downloads/openAccess/OA_978-3-8471-0808-5.pdf.

Weitere Informationen unter:

http://www.sammlungen.uni-mainz.de

- Sammlungen der Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 28.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1284: Braunschweig - Neuer Kulturkalender für das Schloss erschienen, Dezember 2018 - März 2019


Stadt Braunschweig

Neuer Kulturkalender für das Schloss ist erschienen

Programm für den Zeitraum Dezember 2018 bis März 2019



Braunschweig. Die neue Ausgabe des Kulturkalenders Schloss mit dem
Programm für den Zeitraum Dezember 2018 bis März 2019 ist erschienen.
Die Kultureinrichtungen im Schloss laden zu zahlreichen
Veranstaltungen in den Roten Saal, die Stadtbibliothek und das
Stadtarchiv sowie in das Schlossmuseum der Stiftung Residenzschloss
Braunschweig ein.

Das Programmheft informiert über Ausstellungen in den Häusern des
Städtischen Museums und über besondere Veranstaltungen des
Fachbereichs Kultur und Wissenschaft auch außerhalb des Schlosses. Der
Kulturkalender liegt im Roten Saal, in der Stadtbibliothek, im
Stadtarchiv, in der Touristinformation sowie in den Vorverkaufsstellen
in der Stadt und der Region aus. Im Internet ist das Programm unter
www.braunschweig.de/kultur-im-schloss zu finden.

Besondere Programmhöhepunkte sind ein "Isländischer Abend" im Roten
Saal am Dienstag, 4. Dezember, mit Steinunn Sigurdardóttir, einer
bekannten isländischen Autorin, die aus ihrer Biographie über die
Umweltaktivistin Heida liest, sowie das Gastspiel des Kabarettisten
Matthias Jung am Samstag,19. Januar, bei dessen Programm "Generation
Teenietus - Pfeifen ohne Ende?!" Familien-Comedy auf
erziehungswissenschaftliches Kabarett trifft.

Bei der vierten Ausgabe der Reihe "Okerperlen im Roten Saal" am
Samstag, 9. März, im Roten Saal spricht die in Braunschweig
aufgewachsene Schauspielerin Katharina Marie Schubert über ihre Zeit
in Braunschweig und ihren weiteren Lebensweg. Der Schauspieler
Burghart Klaußner ist am Mittwoch, 13. März, mit seinem Romandebüt
"Vor dem Anfang" zu Gast.

In der Stadtbibliothek stellen am Dienstag, 4. Dezember, die
Buchhändlerinnen Roswitha Barden und Stefanie Westenberger sowie der
Buchhändler Erich Zager-Spinn neue Romane vor. Weihnachtlich wird es
am Mittwoch, 5. Dezember, bei einer Lesung mit heiteren und
besinnlichen Geschichten für Erwachsene mit der Schauspielerin Susanne
Maierhöfer. Wie immer stehen in der Stadtbibliothek auch viele
Veranstaltungen für Kinder und Jugendliche im Programm.

Um den "Stadtverkehr in Braunschweig in den Wirtschaftswunderjahren"
geht es ab Donnerstag, 6. Dezember, in einer Fotoausstellung von
Wolfgang Illenseer. Am Freitag, 22. Februar, können sich erwachsene
Spielbegeisterte auf einen langen Spieleabend freuen.

Am Dienstag,8. Januar, stellt das Stadtarchiv bei seiner Führung
"Stadtgeschichte(n)" im Jahr 2018 neu übernommene Archivalien in einem
kurzen Rückblick vor.

Wer zu Weihnachten Eintrittskarten für kulturelle Veranstaltungen
verschenken möchte, kann sich vom neuen Kulturkalender inspirieren
lassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.11.2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/645: Braunschweig - Buchhändler stellen Neuerscheinungen vor, Stadtbibliothek 04.12.2018


Stadt Braunschweig

Literarisches in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Die Braunschweiger Buchhändlerinnen Stefanie
Westenberger und Roswitha Barden sowie der Buchhändler Erich
Zager-Spinn stellen am Dienstag, 4. Dezember, um 19 Uhr, in der
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, aus der großen Anzahl von
Romanen, die im Herbst neu im Buchhandel erschienen sind, eine
besondere Auswahl vor. Die Veranstaltung findet in Zusammenarbeit mit
der Buchhandlung Graff im 3. Obergeschoss statt. Der Eintritt ist
frei.

Es wird unter anderem auch der herausragende biografische Roman
"Fräulein Nettes kurzer Sommer" von Karen Duve über die bedeutende
Schriftstellerin Annette von Droste-Hülshoff vorgestellt.

Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6833.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.11.2018

Stadt Braunschweig - Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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ASIEN/789: Burma - Warnung vor neuem Massenexodus von Rohingya


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 29. November 2018

Aus Burma droht neuer Massenexodus - Hunderte Bootsflüchtlinge
zeugen von Hoffnungslosigkeit der Rohingya



Göttingen, den 29. November 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) warnt vor einem neuen Massenexodus von Rohingya aus
Burma. In den vergangenen zwei Wochen wurden drei vollbesetzte
Flüchtlingsboote vor der Küste des Landes von der Marine
aufgegriffen. "Burmas Staatsrätin Aung San Suu Kyi kündigt zwar die
baldige Rückführung aller Rohingya-Flüchtlinge aus dem Ausland an.
Doch davon sind wir weit entfernt. Momentan fliehen erneut viele
Rohingya aus Burma, weil sie in ihrer Heimat keine Hoffnung auf ein
Leben in Würde haben", kritisierte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Donnerstag in Göttingen. Seit Mitte Oktober 2018 sind mindestens zehn
Boote mit jeweils rund einhundert Rohingya-Flüchtlingen aus Burma
aufgebrochen, um Schutz im muslimischen Nachbarland Malaysia zu
suchen.

Zuletzt wurden am Mittwoch in Burma 93 Bootsflüchtlinge in die
Provinzhauptstadt Sittwe (Bundesstaat Rakhine) zurückgebracht,
nachdem die Marine ihr Boot vor der Küste aufgebracht hatte. 55 der
93 Flüchtlinge waren Frauen und Kinder. Am 16. November waren 106
Rohingya aus dem Flüchtlingslager Darpaing in Sittwe mit ihrem Boot
an Burmas Küste gestrandet.

Nach Auseinandersetzungen zwischen buddhistischen Rakhine und
Rohingya im Jahr 2012 mussten rund 140.000 Menschen aus ihren Dörfern
im Rakhine-Staat fliehen. Während die rund 20.000 Rakhine von den
Behörden in ihre alten Siedlungen zurückgebracht wurden und
umfangreiche Hilfen für den Aufbau erhielten, leben 121.000 Rohingya
noch immer in den Camps in und um die Stadt Sittwe. Eine Rückführung
der Angehörigen dieser verfolgten muslimischen Minderheit in ihre
alten zerstörten Ortschaften ist bislang nicht eingeleitet worden, da
man angeblich ihren Schutz nicht sicherstellen könne, erklärten die
Behörden.

"Das Schicksal dieser traumatisierten Flüchtlinge dokumentiert das
Versagen der Regierung Burmas unter Friedensnobelpreisträgerin Aung
San Suu Kyi bei der friedlichen Lösung der Rohingya-Frage", sagte
Delius. Statt sich um Versöhnung zwischen verfeindeten Rohingya und
Rakhines zu kümmern, setze Burmas Regierung auf fortgesetzte
Ausgrenzung, Entrechtung und Segregation der muslimischen Minderheit.
So schaffe man keinen Frieden und Versöhnung, sondern nur noch mehr
Hoffnungslosigkeit und Traumatisierung. Bestehende Vorurteile würden
verhärtet, warnte die Menschenrechtsorganisation.

In Malaysia leben inzwischen rund 80.000 Rohingya-Flüchtlinge. Zwar
engagiert sich das Land international für die Rechte der Rohingya,
doch langfristig will es ihnen im eigenen Land keine Perspektive
bieten und verweigert ihnen grundlegende Rechte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. November 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AUSSICHTEN/8473: Und morgen, den 30. November 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 30.11.2018 bis zum 01.12.2018 +++
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Kälte lau,

Wind bewegt,

Regen flau,

Jean erregt.
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STANDPUNKT/056: Das Trugbild EU-Sozialunion (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Das Trugbild EU-Sozialunion

Von Tobias Baumann, 28. November 2018



Im Juli 2015 wurde Griechenland Opfer von EZB plus Eurogruppe und es
wurde der europäischen Öffentlichkeit vor Augen geführt, dass ein
soziales Europa eine abstrakte Forderung bleiben muss, denn
fortschrittliche Sozialpolitik war für überverschuldete Länder
innerhalb des Euroraums nicht mehr möglich.

Sozialstaatlichkeit ist im Rahmen nationalstaatlicher Demokratie
entstanden und die supranationale Technokratie Brüssels bedroht diese
insbesondere in der südlichen Peripherie.

Die Bundestagsabgeordnete Heike Hänsel veröffentlichte sechs Monate
vor den Wahlen zum Europäischen Parlament am 15.11.2018 im
Tagesspiegel die Gastkolumne "Europa braucht einen radikalen
Neubeginn" [1]. Darin meint die Parlamentarierin, dass "von einer
ursprünglichen Idee der Lissabon-Verträge, der Angleichung der
Lebensverhältnisse", kaum jemand mehr spreche. Politiker reden gern
über den Geist der Verträge, um die Essenz eines positiven Abkommens
zu unterstreichen, das vermeintlich nur nicht richtig umgesetzt werde.
Aber kann es 2018 noch statthaft sein, das EU-Primärrecht unter
Hinweis auf seine positiven Klauseln begreifen zu wollen?

An dieser Stelle sei erinnert an die Eurogruppe, die im Frühsommer
2015 traurige Medien-Bekanntheit erlangte während ihrer Erpressungen
zur Entzweiung des Tandems Tsipras-Varoufakis: Mit Inkrafttreten des
Vertrags von Lissabon vor neun Jahren hat dieses Gremium, bestehend
aus den Finanzministern des Euroraums, erstmals auch einen formalen
europarechtlichen Status erhalten. Spätestens diese Zäsur des
Frühsommer 2015, die Entmündigung des griechischen Volks (siehe: El
Eurogrupo contra Atenas: cronología de un golpe orquestado contra la
democracia helena) [2] offenbarte das antisoziale Wesen der EU, zumal
die Degradierung Athens zu einem neoliberalen Krisenlabor direkte
Auswirkung der Europäisierung der DM in Form des Euro war (vgl. auch:
Stefan Hinsch/Wilhelm Langthaler: Europa zerbricht am Euro, 2016).

Wir sollten den Ursprung des Lissabon-Vertrags nicht vergessen: 2005
lehnten die Völker der Niederlande und Frankreichs das Referendum über
einen EU-Verfassungsvertrag ab und dennoch wurde er inhaltlich
grosso modo zwei Jahre später in Form des Lissabon-Vertrags recycelt.
Aufgrund dessen ist jeglicher positive Bezug auf diesen Vertrag aus
progressiver Perspektive entweder naiv oder bewusst irreführend.

Weiter schreibt die Gesetzgeberin Hänsel: "Doch anstatt diese sozialen
Probleme anzugehen, setzt die EU-Führung auf noch mehr Deregulierung,
Sozialabbau und Militarisierung."

Die Militarisierung ist im von Hänsel so positiv zitierten
Lissabon-Vertrag sehr konkret ausformuliert, de facto als neue
gemeinschaftliche Zielbestimmung verklausuliert (ebenfalls übernommen
aus dem 2005 gescheiterten EU-Verfassungsvertrag). Ein positiver Bezug
auf das in der portugiesischen Hauptstadt unterzeichnete Vertragswerk
erscheint daher zumindest für die Friedensbewegung fraglich.

Wie wäre in Anbetracht dieses Kräfteverhältnisses ein "radikaler
Neubeginn", wie Hänsel ihn fordert, begreifbar? Radikal bedeutet ein
Problem an der Wurzel zu packen. Hierzu gilt es, sich zunächst
Klarheit über die Geschichte des europäische Einigungsprojekts zu
verschaffen:


1. Maastricht und Vorgeschichte: EG

1990er: Ausdrückliche Verankerung des neoliberalen Konstitutionalismus
im EUV (Vertrag von Maastricht). Es folgte der Abbau nicht-tarifärer
Handelshemmnisse zwischen den Mitgliedsstaaten. Grundlage dafür waren
die Prinzipien der vier in den europäischen Verträgen verankerten
liberalen Grundfreiheiten: der Freiheit für Waren-, Kapitalverkehr,
für Dienstleistungen und für Personen ("Arbeitnehmerfreizügigkeit").

Die Römischen Verträge von 1957 sind das solide Grundgerüst, welches
bereits den Primat der Liberalisierung und die freie Konkurrenz eines
kommenden Gemeinsamen Markts explizit vorsah. Denken wir auch an den
Vizepräsidenten der Europäischen Kommission (KOM), Walter Hallstein
(den Staatsrechtlern bekannt wegen der antikommunistischen
Hallstein-Doktrin), der bereits 1938 in Rom von Mussolini und Hitler
offiziell die Zukunftspläne für ein faschistisches Europa zu entwerfen
hatte; vor diesem Hintergrund erschließt sich die Kontinuität der
deutsch-europäischen Griechenland-Politik: Stichwort gegenwärtige
Schuldknechtschaft des griechischen Volks bei anhaltender
Rekordarbeitslosigkeit aufgrund verordneter Austerität und
gleichzeitigem Ausverkauf griechischer Infrastruktur u.a. an
halbstaatliche deutsche Großunternehmen wie Fraport. Hallstein
erwähnte bereits 1962 die Wirtschafts- und Währungsunion als Finalität
der EG.


2. Die Wurzeln liegen nicht nur in der EGKS

Um den luxemburgischen Industriellen Mayrisch entstand 1926 das
Europäische Stahlkartell. Der Vordenker der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl (EGKS) von 1950 war der luxemburgisch-französische
Robert Schuman, der es angesichts seiner prodeutschen Politik als
ostlothringischer Abgeordneter während der Zwischenkriegszeit bis zum
Migrationskommissar im ersten Kabinett von Maréchal Philippe Pétain
(Juni 1940) gebracht hatte.

Der zweite EU-Gründungsvater, Jean Monnet, war Bankier in Kalifornien
und Marionette der USA in Frankreich nach 1945; in Algier sogar
US-Informant.

Diese unheilvolle Kontinuität der EU-Gründungsväter ist auch etlichen
Wissenschaftlern nicht völlig entgangen:

"So hat Brüssel sich an seine eigene Geschichte kaum näher
herangetraut als durch Kurzdarstellungen in Informationsbroschüren,
die eher die hehren Ideale und aktuelle Integrationsergebnisse in den
Vordergrund rückten." (Zitat Wim van Meurs, "Europa und die Eule der
Minerva. Retrospektive und Krisennarrative der europäischen
Integration" aus ApuZ, Beilage von DAS PARLAMENT, v. 21.12.2015, S.
44).

Diesen Broschüren nach zu urteilen, scheint es tatsächlich so, als
hätte sich eine Bankiersgeschichte in eine Geschichte der europäischen
Wohltätigkeit verwandelt.

Ein EU-Neustart ist überhaupt nicht denkbar, da es sich bei der EU
nicht um ein souveränes Völkerrechtssubjekt handelt, sondern um ein
politisches System mit einem demokratisch kaum legitimierten
bizephalen Parlament (Stichwort millionenteurer Wanderzirkus zwischen
Strasbourg und Brüssel) - ein System, das niemals von allen
Regierungen gleichzeitig neu gegründet werden kann: Art. 48 EUV sieht
vor, dass alle Mitgliedsstaaten einer Veränderung des
Lissabon-Vertrags zustimmen müssten. Dieses utopische Fernziel als
Linker ernst zu nehmen, bedeutete der Brüsseler PR auf den Leim zu
gehen! Auch die Illusionskünstler des Neustartdiskurses selber wissen,
dass etwa die "Bürgerinitiative" des Artikels II (4) EUV nur in vier
Fällen alle Hürden genommen hat und diese vier sämtlich von der KOM
letztinstanzlich abgelehnt wurden, sodass keine einzige dieser
Initiativen zum Tragen kam! Gregor Schirmer bezeichnet das politische
System der EU daher zu Recht als "Zerrbild einer Demokratie".

Zu einer tief greifenden Reform der EU wird es in absehbarer Zeit
ebenso wenig kommen (Macrons Reformvorhaben, das französischen
Forderungen seit den 1990er Jahren zur Einhegung der deutschen
Wirtschaftsübermacht entspricht, zerschellte erneut, wie zu erwarten
war, an deutscher Äquidistanz sowohl gegenüber Paris als auch
gegenüber den südlichen Anrainern), geschweige denn ein vermeintlicher
"radikaler Neubeginn", dessen fehlende Basis die Autorin in der
Berliner Tageszeitung selbst suggeriert, indem sie keinen Hinweis auf
eine Umsetzung eines solchen hypothetischen reload der EU gibt.

Die Partei Die Linke vernachlässigt in ihren Verlautbarungen eine
offensive EU-Kritik auf der realen politischen und historischen
Grundlage und mit der notwendigen analytischen Tiefe. Erstes Resultat
dieses Mankos: 2013 gründet sich die damals dezidierte Anti-Europartei
AfD von Prof. Dr. Lucke.

Für DIE LINKE hingegen ist die EU ein offenes, veränderbares Projekt.
Angestrebt wird eine "demokratische und soziale EU". Angesichts der
sowohl nach innen (Primat des freien Kapitalverkehrs) als auch nach
außen (Russland-Feindbild von Anbeginn, da Osteuropa von Anfang an als
von Brüssel zu erringende Gebiete aufgefasst wurden und RT ist
folgerichtig vom Europäischen Parlament auf eine Stufe mit
IS-Propaganda gestellt worden!) zutiefst liberalen bis
rechtsgerichteten Grundlagen der EU die alten sozialpolitischen
EU-Chimären zu bemühen, ist für eine progressiv sich gebende Politik
fragwürdig. Wie der langjährige Brüssel-Kenner Andreas Wehr
konstatiert, ist die Möglichkeit einer Weiterentwicklung der EU zu
einer Sozialunion ein Trugschluss.

Das Ergebnis dieser Neustart-Rhetorik, die sich perfekt in die
grün-zentristische EU-Finalitätsdebatte und ihre utopische
EU-Staatswerdungsstrategie einfügt, ist heute landauf, landab zu
sehen:

Rechte Kräfte bekommen dadurch Aufschub, indem sie von Linken
gemiedene Themen wie Souveränität und nationale Selbstbestimmung in
den Fokus ihrer Politik setzen, wie mittel-osteuropäische Staaten mit
rechtsnationalistischen bis völkischen Regierungen und in jüngster
Vergangenheit die national-populäre Regierung Italiens gezeigt haben.


EU-Gläubigkeit versus nüchterne Analyse des Status quo

Verbreitet ist, nicht nur bei den Grünen, das Sublimieren der
EU-Missstände im deutschen Diskurs zu beobachten. Insbesondere in der
BRD werden nationale Gefühle regelmäßig sublimiert auf die
supranationale Ebene gehoben, ja projiziert auf ein vermeintlich
postnationales Niveau. Die real existierende EU hat jedoch, wie wir
gezeigt haben, nichts mit den Broschüren gemein, welche Brüssel von
sich verbreiten lässt, sondern wurzelt in selbiger brauner
Vergangenheit!

Der sozialdemokratische Kanzlerkandidat Schulz sprach von
"Frankenstein-Europa, in dem die Menschen das Gefühl von Entmündigung
haben" (Zitat vgl. FAZ v. 12.04.2016), da der demokratische,
nationalstaatliche Rahmen der Souveränität schrittweise entkernt
wurde, zu viele Hoheitskompetenzen auf die supranationale Ebene
übertragen wurden. In jedem Fall ist diese Analyse, auch wenn deren
Autor keine entsprechende Schlussfolgerung zieht, realistischer als
jene, die seit Jahrzehnten von manchen zentristischen
Illusionskünstlern propagiert wird, die "Lebe das soziale Europa!"
skandieren. Insbesondere der grüne Fischer-Diskurs zur föderalen
Finalität der EU ist seit Jahrzehnten ein Meisterwerk des
utopistischen Supranationalismus.

Das Selbstbestimmungsrecht der Völker, das in der EU de facto heute
nur noch für die zentralen und nördlichen Exportnationen Anwendung
findet, ist notwendige Voraussetzung für soziale Demokratie.
Inhaltsleere Floskeln wie "radikaler EU-Neustart" verwirren und tragen
zur Entpolitisierung und schlimmstenfalls zum zunehmenden Rechtsruck
bei, da sie die Nichtreformierbarkeit der EU verschleiern.

Daher sollten wir den beginnenden Souveränitätskampf im Süden von
Parteien wie Cinque Stelle bedingungslos unterstützen und uns nicht
ausschließlich auf die jüngst von Varoufakis in Deutschland lancierte
transnationale Bewegung DiEM25 und seine aktuelle Europawahl-Partei
stützen. Denn DiEM25 will bis 2025 die "europäische Republik" über
eine verfassungsgebende Versammlung erreichen, ein Prozess, dessen
Ergebnis bereits 2005, wie wir gesehen haben, von zwei Völkern
abgelehnt worden war. Das utopische Konzept der "europäischen
Republik" hat Varoufakis von Ulrike Guérot übernommen: früher für
EG-Kommissionspräsident Jacques Delors tätig (der als französischer
Finanzminister 1983 die neoliberale Wende der Mitterrand-Regierung
einleitete), leitete sie ab 2007 das Berliner Büro des European
Council on Foreign Relations.

Diese eurorepublikanische Illusionskunst trägt mitnichten zu einer
volksnahen Politik auf nationaler oder übernationaler Ebene bei. Im
Gegenteil: Sie droht der extremen Rechten noch mehr Zulauf zu
bescheren.

Illusionskünstler gehören nicht in Parlamente, sondern in den Zirkus.
Die Linke darf die souveränistische Prämisse von Demokratie und
Sozialstaatlichkeit nicht mehr länger der Rechten überlassen. Chantal
Mouffe liegt diesbezüglich ganz richtig: Um die völkisch-reaktionäre
Demagogie zu überwinden, gilt es, den leeren Signifikanten
"Volkssouveränität" von einem linken Populismus ausgehend endlich mit
Sinn zu füllen.


Anmerkungen:

[1] https://www.tagesspiegel.de/politik/agenda-konferenz-europa-braucht-einen-radikalen-neubeginn/23634394.html

[2] https://www.pressenza.com/es/2015/08/el-eurogrupo-contra-atenas-cronologia-de-un-golpe-orquestado-contra-la-democracia-helena/
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AKTION/525: Bocholt - Mit der Sofortbildkamera on tour im Quartier am 5., 6., 12. und 13.12.2018


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Kulturrucksack Bocholt: Mit der Sofortbildkamera on tour im
Quartier 

Jugendliche erkunden ihr Quartier mit der Polaroid Kamera //
Teilnehmerzahl unbegrenzt // Keine Anmeldung erforderlich



Bocholt (PID). Eine fotographische Erkundungstour unter dem Motto "Das
Quartier und wir" durch das Quartier Fildeken/Rosenberg bietet der
Verein Jusina e.V. am 5., 6., 12. und 13. Dezember 2018 jeweils von
15:30 bis 16:30 Uhr an. Das Kulturrucksackprojekt richtet sich an
Bocholter Jugendliche von 10 bis 14 Jahren. Treffpunkt ist der Jusina
Kellertreff an der Scheibenstraße. Anmeldungen sind nicht
erforderlich. Informationen gibt es unter Tel. 02871 21765-759 oder
0152 32175086. Die Teilnahme ist kostenlos.

Zum Abschluss des Jahres bietet der Bocholter Kulturrucksack einen
Retro-Fotoworkshop mit Streifzug durch das Quartier Fildeken/Rosenberg
an. Kinder und Jugendliche können sich an einer Fotostrecke im
Retro-Look ausprobieren und gleichzeitig das Quartier
Fildeken/Rosenberg (neu) entdecken, ihre Lieblingsplätze aufsuchen,
Besonderheiten und Eigenarten des Quartiers hervorheben, und vieles
mehr.

Die Jugendlichen laufen gemeinsam durch ihr Quartier und besuchen ihre
Highlights, um diese mit der Sofortbildkamera festzuhalten. Mitmachen
können alle 10 bis 14-Jährigen aus Bocholt, die Zeit und Lust haben.

Das Kulturrucksack-Programm wird gefördert vom Land NRW. Infos unter
www.kulturrucksack.nrw.de .

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.11.2018

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Karsten Tersteegen, Amke Derksen, Bruno Wansing

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

Internet: http://www.bocholt.de
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AKTION/524: Herten - Familienzeit in der Copa Oase erleben, 01.12.2018


Pressemitteilung von Montag, 26. November 2018

Copa Ca Backum Herten

Familienzeit in der Copa Oase erleben

Vormittag für Eltern mit kleinen Kindern am 1. Dezember in der
Saunawelt



Herten. Herbstzeit ist Saunazeit: Wenn es draußen frostig wird, ist es
in der Sauna am schönsten. Am Samstag, 1. Dezember, können Familien
mit kleinen Kindern das gesunde Schwitzvergnügen gemeinsam erleben.
Von 8 bis 14 Uhr ist Familiensauna in der Saunawelt.

An diesem Vormittag sind Eltern mit kleinen Kindern besonders herzlich
willkommen. Das Saunateam steht ihnen dann mit Rat und Tat rund um den
Saunagang mit dem Nachwuchs zur Seite: So sollten Kids noch nicht so
lange und so heiß saunieren wie Erwachsene. Dann kann die Schwitzkur
auch schon bei den jüngsten Menschen ihre positive Wirkung entfalten.

Das Angebot ist im normalen Eintrittspreis enthalten. Bei Familien mit
zwei Erwachsenen bezahlt am Familiensauna-Tag nur ein Erwachsener den
vollen Eintritt. Der zweite zahlt wie jedes weitere Kind den
Eintrittspreis eines Kindes: Der beträgt für zwei Stunden in der
Saunawelt zum Beispiel 10 Euro und beinhaltet auch die Nutzung der
Wasserwelt, so dass Eltern und Kinder nach dem Saunabad die
Gelegenheit haben, ausgiebig im kühlen Nass zu toben.

Mehr Informationen unter www.copacabackum.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 26.11.2018

Pressestelle der Hertener Stadtwerke GmbH

Herner Straße 21, D-45699 Herten

Telefon: (02366) 307-214, Fax: (02366) 307-105

Internet: http://www.copacabackum.de
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AKTION/523: Braunschweig - Flohmarkt im Kinder- und Jugendzentrum Mühle, 02.12.2018


Stadt Braunschweig

"Kinder machen Mäuse"

Flohmarkt im Kinder- und Jugendzentrum Mühle



Braunschweig. Unter dem Motto "Kinder machen Mäuse" veranstaltet das
Kinder- und Jugendzentrum Mühle, An der Neustadtmühle 3, am Sonntag,
2. Dezember, von 14 Uhr bis 16.30 Uhr einen Flohmarkt für junge
Menschen im Alter von sechs bis zwölf Jahren. Es wird eine
Deckengebühr von einem Euro erhoben. Eine eigene Decke müssen die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer mitbringen. Anmeldungen unter
jzmuehle@hotmail.com. Ergänzt wird der Flohmarkt um ein Kaffee- und
Kuchenbuffet, für das Kuchenspenden gerne entgegengenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 26.11.2018

Stadt Braunschweig - Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MUSEUM/845: Mönchengladbach - "Schloss erkunden - Schatz gefunden" am 02.12.2018


Stadt Mönchengladbach

Schloss erkunden - Schatz gefunden

Kinderführung und Schatzsuche am Sonntag (2. Dezember, 15 Uhr) im
Schloss Rheydt



Auf einen kurzweiligen Rundgang mit Schatzsuche nimmt die
Kulturpädagogin Lara Schlockermann Kinder zwischen 6 und 10 Jahren am
Sonntag, 2. Dezember, um 15 Uhr im Städtischen Museum Schloss Rheydt
mit. Durch das Lösen von kleinen Aufgaben zur Museumssammlung und die
Beantwortung von Fragen zum Schloss ermitteln die Kinder den
Aufbewahrungsort eines Schatzes, den sie anschließend mittels einer
Schatzkarte finden. Dieser Schatz, den wohl der Nikolaus diesmal
versteckt haben dürfte, muss natürlich unter den Teilnehmern geteilt
werden. Der spielerische Rundgang wird sicher nicht nur lehrreich,
sondern vor allem auch spannend.

Die Führung/Schatzsuche ist kostenlos, lediglich der ermäßigte
Eintritt für Kinder (4,00 Euro) wird fällig. Treffpunkt ist die
Museumskasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 26.11.2018

Stadt Mönchengladbach - Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSSTELLUNG/9609: Berlin - Durch Mauern gehen, Martin-Gropius-Bau 12.9.2019 - 12.1.2020


Pressemitteilung von: Martin-Gropius-Bau

Durch Mauern gehen

12. September 2019 bis 12. Januar 2020



Die Ausstellung Durch Mauern gehen zeigt mit Werken von Jose Dávila,
Mona Hatoum, Nadia Kaabi-Linke, Christian Odzuck, Anri Sala, Regina
Silveira und weiteren Künstler*innen ein zeitgenössisches Panorama der
künstlerischen Reaktionen auf von Menschen geschaffene Barrieren,
Trennungen, Grenzen und Mauern. In Auseinandersetzung mit der Lage des
Gropius Bau entlang der ehemaligen Berliner Mauer bietet die
Ausstellung sowohl eine nationale als auch eine internationale
Perspektive auf die physischen und psychischen Folgen des
Zusammenlebens in gespaltenen Gesellschaften. Im Kontext des 30.
Jahrestags des Berliner Mauerfalls beschreibt sie, wie Mauern Gefühle
von Verletzlichkeit und Angst artikulieren und individuelle und
kollektive Identitätsvorstellungen repräsentieren können.

Mit Werken von Jose Dávila, Mona Hatoum, Nadia Kaabi-Linke, Christian
Odzuck, Anri Sala, Regina Silveira und weiteren.

Kuratiert von Till Fellrath und Sam Bardaouil.

Gropius Bau

Niederkirchnerstraße 7

10963 Berlin

T +49 30 25486-394

F +49 30 25486-107

organisation@gropiusbau.de

www.gropiusbau.de

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9608: Berlin - Garten der irdischen Freuden, Martin-Gropius-Bau 26.7.-1.12.2019


Pressemitteilung von: Martin-Gropius-Bau

Garten der irdischen Freuden

26. Juli bis 1. Dezember 2019



Garten der irdischen Freuden ist gleichermaßen Raum für Inspiration
und kritische Reflexion. In dieser groß angelegten Gruppenausstellung
interpretieren Künstler*innen wie Pipilotti Rist, Rashid Johnson,
Maria Thereza Alves, Uriel Orlow, Jumana Manna, Taro Shinoda und
Heather Phillipson das Motiv des Gartens als eine Metapher für den
Zustand der Welt und als poetische Ausdrucksform, um die komplexen
Zusammenhänge unserer zunehmend prekären Welt zu erforschen. Ihre
raumgreifenden Installationen behandeln soziale, politische und
ökologische Phänomene wie Migration, die postkoloniale Neubetrachtung
des botanischen Gartens und die technisierte Nutzung von Pflanzen
durch den Menschen. Neben der bekannten Lesart des Garten als
Sehnsuchtsort voller meditativer, spiritueller und philosophischer
Möglichkeiten thematisiert die Ausstellung den Garten auch als einen
Ort des politischen Widerspruchs sowie als Grenzbereich zwischen
Realität und Fantasie, Harmonie und Chaos, Lust und Perversion sowie
Utopie und Dystopie.

Mit Werken von Maria Thereza Alves, Rashid Johnson, Jumana Manna,
Uriel Orlow, Heather Phillipson, Pipilotti Rist, Taro Shinoda und
weiteren.

Kuratiert von Stephanie Rosenthal mit Clara Meister.

Gropius Bau

Niederkirchnerstraße 7

10963 Berlin

T +49 30 25486-394

F +49 30 25486-107

organisation@gropiusbau.de

www.gropiusbau.de

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9607: Berlin - And Berlin Will Always Need You, Martin-Gropius-Bau 22.3.-16.6.2019


Pressemitteilung von: Martin-Gropius-Bau

And Berlin Will Always Need You

Kunst, Handwerk und Konzept Made in Berlin

22. März bis 16. Juni 2019



Im Fokus der Ausstellung And Berlin Will Always Need You steht die
zeitgenössische künstlerische Szene Berlins. Den thematischen Rahmen
bietet der Gropius Bau selbst, der 1881 als erstes Kunstgewerbemuseum
in Deutschland eröffnet wurde und sich ausgehend davon auch als Lehr-,
Produktions- und Ausstellungsstätte etablierte. Die Gruppenausstellung
lädt mehr als 20 in Berlin lebende Künstler*innen wie Chiharu Shiota,
Dorothy Iannone, Nevin Aladag und Theo Eshetu ein, bestehende und neue
Installationen und Arbeiten zu zeigen, die sich mit Handwerk, Dekor,
Materialität und Artefakten auseinandersetzen. Die Werke geben sowohl
Einblicke in handwerkliche und künstlerische Techniken innerhalb
gegenwärtiger Produktionskreisläufe als auch in das Konstrukt der
Institution eines Ausstellungshauses mit seinen Displays,
Deutungshoheiten und Machtstrukturen.

Mit Werken von Nevin Aladag, Leonor Antunes, Alice Creischer und
Andreas Siekmann, Mariechen Danz, Haris Epaminonda, Theo Eshetu, Olaf
Holzapfel, Dorothy Iannone, Antje Majewski und Olivier Guesselé-Garai,
Willem de Rooij, Chiharu Shiota und weiteren.

Kuratiert von Natasha Ginwala, Julienne Lorz und Stephanie Rosenthal.

Gropius Bau

Niederkirchnerstraße 7

10963 Berlin

T +49 30 25486-394

F +49 30 25486-107

organisation@gropiusbau.de

www.gropiusbau.de

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9606: Ulm - Von Zauberwesen, Ungeheuern und Gespenstern, bis 14.02.2019


Pressemitteilung von: Museum Ulm

Von Zauberwesen, Ungeheuern und Gespenstern

Mythen und Legenden im japanischen Farbholzschnitt des 18. & 19.
Jahrhunderts

23.11.18 - 14.02.19



Die fantastische Welt der Zauberwesen, Ungeheuer und Gespenster
präsentiert sich im japanischen Farbholzschnitt des 18. und 19.
Jahrhunderts umfangreicher und theatralischer, als dies in der
westlichen Kunst der Fall ist.

In japanischen Gespenstermythen tauchen Rachegeister sowie
Inkarnationen von Naturelementen gleichermaßen auf. Bis heute sind der
Glaube an die Existenz gespenstischer Geistwesen und Riten zu ihrer
Besänftigung fester Bestandteil der japanischen Volksreligion
Shintoismus.

Als Folge der gesteigerten Buchproduktion während der Edo-Zeit
(1603-1868) entwickelte sich der Farbholzschnitt (UKIYO-E) zum
wichtigsten künstlerischen Darstellungsmittel Japans. Insbesondere
Schauspielerporträts und Szenen des KABUKI-Theaters erfreuten sich
höchster Beliebtheit. Die theatertechnische Raffinesse des KABUKI mit
seinen Drehbühnen, fliegenden Kostümwechseln, Kerzenlichteffekten und
unsichtbaren Bühnenhelfern kam der gruseligen Dramaturgie und
Inszenierung übersinnlicher Wesen entgegen.So tauchen die aufregenden
Gespenstergeschichten im 19. Jahrhundert häufig in dessen Repertoire
auf. Die Vorgänge im KABUKI-Theater inklusive der Gespenstermythen
wurden im Farbholzschnitt auf hohem handwerklichem und künstlerischem
Niveau rezipiert.

Das Erscheinungsbild der Zauberwesen entfesselte die gestalterische
Fantasie sowohl des Regisseurs als auch des Holzschnittkünstlers.

Die Verwandtschaft und Entwicklung des modernen japanischen Comic
Strips (MANGA) und Zeichentrickfilms (ANIME) aus dem Farbholzschnitt
wird mit einem Ausblick in der Ausstellung beleuchtet.

Die Ausstellung wird kuratiert von Hannspeter Kunz, Sigmaringen.

Museum Ulm

Marktplatz 9

D-89073 Ulm

www.museumulm.de
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AUSSTELLUNG/9605: Landau - Habitat. Vom Sich-Einrichten in der Welt, 8.12.2018 bis 20.01.2019


Pressemitteilung von: Kunstverein Villa Streccius in Landau e. V.

Habitat. Vom Sich-Einrichten in der Welt

Kuratorin: Kristin Korz



Wie eine Haut umgeben Behausungen den menschlichen Körper. Diese als
Habitate geschaffenen realen Lebensräume bilden ein Innen, das sich
gegen ein Außen abgrenzt, und dies auch in Zeiten der Durchdringung
durch virtuelle Räume und digitalen Nomadentums.

Die sieben Künstler der Ausstellung befragen diesen physischen Ort in
der Welt, der sich wahrscheinlich letztlich nicht hintergehen lässt.

Mit dem grundsätzlichen Verhältnis von menschlicher Behausung und
Natur beschäftigen sich die Gemälde von Gerhard Rießbeck, wenn aus
farbigen Streifen erbaute Hausformen als Metapher des Wohnens in eine
kalte, unwirtliche Umgebung platziert sind. Dagegen scheinen in Jens
Hausmann Bildern steril geometrische Gebäude die Natur erfolgreich
verdrängt zu haben. Durch die interaktiven Gebäude-Objekte aus
transparentem Acrylglas von Tobias Zaft scheint das Licht hindurch und
es ist, als verbinde sich das Außen mit dem Innen, während sich die
architekturähnlichen keramischen Skulpturen von Stefan Engel als Raum
im Raum behaupten.

Menschenleer sind auch die in Malerei detailreich wiedergegebenen
bewohnten Interieuransichten von Sarah Zagefka und erzählen indirekt
vom tatsächlichen Leben in diesen Räumen. Joanna Schultes Fotografien
und Videos suchen nach den Spuren dieses Lebens in verlassenen
Häusern. Daneben dringen Susanna Storchs Bilder von Hochhausfassaden
von fern mit dem Blick durch die Außenhaut der Behausung und finden
den Menschen.

8. Dezember 2018 bis 20. Januar 2019

Vernissage: Freitag, 7. Dezember, 20 Uhr

Vernissage:

Begrüßung: Barbara Kleinschmidt, Vorsitzende des Kunstvereins

Grußwort: Dr. Maximilian Ingenthron, Bürgermeister der Stadt
Landau

Einführung: Kristin Korz, Kuratorin der Ausstellung

Musik: Michel Roublot & Michael Schneiders, Querflöte - Klavier

Begleitveranstaltung:

Matinée mit dem SANDRA BADAL TRIO

Jazz & Chanson

Sonntag, 13. Januar 2019, 11 Uhr

Villa Streccius

Eintritt: 5,- EUR, incl. Ausstellung

Öffnungszeiten

Di. und Mi.: 17-20 Uhr

Do. bis So.: 14-17 Uhr

Mo. geschlossen, sowie am 25. und 26. Dezember

1. Januar geöffnet: 14 - 17 Uhr

Kunstverein Villa Streccius in Landau e. V.

Südring 20, 76829 Landau/Pfalz

E-Mail: presse-kunstverein-landau@gmx.de
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AUSSTELLUNG/9604: Wien - Miro Mondo, bis 19.01.2019


Pressemitteilung von: Fotogalerie Wien

MIRO MONDO

DOMINIK BUDA, ANTYE GUENTHER, HUND & HORN, KEVIN KIRWAN, JANA MÜLLER,
CLAUDIA ROHRAUER, VIKTORIA SCHMID, LEVI VAN VELUW

Ausstellungsdauer: 27. November 2018 - 19. Jänner 2019

sponsored by: BKA Österreich; MA7-Kultur; Cyberlab



Die KünstlerInnen der Ausstellung Miro Mondo eröffnen wunderliche,
mysteriöse, manchmal surreal-fantastische Welten, die unser
vorgeprägtes Bild von Welt irritieren. Zum einen sind Situationen
inszeniert bzw. mit Versatzstücken der Realität zu neuen,
ungewöhnlichen Bildwelten montiert. Dies geschieht beispielsweise
durch die Negierung physikalischer Gesetze wie der Schwerkraft sowie
vorgeprägter Definitionen von Raum, wodurch Gleichgewicht und Ordnung
ins Wanken gebracht werden. Zum anderen gibt es Bilder aus der
(manchmal nächtlichen) Wirklichkeit, die durch bestimmte
Lichtereignisse mystisch wirken, oder auch von seltsamen Orten, die
zwar existieren, aber niemals oder selten gesehen werden oder
scheinbar das Leben auf dem Mars beweisen. Ebenso führt das
Rätselhafte, das kriminalistischen Fällen eigen ist, zu
assoziationsreichen Arbeiten zwischen Realität und Fiktion. Auch mit
(pseudo-)wissenschaftlichen Verfahren, speziellen Bildtechniken und
performativen Interventionen werden irritierende Situationen
geschaffen. Es stellt sich die (fotografische) Frage: Was ist Realität
und was Inszenierung - und ist die Inszenierung nicht auch Realität?

Dominik Buda zeigt in seinem Künstlerbuch Vollzeit zwölf in mondlosen
Nächten entstandene Bilder von leuchtenden Turmuhren in Wien. Vom
richtigen Standpunkt aus fotografiert, erinnern einige aufgrund ihrer
hohen Position an einen Vollmond. Es entsteht - auch durch die bewusst
gewählte Technik der Schwarz-Weiß-Kopie, die die Bildqualität stark
vermindert - die Illusion einer glaubhaften Situation, einer
romantischen Vollmondnacht, die vor allem im letzten Bild aufgeht.
Buda verweist hiermit auch auf die auf Zeitungspapier gedruckten
Pressefotos, die ohne beschreibenden Kontext oft nicht deutlich
erkennbar sind. Zudem enthalten diese Bilder zwischen Realität und
Fiktion zahlreiche Verweise auf den Mond, der durch seine Zu- und
Abnahme selbst Zeitanzeiger ist sowie als beeinflussender Faktor des
irdischen Lebens gilt, was den Künstler wiederum zu einem Bilderdruck
bei Vollmond veranlasst hat. Die Auflage von 40 Stück entspricht der
üblichen "vollen" Arbeitszeit, also 40 Stunden pro Woche.

Prosthesis - Simulation kit of externalised human brain tissue von
Antye Guenther setzt sich mit dem zeitgenössischen Verlangen nach
Hirnleistungssteigerungen aus semi-faktischer Perspektive auseinander
und hinterfragt mögliche Konsequenzen, die eine Erhöhung der
Hirnfunktion sowohl für den Einzelnen als auch für (zukünftige)
Gesellschaften nach sich ziehen könnte. Das Narrativ einer
südkoreanischen Forschungsgruppe, die begonnen hat, mit der
Externalisierung von zur Proliferation angeregter Hirnsubstanz zu
experimentieren - basierend auf der Annahme, dass neuronale
Regeneration, Proliferation und Konnektivität in der
neurowissenschaftlichen Literatur umfangreich beschrieben wurden -
wird innerhalb einer Performance-Lecture aufgefaltet. Diese wird sich
auch mit externalisierter Hirnmasse als Modeerscheinung und den
Problemen, die das zunehmende Auftreten von chinesischen Bootleg-
Versionen nach sich ziehen werden, beschäftigen. Wenn wir unsere
Körper so einfach verändern können wie wir unsere Kleidung wechseln,
was sollte uns davon abhalten, genau dies dann auch zu tun?

In ihren Filmen führen Harald Hund und Paul Horn lustvoll räumliche
Verhältnisse, physikalische Gesetze und die gängige Vorstellung von
Normalität ad absurdum. Das zehnminütige Video Apnoe - Teil der
Wohnserie, in der sie aufwändig Alltagsstiuationen von Menschen unter
absurden Bedingungen inszeniert haben -, beschreibt vordergründig den
Tagesablauf einer "normalen" Familie. Diese ist jedoch geänderten
Schwerkraftbedingungen unterworfen und hat somit große Probleme bei
der Bewältigung ihrer alltäglichen Tätigkeiten wie Essen, Zähneputzen
oder Frühstücken. Das Familiengefüge gerät allmählich ins Wanken und
vorgeprägte Muster und Verhaltensweisen beginnen sich aufzulösen.
"Hund & Horn entwerfen mit dem Film eine Art Mikrodrama, das mittels
Absurdität und Slapstick und vor allem ohne Belehrung den Schorf der
vermeintlich heilen Welt abkratzt" (Irene Müller).

Die Serie Heavyside von Kevin Kirwan bezieht sich auf einen Krater auf
der Rückseite des Mondes. Dieses Andere, die unsichtbare, bedrohliche
Seite von etwas sonst Vertrautem zieht sich durch die gesamte Serie,
bestehend aus Fotos, Video und Objekten, und erzeugt eine
melancholische Spannung. Diese findet sich ähnlich in den meditativen,
vielseitig interpretierbaren Landschaftsaufnahmen von Heavyside. Viele
der in den Fotografien und auch in dem Video Cathedral Rock gezeigten
Orte sind ruhig und kontemplativ: von einem mit Flechten bedeckten
Friedhof in der Nähe eines buddhistischen Tempels in Japan bis zu
einem Zierbau aus dem 19. Jahrhundert im Park eines Vororts von
Dublin. Diese monochromatischen Szenarien erinnern an Bilder aus der
Horrorliteratur des 20. Jahrhunderts, die ihre Wurzeln in der
örtlichen Historie und Psychogeografie haben und leise mit den an der
Oberfläche kaum sichtbaren, geisterhaften Spuren der jüngsten
Geschichte mitschwingen.

Die Arbeiten von Jana Müller basieren auf systematisch von ihr
angelegten Bildarchiven von Objekten, wobei durch ihre künstlerische
Bearbeitung eine zunehmende Abspaltung des Abbildes von der Realität
eintritt. "Stattdessen treten Bilder als Zeichen auf, die parallel
oder gemeinsam mit den Dingen im beengten Milieu aquarienhafter Kuben
oder zwischen Glasscheiben wie Proben unterm Mikroskop präsentiert
werden" (Susanne Prinz). Jana Müller scheint sich zu den dunkelsten
Seiten des Menschen und der Gesellschaft hingezogen zu fühlen, ebenso
wie zu allen Manifestationen des Unbewussten und Unheimlichen,
besonders wenn sie hinter der Fassade der Normalität lauern. Die in
der FOTOGALERIE WIEN präsentierte Installation, auf der Basis von
Fotografien eines Pressearchivs aus Los Angeles, führt den Besucher an
einen hypothetischen Tatort, in dem Objekte und Bilder als rätselhafte
Indizien erscheinen; Spuren, die den Betrachter auffordern, sich bei
der Suche nach der Wahrheit, die real oder mutmaßlich ist, frei in
Beziehung zu setzen.

Claudia Rohrauer interessiert sich für den scheinbaren
Beweischarakter, der dem Sofortbild wohl aufgrund der Unmittelbarkeit
der Bildentstehung in besonderem Maße zugeschrieben wird. Als Basis
ihrer Arbeiten (Evidence, Twin Sun) dienen ihr persönliche
Reisebilder. Jene eigentümliche Aura, die der Sofortbild-Ästhetik
anhaftet, verselbstständigt sich während der Entwicklungszeit:
Solarisationen und Fehlfarben, chemische Manipulationen durch den
Hersteller und handwerkliche Fehlgriffe, wie unbeabsichtigte
Doppelbelichtungen, transformieren den klassischen Reiseschnappschuss
weg von der Abbildung eines tatsächlich existierenden Ortes. Der
ursprüngliche Eindruck wird derartig verfremdet, dass im Zusammenspiel
mit der Imagination fast schon automatisch utopisch-dystopische
Vorstellungen provoziert werden. Die Sofortbilder werden zu un-
möglichen Dokumenten, die jegliches Bedürfnis nach einem
Wahrheitsversprechen der Bilder ins Absurde führen. Und dennoch könnte
für den Bruchteil einer Sekunde das "Es-ist-so-gewesen" - ein Hauch
von Realität - blitzartig auftauchen und im selben Moment wieder
verschwinden.

In ihrer filmischen Installation Ich floh davor ins Kino, wo die
Farben besser waren als in der Realität rekonstruiert Viktoria Schmid
das Verfahren des Physikers James Clerk Maxwell, mit dem 1861 das
erste Farbfoto auf Basis des additiven Farbmischverfahrens entstand.
Schmids Arbeit überträgt das frühe fotografische Farbfilmverfahren als
Filminstallation in den Raum. Der gleiche Bildausschnitt wird dreimal
hintereinander in derselben, fixen Kameraeinstellung durch je einen
grünen, blauen und roten Farbfilter auf 16mm-Schwarz-Weiß-Film
belichtet. Dadurch weicht jede Aufnahme zeitlich voneinander ab und
resultiert in einer Abweichung der herkömmlichen Farbdarstellung. Die
Filme werden als Loops durch den jeweils entsprechenden farbigen
Filter projiziert und in unterschiedlichen Stadien des Überlappens auf
drei Projektionsebenen sichtbar. Beim Erkunden des Installationsraums
erläutert sich das Verfahren den BesucherInnen. Durch ihre
Interpretation des wissenschaftlichen Farbfilmverfahrens erschafft
Schmid einen wundersamen Raum, indem das Wasser in Farben fern von der
Alltagswahrnehmung glitzert. The Collapse of Cohesion ist eine
Kurzfilmserie von Levi van Veluw auf der Basis von Zeichnungen; eine
davon zeigt einen Raum mit extrem hohen Regalen, in denen mehr als
1500 Ikosaeder platziert sind. Das gesamte Gefüge wird durch die
Regalkonstruktion und die Schwerkraft zusammengehalten, wobei ein
ständiger Urkampf zwischen dem Wunsch nach Ordnung und den Kräften der
Natur stattfindet. Plötzlich wird dieses Gleichgewicht gestört und die
Regale beginnen zu kippen. Die symmetrischen Formen der Ikosaeder
geraten außer Position, die Schwerkraft übernimmt, die Ordnung wird
zum Chaos. In Zeitlupe gefilmt wird der nur wenige Sekunden dauernde
Moment zu einem minutenlangen Schauspiel und schafft eine neue
Realität. Die Ikosaeder schweben rotierend durch die Luft, das
Glitzern des Lichts, das auf ihren Flächen reflektiert wird, enthüllt
deren Symmetrie in ihrer ultimativen Form - völlig frei, auf der Suche
nach einer neuen Ordnung.

FOTOGALERIE WIEN

Verein zur Förderung künstlerischer Fotografie und neuer Medien

Währinger Straße 59/WUK - 1090 Wien/AT

Di + Fr 14.00-19.00 Uhr, Mi + Do 12.00-19.00 Uhr, Sa 10.00-14.00
Uhr

An Feiertagen ist die Galerie geschlossen.

Tel: +43-1-408 54 62, Fax: +43-1-403 04 78

www.fotogalerie-wien.at / fotogalerie-wien@wuk.at
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FÜHRUNG/977: Leer - "Winterbilder aus Ostfriesland" in der Evenburg, 06.12.2018


Landkreis Leer

"Winterbilder aus Ostfriesland" in der Evenburg eröffnet

Leiterin des Kunsthauses führt am 6. Dezember durch die Sonderausstellung



Sehr gut besucht war die Vernissage der neuen Sonderausstellung
"Winterbilder aus Ostfriesland", die jetzt passend zur Jahreszeit im
Schloss Evenburg zu sehen ist. Die vom Kunsthaus Leer
zusammengestellte Schau zeigt in Form von Gemälden, Druckgraphiken und
Fotografien die verschiedensten Facetten des Winters. Wintertypische
Licht- und Witterungsverhältnisse, schneebedecktes Land oder die
stürmische See sind Motive, die es zu entdecken gilt. Wie farbig der
Winter sein kann, ist vielleicht die größte Überraschung der
ausgewählten Werke. Zu sehen sind Arbeiten von bereits verstorbenen
Malerinnen und Malern sowie von zeitgenössischen Künstlerinnen und
Künstlern.

Am Donnerstag, 6. Dezember, bietet die Leiterin des Kunsthauses Leer,
Susanne Augat, um 17 Uhr eine Führung durch die Ausstellung an. Die
Teilnahme ist kostenlos, eine vorherige Anmeldung jedoch beim Schloss
Evenburg unter Tel. 0491 99756000 erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 26.11.2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, D-26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 30. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





FÜHRUNG/976: Kassel - Video-Walk "Alter Bahnhof" am 2. Dezember 2018


documenta-Stadt Kassel

Alter Bahnhof Video Walk am 2. Dezember



Für den Video-Walk "Alter Bahnhof" am Sonntag, 2. Dezember, ab 11.30
Uhr gibt es noch freie Plätze. Die Teilnehmerzahl ist auf 30 Personen
begrenzt. Ausgestattet mit einem tragbaren Mediaplayer kann man einen
in Wort und Bild begleiteten Spaziergang durch den alten Hauptbahnhof
erleben. In rund 30 Minuten erfahren die Besucher jede Menge
Wissenswertes und Hintergründiges über den Bahnhof, werden mit
heiteren Geschichten, aber auch bedrückenden Themen konfrontiert.

Anmeldungen werden im Stadtmuseum unter der Telefonnummer
0561/787-4405 oder per E-Mail unter Stadtmuseum.Aufsicht@kassel.de
entgegengenommen. Anmeldeschluss ist Freitag, 30. November, 12 Uhr.
Die Teilnahmegebühr beträgt acht Euro, ermäßigt sechs Euro. Die
Ausgabe der Mediaplayer erfolgt gegen Hinterlegung eines
Personalausweises als Pfand.

Das Kunstwerk der kanadischen Künstler Janet Cardiff und George Bures
Miller entstand zur dOCUMENTA (13) im Jahr 2012. Die Ereignisse, die
sich auf dem kleinen Bildschirm zutragen, wurden vorab von den
Künstlern aufgenommen und zeigen denselben Ort, an dem sich die
Teilnehmer befinden. Indem die Besucher den bewegten Bildern folgen
und meinen, die Szenerie selbst zu filmen, vermischen sich Film und
gerade Erlebtes zu einem verwirrenden und beeindruckenden Schauspiel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 26.11.2018

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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DAS BLÄTTCHEN/1853: "White Album" von 1968


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 24 | 19. November 2018

"White Album" von 1968

von Manfred Orlick



Das Jahr 1968 war gezeichnet von politisch einschneidenden Ereignissen, die
bis heute nachwirken: US-Massaker von My Lai ... Ermordung von Martin
Luther King und Robert F. Kennedy ... Studentenunruhen mit dem 
Dutschke-Attentat ... sowjetische Panzer in Prag ... Richard Nixon neuer
US-Präsident ... Black-Power-Prostest bei den Olympischen Spielen in
Mexiko ... und ... und. Dann am 22. November (in Großbritannien und
Deutschland, in den USA am 25. November) gewissermaßen eine Versöhnung mit
den schrecklichen Jahresereignissen: die Beatles veröffentlichten ihr
neuntes Album, das schlicht "The Beatles" hieß, aber als "White Album" in
die Musikgeschichte einging.

Das Cover war ganz in Weiß gehalten - nur mit dem blindgeprägten Namenszug
"The Beatles" versehen. Nur die erfolgreichen Fab Four konnten sich so
etwas leisten. Das Cover des Vorgänger-Albums "Sergeant Pepper's Lonely
Hearts Club Band" war noch knallbunt gewesen. Nun reines Weiß als Farbe für
Frieden, Freiheit und Wahrheit, aber auch für Spiritualität. Im Februar
1968 waren die Beatles ins indische Rishikesh gefahren, um an der
Maharishis Academy of Transcendental Meditation den inneren Frieden zu
suchen. Doch die Sinnsuche verlief nicht so wie erhofft: Ringo Starr reiste
schon nach zehn Tagen ab, Paul McCartney blieb nicht wesentlich länger, zum
Schluss machten sich John Lennon und George Harrison aus dem Staub.

Dennoch gab die kurze spirituelle Erfahrung Anregungen für eine wahre Flut
neuer Songs. So schlossen sich die Beatles am 30. Mai 1968 für knapp 20
Wochen in den Abbey Road Studios ein, um an ihrem neuen Album zu tüfteln.
Aber unter den vier ehemaligen "Pilzköpfen" herrschte keine Eintracht mehr,
es fehlte der alte Zusammenhalt, jeder verfolgte eigene musikalische Ziele.
Aus den rebellierenden Jugendlichen waren individualisierte Erwachsene
geworden. George beschäftigte sich mit östlicher Philosophie, Paul mit
avantgardistischer Kunst, Ringo fand Gefallen an der Schauspielerei und
John hatte eine feste Beziehung mit Yoko Ono, die ständig im Studio
anwesend war, was bei den anderen Unmut hervorrief. Ausgerechnet der sonst
so lustige Ringo verließ genervt für zwei Wochen die Band. Nachdem das
Album schließlich im Oktober 1968 fertig war, zerstreuten sich die vier
Beatles in alle Winde. Sie trafen sich erst wieder im Januar 1969 zu den
Aufnahmen von "Let It Be" mit ihrem letzten Konzert auf dem Dach des
Apple-Gebäudes.

Doch zurück zum Doppel-Album "The Beatles", das eine ungewöhnlich lange
Spieldauer von mehr als eineinhalb Stunden hatte. Ihr Produzent George
Martin hatte vorgeschlagen, dafür 30 neue Songs auszuwählen und eine
einfache LP zu produzieren. Doch die Band wollte das Werk nicht zerstückeln
und beharrte auf einer Doppel-LP. Hinsichtlich des Vorgänger-Albums
"Sergeant Pepper" waren die Titel ein starker Kontrast. Die Beatles
scherten sich nicht mehr um gängige Ansichten, sondern überschritten hier
Musikgrenzen. Das Album beginnt mit Dröhnen und quietschenden
Flugzeugreifen des Rock-Songs "Back in the USSR" - eine humorvolle
Persiflage auf Chuck Berrys früheren Titel "Back in the U.S.A." (1959). Ein
ziemlich gewagter Titel im Kalten Krieg, denn er besang die Freude, die
Sowjetunion wiederzusehen.

Akustische Balladen wie "Dear Prudence" und "Mother Nature's Son"
kontrastierten mit Ohrwürmern wie "Long Long Long" und "Julia", dem
beschwingten "Ob-La-Di Ob-La-Da" oder dem frenetischen Hard-Rock-Titel
"Helter Skelter". Ein zentraler Titel war die experimentelle Ton-Collage
"Revolution 9", die schon avantgardistische Dimensionen hatte. Diesen
schrägen Klängen folgte das orchestrale Wiegenlied "Good Night", Lennons
Wiegenlied für seinen Sohn Julian. Viele halten jedoch Harrisons "While My
Guitar Gently Weeps" für den musikalischen Höhepunkt von "White Album"; er
ist jedenfalls zum beliebtesten Song des Albums geworden. Seine Kollegen
mochten den Song nicht sonderlich, doch Harrison lud einfach Eric Clapton
ins Studio ein. Dieser entlockte seiner Gitarre eine Melodie, die der
Aufnahme ihrem unverwechselbaren Charakter verlieh. Letztendlich war auch
Ringo mit seinem ersten eigenen Titel "Don't Pass Me by" vertreten.
Teilweise hatten die Musiker ihre Instrumente getauscht oder diverse
Studiomusiker wurden hinzugezogen.

"White Album" hatte sofort einen großen kommerziellen Erfolg - allein in
den ersten Wochen wurde es vier Millionen Mal verkauft ... und das trotz
der äußeren Nüchternheit. Aber es sollte sich von der Farbigkeit und
Üppigkeit von "Sergeant Pepper" bewusst abheben. Bei den ersten Ausgaben
wurde zusätzlich eine fortlaufende Nummerierung aufgedruckt. Dem Album
waren außerdem ein Poster und vier Porträts der Musiker (kein Gruppenfoto!)
beigefügt.

Aus Anlass des 50jährigen Jubiläums ist das "White Album" in mehreren
Sonderausgaben erschienen, teilweise gemischt und ergänzt mit zusätzlichen
Demo- und Session- Aufnahmen - eine Super Deluxe Edition für alle echten
und junggebliebenen Beatles-Fans. Die Edition Olms dagegen hat einen
Bild-Text-Band (englische Originalausgabe) beigesteuert, der die Geschichte
des Albums erzählt und mit vielen historischen Fotos illustriert. Die
wichtigsten politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Ereignisse des
Jahres 1968 werden ebenfalls kurz beleuchtet.

Brian Southall: The White Album: Revolution, Politics & Recordings,
Edition Olms, Zürich 2018, 192 Seiten, 25,00 Euro.
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Mehr als nur Päckchen

Amazons Rolle in der Militärtechnik und dem Cyber Valley

von Dominik Nicolaj Wetzel



Der US-Konzern Amazon hat sich in kürzester Zeit zu einem der
reichsten Unternehmen der Welt entwickelt. Im derzeit in
Baden-Württemberg entstehenden "Cyber Valley" will das Unternehmen in
Tübingen zu Künstlicher Intelligenz forschen. Eine Analyse der
aktuellen Firmenpolitik zeigt, dass der Konzern damit auch Überwachung
und Kriegstechnik vorantreiben kann.


Was den Reichtum ausmacht

Amazon-Gründer Jeff Bezos ist mittlerweile der reichste Unternehmer
der Welt. Mit Amazon, das 1994 als Online-Buchversand begann,[1] hat
er kürzlich den Unternehmenswert von 1 Billion Dollar geknackt und es
selbst zu einem Privatvermögen von etwa 127 Milliarden Dollar
gebracht.[2] 2013 hat Bezos sogar für rund eine viertel Milliarde die
Washington Post gekauft.

Für sein "visionäres Unternehmertum" und seine "konsequente
Digitalisierungsstrategie" der Zeitung bekam er am 24. April 2018 den
Axel Springer Award.[3]

Unter Bezos' Unternehmertum findet sich z.B. das Raumfahrtprogramm
Blue Origin. Das Projekt, das er als seine wichtigste Arbeit
bezeichnet,[4] hat zum Ziel, dass "Millionen von Menschen im Weltraum
leben und arbeiten", um die Erde zu erhalten und die unbegrenzten
Ressourcen des Weltalls anzuzapfen.[5]

Aktuell hat Amazon weltweit mehr als eine halbe Million Beschäftigte.
Der Umgang mit diesen hat dem Konzern schlechte Schlagzeilen und
Proteste eingebracht. In den USA steht Bezos' Firma unter den Top 20
derjenigen Unternehmen, die die meisten von Essensmarken abhängigen
Angestellten hat. In Arizona z.B. ist jede*r Dritte Amazon-Angestellte
abhängig von Essensmarken, in Ohio und Pennsylvania jede*r Zehnte.[6]
In Europa streiken die Angestellten gegen "Ausbeutung, Überwachung und
Kontrolle am Arbeitsplatz".[7] Durch Smart Watches überwacht der
Konzern jeden Schritt, Pausen und Toilettengänge, um die
Arbeiterschaft zu optimieren.[8]

Berühmt ist Amazon auch für seine Steuervermeidung. Die Otto-Brenner
Stiftung der IG Metall nutzt Amazon sogar als Fallbeispiel für
aggressive Steuerplanung.[9] Das Unternehmen wirtschaftet viel über
Briefkasten- und Tochterfirmen, beispielsweise in Luxemburg. Das hat
effektiv dazu geführt, dass in England traditionelle Bücherläden
11-mal mehr Steuern zahlen als der Global Player[10], lokale
Buchhändler in Deutschland zahlen "nur" dreimal mehr.[11] In den USA
hat Amazon 2017 keine Bundeseinkommenssteuer[12] gezahlt, aber
gleichzeitig 1,2 Milliarden an Steueranreizen bekommen, um seine
Infrastruktur auszubauen.[13] Für seine Firmenpolitik ist Bezos 2014
vom Internationalen Gewerkschaftsbund zum schlechtesten Boss der Welt
gekürt worden.[14]


Tübinger Connections

In Tübingen soll neben Aachen, Berlin und Dresden Amazons viertes
Forschungszentrum in Deutschland entstehen.[15] Dazu steuert das
Unternehmen 1,25 Millionen Euro bei und fördert das
Max-Planck-Institut im Rahmen des Amazon Research Awards mit 420.000
EUR jährlich. Der Konzern will laut eigenen Angaben in Tübingen
verstärkt daran forschen, dass künstliche Intelligenz visuelle Daten
verarbeiten kann, um z.B. Amazon Web Services, Alexa und das
Online-Shopping zu verbessern. Dazu hat sich Amazon zum Ziel gesetzt,
auf dem Campus innerhalb der nächsten 5 Jahre ein eigenes
Forschungsteam aus 100 Wissenschaftler*innen zusammenzustellen.[16]

Einer der Verantwortlichen ist Bernhard Schölkopf. Der Experte für
Maschinelles Lernen hat diese Sparte in Tübingen erst etabliert.[17]
Schölkopf und Michael Black sind die Direktoren des Tübinger
Max-Planck-Instituts für Intelligente Systeme.[18] Black hat unter
anderem eine Software entwickelt, mit der Menschen einen virtuellen
Zwilling erstellen können, um Kleidung in der digitalen Welt
anzuprobieren. Sein Start-Up "Body Labs", mit dem er die Cyberumkleide
zum Onlineshopping erfand, wurde 2017 für $ 50-100 Mio. an Amazon
verkauft.[19]


Der Kunde ist König

Amazon will das kundenfreundlichste Unternehmen der Welt sein.[20] Was
die Kundin will, wird produziert - auch wenn diese die Regierung und
Polizei ist.

Identifizieren, Verfolgen und Analysieren, dazu soll Amazons
Gesichtserkennungssoftware "Rekognition" fähig sein.[21] Das
Unternehmen wirbt damit, dass das Programm 100 Gesichter in einem Bild
identifizieren kann und es der Polizei so erleichtert Verdächtige zu
finden. Die Software soll sogar einzelne Menschen in einer Gruppe
verfolgen und Stimmungen aufgrund von Gesichtsanalyse bestimmen
können.[22] Als die Angestellten Amazons von dem Deal mit der
US-Regierung erfuhren, schrieben sie einen offenen Brief an ihren
Chef. In diesem forderten sie dazu auf, aufzuhören, Infrastruktur an
Polizeieinheiten wie ICE[23] oder Homeland Security bereitzustellen.
Die Angestellten Amazons mahnten die Macht ihrer Software an, den
Überwachungsstaat zu fördern, Militarisierung voranzutreiben und
Aktivisten ins Visier zu nehmen. Angesichts der "unmoralischen
Politik" der USA und der zunehmend unmenschlichen Behandlung von
Zufluchtsuchenden verwiesen sie auf IBMs Rolle während des
Nationalsozialismus und forderten, nicht den gleichen Weg zu
gehen.[24] IBM hatte der NSDAP damals Lochkartentechnologie
bereitgestellt, die es der Hitler-Regierung ermöglichte, die
Bevölkerung effizient zu kategorisieren und katalogisieren.[25] Darauf
entgegnete Amazon Web Services Vize-Präsidentin Teresa Carslon, Amazon
sei seinen Kunden verpflichtet und versicherte "unumstößliche"
Unterstützung für die US-Regierung und Kunden innerhalb anderer
Regierungen. Der Konzern hat sich selbst keine roten Linien oder
Standards gesetzt, was er im Bereich Militärtechnik tut oder
unterlässt.[26]


Der Rüstungskonzern Amazon

Die Militärzusammenarbeit wächst. Wikileaks hat veröffentlicht, dass
Amazon seit 2013 über den Planeten verteilt - aber auch in Deutschland
- Server und Clouddienste für die CIA bereitstellt. Dafür bekam Amazon
von der US-Regierung 600 Millionen US-Dollar, damit Geheimdienste
sicher Informationen austauschen können. Derzeit ist Amazon der
führende Bewerber um den Vertrag zur Umsetzung des JEDI-Programms[27]
des US-Verteidigungsministeriums, der auf 10 Mrd. US-Dollar geschätzt
wird.[28] Die Joint Enterprise Defense Infrastructure soll die
Sicherheit und Datenzugänge des Militärs verbessern und es
Geheimdiensten vereinfachen, Cloud Dienste anzupassen, zu benutzen[29]
und Bodentruppen diese Informationen bereitzustellen.[30] Wer die
Gewinnerin des 10-jährigen Vertrages sein wird, wird im April
verkündet. Aufgrund der bestehenden Zusammenarbeit ist es sehr
wahrscheinlich, dass Bezos' Firma den Zuschlag bekommt. Die
Unternehmen Oracle und IBM hatten sogar protestiert, dass Amazon in
der Bewerbung um den Vertrag unfair bevorzugt wird.[31]

Dana Deasy, Abteilungsleiter für Informationsmanagement des
US-Verteidigungsministeriums, beschrieb JEDI als eine Initiative,
welche die Art und Weise "Kriege zu führen und zu gewinnen"
revolutionieren wird.[32]

Eng verwandt damit ist auch Projekt "Maven". Dabei handelt es sich um
ein Projekt des US-Militärs, in dem Künstlicher Intelligenz
beigebracht werden soll, Drohnenoperatoren das Erkennen von Zielen zu
erleichtern. Es geht darum, der gewaltigen Datenmengen Herr zu werden,
und es den Computern zu ermöglichen, Objekte (Autos, Gebäude,
Menschen) zu erkennen und zu klassifizieren.[33] Bislang arbeitet
Google noch an dem Projekt, hat aber angekündigt, bis 2019
auszusteigen[34], nachdem zwölf Angestellte des Unternehmens aus
Protest gekündigt und etwa 4.000 in einer Petition gefordert hatten,
die Zusammenarbeit mit dem Pentagon zu unterbinden.[35] Die
Entwicklung in diesem Bereich verläuft beeindruckend schnell. Im Krieg
gegen den IS im Irak und Syrien z.B. wird diese Technologie schon
verwendet.[36] Geleakten Emails zufolge hat auch Amazon Web Services
schon einiges an Arbeit in dem Projekt geleistet. Verantwortliche von
Google machten deutlich, dass das Projekt Maven direkt im Zusammenhang
mit einem großen, mehrere Milliarden schweren Cloud-Vertrag -
mutmaßlich JEDI - steht.[37]

Was genau Amazon Web Services bei Projekt Maven geleistet hat, ist
bisher nicht bekannt. Weder hier noch beim JEDI-Vertrag lässt sich
bisher klar voraussagen, dass Amazon den Zuschlag bekommen und genau
an diesen Projekten arbeiten wird. Es ist jedoch deutlich zu
beobachten, dass Amazon nicht abgeneigt ist, sich weiter in Sachen
Militär und Überwachung zu engagieren. In der Universitätsstadt
Tübingen sind mit dem Max-Planck-Institut für Intelligente Systeme und
dem darum wachsenden Cyber Valley die richtigen Voraussetzungen für
selbstlernende Maschinen gegeben, um die gefragten Sparten, wie
Maschinelles Sehen sowie die Verarbeitung von Big Data, deutlich voran
zu bringen.
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Sieg oder Niederlage?

von Victor Grossman



Wer siegte bei den US midterms, den Halbzeitwahlen, wer verlor?
Die Antwort lautet: sowohl die Demokraten als auch die Republikaner!
Die Antwort auf die Frage, ob die amerikanische Bevölkerung von den
Wahlergebnissen profitieren wird, steht allerdings noch aus.

Trotz seiner üblichen Arm-, Hand- und Fingerbewegungen basierten
Donald Trumps Triumphrufe kaum auf Fakten, auch wenn die große "blaue
Welle", welche sich die Demokraten herbeigewünscht hatten, nicht
heranrollte. (Neben den bewährten Esel- und Elefantensymbolen steht
heutzutage, wer weiß warum, blau für Demokraten und rot für
Republikaner.)

Dass die Demokraten die Mehrheit im Repräsentantenhaus gewannen,
überraschte wenig. Auch wenn Trump diesen Verlust durch das
schlagzeilenträchtige Feuern des Justizministers zu überspielen
versuchte, konnte er nicht leugnen, dass er nicht mehr alle drei
Machtzentren beherrscht: Legislative, Exekutive und Judikative. Das
Ergebnis kann für ihn folgenschwer sein, zum Beispiel hinsichtlich der
Veröffentlichung der ihm zugeschriebenen illegalen Steuertricksereien.
Auch wenn Trump versucht, durch das Erlassen von Dekreten das
gesetzgebende Repräsentantenhaus zu umgehen, wird der Verlust der
dortigen Mehrheit seinen freien Flug erschweren - sicherlich ein
Gewinn für die meisten Amerikaner.

Doch noch immer stehen 40 Prozent der Wählerschaft hinter Trump. Das
hat dazu geführt, dass auch einige sogenannte moderate Republikaner
näher an den starken Mann heranrücken. Um die Gunst der Wähler zu
wahren und zu mehren, setzt Trump zunehmend auf Rassismus, auf Hass
und rohe Gewalt. Im Wahlkampf zielte sein Geifern dieses Mal weniger
gegen Muslime, sondern vor allem gegen die "Karawane" der Ärmsten aus
Mittelamerika, die in Richtung der US-Südwestgrenze strebt, aus den
Heimatländern vertrieben durch die Ausbeutung der USA und deren
Begünstigung jeglicher Diktatoren. Aus wahltaktischen Gründen sind die
Flüchtenden "Gefährder", die "unsere Heimat" bedrohen. Das erinnert an
Äußerungen von Pegida, AfD und auch gelegentlich solche von CDU/CSU.
Trump will Tausende von schießwilligen Uniformierten gegen die
Verzweifelten losschicken! Und wohl nicht nur gegen sie.

Dass die Demokraten die Mehrheit im Senat kaum erreichen konnten, war
vorauszusehen; in diesem Jahr mussten viel mehr Demokraten kandidieren
(alle zwei Jahre steht das Drittel der Senatoren zur Wahl, deren
sechsjährige Amtszeit gerade ausläuft). Es gab dennoch Überraschungen
- und Ungerechtigkeiten. Auf jeden der 50 Bundesstaaten, ob groß oder
klein, entfallen zwei Senatorensitze. Das bedeutet, dass die 40
Millionen Bewohner Kaliforniens nicht stärker vertreten sind als die
580.000 von Wyoming oder anderer, meist ländlicher, konservativer
Bundesstaaten. Es gibt Ausnahmen: Das kleine, ländliche Vermont mit
623.000 Einwohnern wählt immer wieder den (Sozial-)Demokraten Sanders!

Die Wahlen waren von bösen Schikanen begleitet: In Florida durfte
keiner, der jemals im Gefängnis gesessen hatte, wählen. Im Jahr 2020
wird das wegen eines Referendums anders sein, jetzt aber galt diese
Regelung noch und betraf 1.400.000 Menschen, davon 400.000
Afroamerikaner. Eine offen rassistische Kampagne führte außerdem dazu,
dass der erste afroamerikanische Gouverneurskandidat, Andrew Gillum,
mit 49,1 Prozent gegenüber 49,6 Prozent seines Gegenkandidaten verlor,
das entsprach 43.000 von mehr als acht Millionen Stimmen insgesamt. Es
erfolgte Nachzählung per Hand, durch die das ursprüngliche
Wahlergebnis inzwischen bestätigt wurde.

Noch krasser waren die Schikanen im benachbarten Georgia: Die
erstmalige Wahl einer afroamerikanischen Gouverneurin, Stacy Abrams,
misslang. Ihr rassistischer Gegner erhielt 50,3 Prozent der Stimmen.
Es stellte sich heraus, dass etliche Briefstimmen nicht gezählt worden
waren, dass viele Wahlzettel und Wählerstimmen wegen Kleinstfehlern
- oder reiner Willkür - ungezählt blieben, und dass der Staatsbeamte,
der für die Wahlentscheidung zuständig ist, ausgerechnet ihr
Gegenkandidat ist! Stacy Abrams kämpft noch um eine Neuauszählung und
vielleicht eine Wahlwiederholung.

Auch wenn Gillum und Abrams durch Rassismus geschlagen wurden - die
Knappheit des Ergebnisses zeigt, dass auch im tiefen Süden neue,
starke Strömungen entstanden sind. Das gilt auch für Texas und andere
Bundesstaaten.

Damit stößt man auf einen Widerspruch. Die Parteiführer der
Demokraten, wie die Clintons und Barack Obama, wollen zwar die
Republikaner besiegen und verhindern, dass Trump 2020 zum zweiten Mal
ins Weiße Haus einzieht, doch an linken Strömungen haben sie kein
Interesse. Sie setzen auf das Establishment und auf die erklecklichen
Geldspenden der Konzerne, etwa aus dem Finanz- und High-Tech-Sektor,
die dafür auch einen Gegenwert erwarten. Diese Firmen verstehen sich
mit beiden Parteien gut, wenn es darauf ankommt, ebenso die 
umwelt-zerstörenden Öl-Pipeline-Riesen. Beide Parteien stellen sich auch mit
den Rüstungsunternehmen gut und betreiben eine entsprechende
Außenpolitik. Manche Hoffnungen, dass Trump zu einer
Entspannungspolitik bereit wäre, erwiesen sich als kurzlebig - außer
vielleicht im Falle von Nordkorea. Doch die Demokratische Partei,
allen voran Hillary Clinton, steht erst recht für ein weiteres
waffenstarrendes Streben nach Welthegemonie, mit antirussischem Fokus,
der nur allzu sehr an die Position und die Forderungen von Ursula von
der Leyen erinnert.

Wir haben also einerseits einen unkalkulierbaren Präsidenten, der auf
Rassismus und rechte Gewalt baut, und andererseits eine Partei, die
zwar innenpolitisch nicht gar so blutrünstig agiert, dafür aber
aggressive Russenhetze und Außenpolitik betreibt. Bleibt also die
Bevölkerung, von der etwa 60 Prozent Trump ablehnen, aber - auch den
Clinton-Leuten nicht trauen. Bei den Halbzeitwahlen musste man den
Stimmungen gerade dieses Wählerteils nachgehen. Das führte in einigen
Staaten zu unerwarteten Siegen der Linken, manchmal zu knappen
Niederlagen. Die Erfolge basierten zum Teil, trotz mancher
Widersprüche, auf der mutigen Kampagne von Bernie Sanders. Ein
Glanzpunkt war der Sieg der 29-jährigen Alexandria Ocasio-Cortez in
New York, die offen als Sozialistin auftrat, gefolgt von einer jungen
Afroamerikanerin aus Boston/Massachusetts: Ayanna Presley. Eine
energische Anwältin aus dem Bundesstaat Michigan, Rashida Tlaib,
Tochter eines palästinensischen Immigranten, zieht als erste Muslima
in den Kongress ein. Weitere Erfolge errangen unter anderem die aus
Somalia stammende Ilham Omar in Minnesota, zwei Uramerikanerinnen
sowie ein schwuler Gouverneur in Colorado. Mehr Frauen als je zuvor
konnten sich durchsetzen. Viele von ihnen setzten sich ein für
Gesundheitsthemen, für kostenlose Hochschulbildung, gegen die grausame
Behandlung von Ausländer*innen, gegen die Brutalität der Polizei, der
Gerichte und der Haftanstalten besonders gegen Afroamerikaner*innen.
Manche der führungsnahen Demokraten schwiegen zu diesen linken
Forderungen, manche nahmen sie auf - zumindest während der
Wahlkampagne. Was die Neuen zur Außenpolitik - und zu Waffen - sagen,
wird äußerst wichtig sein. Auf alle Fälle scheint sicher, dass die
Atmosphäre im Repräsentantenhaus ab Januar anders sein wird als zuvor.

 * 

Quelle:
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PREIS/2212: Tagung und Preisverleihung - Medienethik-Award für Ranga Yogeshwar und Matthias Martin Becker (idw)


Hochschule der Medien Stuttgart - 27.11.2018

Tagung und Preisverleihung: Medienethik-Award für Ranga Yogeshwar und
Matthias Martin Becker



Bereits zum 15. Mal verleihen Studierende der Hochschule der Medien
Stuttgart (HdM) den Medienethik-Award META für herausragende
journalistische Beiträge. Am 5. Dezember werden die Journalisten Ranga
Yogeshwar und Matthias Martin Becker die Preise entgegennehmen. Die
Verleihung findet ab 10 Uhr zu Beginn der IDEepolis-Tagung 2018 des
Instituts für Digitale Ethik (IDE) an der HdM statt, die sich um
Digitalisierung und Demokratie dreht. Im Mittelpunkt der Tagung steht die
Frage, welche Rolle Medien und Kommunikation mit ihren vielfältigen neuen
Möglichkeiten für die demokratische Gesellschaft haben und ebenso die zu
berücksichtigenden negativen Auswirkungen.

Zu den Referenten zählt etwa Prof. Dr. Volker Lilienthal, Universität
Hamburg, der fragt, ob Journalismus die Demokratie schützen kann, oder der
Journalist, Autor, YouTuber Rayk Anders ("Eure Dummheit kotzt mich an"),
der über organisierten Hass im Netz spricht.

Um "Freiheit 2.0." geht es bei Dr. Stefan Brink, Landesbeauftragter für
Datenschutz und Informationsfreiheit des Landes Baden-Württemberg, und dem
Konzeptkünstler Florian Mehnert.

Ranga Yogeshwar erhält den Medienethikaward in der Kategorie Zeitung,
Matthias Martin Becker in der Kategorie Radio. Für den META 2018
wertete eine Jury aus Studierenden zwei Semester lang Medienbeiträge zum
Thema "Digitalisierung und Demokratie" aus. Im Rahmen des interdisziplinär
angelegten Projekts sichtete und diskutierte die Gruppe aus 44 jungen
Erwachsenen Zeitungsartikel und Radiosendungen zu Themen wie Fake News,
Social Bots, Datenmissbrauch und Medienregulierung. Zusätzlich zu ihrer
Jurytätigkeit übernehmen die Studierenden unter der Betreuung von Prof.
Dr. Petra Grimm und Karla Neef, wissenschaftliche Mitarbeiterin im
Studiengang Medienwirtschaft, die Planung, Organisation und Kommunikation
der Preisverleihung.

"Der diesjährige META widmet sich der Frage, inwieweit digitale Systeme
und deren Nutzung demokratische Strukturen destabilisieren können und
welche Folgen damit einhergehen. Dass die Preisträger diese Entwicklung
kritisch und umfassend betrachten sowie die ethische und gesellschaftliche
Relevanz des Themas reflektieren, verdient ein besonderes Lob", erläutert
die Initiatorin des Preises, Prof. Dr. Petra Grimm.

Seit 2003 wird der META von einer jährlich wechselnden Jury aus
Studierenden als Qualitätssiegel für wertebewusste und ethisch orientierte
Medieninhalte verliehen. Die "MediaCharta", ein eigens für die
Auszeichnung entwickelter Kriterienkatalog, bildet die
Bewertungsgrundlage, anhand derer die zahlreichen journalistischen
Beiträge bewertet und schließlich die Gewinner gekürt werden. Mit der
Vergabe des Preises sollen Medienschaffende und die Gesellschaft für
medienethische Fragestellungen sensibilisiert werden. Das Projekt META
wurde 2011 mit dem baden-württembergischen Landeslehrpreis ausgezeichnet.


Gäste, die an der Tagung und der Preisverleihung teilnehmen
möchten, sind herzlich willkommen und können sich unter
www.hdm-stuttgart.de/meta anmelden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution420

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule der Medien Stuttgart, 27.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FILM/1600: rbb - Märchenhafte Weihnachten an den vier Adventssamstagen (rbb)


rbb - Rundfunk Berlin-Brandenburg

Märchenhafte Weihnachten im rbb Fernsehen

01., 08., 15. und 22. Dezember im rbb Fernsehen



Das rbb Fernsehen präsentiert an den vier Adventssamstagen (01., 08., 15.
und 22. Dezember) die Reihe "Märchenhafte Weihnachten" und sendet von 09.00
Uhr bis 17.25 Uhr zauberhafte Märchenfilme aus verschiedenen Ländern und
Jahrzehnten. Mit dabei sind u. a. DEFA-Märchenklassiker wie "Die Geschichte
vom kleinen Muck" (1953) oder "Schneewittchen" (1961), die tschechischen
Produktionen "Der Prinz und der Abendstern" (1978) oder "Prinzessin Julia"
(1988) sowie die Verfilmungen "Frau Holle" (2008) oder "Der Schweinehirt"
(2017) aus der erfolgreichen ARD-Reihe "Sechs auf einen Streich". Außerdem
zeigt das rbb Fernsehen das Making of zur aktuellen
ARD/rbb-Märchenverfilmung "Die Galoschen des Glücks" (22. Dezember um 13.45
Uhr). Die Dreharbeiten fanden im Sommer 2018 in Brandenburg auf Schloss
Stülpe und im Studio Babelsberg statt. Fernsehpremiere für "Die Galoschen
des Glücks" ist am 2. Weihnachtstag um 13.15 Uhr im Ersten.

Am vierten Adventssamstag, dem 22. Dezember 2018, heißt es "Märchenhafte
Weihnachten mit Nadine Heidenreich". Die Moderatorin führt durch das
Programm und präsentiert nach den Märchenfilmen um 16.55 Uhr in der Sendung
"Von Engeln und Helfern" die schönsten Geschichten aus der großen zibb
Weihnachtsaktion "Die Danke sagen". Zuschauerinnen und Zuschauer haben die
Möglichkeit, sich im rbb Fernsehen bei hilfsbereiten Menschen zu bedanken,
die ihre "Helden und Engel des Alltags" sind.

Den Auftakt zur Reihe "Märchenhafte Weihnachten" macht am 01. Dezember 2018
um 09.00 Uhr der tschechische Märchenfilm "Der dritte Prinz" (1982) mit
Libuše Šafránková und Pavel Trávníček in den Hauptrollen. Beide spielten
schon zusammen im beliebten Weihnachtsklassiker "Drei Nüsse für
Aschenbrödel" (1973).

 * 

Quelle:

rbb - Rundfunk Berlin-Brandenburg

Standort Berlin - Masurenallee 8-14, 14057 Berlin

Standort Babelsberg - Marlene-Dietrich-Allee 20, 14482 Potsdam

Telefon: 0331 / 97 99 3 - 0

E-Mail: internet@rbb-online.de

Internet: http://www.rbb-online.de
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FILM/1599: BR - "Die Puppenspieler" von Tanja Kinkel, 1.12.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 19. November 2018

Romanverfilmung

BR-Koproduktion "Die Puppenspieler" erstmals im BR Fernsehen

Regie: Rainer Kaufmann

Drehbuch: Kathrin Richter und Jürgen Schlagenhof (nach dem
gleichnamigen Roman von Tanja Kinkel)

Samstag, 1. Dezember 2018, 23.30 - 01.00 Uhr



Am Samstag, 1. Dezember 2018, zeigt das BR Fernsehen erstmals den
historischen Zweiteiler "Die Puppenspieler" (ARD Degeto, BR, NDR), der
nach dem gleichnamigen Erfolgsroman von Tanja Kinkel Fakten und
Fiktion im Übergang vom Mittelalter zur Renaissance zu einem
bildgewaltigen, faszinierenden Epos verwebt.

Unter der Regie von Rainer Kaufmann kam für die Dreharbeiten in
Tschechien, Italien und Bayern mit Herbert Knaup, Samuel Schneider,
Helen Woigk, Rainer Bock und Ulrich Matthes u.a. ein hochkarätiger
Cast zusammen. "Die Puppenspieler" ist nach Ausstrahlung sieben Tage
in der BR Mediathek www.br.de/mediathek abrufbar.


Inhalt

Ende des 15. Jahrhunderts spürt mancher Kirchenmann schon den Hauch
der Renaissance und des Humanismus - einige zweifeln gar daran, dass
es Hexen und Dämonen auf der Erde gibt! Nicht so der Inquisitor
Heinrich Institoris (Philipp Moog), der die Mutter (Veronika
Strapková) des Klosterschülers Richard (Samuel Schneider, Petr Cemper)
auf den Scheiterhaufen schickt, nachdem diese der Hexerei bezichtigt
wurde. Der Augsburger Großkaufmann Jakob Fugger (Herbert Knaup) nimmt
sich des Jungen an - und während Fugger seinen beträchtlichen Einfluss
geltend macht, um den gewünschten Kandidaten bei der anstehenden
Papstwahl durchzusetzen, lernt Richard an seiner Seite die Kunst der
Manipulation, die auch im Kampf gegen die Inquisition sicherer ins
Ziel führt als blinde Rache.


Infos zum Film

Darsteller: Herbert Knaup (Jakob Fugger), Samuel Schneider (Richard),
Petr Cemper (junger Richard), Sascha Alexander Gersak (Anton
Eberding), Helen Woigk (Saviya), Philipp Moog (Heinrich Institoris),
Rainer Bock (Kardinal della Rovere), Ulrich Matthes (Kardinal Borgia)
u.a.

Redaktion: Stefan Kruppa (ARD Degeto), Stephanie Heckner (BR), Daniela
Mussgiller (NDR)

Produktion: Ziegler Film und Zieglerfilm München (Produzentinnen:
Regina Ziegler, Barbara Thielen) in Koproduktion mit ARD Degeto, BR,
NDR sowie MIA Film, gefördert von Tschechischer Staatsfonds der
Kinematografie, FFF Bayern, nordmedia Film- und Mediengesellschaft
Niedersachsen/Bremen

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 19. November 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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FEATURE/1150: Deutschlandfunk Kultur - Die griechische Schriftstellerin Amanda Michalopoulou, 1.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Blick des Dichters saugt die Welt auf und verändert
sie

Ein Höramalgam über die griechische Schriftstellerin Amanda
Michalopoulou

Von Andra Joeckle

Deutschlandfunk Kultur 2018/ca. 54'

Feature

Samstag, 1. Dezember 2018, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Amanda Michalopoulou sitzt im Olymp der griechischen Schriftsteller.
Sie fabuliert mit Biss, stimmlich bunt, und gleitet gern in die Welt
hinter den Dingen, etwa in ihrem Familienroman 'Oktopusgarten'. Nach
sieben Jahren in Berlin zieht sie 2010 ins Krisen-Griechenland zurück.
Jenseits von Akropolis und Ouzo geht es zu Schauplätzen in Amandas
Leben und Werk: magische Männerkaffeestuben, Plätze der Revolte und
singulärer Hässlichkeit, in den Taumel mediterraner Lebenslust.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 20. November 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1795: Deutschlandfunk - Armenien zwischen tektonischen Verwerfungen und politischen Grenzen, 1.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Armenien - zwischen tektonischen Verwerfungen und politischen
Grenzen

Von Christoph Kersting

Reportage in fünf Teilen

Gesichter Europas

Samstag, 1. Dezember 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Konflikt um Berg-Karabach, der Völkermord durch Soldaten des
Osmanischen Reiches - das sind Assoziationen, die viele Menschen in
der Regel mit Armenien verbinden. Der ehemalige Sowjetstaat im
Kaukasus befindet sich auch heute in schwieriger Nachbarschaft. Der
Gebietsstreit mit Aserbaidschan dauert an, die Grenzen zur Türkei sind
geschlossen. Zudem leidet das Land noch immer an den Folgen des
schweren Erdbebens von 1988. Der neue Regierungschef Nikol Paschinjan
hat der Korruption im Land den Kampf angesagt, steht allerdings damit
unter Beobachtung des langjährigen Verbündeten Russland - aus Moskau
kam die Warnung, Eriwan solle juristisch nicht gegen ehemalige
Funktionäre vorgehen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 20. November 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1865: Bocholt - Smartphone- und PC-Sprechstunden für Senioren, 3., 4., 11. und 18.12.2018


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Senioren: Fit im Umgang mit PC und Smartphone

"PC-Sprechstunde" der Gruppe "Mouse Mobil"



Bocholt (PID). Die ehrenamtlich tätige Gruppe "Mouse Mobil" bietet
auch im Dezember wieder an drei unterschiedlichen Standorten offene
PC-Sprechstunden für Senioren an. Am Montag, 3. Dezember 2018, findet
eine Sprechstunde im Ludgerushof, Glockenstraße 6a in Spork, und am
Montag, 10. Dezember 2018 im Apollonia Diepenbrock Haus, Molktestraße
4, statt. Die Schnupperstunden dauern jeweils von 10 bis 11:30 Uhr.
Der Schnupperkurs ist kostenlos.

Neben den oben genannten Sprechstunden findet die offene
PC-Sprechstunde jeden Dienstag (4., 11. und 18. Dezember 2018) von
11:00 bis 12:30 Uhr in der Freiwilligenagentur auf der
Langenbergstraße 18 statt.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer können bei der Sprechstunde mehr zu
den Themen "Sicherheit im Internet" oder "interessante Internetseiten
und Apps" erfahren. Auch besteht die Möglichkeit sich mit anderen
Senioren im individuellen Gespräch zum Thema PC auszutauschen.
Mouse Mobil ist eine ehrenamtliche Projekt-Gruppe von "Engagiert in
Bocholt", die sich zum Ziel gesetzt hat, älteren Menschen in Bocholt
den Zugang zum Computer und Smartphone zu erleichtern. Initiatoren von
"Engagiert in Bocholt" sind das Seniorenbüro der Stadt Bocholt, der
Verein Leben im Alter und die Stadtsparkasse Bocholt.

Mehr Informationen zu Angeboten von "Mouse Mobil" erteilt das
Seniorenbüro der Stadt Bocholt unter Tel. 02871 953-758.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.11.2018

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Karsten Tersteegen, Amke Derksen, Bruno Wansing

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571

Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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KURSUS/1864: Unna - Einführungskurs in den Speicherdienst DropBox am 07.12.2018


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Einführungskurs in den Speicherdienst DropBox



Kreisstadt Unna. VHS bietet einen Einführungskurs zur Nutzung des
Speicherdienstes DropBox an. Dropbox bietet kostenlosen Speicherplatz,
der unabhängig von einem bestimmten Gerät überall genutzt werden kann.
Mit DropBox werden Fotos, Dokumente und Videos zentral auf einem
Server bzw. Rechner gespeichert und für Computer und mobile Geräte wie
Smartphones und Tablets verfügbar gemacht. Der Speicherplatz selbst
ist sicher und bequem über die DropBox-Website erreichbar.

In dem Workshop der VHS erstellen die Teilnehmenden ein eigenes
DropBox-Konto und richten sich ihren individuellen Speicherplatz ein.
Außerdem machen sie sich mit der Bedienung von DrobBox vertraut.

Das Seminar "Einführung in DropBox" mit der Kursnummer 182-4158 findet
Freitag, 7. Dezember 2018 von 18 bis 21:45 Uhr im Raum 006 im zib
statt. Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt 19 Euro.
Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 48 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Internet - Netzwerk" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -
714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.11.2018

Kreisstadt Unna - Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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ARBEITSMEDIZIN/477: Forschung - Früherkennung von Mesotheliomen erstmals möglich (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 27.11.2018

Früherkennung von Mesotheliomen erstmals möglich



Das maligne Mesotheliom ist ein Krebs, der unter anderem das Rippen- und
Lungenfell sowie das Bauchfell befällt. Ausgelöst wird es durch das
Einatmen von Asbestpartikeln. Es ist kaum frühzeitig zu erkennen, bisher
unheilbar und führt meist nach kurzer Krankheit zum Tod.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der Ruhr-Universität Bochum
(RUB) ist es nun gelungen, Biomarker im Blut von Patienten zu
identifizieren, die es ermöglichen, die Krankheit ein Jahr früher zu
diagnostizieren, als dies bisher der Fall war. Die
Behandlungsmöglichkeiten verbessern sich dadurch deutlich.

Über ihre Ergebnisse berichteten Dr. Georg Johnen und weitere Mitarbeiter
des Instituts für Prävention und Arbeitsmedizin der Deutschen Gesetzlichen
Unfallversicherung, Institut der RUB (IPA), am 25. September 2018 im Open
Access Journal "Scientific Reports".

Kombination von Biomarkern

Die Forscherinnen und Forscher führten für ihre Studie eine kombinierte
Blutanalyse für die Mesotheliom-spezifischen Biomarker Calretinin und
Mesothelin durch. "Biomarker sind Substanzen, die im Körper als Folge von
bestimmten Erkrankungen oder sogar bereits im Vorfeld einer Erkrankung
auftreten können", erklärt Georg Johnen, Leiter des Kompetenzzentrums
Molekulare Medizin am IPA und Leiter der Studie. "Erstmalig haben wir ein
Verfahren zur Früherkennung von Mesotheliomen geprüft, bei dem die
Patienten nicht durch invasive Eingriffe oder Strahlung belastet werden",
so Johnen weiter.

"Mit der Kombination dieser Marker sind wir nun in der Lage, die
Früherkennung asbestbedingter Mesotheliome deutlich zu verbessern",
ergänzt Prof. Dr. Thomas Brüning, Institutsdirektor des IPA, "denn bis zur
Hälfte der Tumoren können mithilfe der Tests ein Jahr vor der bisher
möglichen klinischen Diagnose entdeckt werden. Das verbessert die
Behandlungsoptionen deutlich." Bislang ist die Behandlung nur sehr
eingeschränkt möglich, da das Mesotheliom meist erst in einem späten
Stadium entdeckt wird.

Studie zur Krebsfrüherkennung macht Ergebnisse erst möglich

Erzielt wurden die Ergebnisse im Rahmen der vom IPA gemeinsam mit
verschiedenen Unfallversicherungsträgern durchgeführten Studie "Molekulare
Marker zur Krebsfrüherkennung" kurz Momar. Teilgenommen haben fast 2.800
versicherte Personen, die eine Asbest-Staublungenerkrankung oder eine
durch Asbest verursachte Erkrankung des Brustfells haben. Sie ließen zehn
Jahre lang regelmäßig ihr Blut auf mögliche frühe Hinweise auf ein
Mesotheliom untersuchen. "Hiermit konnten wir eine große Anzahl von Proben
aus dem Vorfeld der Erkrankung sammeln, was es so bisher noch nicht
gegeben hat", so Johnen.

Hilfe für Menschen, die mit Asbest gearbeitet haben

Prof. Dr. Joachim Breuer, Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen
Unfallversicherung, unterstreicht die große Bedeutung der Ergebnisse für
die Betroffenen: "Damit werden zukünftig versicherte Personen, die durch
die nachgehende Vorsorge betreut werden und die ein erhöhtes Risiko für
die Entwicklung eines Mesothelioms zeigen, nun auch die Chance auf eine
frühzeitigere Behandlung haben." Die nachgehende Vorsorge ist ein Angebot
der gesetzlichen Unfallversicherung. Hier werden asbestexponierte
Beschäftigte in regelmäßigen Zeitabständen intensiv beraten, untersucht
und persönlich betreut.

Zwischen Asbestkontakt und Ausbruch der Krankheit liegen viele Jahre

Obwohl es vor mehr als 25 Jahren in Deutschland verboten wurde, Asbest zu
verwenden oder in Umlauf zu bringen, sind die Zahlen Asbest verursachter
Berufskrankheiten weiter hoch. Die Ursache hierfür liegt in der langen
Latenzzeit zwischen der Exposition gegenüber Asbest und dem Ausbruch der
Krebserkrankungen. Mehr als die Hälfte der Todesfälle aufgrund von
Berufskrankheiten gehen laut Statistik der gesetzlichen Unfallversicherung
auf Asbest zurück.


Das Institut für Prävention und Arbeitsmedizin der DGUV

Das IPA - Institut für Prävention und Arbeitsmedizin der Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung ist als Institut der RUB an der
Schnittstelle zwischen arbeitsmedizinischer Forschung und der Praxis für
den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz und in Bildungseinrichtungen
positioniert.

Zum einen ist es daher für die medizinisch-akademische Forschung und Lehre
im Fach Arbeitsmedizin der RUB verantwortlich; zum anderen unterstützt das
IPA die gewerblichen Berufsgenossenschaften, die Unfallkassen und die
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben.


Originalpublikation:

Georg Johnen et al.: Prediagnostic detection of mesothelioma by
circulating calretinin and mesothelin - a case-control comparison nested
into a prospective cohort of asbestos-exposed workers, in: Scientific
Reports, 2018, 

Doi: 10.1038/s41598-018-32315

Weitere Informationen finden Sie unter

https://news.rub.de/presseinformationen/wissenschaft/2018-11-27-arbeitsmedizin-frueherkennung-von-mesotheliomen-erstmals-moeglich

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum - 27.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GERIATRIE/298: Verbesserung der altersmedizinischen Versorgung gefordert (BAGSO)


Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen (BAGSO) e.V.

Pressemitteilung - Bonn (BAGSO), 27.11.2018

BAGSO fordert Verbesserung der altersmedizinischen Versorgung



In Deutschland leben immer mehr ältere und sehr alte Bürgerinnen und Bürger. Mit
zunehmendem Alter werden Menschen jedoch häufiger krank. Das Risiko chronischer
und mehrfacher Erkrankungen steigt, ebenso das Risiko von Pflegebedürftigkeit. Auf
den wachsenden Bedarf an altersmedizinscher, also geriatrischer Versorgung ist das
deutsche Gesundheitssystem nicht hinreichend vorbereitet. In einem Positionspapier
fordert die Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen (BAGSO) deshalb
den flächendeckenden Auf- und Ausbau geriatrischer Angebote. Sie müssen
wohnortnah gewährleistet sein, um die angemessene Versorgung geriatrischer
Patientinnen und Patienten sicherzustellen.

Nach Ansicht der BAGSO sollten ältere Menschen mit chronischen Krankheiten von
einem multiprofessionellen Behandlungsteam versorgt werden, das auch psychische
und soziale Aspekte einbezieht. Zudem müssen die Anstrengungen zu Prävention und
Rehabilitation verstärkt werden, auch bei Pflegebedürftigen. Die Geriatrie ist als
eigenständige medizinische Fachrichtung an den Universitäten zu stärken, und
altersmedizinische Kompetenzen brauchen in der Aus- und Fortbildung aller
Gesundheitsberufe einen höheren Stellenwert. Leitlinien für die Behandlung von
Krankheitsbildern sollten die besonderen Erfordernisse älterer Patientinnen und
Patienten berücksichtigen. Die Wirkungen von Arzneimitteln, die älteren Menschen
verordnet werden, sollen auch an älteren Menschen erprobt werden. Nicht zuletzt
müssen sich die besonderen Erfordernisse bei der Behandlung älterer Menschen in
Personalschlüsseln und Vergütungsregeln widerspiegeln.

 * 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen vertritt über ihre 119
Mitgliedsorganisationen viele Millionen ältere Menschen in Deutschland. Mit ihren
Publikationen und Veranstaltungen - dazu gehören auch die alle drei Jahre
stattfindenden Deutschen Seniorentage - wirbt die BAGSO für ein möglichst
gesundes, aktives und engagiertes Älterwerden.

 * 

Quelle:

Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen (BAGSO) e.V.

Pressemitteilung vomm 27.11.2018

Thomas-Mann-Straße 2-4, 53111 Bonn

Telefon: 0228 / 24 99 93-0, Fax: 0228 / 24 99 93-20

E-Mail: kontakt@gabso.de

Internet: www.bagso.de
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ETHIK/1276: Anwendung von Keimbahneingriffen derzeit ethisch nicht vertretbar (idw)


Deutscher Ethikrat - 26.11.2018

Anwendung von Keimbahneingriffen derzeit ethisch nicht vertretbar



Die am heutigen Montag, dem 26.11.2018, von dem chinesischen Forscher
Jiankui He behauptete Geburt zweier mittels Keimbahneingriffs genetisch
veränderter Mädchen stellt nach Auffassung des Deutschen Ethikrates eine
ernste Verletzung ethischer Verpflichtungen dar.

Der auch als Genome-Editing bezeichnete Einsatz neuer gentechnischer
Methoden wie CRISPR/Cas9 an Embryonen oder Keimbahnzellen kann Gene
dauerhaft und potenziell in allen Körperzellen verändern. Die Veränderung
wird auch an spätere Nachkommen vererbt. Bislang wurden solche
Keimbahneingriffe allerdings nur in Tierversuchen und - im Ausland - auch
in Experimenten mit menschlichen Embryonen vorgenommen.

Nach eigenen Angaben gegenüber der Nachrichtenagentur Associated Press hat
Jiankui He von der Southern University of Science and Technology in
Shenzhen (China) die Technik nun an Embryonen angewandt, die sich
anschließend bis zur Geburt weiterentwickelten. Ziel des Eingriffs war die
Veränderung eines Gens für einen Rezeptor im Immunsystem, die Schutz vor
einer HIV-Infektionen verleihen kann.

Bislang war eine klinische Anwendung des Genome-Editings an menschlichen
Embryonen international einhellig allein aus Sicherheitsgründen klar
abgelehnt worden, da die Technik noch nicht weit genug entwickelt ist, um
eine ausreichend sichere und effektive Wirkung des Eingriffs in allen
angesteuerten Zellen des sich entwickelnden Organismus zu gewährleisten.

Darüber hinaus gibt es erheblichen ethischen und gesellschaftlichen
Klärungsbedarf, ob und unter welchen Umständen Eingriffe in die
menschliche Keimbahn überhaupt zu rechtfertigen sind. Der Deutsche
Ethikrat hatte zu diesem Thema im Dezember 2017 in einer Ad-hoc-Empfehlung
einen globalen politischen Diskurs und eine internationale Regulierung
gefordert. Derzeit erarbeitet der Rat eine ausführliche Stellungnahme zu
diesem Thema.

"Der Einsatz von Genome-Editing am menschlichen Embryo ist zum jetzigen
Zeitpunkt und beim derzeitigen Stand der Technik in keiner Weise zu
verantworten, erst recht nicht ohne einen dringenden medizinischen Grund",
sagte Peter Dabrock, der Vorsitzende des Deutschen Ethikrates. "Die hier
angeblich behandelten Embryonen hätten sich auch ohne einen solchen
Eingriff zu gesunden Menschen entwickeln können. Die Menschheit muss ein
Mitspracherecht haben. Immerhin handelt es sich um einen Eingriff in die
biologische Grundlage des Menschen. Er betrifft ja nicht nur einen
Einzelnen, sondern potenziell alle seine Nachkommen. Kurzum: Bei den
Experimenten handelt es sich um unverantwortliche Menschenversuche. Die
Politik muss sich auf globaler Ebene endlich des Themas annehmen."

Die Medizinethikerin Alena Buyx, Sprecherin der mit dem Thema
Keimbahneingriffe befassten Arbeitsgruppe des Deutschen Ethikrates,
kritisiert das Vorgehen ebenfalls: "Eine derart vorschnelle Anwendung
widerspricht allen etablierten Maßstäben der Forschungsethik. Die
gesundheitlichen Risiken für die so behandelten Mädchen konnten nicht
ausreichend abgewogen werden. Zudem scheint auch noch unklar, ob die
Eltern überhaupt wahrheitsgetreu aufgeklärt wurden, in welche Studie sie
einwilligen."

Die Veröffentlichung der behaupteten Forschungsergebnisse in einer
wissenschaftlichen Fachzeitschrift steht noch aus. Der Deutsche Ethikrat
wird seine Stellungnahme zum Thema Keimbahneingriffe mit ethischen
Analysen möglicher Anwendungsszenarien voraussichtlich in der ersten
Hälfte 2019 veröffentlichen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethikrat.org/fileadmin/Publikationen/Ad-hoc-Empfehlungen/deutsch/empfehlung-keimbahneingriffe-am-menschlichen-embryo.pdf Ad-hoc-Empfehlung Keimbahneingriffe am menschlichen Embryo

https://www.ethikrat.org/themen/medizin-und-gesundheit/eingriffe-in-die-menschliche-keimbahn/ Arbeit des Deutschen Ethikrates zum Thema Keimbahneingriffe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution703

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutscher Ethikrat - 26.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARTIKEL/1496: Telemedizin - Praxis 2025 (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 11/2018

Telemedizin

Praxis 2025

von Dirk Schnack



In der Praxis von Dr. Ulrich von Rath in Lübeck-Travemünde setzen
die Verantwortlichen in der Versorgung auf Telemedizin. Ihre
Vision: schon heute die Hausarztmedizin des Jahres 2025 anbieten.


Wenn Dr. Ulrich von Rath aus seinem Sprechzimmer im zweiten
Stock des Travemünder Hafenhauses blickt, bietet sich ihm freie Sicht
auf das maritime Herzstück der Hansestadt. Aus dieser Perspektive
fällt es ihm leichter, die Gedanken vom bisweilen hektischen Alltag in
der Praxis darauf zu richten, was kommt: Die Hausarztmedizin im Jahr
2025 ist ein Thema, das den Allgemeinmediziner und Internisten schon
heute umtreibt.

Seine Praxis hat von Rath ganz bewusst vor einem Jahr an diesen
besonderen Standort etwas außerhalb des Stadtteils verlegt. Denn das
Hafenhaus bietet nicht nur einen außergewöhnlichen Blick und gute
Verkehrsanbindungen, sondern auch Entfaltungsmöglichkeiten für seine
Praxis.

Diese Entfaltungsmöglichkeiten sind ihm wichtig - neben dem Alltag
will der Mediziner auch die wichtigen Linien für die Versorgung im
Blick behalten. Dazu gehören die Aus- und Weiterbildung sowie
Versorgungsforschung. Beide Themen sind als feste Säulen in der Praxis
verankert. Dritte Säule: die Telemedizin. In der Praxis sind
Mitarbeiterinnen beschäftigt, die Telemedizin nicht als unabwendbare
Entwicklung, sondern als Chance für die Patientenversorgung begreifen.
Zwei von ihnen fahren mit einem Telerucksack zu Patienten, damit diese
in ihrer häuslichen Umgebung versorgt werden können. Bei Bedarf
schalten sie von Rath über ein Tablet hinzu. Bis zu 50 solcher Besuche
im Quartal machen Karola Tiedemann und ihre Kollegin inzwischen.
Vielen ersparen sie damit den Besuch in der Praxis - oder dem Arzt den
Hausbesuch.

Ein anderes Instrument ist die Liaison-Sprechstunde mit einer
augenärztlichen Praxis in Rendsburg. Wie das helfen kann, zeigt das
Beispiel eines am Auge verletzten Hafenarbeiters, der als Notfall in
seine Praxis kam. Von Rath schaltete seinen Kollegen Dr. Jon Heisler
aus Rendsburg per Video ein. Der konnte sich über die Entfernung von
über 100 Kilometern ein erstes Bild machen und den Patienten in die
Uniklinik verweisen. Das hätte von Rath zwar auch machen können, aber
die Erstdiagnose durch den Augenarzt nahm dem Patienten die größten
Ängste. "Er konnte wenige Minuten nach dem Arbeitsunfall beruhigt in
die Uniklinik gebracht werden", erinnert sich von Rath. Ein weiteres
telemedizinisches Instrument soll in Kürze folgen: Die elektronische
Visite (elVi) im Pflegeheim will von Rath einsetzen, sobald die
Rahmenbedingungen ihm das erlauben.

In den Rahmenbedingungen sieht von Rath auch das größte Hindernis.
"Wir werden für die heutige Versorgung, nicht für die Entwicklung
bezahlt. Wir erfahren Wertschätzung, nur nicht finanziell", lautet
seine Erfahrung. Bislang rechnet sich der Einsatz der Telemedizin nach
seinen Angaben nicht.

Nur: Ohne Ärzte wie von Rath wüsste man nicht, ob der Einsatz der
telemedizinischen Instrumente in der Versorgung Sinn macht und was
eventuell verändert werden müsste. "Wenn man etwas testet, muss man
auch scheitern dürfen, ohne dafür in finanzielle Schieflage zu
geraten", fordert von Rath.

Ihm ist wichtig, dass im deutschen Gesundheitswesen stärker als
bislang reflektiert wird, wie Instrumente in der Versorgung wirken.
Seine Praxis arbeitet deshalb eng mit dem Institut für
Allgemeinmedizin der Universität Lübeck zusammen, dort wurden die hier
angewandten telemedizinischen Projekte entwickelt. Neben Fragen der
Telemedizin interessiert den Arzt auch die integrative Medizin - ein
Feld, auf dem er mit den Lübecker Wissenschaftlern kooperiert und auf
dem er derzeit an einer Pilotstudie über Atemwegsinfektionen
teilnimmt.

Auch der ärztliche Nachwuchs zeigt sich an der Ausrichtung der Praxis
interessiert. Neben einer angestellten Kollegin beschäftigt von Rath
regelmäßig Weiterbildungsassistenten. Die Praxis ist inzwischen so
stark frequentiert, dass seine Arbeitstage seit dem Umzug in das
Hafenhaus immer länger wurden. "Ich arbeite gerne", betont er. Wenn
die derzeitigen Honorarregelungen für die Telemedizin - Rath spricht
von "betriebswirtschaftlichem Harakiri" - geändert werden, könnte dies
auch in den künftigen Jahren so bleiben.


50

Hausbesuche mit dem Telerucksack absolvieren die NäPA's in der Praxis
von Dr. Ulrich von Rath derzeit pro Quartal. Bei geänderten
Honorarbedingungen könnten dies mehr werden.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 10/2018
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201811/h18114a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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POLITIK/1931: Interview - Hamburger Senat bremst Volksbegehren für mehr Personal in den Krankenhäusern (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 47 vom 23. November 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Klage statt Pflegekräfte

Hamburger Senat bremst Volksbegehren für mehr Personal in den Krankenhäusern

Das Gespräch führte Markus Bernhardt



Axel Hopfmann, 63, ehemaliger Krankenpfleger, Lehrer für
 Pflegeberufe, ist einer der Sprecher des Hamburger Bündnisses für mehr
 Personal im Krankenhaus.




UZ: Der Hamburger Senat von SPD und Bündnis 90/Die Grünen
klagt vor dem Hamburger Verfassungsgericht gegen ein von Ihrem Bündnis
eingeleitetes Volksbegehren. Mit welcher Begründung?

Axel Hopfmann: Der Senat sagt, dass er verpflichtet sei, uns zu
verklagen. Es gibt tatsächlich eine Regelung, die besagt, dass bei
Zweifeln an der Verfassungsmäßigkeit der Senat das machen muss. Die
Zweifel sind eher politisch begründet. Es geht um die
Gesetzgebungskompetenz des Bundeslandes Hamburg. Im
Krankenhausfinanzierungsgesetz steht, dass die Länder ergänzende
Qualitätsanforderungen regeln dürfen. Im Grundgesetz ist die
Systematik, dass der Bund für Regelungen zur wirtschaftlichen
Sicherung der Krankenhäuser zuständig ist, die Länder für die
Qualität. So sind Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit unserer
Gesetzgebungsinitiative an den Haaren herbeigezogen.


UZ: Verwundert es Sie denn nicht, dass ausgerechnet eine
"rot-grüne" Landesregierung juristisch gegen mehr Personal in
Krankenhäusern und Pflege vorgehen will, obwohl SPD und Grüne sich
ansonsten als die Kämpfer für mehr Personal inszenieren?

Axel Hopfmann: Wir sind in Hamburg von Anfang an bekämpft worden. Das
mit der scheinheiligen Behauptung, dass auch die Gesundheitssenatorin
für mehr Personal sei. Die Taten zeigen allerdings das Gegenteil. Die
Hamburger Landesregierung hätte ja auch unseren Gesetzentwurf nehmen
und in die Bürgerschaft einbringen können.


UZ: Verlieren Menschen, die in der Pflege und der
medizinischen Versorgung tätig sind, durch ein solches Vorgehen des
Senats nicht noch mehr Vertrauen in die etablierte Politik?

Axel Hopfmann: Das erleben wir bei unseren Aktivitäten täglich. Es
kommt darauf an, dass dieser Vertrauensverlust nicht in Passivität
mündet. Wir tun alles dafür, dass sich Beschäftigte und PatientInnen
für ihre eigenen Belange einmischen. Der Senat wird dann Wind von vorn
kriegen. Auf jeden Fall wird der Bürgerschaftswahlkampf zu diesem
Thema spannend. Obwohl Rot-Grün einen tausendmal besseren Zugang zu
Presse, Funk und Fernsehen hat, glauben wir, ganz gut gegenhalten zu
können, weil die Haltung des Senats so offenkundig feindselig
gegenüber PatientInnen und Krankenhauspersonal ist. Da hilft
scheinheiliges Getue nicht.


UZ: Wie schätzen Sie die Erfolgsaussichten der Klage ein?

Axel Hopfmann: Rein rechtlich schätzt unsere Juristin die Sache gut
für uns ein. Allerdings müssen wir damit rechnen, ein politisches
Urteil zu kassieren. Juristen können alles hinbegründen, wenn sie ein
bestimmtes Ergebnis wollen. Also sind die Aussichten sehr unklar. Wir
werden es nicht nur mit einer juristischen, sondern mit einer
politischen Auseinandersetzung zu tun haben. Allerdings ist der Senat
auf der politischen Ebene sehr hartleibig.


UZ: Trotzdem könnte Ihr Volksbegehren durch das Vorgehen des
Senats verlangsamt werden. Was bedeutet das für die Sicherheit von
Patientinnen und Patienten und die Arbeitsbelastung von Pflegern,
Krankenschwestern und Hebammen?

Axel Hopfmann: Der Senat und die Bürgerschaftsmehrheit nehmen sehenden
Auges in Kauf, dass länger als nötig die Gesundheit von Menschen durch
die Bedingungen in den Krankenhäusern gefährdet wird. Dass sie das
nicht wüssten, können sie nicht behaupten, nachdem wir sehr konkret
die Folgen ihrer Haltung dargestellt haben - im Gesundheitsausschuss
der Bürgerschaft und in Gesprächen mit den Fraktionsspitzen. Die
Gefährdung geht hin bis zu lebensbedrohlichen Situationen, etwas wenn
eine Hebamme mehrere Geburten gleichzeitig betreuen muss und deswegen
übersieht, dass eine Frau, die gerade ihr Kind zur Welt gebracht hat,
im Nebenraum starke Nachblutungen bekommt. Auch unterhalb der
Gefährdung gibt es untragbare Zustände. Wenn jemand nicht alleine
aufstehen kann und dringend zur Toilette muss, kann es sein, dass
niemand zum Helfen da ist. Dann geht es eben ins Bett und es kann
Stunden dauern, bis das wieder in Ordnung gebracht wird.


UZ: Wie stellt sich die Situation für Angestellte in
Krankenhäusern und Pflege aktuell ansonsten für Sie dar?

Axel Hopfmann: Wir hören immer wieder, dass Beschäftigte am Ende ihrer
Schicht Heulkrämpfe kriegen, weil sie das nicht mehr aushalten. Viele
verlassen den Beruf oder gehen auf Teilzeit. Das heißt: Das Argument,
es sei kein Personal zu kriegen, ist nur eine halbe Wahrheit, die ja
oftmals nah an der ganzen Lüge ist. Denn bei erträglichen
Arbeitsbedingungen kehren die Leute schnell in den Beruf zurück. Dazu
gibt es internationale Erfahrungen, zum Beispiel aus Kalifornien, als
dort eine gesetzliche Personalbemessung eingeführt wurde.


UZ: Was wäre zu tun, um die Zustände zu beheben?

Axel Hopfmann: Einfach die Entwürfe der Volksgesetzgebungsinitiativen
aus vier Bundesländern - Bayern, Berlin, Bremen, Hamburg - umsetzen.
Das könnte bei politischem Willen sofort geschehen.


UZ: Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) hat erste
zaghafte Schritte eingeleitet, um die Situation in Krankenhäusern und
Pflegeeinrichtungen zu verbessern. Sind Sie zufrieden?

Axel Hopfmann: Das "Pflegepersonalstärkungsgesetz" aus dem Hause Spahn
einen zaghaften Schritt in Richtung Verbesserung zu bezeichnen, ist
eine Beschönigung. Um es verständlich zu machen: Die
"Personaluntergrenzen" sind zustande gekommen, indem eine Rangfolge
der Krankenhäuser hinsichtlich der Ausstattung mit Pflegepersonal
gemacht wurde. Dann wurde eine Linie zwischen dem unteren Viertel und
dem Rest gezogen. Stolz wird nun verkündet, dass ein Viertel der
Krankenhäuser bis zu dieser Grenze Personal aufstocken muss.
Verschwiegen wird, dass drei Viertel der Krankenhäuser bis zu dieser
Grenze Personal abbauen können. Das ist keine Horrorvision von uns,
sondern es haben schon Geschäftsführungen von Krankenhäusern
nachgerechnet und ihren Personalvertretungen mitgeteilt, dass auf
Grund dieser Rechnung Personal abgebaut werde. Statt einen zaghaften
Schritt in die richtige Richtung zu gehen, ist hier ein Riesenschritt
in die falsche gemacht worden.


UZ: Kritikerinnen und Kritiker von Spahns Politik bemängeln,
dass Menschen, die in der ambulanten Pflege tätig sind, bis zu 40
Prozent weniger verdienen als ihre Kolleginnen und Kollegen in
Krankenhäusern. Aufgrund des Personalnotstands finden ambulante Träger
kaum mehr Mitarbeiter. Was sind die Folgen für Menschen, die sich
eigentlich zuhause pflegen lassen wollen?

Axel Hopfmann: Die Zustände in der Altenpflege und der ambulanten
Pflege sind ein eigenes Kapitel, das mit den Krankenhäusern wenig zu
tun hat. Der entscheidende Unterschied ist, dass das
Krankenhauspersonal in Bewegung geraten ist und beginnt, sich zu
wehren. Demgegenüber ist in der ambulanten Pflege und in
Altenpflegeeinrichtungen Friedhofsruhe. Nur wenn sich das ändert, gibt
es eine Chance auf Verbesserungen. Das können wir - bei aller
Sympathie für die Altenpflegekräfte - von außen nicht bewirken.


UZ: Ist in naher Zukunft mit weiteren Streiks des Medizinischen Versorgungspersonals zu rechnen?

Axel Hopfmann: Die Vorhersage wäre ein Blick in die Glaskugel. Wir
tun, was wir können, um es dazu kommen zu lassen und fordern alle dazu
auf, daran mitzuarbeiten. Denn ohne Streiks werden wir nichts
erreichen. Und diese Streiks müssen noch viel, viel massiver werden,
als das, was es bisher in den Krankenhäusern gegeben hat.

 * 

Quelle:
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AIDS/1073: Kampagnenstart - HIV unter Therapie nicht übertragbar (DAH)


Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 28. November 2018

Kampagnenstart: HIV unter Therapie nicht übertragbar



Berlin - Deutsche AIDS-Hilfe zum Welt-Aids-Tag: Diese gute Nachricht
sollte jeder kennen. So wirkt die HIV-Behandlung sogar gegen
Diskriminierung.

Unter dem Motto #wissenverdoppeln startet die Deutsche AIDS-Hilfe
(DAH) heute eine neue Kampagne. Die Botschaft: Unter Therapie ist HIV
nicht mehr übertragbar.

Nur 10 Prozent der Bevölkerung kennen diese wissenschaftliche
Tatsache, ergab eine Umfrage der Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung (BZgA). Die Kampagne #wissenverdoppeln fordert dazu auf,
sich zu informieren und auch anderen davon zu erzählen. Erstes
Etappenziel: Die Zahl der Informierten soll sich verdoppeln. Und dann
immer wieder - bis alle Bescheid wissen. Die Kampagne wird mit
Bundesmitteln gefördert.

Entlastung für alle Beteiligten

"Diese gute Nachricht sollte heute zur Allgemeinbildung gehören", sagt
Ulf Hentschke-Kristal vom Vorstand der Deutschen AIDS-Hilfe. "Sie
nimmt unnötige Ängste vor HIV-positiven Menschen und wirkt damit auch
Ablehnung entgegen. Das Wissen sorgt für Entlastung bei Menschen mit
und ohne HIV."

Im Alltag ist eine HIV-Übertragung ohnehin ausgeschlossen - unabhängig
davon, ob jemand Medikamente nimmt. Trotzdem werden Menschen mit HIV
noch immer oft als Gefahr wahrgenommen. Auch das illustriert die
zitierte BZgA-Befragung.

"Wenn selbst beim Sex keine Übertragung mehr möglich ist, erscheint
die Angst vor einer Infektion über gemeinsam benutze Trinkgläser,
Fitnessgeräte oder Toiletten hoffentlich als das, wie sie schon immer
war: vollkommen abwegig", so DAH-Vorstand Hentschke-Kristal.

Wissenschaftliche Tatsache

Dass unter erfolgreicher Therapie selbst beim Geschlechtsverkehr keine
HIV-Übertragung mehr möglich ist, beweisen mittlerweile mehrere große
Studien. Beobachtet wurden in den Studien Tausende gemischt
HIV-positiv-negative Paare, die über 100.000 Male auf Kondome
verzichteten, ohne dass es zu einer Übertragung kam. So trägt "Schutz
durch Therapie" heute zu einer erfüllten Sexualität ohne Ängste bei.

Zwei Paare, eine HIV-positive Mutter und ein Sozialarbeiter erzählen

"Es ist toll zu erleben, wie sehr diese Nachricht die Menschen
erleichtert", erzählt Jonathan (27), Sozialarbeiter in Berlin und
eines der Kampagnengesichter von #wissenverdoppeln. Und fügt hinzu:
"Ich bin immer wieder überrascht, wie überrascht die Leute sind."

David (38) aus Berlin berichtet: "Mit der HIV-Therapie geht's mir
gut - und meine Partnerin schützt sie auch." Seine Freundin Silke (39)
ergänzt: "Dank Therapie spielt die HIV-Infektion in unserer Beziehung
keine Rolle. Für mich ist das so, als wäre er kurzsichtig: Beides ist
nicht ansteckend."

Franziska (35) hat drei Kinder, die auf natürliche Weise gezeugt
wurden und zur Welt kamen. Doch sie musste lange suchen, bis sie eine
aufgeklärte Geburtsklinik fand. Ihr Statement: "Dass HIV unter
Therapie nicht übertragbar ist, hat nicht nur meine Lebensqualität
verbessert, sondern ist auch eine wichtige Botschaft für die
Gesellschaft. Alle können sich entspannen!"

Fabian (26) aus Frankfurt berichtet, wie er Angst hatte, sich zu
infizieren und seinen Freund André (36) zu verlieren, als dieser sein
positives Testergebnis erhielt. Drei Jahre später hat sich die
Situation entkrampft: "Ich hätte damals mehr Informationen gut
gebrauchen können", zieht Fabian Bilanz.

Wie die Medikamente wirken

Eine HIV-Behandlung unterdrückt die Vermehrung von HIV im Körper. Das
Virus ist dann im Blut nicht mehr nachweisbar. Dann ist auch eine
Übertragung auf sexuellem Wege nicht mehr möglich. "Schutz durch
Therapie" setzt dabei die regelmäßige Einnahme der Medikamente und die
regelmäßige Kontrolle des Therapieerfolges voraus.

Diskriminierung gehört noch immer zum Alltag

Dank der heute verfügbaren HIV-Medikamente kann man mit HIV alt werden
und leben wie alle anderen Menschen. Erschwert wird der Alltag mit HIV
aber durch Diskriminierung, die in allen Lebensbereichen vorkommt -
vom privaten Umfeld über die Arbeitswelt bis zum Gesundheitswesen.
Zugrunde liegen meist irrationale Ängste vor einer HIV-Infektion sowie
moralische Bewertungen des (vermuteten) Lebensstils der HIV-positiven
Menschen.

Für ein selbstverständliches Miteinander

"Unser Ziel ist das ganz selbstverständliche Miteinander, das heute
möglich ist - ohne Ängste, ohne Zurückweisung und Abwertung", betont
Ulf Hentschke-Kristal. "Das Wissen um die Nicht-Übertragbarkeit unter
Therapie kann dazu entscheidend beitragen. In diesem Sinne: Geteiltes
Wissen ist doppeltes Wissen!"

Eine Kampagne zum Mitmachen

Die Kampagne #wissenverdoppeln bietet darum verschiedene
Möglichkeiten, die entlastende Botschaft zu verbreiten. Auf der
Webseite können Menschen ihre Geschichte und Reaktionen posten, die
sie beim Weitersagen erfahren haben. Wichtige Fakten können in
sozialen Netzwerken geteilt werden. Aufkleber, Postkarte und Infoflyer
animieren ebenfalls zum Weitersagen. Denn Wissen verdoppeln geht nur
gemeinsam.


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120 Organisationen
in Deutschland.

 * 

Quelle:

Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH)

Pressemitteilung vom 28. November 2018

Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Wilhelmstr. 138, 10963 Berlin

Telefon: 030 /69 00 87-16, Fax: 030 / 69 00 87-42

E-Mail: presse@dah.aidshilfe.de

Internet: www.aidshilfe.de
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FORSCHUNG/772: Epigenetik von Leukämie im Fokus (idw)


Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 27.11.2018

Epigenetik von Leukämie im Fokus

Entdeckung von chemischen Sonden als Hemmstoffe von epigenetischen
Faktoren der akuten myeloischen Leukämie



Schwere Leukämien entstehen unter anderem, wenn regulative Proteine ihre
Funktion auf epigenetischer Ebene nicht mehr ausüben können. In einer
großangelegten internationalen Kollaboration haben jetzt Forscher aus
Großbritannien Wirkstoffe identifiziert, die diese fehlregulierten
Proteine hemmen können. In der Zeitschrift Angewandte Chemie beschreiben
sie die Entdeckung, Entwicklung und Charakterisierung von solchen
möglichen neuen Leitstoffen im Zellsystem. Weiterführende Tests in
biologischen Systemen könnten die Wirkstoffentwicklung gegen diese
Krebsarten antreiben.

Normale Zellen regulieren ihre Genexpression unter anderem dadurch, dass
sie ihre DNA und die Histone, die Strukturen, um die die DNA im Zellkern
aufgewickelt ist, mit chemischen Signalen markieren. Gerät diese
epigenetische Regulation außer Kontrolle, kann Krebs entstehen. So weiß
man, dass sich bei der akuten myeloischen Leukämie, einer sehr schweren
Leukämieform, bestimmte regulativen Proteine so verändern, dass sie die
epigenetischen Markierungen nicht mehr richtig erkennen und auslesen
können. In der Folge teilen sich die Knochenmarkszellen abnorm und
überwachsen das gesunde Knochenmark. Die deregulierten Proteine lesen
markierte Lysinreste an den Histonen aus. Lysin ist eine Aminosäure, die
für die epigenetische Kontrolle modifiziert wird. Durch das falsch
regulierte Auslesen setzt sich ein Leukämie-induzierender Prozess der
Genexpression in Gang.

Die fehlregulierten Ausleseproteine können aber auch ein Ansatzpunkt für
mögliche Behandlungen sein. Wenn Wirkstoffe genau an diesen Proteinen, und
zwar an deren Lysin-erkennenden Domänen, angreifen, ließe sich die
Leukämie bereits auf der epigenetischen Ebene unterdrücken. In den
Laboratorien von Paul Brennan und Oleg Fedorov an der Universität Oxford
in Großbritannien suchen die Forscher nach Wirkstoffen dieser Art. Um
mögliche Kandidaten herauszufinden, musterten die Wissenschaftler zunächst
eine Bibliothek von vielen Tausend chemischen Verbindungen durch. Ziel war
es, ein Molekül zu finden, das an den Proteinbereich bindet, der
modifiziertes Lysin in den Histonen erkennt: die so genannten
YEATS-Domänen.

Einen bemerkenswerten Treffer gab es, berichteten die Wissenschaftler: ein
Benzimidazol-ähnliches Molekül. Benzimidazole sind in der Medizin bereits
als vielseitige Wirkstoffe bekannt. Diese Leitstruktur, im Kern ein
fusionierter Benzol- und Stickstoff enthaltener Ring, variierten die
Wissenschaftler, um das Molekül stabiler und besser bindend zu machen.
Zweihundert Varianten prüften sie, bis sie einen leistungsfähigen und
stabilen molekularen Hemmstoff für die YEATS-Domänen hatten. Der Hemmstoff
wurde dann in verschiedenen Tests auf seine Aktivität und vor allem auf
die molekulare Bindung an die YEATS-Domänen hin überprüft.

Wie die Autoren betonen, wurde hier zum ersten Mal ein selektiver und
wirksamer Hemmstoff für epigenetische Ursachen der akuten myeloischen
Leukämie gefunden. Diese Krebsart schreitet nach ihrem Ausbruch rasant
fort und führt unbehandelt innerhalb von Wochen oder Monaten zum Tod. Zur
Chemotherapie gibt es bislang noch wenig Alternativen, und neue
Behandlungsmethoden sind dringend gesucht. Vor allem wegen der hier
gewonnenen sehr detaillierten Kenntnisse über die Bindung an die
Zielproteine seien diese Hemmstoffe ein vielversprechender Ausgangspunkt
für die weitere Wirkstoffentwicklung, schreiben die Wissenschaftler.

Autor: Paul Brennan, University of Oxford (United Kingdom)

https://www.ndm.ox.ac.uk/principal-investigators/researcher/paul-brennan

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1002/ange.201810617

Weitere Informationen finden Sie unter

http://presse.angewandte.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution122

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 27.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFEKTION/1783: Kitteltaschen-Ratgeber 3.0 - Neuauflage des Antiinfektiva-Leitfadens verfügbar (idw)


Universitätsklinikum Leipzig AöR, Universitätsklinikum Leipzig, 27.11.2018

Kitteltaschen-Ratgeber 3.0: Neuauflage des Antiinfektiva-Leitfadens verfügbar

Überarbeitete UKL-App berät zur Therapie bei Infektionen



Leipzig. Der Antiinfektiva-Leitfaden des Universitätsklinikums Leipzig ist
vollständig überarbeitet worden und in der neuen erweiterten Form als
Kitteltaschenbuch wie auch als komplett überarbeitete App erhältlich. Der
erstmals im Jahr 2014 am UKL etablierte Kitteltaschen-Ratgeber gibt
schnell und übersichtlich diagnostische Hinweise und Empfehlungen für die
Therapie und Prophylaxe bei Infektionen. Als UKL-App ist der praktische
Helfer in der dritten, aktualisierten Auflage auch direkt über Smartphone
oder Tablet verfügbar.

Über die App können sich Ärzte das gut 140 Seiten starke Nachschlagewerk
herunterladen und bei Fragen zu Infektionen schnell und unkompliziert
direkt am Krankenbett oder in der Sprechstunde schnell und papierlos
nachschlagen. Über konventionelle Kapitelmenüs oder nach Eingabe eines
Stichwortes finden sich hier neben einem Überblick über die relevanten
Erreger u.a. Empfehlungen zur Wahl antimikrobieller Substanzen, deren
Dosierung, Verabreichung, Dauer der Therapie, Dosisanpassung an die
Nierenfunktion sowie zur notwendigen Diagnostik und wichtigen
Hygienestandards.

Neu hinzugekommen sind wichtige Informationen zu speziellen
Virusinfektionen und eigene Kapitel zur Blutspiegelbestimmung von
Antibiotika bzw. geeigneten mikrobiologischen/virologischen
Untersuchungsmaterialien.

"Noch nie hat die Behandlung von Infektionen die Ärzte vor größere
Probleme gestellt als heute", erläutert dazu Professor Dr. Christoph
Lübbert, Autor des Leitfadens. "Immer mehr Antibiotika verlieren ihre
Wirkung, immer neue Resistenzen stellen uns täglich vor große
Herausforderungen", beschreibt der UKL-Infektiologe die aktuelle
Situation. Umso größere Bedeutung käme einem gezielten, auf den konkreten
Fall zugeschnittenen Einsatz von Antiinfektiva zu. "Mit jedem neuen
Erreger, jeder neuen Situation lernen wir etwas dazu", so Lübbert. "Dieses
Wissen möchten wir möglichst schnell und möglichst breit weitergeben."
Hinzu käme das Problem, dass hochwertige nationale oder internationale
Leitlinien für die Erstellung viele Jahre bräuchten und der Entwicklung im
Krankenhaus hinterherhinken würden. Zudem seien sie gerade in der
Infektionsmedizin oftmals nicht Eins zu Eins auf lokaler Ebene anwendbar.
Insofern sei die Situation am UKL eine besondere, sagt Lübbert, denn: "Ich
kenne derzeit kein Klinikum in Deutschland, das sich so engmaschig wie wir
mit der Situation vor Ort beschäftigt, um mit den internen Empfehlungen
stets auf dem aktuellen Stand zu sein."

Um allen Kollegen eine Hilfestellung für den Alltag in der Klinik oder
Praxis geben zu können, werden in dem Leitfaden von einem Expertenteam die
aktuellen Erkenntnisse zum Einsatz von Antiinfektiva zusammengefasst, mit
der hauseigenen Erreger- und Resistenzstatistik sowie übergeordneten
Leitlinien abgeglichen und fortlaufend aktualisiert.

Diese Aktualisierungen sind über die App sogar noch schneller verfügbar
als bisher, so dass eine Anpassung an neue Entwicklungen umgehend möglich
ist. Die App ist für alle Handys und Tablets mit Android- und
IOS-Betriebssystem unter dem Stichwort "Antibiotika-Antiinfektiva" über die
App-Stores verfügbar. Dabei fallen Kosten in Höhe von einmalig 3,49 Euro
an.

Zu finden ist die App für IOS-Geräte hier: 

https://itunes.apple.com/de/app/antibiotika-antiinfektiva/id1191460744

Für Android folgen Sie bitte diesem Link:

https://play.google.com/store/apps/details?id=de.ukl.antiinfektiva

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1298

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Leipzig AöR, Universitätsklinikum Leipzig, 27.11.2018
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KREBS/1198: Gutartige Knoten in der Brust ohne OP behandeln (idw)


Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 26.11.2018

Gutartige Knoten in der Brust ohne OP behandeln



Tastbare Verhärtungen in der Brust und Spannungsgefühle: Frauen, die
darunter leiden, haben häufig keinen Brustkrebs sondern gutartige Knoten.
Etwa jede zehnte Frau in Deutschland ist im Laufe ihres Lebens davon
betroffen. Wenn die Geschwülste Schmerzen verursachen oder als störend
empfunden werden, sollten sie behandelt werden. Eine nicht-operative
Methode ist der hoch-intensive fokussierte Ultraschall (HIFU).Dadurch
können die Beschwerden ohne Operationsrisiken deutlich verringert und die
Größe des Knotens reduziert werden. Wie HIFU funktioniert, erläutern
Experten der Deutschen Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin
e.V.(DEGUM) auf einer Pressekonferenz am Mittwoch,den 5. Dezember.

Gutartige Knoten in der Brust - sogenannte Fibroadenome - treten vermehrt
bei Frauen unter 30 Jahren auf. "Häufig finden sich auch mehrere
Fibroadenome in der Brust ", sagt DEGUM-Expertin Dr. Bettina Böer. Die
Geschwülste werden durch den weiblichen Zyklus beeinflusst - vor der
Periode schmerzen sie häufig stärker. "In der Schwangerschaft und
Stillzeit können sich Fibroadenome deutlich vergrößern. Nach den
Wechseljahren nehmen sie normalerweise nicht weiter zu, sondern schrumpfen
eher", so Böer vom Departement für Frauengesundheit am
Universitätsklinikum Tübingen. Ein erhöhtes Risiko für Brustkrebs entsteht
durch die gutartigen Geschwülste nicht.

Sobald sie Schmerzen verursachen, wachsen oder die betroffene Frau sie als
störend empfindet, sollten sie entfernt werden. "Mit dem hoch-intensiven
fokussiertem Ultraschall (HIFU) können die Knoten mittels Wärme ambulant
behandelt werden", erläutert Böer. Hierbei bündelt der Ultraschallkopf die
hochenergetischen Schallwellen wie bei einem Hohlspiegel in einem
Brennpunkt innerhalb des menschlichen Körpers. Durch die Absorption der
Ultraschallwellen entsteht Wärme, die das Gewebe punktuell unter Schonung
des umliegenden Gewebes auf bis zu 80 Grad erhitzt. "Bei diesen
Temperaturen gerinnt das Eiweiß und die Zellen der Knoten sterben ab", so
die Ultraschall-Expertin.

Der Erfolg der Methode zur Bekämpfung der Fibroadeome konnte bereits in
zahlreichen internationalen Studien nachgewiesen werden. "Rund zwei
Drittel der Patientinnen zeigten ein Jahr nach der Behandlung keine
Schmerzen mehr", betont Böer. "Zudem konnte die Größe der Knoten bei der
Mehrheit der Betroffenen deutlich reduziert werden - und zwar mit
langfristiger Wirkung." Außerdem wurden die vitalen Zellen des
Fibroadenoms bei zahlreichen Patientinnen effektiv zerstört. Vorteile sind
darüber hinaus, dass die Behandlung schmerzarm in Lokalanästhesie erfolgen
kann und dass - im Gegensatz zu allen anderen Behandlungsverfahren - keine
äußere Narbe sichtbar ist. Studienergebnisse zeigen, dass fast alle
Patientinnen (96 Prozent) die Behandlungsmethode weiterempfehlen - nicht
zuletzt auch deshalb, weil bei dieser Behandlungsmethode kaum
Nebenwirkungen auftreten. "Lediglich in sehr seltenen Fällen kommt es zu
vorübergehenden Einblutungen in die Haut oder leichten
Pigmentveränderungen", so Böer.

HIFU ist zur Bekämpfung von gutartigen Knoten in der Brust zwar sehr
effektiv. Doch für die alleinige Behandlung bei malignen Knoten, also
Brustkrebs, nach derzeitigem Kenntnisstand unzureichend. "In aktuellen
Untersuchungen wird nun geprüft, ob der fokussierte Ultraschall die
Wirkung der Immuntherapie bei Brustkrebspatientinnen verbessern kann",
sagt Böer. "Die Ergebnisse erwarten wir mit Spannung - denn sie könnten
einen weiteren Fortschritt in der Krebstherapie bedeuten."

Wie werden Fibroadenome entdeckt?

Die Verdachtsdiagnose entsteht beim Frauenarzt meistens bereits durch
einen verschieblichen Tastbefund. Um die Diagnose sicher zu stellen, wird
bei jungen Frauen dann eine Ultraschalluntersuchung der Brust
durchgeführt. Da bei ihnen das Brustgewebe häufig sehr dicht ist, ist hier
eine Mammografie, also Röntgenuntersuchung, nicht empfehlenswert.
Bei Frauen über 40 wird meist ergänzend eine Mammografie durchgeführt. Zur
Diagnosesicherung wird meist eine Biopsie zur feingeweblichen Untersuchung
durchgeführt.


Über die DEGUM:

Die Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) bietet
ein Forum für den wissenschaftlichen und praktischen Erfahrungsaustausch
auf dem Gebiet des medizinischen Ultraschalls. Sie vereint rund 10 000
Ärzte verschiedener Fachgebiete, medizinische Assistenten,
Naturwissenschaftler und Techniker. Ultraschalldiagnostik ist heute das am
häufigsten eingesetzte bildgebende Verfahren in der Medizin.
Ultraschallanwendern bescheinigt die DEGUM eine entsprechende
Qualifikation mit einem Zertifikat der Stufen I bis III.
DEGUM-zertifizierte Ärzte finden Patienten im Internet unter: 

www.degum.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1290

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 26.11.2018
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FORSCHUNG/1301: Bakterien-Vesikel als neuartige Therapieform gegen Infektionskrankheiten? (idw)


Universität des Saarlandes - 27.11.2018

Bakterien-Vesikel als neuartige Therapieform gegen Infektionskrankheiten?



Saarbrücker Pharma-Forscher haben die Bläschen untersucht, die bestimmte
im Boden lebende Myxobakterien durch Ausstülpen ihrer äußeren Membran
herstellen. Sie konnten nachweisen, dass diese so genannten
Außenmembran-Vesikel mit einem antibiotischen Wirkstoff gefüllt sind und
Modellbakterien abtöten können. Da sie gleichzeitig keinen schädlichen
Einfluss auf menschliche Zellen zu haben scheinen, könnten sie die
Grundlage für eine neuartige Therapieform gegen Infektionskrankheiten
darstellen. Die Forschungsergebnisse wurden jetzt als Titelgeschichte im
"Journal of Controlled Release" veröffentlicht.

Weltweit nimmt die Resistenz von Bakterien gegen Antibiotika dramatisch
zu. Es wird geschätzt, dass bis zum Jahr 2050 jährlich bis zu zehn
Millionen Menschen an nicht-behandelbaren Infektionen sterben könnten. Auf
der Suche nach neuen Wirkstoffen gegen gefährliche Krankheitserreger sind
auch Wissenschaftler am Saarbrücker Helmholtz-Institut für Pharmazeutische
Forschung Saarland (HIPS), einem Standort des Helmholtz-Zentrums für
Infektionsforschung (HZI). Zu ihnen gehört Prof. Rolf Müller, der mit
seinem Team an Myxobakterien arbeitet. Diese Bodenbakterien produzieren
eine ganze Reihe antibiotisch wirksamer Substanzen, die sich als
Ausgangsstoffe für neue Antibiotika eignen. Dies gilt auch für das
Bakterium Cystobacter velatus. Welche Mechanismen dieses Myxobakterium für
die Herstellung antibiotischer Wirkstoffe nutzt, wollten die Saarbrücker
Wissenschaftler in der aktuellen Arbeit herausfinden.

Dazu nahm die Arbeitsgruppe "Biogene Nanotherapeutika" von Dr. Gregor
Fuhrmann nun erstmals so genannte Außenmembran-Vesikel von Cystobacter
velatus unter die Lupe: "Das sind winzige Bläschen, die die Bakterien
durch Ausstülpen ihrer äußeren Membran herstellen", erläutert Fuhrmann,
der die Vesikel gemeinsam mit seinen Doktorandinnen Eilien Schulz und
Adriely Goes untersucht hat. "Dabei haben wir entdeckt, dass die Bläschen
mit dem antibakteriellen Wirkstoff Cystobactamid gefüllt sind." Das
Interessante sei, dass die extrazellulären Vesikel zumindest in einfachen
Zellmodellen auf menschliche Zellen nicht toxisch wirken, jedoch Bakterien
abtöten können. Die beiden Doktorandinnen zeigten dies, indem sie die
Vesikel an menschlichen Immun- und Gewebezellen testeten. In weiteren
Versuchen konnten sie nachweisen, dass Cystobactamid das gramnegative
Modellbakterium Escherichia coli abtötet.

Für Gregor Fuhrmann sind diese Ergebnisse vielversprechend: Im Allgemeinen
sei es besonders schwierig, Wirkstoffe gegen gramnegative Bakterien zu
entwickeln. "Allerdings haben wir mit sehr einfachen Modellen gearbeitet",
betont der Apotheker und Arzneimittel-Forscher. Künftig will er mit seiner
Arbeitsgruppe untersuchen, was in komplexeren Systemen passiert,
beispielsweise, wenn Bakterien Biofilme bilden, um sich zu schützen.

Die Ergebnisse könnten ein Schritt zu einer zielgerichteten
antimikrobiellen Therapie sein, hoffen die Saarbrücker Forscher. Denn im
Gegensatz zu synthetischen Nanopartikeln, die mit Wirkstoffen beladen
werden und diese an den jeweiligen Einsatzort im Körper transportieren,
handele es sich bei den Bakterien-Vesikeln um natürliche
"Arzneistoff-Taxis". "Wir vermuten daher, dass extrazelluläre Vesikel besser
verträglich sind und leichter ihr Ziel erreichen", sagt Fuhrmann. Damit
sei die Arbeit eine wichtige Grundlage für die Erforschung der Frage, ob
sich Außenmembran-Vesikel aus Myxobakterien als neuartige therapeutische
Verabreichungssysteme gegen bakterielle Infektionen eignen.

Die Arbeit entstand aus der Kooperation von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern der Universität des Saarlandes, des Helmholtz-Instituts
für Pharmazeutische Forschung Saarland (HIPS) sowie des Leibniz-Instituts
für Neue Materialien (INM).

Link zur Veröffentlichung - als Titelgeschichte - im "Journal of
Controlled Release":

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0168365918305698?via%3Dihub

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.jconrel.2018.09.030

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution8
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ENTWICKLUNG/1412: Informatiker und Mediziner erforschen gemeinsam sicherere Verarbeitung von Patientendaten (idw)


CISPA Helmholtz-Zentrum i. G. - 27.11.2018

Informatiker und Mediziner erforschen gemeinsam sicherere Verarbeitung von Patientendaten



Weltweit erheben Wissenschaftler Patientendaten, um für die
Volkskrankheiten wie Demenz, Schlaganfall oder Tumorerkrankungen neue
Therapien zu entwickeln. Diese Daten stammen etwa aus Blutproben oder
Röntgenbildern und werden als multimediale Inhalte aus verschiedenen
Quellen zusammengeführt. Die Forscher stehen nun vor der Herausforderung,
wie sie diesen biomedizinischen Datenschatz effizient auswerten können,
und zwar ohne die Privatsphäre des Patienten zu verletzen. Die dafür
notwendigen vertrauenswürdigen Verfahren wollen Wissenschaftler zweier
Helmholtz-Zentren gemeinsam entwickeln. Sie haben jetzt das "Helmholtz
Medical Security and Privacy Research Center (HMSP)" ins Leben gerufen.

Patientendaten etwa aus Gewebeuntersuchungen, der Computertomographie
oder
der Genanalyse werden weltweit in vielen biomedizinischen
Forschungsprojekten ausgewertet. Zahlreiche Gesundheitsdaten werden
heute
aber auch von internationalen Firmen über Fitness-Apps und andere
Trackingverfahren erhoben. "Die Sammlung, Analyse und Weiterverarbeitung
solch riesiger medizinischer Datenbestände ermöglicht gänzlich neuartige
Einsichten. Im Idealfall können damit zum Beispiel medizinische
Behandlungen verbessert werden. Allerdings birgt dieser ganze Prozess
die
große Gefahr, dass die Auswertungen Rückschlüsse auf einzelne Individuen
zulassen, deren Daten gesammelt wurden. Dies kann schnell dazu führen,
dass zum Beispiel ihre Krankheiten offengelegt werden", sagt Professor
Michael Backes, Gründungsdirektor und CEO des Helmholtz-Zentrums für
Informationssicherheit (CISPA) in Saarbrücken. Die rechtlichen Vorgaben
zum Umgang mit diesen hochsensiblen Daten seien aus gutem Grunde streng.
Sie erschwerten es aber den Medizinern oftmals erheblich, die von ihnen
erhobenen Daten effizient auszuwerten. "Hier kann die
IT-Sicherheitsforschung maßgeblich helfen. Wir entwickeln effiziente
Methoden, mit denen medizinische Daten in einer Vielzahl von verschiedenen
medizinischen Anwendungsszenarien sicher und vertrauenswürdig verarbeitet
werden können", erklärt Michael Backes.

Forschergruppen seines Zentrums wollen dafür künftig mit Wissenschaftlern
des Deutschen Zentrums für Neurodegenerative Erkrankungen (DZNE) in
Bonn
zusammenarbeiten, das innerhalb der Helmholtz-Gemeinschaft an neun
weiteren Standorten vertreten ist. Die Forschung soll im "Helmholtz
Medical Security and Privacy Research Center" zusammengeführt werden,
das
von den beiden Helmholtz-Zentren finanziert wird und für weitere Partner
offensteht. "In Bonn erforschen wir Demenzkrankheiten in all ihren
Facetten und suchen nach Ähnlichkeiten zu anderen Hirnerkrankungen.
Unser
wesentliches Ziel ist dabei, sowohl neue präventive als auch
therapeutische Ansätze zu entwickeln", sagt Professor Pierluigi Nicotera,
Vorstandsvorsitzender des Deutschen Zentrums für Neurodegenerative
Erkrankungen.

Sein Zentrum stehe dafür im engen Austausch mit der klinischen Forschung
und führe selbst umfassende Bevölkerungsstudien durch wie zum Beispiel
die
Rheinland-Studie. "An bis zu 30.000 Teilnehmern wird dort über mehrere
Jahrzehnte hinweg untersucht, wie Erbfaktoren, Lebenswandel und
Umwelteinflüsse zusammenspielen und welche Auswirkungen diese auf die
Gesundheit der Menschen haben. Wie man sich vorstellen kann, erwächst
daraus eine gigantische Datenmenge, die hocheffiziente Algorithmen
erfordern und die nur unter strengem Schutz der Privatsphäre jedes
einzelnen Studienteilnehmers ausgewertet werden kann. Hierfür benötigen
wir neuartige, sichere Methoden, die wir nun gemeinsam mit den Saarbrücker
IT-Sicherheitsforschern erarbeiten wollen", erläutert Pierluigi Nicotera.

Das neue Forschungszentrum HMSP wird sich aktuell aus 13 renommierten
Wissenschaftlern nebst deren Forschungsgruppen zusammensetzen. "Gemeinsam
wollen wir Mechanismen entwickeln, mit denen die Interessen von Patienten,
Ärzten, Industrie und Forschung gleichermaßen geschützt und gewahrt
werden
können. Schon heute verfügen wir in diesen beiden Zentren über eine
herausragende Expertise in der Informationssicherheit und der
medizinischen Analytik, jedoch ohne tiefergehende Interaktion. Jetzt
wird
es darum gehen, diese beiden Forschungsgebiete enger miteinander zu
verzahnen", unterstreicht Michael Backes. Er fügt hinzu: "Gerade in
Bezug
auf medizinische Daten liegen in der Helmholtz-Gemeinschaft riesige
Schätze. Wir wollen dazu beitragen diese Schätze zu heben." Die
Wissenschaftler wollen dabei auch untersuchen, wie vertrauenswürdig
medizinische Software und Systemkomponenten heute sind und wie man
mögliche Sicherheitslücken schließen kann.

Der saarländische Ministerpräsidenten Tobias Hans sieht in der neuen
Kooperation gute Möglichkeiten, auch für das Saarland. "Diese Kooperation
zeigt, wie Spitzentechnologie ganz konkret dem Menschen zugute kommt",
sagt Tobias Hans anlässlich des Starts des Helmholtz Medical Security
and
Privacy Research Center.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://hmsp.center

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2238
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CISPA Helmholtz-Zentrum i. G. - 27.11.2018
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ENTWICKLUNG/1411: Photonische Technologie - Bislang verborgene Prozesse im Gehirn sichtbar gemacht (idw)


Leibniz-Institut für Photonische Technologien e. V. - 27.11.2018

Jenaer Forscher machen bislang verborgene Prozesse im Gehirn sichtbar



Was passiert im Gehirn, wenn wir etwas lernen? Wie bilden sich
Erinnerungen und wie entsteht Alzheimer? Das könnten Wissenschaftler
künftig besser verstehen. Mit einer haarfeinen endoskopischen Fasersonde
ist es einem Forscherteam vom Leibniz-Institut für Photonische
Technologien (Leibniz-IPHT) in Jena und der Universität Edinburgh
gelungen, Einblicke in schwer zugängliche Hirnregionen zu erlangen.
Erstmals sind Wissenschaftler in der Lage, mit einer beispiellos
minimal-invasiven endoskopischen Sonde neuronale Strukturen tief im Gehirn
lebendiger Mäuse hochauflösend sichtbar zu machen. Ihre Studie
veröffentlichten sie in dem renommierten Fachmagazin "Light: Science &
Applications".

Dünner als ein menschliches Haar ist die Sonde, mit der die Forscher in
tief liegende Hirnregionen blicken können wie durch ein Schlüsselloch.
Durch eine einzelne optische Faser werden hochaufgelöste Bilder
übertragen. Indem sie mit einer neuartigen holographischen Methode die
Ausbreitung des Lichts in der multimodalen Glasfaser steuern, erforschten
die Wissenschaftler ein kompaktes System zur Fluoreszenz-Bildgebung, das
in doppelter Hinsicht einen Fortschritt markiert: So ist ihr Werkzeug
nicht nur deutlich kleiner als die üblichen, auf Gradientenindex-Linsen
oder Faserbündeln basierenden Endoskopen, es erzielt auch eine höhere
Auflösung.

"Wir freuen uns sehr, dass unsere Technologie erste Schritte hin zur
praktischen Anwendung in den Neurowissenschaften macht", sagt Dr. Sergey
Turtaev vom Leibniz-IPHT, Hauptautor des Beitrags. "Erstmals haben wir
gezeigt, dass es möglich ist, tiefe Hirnregionen eines lebenden Tiers
minimal-invasiv zu untersuchen und gleichzeitig hochauflösende Bilder zu
erhalten", ergänzt Dr. Ivo T. Leite. Die Wissenschaftler gehören der neu
gegründeten Arbeitsgruppe für holographische Endoskopie um
IPHT-Wissenschaftler Tomáš Čižmár an, der das holographische Verfahren zur
Bildgebung durch eine einzige Faser entwickelte. Auf diese Weise ist es
seinem Team nun gelungen, Bilder von Gehirnzellen und neuronalen Prozessen
im visuellen Kortex und Hippocampus mit zu erhalten. Detaillierte
Beobachtungen in diesen Bereichen sind entscheidend, um die
Sinneswahrnehmung zu erforschen, herauszufinden, wie sich Erinnerungen
bilden und wie schwere neuronale Erkrankungen wie Alzheimer entstehen.

Neuronale Netzwerke in diesen inneren Regionen bei der Arbeit zu
beobachten, ist mit derzeitigen Untersuchungsmethoden nicht möglich, ohne
das umgebende Gewebe schwer zur schädigen. Zu groß sind die üblichen
Endoskopen mit ihrem Bündel aus hunderten Glasfasern, um in diese
empfindlichen Hirnregionen vorzudringen - und zu winzig wiederum die
neuronalen Strukturen, um sie mit nicht-invasiven bildgebenden Verfahren
wie etwa der Magnetresonanztomographie (MRT) sichtbar zu machen.
Neurowissenschaftlern eröffnet das Verfahren neue Möglichkeiten, um zu
erforschen, was im Gehirn von Tieren passiert, während diese ihrerseits
gerade ihre Umgebung erkunden oder eine neue Aufgabe erlernen. "Wir können
die Aktivität der neuronalen Schaltkreise offenlegen, ohne ihre Aktivität
zu stören", erläutert Projektpartnerin Dr. Nathalie Rochefort von der
Universität Edinburgh. Prof. Tomáš Čižmár vom Leibniz-IPHT sieht sich
durch die Ergebnisse bestärkt, weiter daran zu arbeiten, moderne
Mikroskopietechniken für den Einsatz in den Neurowissenschaften zu
erschließen, um mit ihrer Hilfe besser zu verstehen, wie unser Gehirn
funktioniert.


Originalpublikation:

https://www.nature.com/articles/s41377-018-0094-x

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.leibniz-ipht.de/institut/presse/aktuelles/detail/den-neuronen-bei-der-arbeit-zusehen-forscher-des-leibniz-ipht-machen-bislang-verborgene-prozesse-im.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution203
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ENTWICKLUNG/1410: Neuartiger Knochenersatz soll körpereigenen Knochen zum Wachstum anregen (idw)


Hochschule Bonn-Rhein-Sieg - 27.11.2018

Neuartiger Knochenersatz soll körpereigenen Knochen zum Wachstum anregen



Zahnimplantate, die nicht gut halten, oder Splitterbrüche, die eine
Modellierung des Knochens nicht vollständig zulassen, könnten vielleicht
bald der Vergangenheit angehören. An der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg
(H-BRS) arbeitet eine Forschergruppe um Prof. Dr. Steffen Witzleben an der
Entwicklung neuartiger hybrider Knochenersatzmaterialien, die aus einem
Depot langsam Wirkstoffe abgeben, die das Wachstum des natürlichen
Knochens anregen.

"Herkömmliches Knochenersatzmaterial (KEM) entspricht zu wenig dem
natürlichen Knochengewebe", erklärt Witzleben, "das Material, das wir
entwickeln möchten, soll in seiner Zusammensetzung dem natürlichen Gewebe
nachempfunden werden." Dieses Grundgerüst, das später als Granulat oder in
Pulverform vorliegen soll, wird mit anorganischen und mit
organischen/makromolekularen kombinierten Bestandteilen hergestellt und
hat zwei Funktionen: Zum einen ist es Knochenersatz, zum anderen dient es
als Trägermaterial für Bisphosphonat-Wirkstoffe, die zunächst chemisch auf
dem Träger gebunden sind. Diese Wirkstoffe regen die Osteoblasten, das
sind die Zellen für den Knochenaufbau, zum Wachstum an.

Parallel untersucht das Forscherteam die Verkapselung der
Bisphosphonat-Wirkstoffe in einem Depot aus Polymeren, die sich langsam auslösen und die
Wirkstoffe noch stärker verzögert abgeben. Als Grund nennt Witzleben die
Notwendigkeit, dass erst rund zwei Wochen nach der Operation die Abgabe,
die Releasefunktion, der Wirkstoffe beginnen darf.

"Die Bisphosphonate und ihre Derivate wirken altersunabhängig", sagt
Professor Witzleben. Die neuartigen Hybrid-KEM wirken demzufolge auch
dann, wenn altersbedingt die Osteoklasten, die für den Abbau der
Knochenzellen verantwortlich sind, gegen die Knochen aufbauenden
Osteoblasten im Verhältnis sozusagen die Oberhand gewinnen.

Zur Kontrolle, ob die neu zu entwickelnden Hybrid-KEM das einhalten, was
sich die Wissenschaftler versprechen, werden auch kommerzielle KEM mit den
Wirkstoffen behandelt und ihre jeweilige Wirkung auf die Zellsysteme
untersucht. Die Untersuchung der Struktur und Morphologie der neuen
Hybrid-Werkstoffe erfolgt mittels Kernspinmagnetresonanz-Spektroskopie
(NMR-Spektroskopie) und Röntgenstreuung. Anhand von befruchteten
Hühnereiern lässt sich im Versuch zudem feststellen, ob in der Eihaut, wo
zuvor Hybrid-KEM mit Bisphosphonat-Wirkstoffen zugeführt wurden,
Osteoblasten wachsen.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) fördert in seinem
Programm "Ingenieurnachwuchs" das Projekt "Entwicklung neuer Hybride auf
Phosphat/Silicat/Agarose-Basic als Knochenersatzmaterial mit
Release-Funktion für Bisphosphonat-Wirkstoffe" mit einer halbe Million Euro ab
Oktober 2018 für die Dauer von vier Jahren. Projektpartner sind die
Universitäten Bonn und Jena, RWTH Aachen und die Ruhr-Universität Bochum.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.h-brs.de/de/pressemitteilung/neuartiger-knochenersatz-soll-knochenwachstum-anregen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution196
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VORTRAG/843: Berlin - Forum Bioethik. Pro + Contra Widerspruchsregelung bei der Organspende, 12.12.2018


Deutscher Ethikrat - 27. November 2018

Forum Bioethik

Pro + Contra: Widerspruchsregelung bei der Organspende



Vorträge mit anschließender Diskussion

Mittwoch, 12. Dezember 2018, 18:00 Uhr

dbb forum berlin, Atrium I + II

Friedrichstraße 169/170

10117 Berlin

(U6 Französische Straße)

Anmeldung erforderlich bis 10. Dezember 2018.

Für Hörgeschädigte steht während der Veranstaltung eine

Simultanmitschrift zur Verfügung.


Zum Thema

In Deutschland warten derzeit über 10.000 Menschen, oft jahrelang, auf
ein Spenderorgan. Zugleich ist die Anzahl der Organspender rückläufig
und hat mit weniger als 800 Spendern im Jahr 2017 einen Tiefpunkt
erreicht. Nach Angaben der Deutschen Stiftung Organtransplantation
sterben statistisch gesehen täglich drei Personen, die auf einer
Warteliste für ein Organ stehen. Dies liegt nicht unbedingt an der
fehlenden Spendebereitschaft. Laut der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung stehen 84 Prozent der Bevölkerung der
Organspende positiv gegenüber. Allerdings besitzen nur 36 Prozent
einen Organspendeausweis.

Um strukturelle Hindernisse bei der Organspende zu beheben, hat das
Bundeskabinett beschlossen, dem Deutschen Bundestag das zweite Gesetz
zur Änderung des Transplantationsgesetzes für bessere Zusammenarbeit
und bessere Strukturen bei der Organspende (GZSO) zur Entscheidung
vorzulegen. Ergänzend findet derzeit aber auch eine Debatte darüber
statt, ob zukünftig anstelle der mit der ersten Novelle des
Transplantationsgesetzes im Jahr 2012 eingeführten
Entscheidungsregelung eine Widerspruchsregelung etabliert werden soll,
um die Anzahl der gespendeten Organe zu erhöhen. Demnach käme als
Organspender in Betracht, wer zu Lebzeiten keinen Widerspruch
eingelegt hat. Im Fall des nachgewiesenen Hirntods des potenziellen
Spenders können auch Angehörige noch der Spende widersprechen. In
einigen europäischen Ländern wie Frankreich, Österreich, Polen oder
Spanien werden bereits Varianten der Widerspruchsregelung angewendet.

Der Deutsche Ethikrat möchte zur Debatte in Parlament und
Öffentlichkeit beitragen. Im Rahmen der Veranstaltungsreihe "Forum
Bioethik" soll aus den Perspektiven von Medizin, Ethik und Recht über
das Für und Wider der unterschiedlichen Regelungsoptionen diskutiert
werden.


Programm

Begrüßung

Peter Dabrock · Vorsitzender des Deutschen Ethikrates

Recht und Ethik

Pro: Reinhard Merkel · Deutscher Ethikrat

Contra: Wolfram Höfling · Deutscher Ethikrat

Medizin und Ethik

Pro: Wolfram Henn · Deutscher Ethikrat

Contra: Claudia Wiesemann · Stellvertretende Vorsitzende des Deutschen
Ethikrates

Podiumsdiskussion mit den Vortragenden und dem Publikum

Moderation: Alena Buyx · Deutscher Ethikrat

Schlusswort

Peter Dabrock · Vorsitzender des Deutschen Ethikrates

 * 

Quelle:

Deutscher Ethikrat

Pressemitteilung 27. November 2018

Herausgeber: Geschäftsstelle des Deutschen Ethikrates

Referat für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Sitz: Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften

Jägerstr. 22/23, 10117 Berlin

Telefon: 030/203 70-246, Telefax: 030/203 70-252

E-Mail: kontakt@ethikrat.org

Internet: www.ethikrat.org
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HINTERGRUND/229: Feministischer Sound aus Nicaragua - Gaby Baca und Mafe Carrero on Tour (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Feministischer Sound aus Nicaragua: Gaby Baca und Mafe Carrero 
on Tour

Von Ute Löhning










QQQ.jpg
https://www.npla.de/wordpress/wp-content/uploads/2018/11/gabybacamafecarreroberlin1_fotoul_cc-300x255.jpg

BU

Gaby Baca und Mafe Carrero in Berlin
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(Berlin, 27. November 2018, npl) - Auf ihrer Tour "Déjanos volar"
waren Gaby Baca und Mafe Carrero [1] zwei feministische Musikerinnen
aus Nicaragua, Ende Oktober auch in Berlin. Die Liedermacherin Gaby
Baca kritisiert schon seit langem die Regierung von Daniel Ortega
(FSLN) für ihren Machismus und die Selbstbereicherungsmentalität. Die
22 Jahre junge Rapperin Mafe Carrero war als Teil der jungen
Oppositionsbewegung [2] aktiv.

Im Hinterzimmer einer Berliner Ladenwohnung stehen Gaby Baca [3]
und Mafe Carrero [4] direkt vor rund 20 Zuhörer*innen. In den Berliner
Räumen von Wildwasser - einer Initiative, die Mädchen unterstützt, die
Opfer sexualisierter Gewalt geworden sind - geben sie ein spontan
arrangiertes Konzert. Unplugged, Wohnzimmeratmosphäre,
Wahnsinns-Stimmung. Was fürs Herz. "Que se vayan" - "Sie sollen
gehen", singen die beiden und meinen damit den nicaraguanischen
Präsidenten Daniel Ortega und seine Frau, die Vizepräsidentin Rosario
Murillo.

Doch tatsächlich mussten die beiden Musikerinnen selbst Nicaragua im
Sommer verlassen. Zu gefährlich war es in dem zentralamerikanischen
Land geworden für die gerade mal 22-jährige quirlige Rapperin Mafe
Carrero und die mehr als doppelt so alte, sich offen als lesbisch
bekennende Sängerin und Gitarristin Gaby Baca. Die Repression richtet
sich vor allem gegen die jungen Leute, die heute den Protest tragen.
Eines Tages kamen Männer zu Mafes Eltern und haben nach ihr gesucht.


Tournee durch Mittelamerika und Europa

"Unsere Tournee haben wir wegen der Situation in Nicaragua begonnen.
Als wir uns entschieden hatten zu gehen, konnten wir mit niemandem
darüber sprechen. Wir haben das Land über Costa Rica verlassen." sagt
Gaby Baca. Auf dem Weg ist dann erst mal ihre Gitarre kaputt gegangen.
In Costa Rica hat jemand der groß gewachsenen Gaby dann eine kleine
Ukulele geschenkt. Mit diesem Instrument sind die beiden Musikerinnen
jetzt bei ihrer Tour "Déjanos volar" - "Lass uns fliegen!" unterwegs.

Seit zwei Monaten sind sie auf Tournee. Erst in Mittelamerika [5],
dann in Europa. Nach Italien, Schweden, Dänemark, den Niederlanden,
der Schweiz und Deutschland haben sie jetzt ihre letzten Auftritte in
Spanien. "Wir organisieren unsere Konzerte beim Reisen und beim
Ankommen. Das passt überhaupt nicht mit einer Zeitplanung europäischer
Art zusammen." erzählt Gaby Baca. "So wie wir unterwegs sind, müssen
wir uns auf ein solidarisches Netz verlassen, und sind vor allem in
Orten mit einer starken gemeinschaftlich ausgerichteten Struktur. Da
spielen wir und können auch etwas über die Situation in Nicaragua
vermitteln."


Die Verhältnisse haben sich geändert

Mit ihrer Musik sind Gaby und Mafe Teil der Protestbewegung in
Nicaragua, die sich im April dieses Jahres gegen geplante
Rentenkürzungen und höhere Beiträge formiert hat. Das war der Tropfen,
der das Fass zum Überlaufen brachte. 1979, also vor knapp vierzig
Jahren, hatte die Sandinistische Befreiungsfront FSLN unter breiter
gesellschaftlicher Beteiligung den Diktator Somoza verjagt und bis
1990 eine sozialistische Regierung - mit Daniel Ortega als Präsidenten
- etabliert. Ihm folgten drei konservative Regierungen, dann - 2006 -
wurde Ortega wiedergewählt. Doch die Verhältnisse haben sich geändert.
Schon seit Jahren steht die Regierung des Ex-Revolutionärs und seiner
Frau Rosario Murillo, die seit 2017 Vizepräsidentin ist, in der
Kritik. "Die, die sich als Vertreter der Linken bezeichnen, sind
nichts anderes als Leute, die sich mit ihren Familien wie Könige auf
einen Thron setzen, sich bereichern und Kaviar essen. Daniel Ortega
hat auch Textilfabriken und da herrscht die Philosophie der niedrigen
Löhne und der Callcentermentalität", sagt auch Gaby Baca.

Mafe Carrero ergänzt: "Manche Leute wollen Macht haben und an die
Macht kommen, um aus kapitalistischem Denken heraus mit dem
Drogenhandel in Kontakt zu kommen. Sie wollen mit der Abholzung und
der Ausbeutung von natürlichen Ressourcen in unserem Land Geschäfte
machen. Alles andere interessiert sie nicht, auch nicht die Situation
der Indigenen."


Mein Bauch gehört ... wem?

Gaby Baca kritisiert die Regierung besonders deutlich wegen ihrer
konservativen Geschlechterpolitik: "Die Geschichte wird nicht korrekt
dargestellt. Auf dem Platz der Revolution siehst du einen Mann mit
Pistole, einen Mann mit Schaufel, einen Mann auf dem Pferd. Aber wir
Frauen tauchen in dieser Geschichte nicht auf." Frauen hätten keine
Freiheit, keine Selbstbestimmung über ihren Körper, führt die
Musikerin aus. Besonders ärgert sie, dass die Regierung, die sich
christlich, sozial und solidarisch nennt, bei ihrem Machtantritt
sofort die Abtreibung unter Strafe gestellt hat - mit Unterstützung
der Kirche. Seit 2006 gilt in Nicaragua eines der härtesten
Abtreibungsverbote weltweit: selbst bei Gefahr für das Leben der Frau
oder des Fötus und nach einer Vergewaltigung ist eine Abtreibung
illegal und wird mit hohen Gefängnisstrafen sanktioniert. "Seit diesem
Moment wurden feministische Kämpfe wichtig," erinnert sich Gaby Baca,
"es ging darum, unsere Rechte zu erstreiten. Wir Feministinnen haben
als erste soziale Bewegung die Straßen erobert."


Musik als Teil der Protestbewegung

Die Musikerinnen sehen sich als feministische Künstlerinnen. "Für mich
und meine Musik ist es wichtig, dass eine Linke auch für
Gleichberechtigung und Respekt vor der Natur steht. Sonst ist sie
nicht links." erklärt Gaby Baca. "Wir wollen nicht nochmal einen
Vergewaltiger oder Macho, wir wollen nicht mehr über Gewalt reden
müssen. Wir wollen nicht "Freies Vaterland oder Tod" sagen, weil wir
den Tod nicht unterstützen wollen. Wir sagen lieber "Freies Vaterland
für das Leben", weil wir das Leben säen wollen." Durch die Kunst
wollen sie auch einen Bewusstseinswandel erreichen. Ob jemand sich
rechts oder links nennt, bedeute nicht mehr viel, meint Mafe: "Daran
glaubt niemand mehr. Wir müssen nach neuen Alternativen suchen. Die
Menschen müssen sich organisieren." Es gehe nicht nur um die
Regierung, sondern auch um die einzelnen Menschen, sagt sie, und
"darum, Machismus und diese Konsumhaltung und den Kapitalismus zu
beenden."

Die Tour "Déjanos volar" gibt den beiden Musikerinnen die Möglichkeit,
sich auch außerhalb Nicaraguas für ihre Ziele einzusetzen. Sie singen
nicht nur für Nicaragua sondern auch über Zugang zu Wasser in El
Salvador und die Freiheit in Guatemala. So sei die Tour zu einer
Stimme der Menschlichkeit geworden, sagt Gaby Baca: "Wir singen über
die Menschen, die unterwegs sind. Die Schwierigkeiten der Migration
spüren wir am eigenen Leib. Wir wissen wie schwer es ist, das eigene
Leben in zwei Rucksäcke zu packen und auf dem Rücken mit sich
herumzutragen. Und dazu kommt noch der Schmerz über das, was in deinem
Land passiert."

Ob und wie das ungleiche Duo auch nach der Tour zusammen auftreten
kann, ist offen. Vor fünf Jahren haben sich die beiden kennengelernt.
Da war Mafe 17 Jahre alt und hat neben Hip Hop und Rap auch
Graffiti-Kunst gemacht. Heute sind sie ein gut eingespieltes Team. "Das ist ein
großes Experiment. Wir sind unterschiedlich alt. Dennoch können wir
beide Feministinnen und auch Freundinnen sein", beschreibt Gaby, die
als "La Baca Loca" bereits zwei eigene Alben [6] herausgebracht hat.
"Mafe kann zu meinem Instrument singen und ich kann auch ihren Rap
machen. Das ist sehr bereichernd und das wollen wir immer so
weitermachen." Doch vorläufig bleibt Mafe in Europa, während Gaby Baca
in ein zentralamerikanisches Land zurückgeht. Nach Nicaragua können
beide auf absehbare Zeit nicht einreisen.

Zu diesem Artikel gibt es einen Audiobeitrag von Radio onda [7]


Anmerkungen:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=ukjOnE6W-1g

[2] https://www.npla.de/podcast/sprecherinnen-der-opposition-auf-europa-tour/

[3] https://soundcloud.com/gabriela-baca-vaughan

[4] https://soundcloud.com/majoymafe-505

[5] https://www.youtube.com/watch?v=LHrGsgTLQQg

[6] https://www.youtube.com/watch?v=HqpHst84Wp8

[7] https://www.npla.de/podcast/feministischer-sound-aus-nicaragua-gaby-baca-und-mafe-carrero/
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Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
48. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren Euch Neuigkeiten LENA, die am Donnerstag
ihr neues Video zur Single "Thank You" präsentiert. Bengio ist am
Samstag zu Gast bei THE DOME (RTL2) und veröffentlicht zuvor sein
Album "Wunderschönes Chaos"! XOV legt seine "Nebula"-EP vor, toksi
präsentiert die Single "Mama" und benny mayne veröffentlicht seine
Single "strangers", die gemeinsam mit dem Rapper 24hrs entstand.

Außerdem in den News: Gina-Lisa veröffentlicht ihre Single
"Boulevard" und Christina Stürmer erhält Gold für ihr Best-Of Album.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team
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Neuigkeiten

Bengio veröffentlicht sein Album "Wunderschönes Chaos" ++ Am
01.12. bei THE DOME zu Gast

Bevor am Samstag (1.12.) auf RTL2 The Dome auf die TV-Bildschirme
zurückkehrt - und Bengio dem Publikum einheizt - gibt es bereits am
Freitag ein absolutes Highlight: Bengio veröffentlicht sein Album
"Wunderschönes Chaos"!

Mit zeitlosem Anspruch behandelt der junge Singer/Song-Rapper große
Themen wie Glück, Verantwortung, Sehnsucht und bedingungslose Liebe.
Bengios Musik soll glücklich machen aber auch zum Nachdenken anregen.
Elegante Rapflows übermitteln in Reimen und mit viel Melodie seine
Gedanken auf 12 Songs. Sein Album erzählt eine Geschichte von Träumen
und Zweifeln, vom Trauern und Lieben, Realitätsausbrüchen und
Verantwortung.

Bengio ist auf den ersten Blick ein normaler Junge aus der
Kleinstadt, aber im Detail besonders, anders und dadurch sehr
authentisch. Trotz einer gemeinsamen Single mit Yvonne Catterfeld,
und etlichen Tourerfahrungen mit Samy Deluxe, den Beginnern und
Namika, bezeichnet er sein Album als ersten bewussten musikalischen
Schritt. Modern-urbaner Pop trifft sich mit stilvollem klassischen
Pop und einem Touch Hip Hop.

https://www.facebook.com/bzudemo/


LENA präsentiert heute ihr Video zur neuen Single "Thank
You" 

Mit "Thank You" präsentiert LENA ihre neue Single und den Vorboten
auf ihr kommendes neues Album "Only Love, L", das 2019 erscheinen
soll. Die Fans der Sängerin warteten bereits sehnsüchtig nach neuer
Musik und zeigen sich begeistert von ihrer neuen Single "Thank You"!

In dieser Woche legt LENA ein weiteres Highlight nach, heute feiert
das Video zu "Thank You" Premiere! Erste kurze Eindrücke vom Dreh gab
es via Instagram, wo LENA täglich aus dem Musikstudio oder von den
Aufnahmen postet. Das neue Album "Only Love, L" kann bereits
vorbestellt werden.

Dass ihre Fans etwas länger auf ein neues, musikalisches
Lebenszeichen warten mussten, hatte diverse Gründe wie LENA erzählt:
"Ich wollte ein Album machen, das ich MEIN Album nennen konnte. Doch
dafür musste ich erst einmal alles anhalten, um mich selbst
einzuholen und wieder meine Mitte finden zu können. Ich musste für
mich selbst beantworten, was und wohin ich möchte. Diese Zeit war
wichtig und umso mehr freue ich mich, alles was entstanden ist, jetzt
mit der Welt zu teilen."

Denn auch wenn die Öffentlichkeit weniger als gewohnt von LENA
mitbekommen hat, war sie im letzten Jahr sehr fleißig. Ihre Fans
können sie nächstes Jahr nämlich nicht nur auf ihren neuen Songs
hören, sondern auch als Synchronsprecherin in dem Animationsabenteuer
"Willkommen im Wunder Park", ab dem 11. April 2019 im Kino.

Weitere Infos unter:

www.lena.de

www.universal-music.de/lena/home

www.facebook.com/lenameyerlandrut

www.instagram.com/lenameyerlandrut

www.youtube.com/channel/UC1S-Nw10RYc9H0AH6iV_81g


XOV veröffentlicht seine "Nebula"-EP

Geboren im Iran, aufgewachsen in Schweden, ausgewandert in die USA,
zurückgekehrt, von Lorde mitentdeckt und schließlich sogar beim
"Tribute von Panem"-Soundtrack mitgewirkt: Die Rede ist natürlich von
XOV, bürgerlich Damian Ardestani. Er hat sich mit Songs wie "Animal"
und "Lucifer"(Gold in D) eine immer weiter wachsende Fangemeinde
aufgebaut und die kann sich nun auf ein weiteres Highlight freuen:

Am Freitag erscheint die "Nebula"-EP! Darauf enthalten sind neben
"Atarax" auch nach der namesgebende Song "Nebula". Der schwedische
Sänger präsentiert einen unverwechselbaren Sound aus Pop, Black Music
und Urban und unterstreicht eindrucksvoll, dass XOV zu den
spannendsten Talenten Europas gehört.

https://www.universal-music.de/xov

https://www.facom/xovofficial/


Christina Stürmer erhält Goldauszeichnung für Best-Of Album
++ "Überall zu Hause" Tour im Frühjahr 2019

Im September meldete sich Christina Stürmer mit ihrem neuen Album
"Überall zu Hause" zurück und begeisterte Fans und Kritiker
gleichermaßen. Das Album zeigt die erfolgreichste Sängerin
Österreichs in Bestform. Ihre Songs sind kleine, große Geschichten
aus dem Leben, immer auf Augenhöhe mit dem Publikum, das sie genau
für diese Authentizität liebt. Im kommenden Jahr wird Christina
Stürmer das Album "Überall zu Hause" auch live präsentieren. Die
Tickets sind bereits erhältlich.

Doch es gibt ein weiteres Highlight, über das sich Christina Stürmer
freuen kann: Während der MDR Sendung "Riverboat" wurde ihr vor kurzem
die Goldauszeichnung für ihr Best-Of Album "Gestern. Heute"
überreicht! Wir gratulieren herzlich!

Alle Infos zum Album und zur Tour gibt es hier:

http://www.christinastuermer.at/

https://www.facebook.com/christinastuermer

http://www.universal-music.de/christina-stuermer/home


benny mayne veröffentlicht "strangers" feat. 24hrs

Am 30. November erscheint mit "strangers" der neue Track von benny
mayne, der das erfolgreiche Jahr des Künstlers abrunden wird. Für
"strangers" holte sich der kanadische Newcomer keinen geringeren als
den US-Rapper 24hrs ins Boot, der schon mit Größen wie Ty Dolla Sign
und Wiz Khalifa kollaborierte.

Über den Song selbst sagt benny: "In dem Song geht es darum, eine
Beziehung zu haben, aber emotional distanziert zu sein, weil du
weißt, dass es in einer Katastrophe enden wird, wenn du Nähe zulässt.
Mein Ziel war es aber auch, etwas zu erschaffen, zu dem man seinen
Hinter bewegen kann."

benny mayne ist nicht zu stoppen und haut mit Songs wie "attitude" in
Zusammenarbeit mit Jutes, "basic bitch", "bounce" und dem auf Spotify
tausendfach gestreamten Track "say my name" um. Erst zu Beginn des
Monats veröffentlichte er "dollas" und nun freuen wir uns auf die am
Ende des Monats kommende Single "strangers" featuring 24hrs, die von
einem heißen Video begleitet wird.

https://www.universal-music.de/benny-mayne


toksï veröffentlicht ihre neue Single "Mama"

Mit "Traumzone" feat. Dardan präsentierte toksï im September ihre
Hymne ans Träumen und legt nun mit der Single "Mama" nach! Fast
choralartig breitet sich der Instrumentalteppich von toksïs neuem
Song "Mama" vor einem aus. Darauf legt sie sich, erst vorsichtig,
dann mit einer Wucht, die einen emotional umhaut.
Dabei rechnet toksï nicht ab. Sie erzählt viel mehr sehr ehrlich von
der Beziehung zu ihrer Mutter. Sie schaut sich nicht nur ihre eigene
Generation und Geschichte an, sondern versucht auch, die ihrer Mutter
zu verstehen. Es geht um Abschiednehmen. Von einem Zuhause, von der
Jugendzeit, von Regeln und Vorschriften, von der eigenen Mutter.
Dieses Gefühl kennt wohl so ziemlich jeder.

Die Hamburger Musikerin toksï begeistert durch genaue
Momentaufnahmen, die zu Geschichten werden, die universell und
emotional sind. Eine Ausnahme-Erscheinung und Talent, das man auch
2019 genau im Blick behalten sollte.

Weitere Informationen:

https://de-de.facebook.com/toksimusic/

https://www.universal-music.de/toksi

https://www.instagram.com/toksimusic/


GINA-LISA veröffentlicht ihre Single "Boulevard" am Freitag
via Electrola

Sie zählt unbestritten zu den bekanntesten und auch polarisierendsten
Persönlichkeiten innerhalb der deutschen Entertainmentlandschaft -
während Gina-Lisa momentan in der Datingshow "Adam sucht Eva"
buchstäblich nackte Tatsachen sprechen lässt, präsentiert sich die
schlagfertige Power-Blondine mit ihrer brandneuen Single von einer
noch völlig unbekannten Seite: Auf "Boulevard" rechnet Gina-Lisa
selbstironisch mit sich und ihrem öffentlichen Krawall-Diva-Image ab!

Egal ob "Germany's Next Topmodel", "Gina-Lisas Welt", "Die Alm" oder
"Ich bin ein Star - Holt mich hier raus!": Mit ihrer Teilnahme hat
Gina-Lisa bisher jedes Fernsehformat im Handumdrehen zu ihrer ganz
persönlichen One-Woman-Show umfunktioniert und für millionenstarke
Einschaltquoten gesorgt. Schon immer hat das 32-jährige Model und
Schauspielerin dabei das Publikum polarisiert und sich in die Herzen
ihrer Fans katapultiert. Von den einen wegen ihrer authentischen und
herzlichen Art gefeiert, von anderen für ihr loses Mundwerk
gefürchtet, konnte die Quotenqueen sich eine unglaubliche Popularität
als eine der unterhaltsamsten und eigenwilligsten Celebrities in
Deutschland erarbeiten. Ein gefundenes Fressen für einschlägige
Promi-Medien, die Gina-Lisa in der Vergangenheit nicht immer ganz
fair behandelt haben. Mit der augenzwinkernden Single "Boulevard"
holt die Powerlady nun zum funky Gegenschlag aus.

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Bengio / Wunderschönes Chaos / 30.11.2018

Emigrate / A Million Degrees / 30.11.2018

FAELDER / Unheilbar / 30.11.2018

Olexesh / Authentic Athletic 2 / 30.11.2018

Silly / Frei von Angst (DVD,Blu-ray) / 30.11.2018

Veysel / Fuego / 30.11.2018

Within Temptation / Mad World / 30.11.2018

XOV / Nebula (EP) / 30.11.2018

Sido / Kronjuwelen / 07.12.2018

Singles

AnnenMayKantereit / Hinter klugen Sätzen / 30.11.2018

benny mayne / strangers / 30.11.2018

Manuellsen feat. Bato / No way Out (IG/Single) / 30.11.18

Horst Wegener / Mein Name ist Horst (IG) / 30.11.18

toksi / Mama / 30.11.2018

INNA / Iguana / 30.11.2018

Leland / Middle of a Heartbreak / 30.11.2018

MoTrip / Feuerwehrmann / 30.11.2018

Palastic / Goldmine / 30.11.2018

Sido / 4 Uhr Nachts / 30.11.2018

Giant Rooks / Wild Stare / 07.12.2018

 * 

TV-Termine

Alma

09.12.2018 / 23:20 Uhr / Sat.1 / Big in Finnland - Luke vs. Faisal

AnnenMayKantereit


01.12.2018 / 19:30 Uhr / 3sat / Kulturpalast

Beatrice Egli 

08.12.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Verstehen Sie Spaß?

28.12.2018 / 20:15 Uhr / NDR / Das große Wunschkonzert

Bosse 

13.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

Christina Stürmer

07.12.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Herzenssache 

08.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Ein Herz für Kinder 

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala

14.12.2018 / 19:30 Uhr / BR / Sternstunden-Gala 

23.12.2018 / 19:15 Uhr / BR / Zauberhafte Weihnacht im Land der Stillen Nacht

Clueso

01.12.2018 / 20:15 Uhr / Pro7 / Duell um die Welt

05.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

David Garrett

05.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Die schönsten Weihnachts-Hits 

06.12.2018 / 18:30 Uhr / rbb / zibb 

10.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne 

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala 

22.12.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Stefanie Hertel - Die große Show der Weihnachtslieder 

15.01.2019 / 00:15 Uhr / Sat1 / Sat1 Dinner Party - Der Latenight Talk

Gestört aber Geil

01.12.2018 / 18:15 Uhr / RTL2 / The Dome

Glasperlenspiel

07.12.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Herzenssache 

31.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Willkommen 2019 

28.01.2019 / 19:40 Uhr / RTL / Gute Zeiten Schlechte Zeiten

Helene Fischer

01.12.2018 / 23:55 Uhr / ARD / Weihnachten - Live aus der Hofburg Wien 

25.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Die Helene Fischer Show

Kerstin Ott

01.12.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Das Adventsfest der 100.000 Lichter 

05.12.2018 / 20:15 Uhr / RTLPlus / Schlagernacht in Oberhausen 

08.12.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Weihnachten bei uns 

31.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Willkommen 2019

Lena

01.12.2018 / 18:15 Uhr / RTL2 / The Dome

Lukas Graham

01.12.2018 / 18:15 Uhr / RTL2 / The Dome 

16.12.2018 / 20:15 Uhr / Pro7 / The Voice of Germany - Finale

Michelle

05.12.2018 / 20:15 Uhr / RTLPlus / Schlagernacht in Oberhausen

Nico Santos

07.12.2018 / 20:15 Uhr / RTL / Die ultimative Chartshow - Best of 2018 

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala 

31.12.2018 / 21.45 Uhr / ZDF / Willkommen 2019

07.02.2019 / 20:15 Uhr / Pro7 / Germany's next Topmodel

Niedeckens BAP

06.12.2018 / 5:30 Uhr / ZDF / MoMa

PUR

01.12.2018 / 21:30 Uhr / 3sat / zdf@bauhaus 

24.12.2018 / 19:15 Uhr / ZDF / Weihnachten in Bethlehem 

04.01.2019 / 20:15 Uhr / RTL / Die ultimative Chartshow - Best of 90s

Rea Garvey

01.12.2018 / 18:15 Uhr / RTLII / The Dome 

07.12.2018 / 20:15 Uhr / RTL / Die ultimative Chartshow - Best of 2018

24.12.2018 / 19:15 Uhr / ZDF / Weihnachten in Bethlehem

Sasha

23.12.2018 / 20:15 Uhr / SAT.1 / The Voice Senior - Staffelstart

Sido

01.12.2018 / 20:15 Uhr / Pro7 / Duell um die Welt

Sotiria

30.11.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat 

01.12.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Das Adventsfest der 100.000 Lichter 

05.12.2018 / 20:15 Uhr / RTLPlus / Schlagernacht in Oberhausen

08.12.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Weihnachten bei uns 

10.12.2018 / 20:15 Uhr / RBB / Zibb

The BossHoss

20.12.2018 / 05:30 Uhr / SAT.1 / Frühstücksfernsehen

23.12.2018 / 20:15 Uhr / SAT.1 / The Voice Senior - Staffelstart

08.02.2019 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow

 * 
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Universal Music International Presse-Newsletter - 48. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch das neue Album von Alessia
Cara! Die Kanadierin legt mit "The Pains Of Growing" ihr zweites Werk
vor!

The 1975 veröffentlichen am Freitag ihr neues Album "A Brief Inquiry
Into Online Relationships", das bereits von den Medien gefeiert wird.

Außerdem in den News: Jax Jones und Years & Years machen gemeinsame
Sache, Snow Patrol's Gary Lightbody war in Berlin zu Gast, die
Beastie Boys bringen eine Neuauflage ihres Kultalbums "Paul's
Boutique" heraus und Metallica feiern den #GivingTuesday mit News zu
einem ganz besonderen Doppelalbum!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team
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Neuigkeiten

Alessia Cara veröffentlicht ihr neues Album "The Pains Of
Growing" 

Bei der Bambi Verleihung 2018 verzauberte sie mit ihrer
Live-Performance das Publikum und legt nun ihr zweites Album "The
Pains Of Growing" vor! Alessia Cara zählt seit ihrer Debüt-Single
"Here" zu den spannendsten und talentiertesten Newcomern! Sie singt,
sie schreibt ihre Songs, sie komponiert, sie musiziert und ist dabei
gerade erst süße 22 Jahre jung. Doch in Schubladen stecken lässt sich
die Kanadierin nicht! "The Pains Of Growing" beleuchtet die vielen
Seiten des Erwachsenwerdens, der ersten Liebe, Familienbeziehungen
und den Erkenntnissen über sich selbst. Die Songs wurden von Alessia
Cara im Alleingang geschrieben. Soeben feierte das Video zu "Not
Today" Premiere und folgt auf die Single "Trust My Lonely".

Ein unglaubliches Jahr liegt hinter Alessia Cara. Mit ihrem
Debütalbum "Know-It-All" und den Singles "Here" und "Scars To Your
Beautiful" hat sie weltweit den Durchbruch geschafft, wurde mit
Edelmetall und Platz 1 der Radiocharts belohnt und hat rund um den
Globus mit ihren Live-Shows begeistert. Gemeinsam mit Logic
veröffentlichte sie die Single "1-800-273-8255" und performte den
Song auch live bei den Grammy Awards, wo sie selbst mit einem Award
ausgezeichnet wurde.

http://www.universal-music.de/alessia-cara/home


The 1975 veröffentlichen ihr neues Album "A Brief Inquiry
Into Online Relationships"

The 1975 veröffentlichen mit "A Brief Inquiry Into Online
Relationships" ihr drittes Studioalbum. Ganze 15 Tracks vereint das
neue Album, das in Oxford und Los Angeles aufgenommen wurde. Die
ersten Presse-Stimmen feiern das neue Werk der Briten:


	"Die Band des Jahrzehnts" - Q Magazine - *****

	"Atemberaubend" - Pitchfork

	"Die größte Band, über die da draußen gesprochen wird" - Sunday Times

	"Ein absolutes Meisterwerk... sie haben" OK Computer "für eine neue Generation gemacht" - NME *****

	"Das dritte Album der Band ist ihr bisher bestes" - Evening Standard

	"Es ist nicht nur ein großartiges Album - es ist ein Meisterwerk, das die Generation definiert" 5/5 DORK



Der Nachfolger zum 2016er Album "I Like It When You Sleep, For You
Are So Beautiful Yet So Unaware Of It" mixt verschiedene musikalische
und popkulturelle Einflüsse, kommentiert das aktuelle Geschehen und
ist auf die schönste Art und Weise sozialkritisch ­- ohne überladen
oder scheinheilig zu wirken. Alles andere als das: Auf "Give Yourself
A Try" heulen die Punk-Rock Gitarren, auf "TOOTIMETOOTIMETOOTIME"
geht Matt Healy fremd (aber nur ein, zwei Mal) und auch auf
"Sincerity Is Scary" zeigt er sich bewusst nicht von seiner
sympathischen Seite. Doch das ist okay - denn ganz nebenbei klingen
die Tracks auch noch unheimlich gut.

Für 2019 stehen bereits einige Highlights an: The 1975 werden bei
Rock am Ring und Rock im Park auf der Bühne stehen!

http://www.universal-music.de/the-1975/home


Jax Jones + Years & Years präsentieren gemeinsame Single
"Play" 

Über 2,5 Milliarden Streams weltweit machen Jax Jones zu einem der
erfolgreichsten DJs und Produzenten, der zudem preisgekrönt (15 x
Gold, 24 x Platin und 2 x Diamant Award) ist und mit den
angesagtesten Künstlern und Acts (u.a. Demi Lovato, Stefflon Don, Ina
Wroldsen) gearbeitet hat. Jetzt gibt es eine ganz besondere Collabo,
denn Jax Jones präsentiert in dieser Woche seine gemeinsame Single
mit Years & Years! "Play" ist am gestrigen Mittwoch erschienen und
als Download und im Stream erhältlich.

Für Years & Years-Frontmann Olly war es eine ganz besondere
Zusammenarbeit, denn sie schrieben den Song zusammen und ließen sich
dabei von diversen Genres wie UK Garage, Soul und House inspirieren.
Mit "Play" gibt es in dieser Woche das Ergebnis der Sessions und
einen Grund mehr, den Weihnachtssoundtrack mit Jax Jones zu veredeln!

Years & Years kommen Anfang 2019 auf Deutschlandtour und werden ihr
aktuelles Album "Palo Santo" live präsentieren!

Years & Years live

26.01.2019 Hamburg, Sporthalle

02.02.2019 Berlin, Columbiahalle

03.02.2019 München, Zentih

06.02.2019 Köln, Palladium

https://www.universal-music.de/years-and-years

http://www.universal-music.de/jax-jones/home


Ariana Grande präsentiert Video zu ihrer Hitsingle "Thank
u, next" & Hommage an Hollywood-Komodien der Nullerjahre

Seit drei Wochen thront Ariana Grande mit ihrer Single "Thank u,
next" auf Platz 1 der US Billboard Hot 100 und legt in dieser Woche
das mit Spannung erwartete Video zur Single vor! Inspiriert wurde das
Video von Hollywood-Filmen wie "Natürlich blond", "Girls Club -
Vorsicht bissig!" und etlichen High-School-Kömodien der 90er und 00er
Jahre. Mit dabei sind u.a. Troye Sivan, Jennifer Coolidge und
YouTuberin Gina. Genaue Details wurden nicht verraten, aber via
Instagram Stories teilt Ariana Grande jeden Tag ein paar Bilder vom
Dreh oder dem Video. Sie selbst ist sich sicher: "Dies ist mein
Lieblingsvideo!"

Das Video feiert in dieser Woche Weltpremiere!

Mit ihrem aktuellen Album "Sweetener" schlägt die 25-Jährige Ariana
Grande ein neues Kapitel in ihrer Karriere und ihrem Leben auf. Das
Album wurde von Pharrell Williams und von Max Martin produziert. Mit
"Sweetener" hat Ariana Grande bereits Musikgeschichte geschrieben und
dominierte die Charts rund um den Globus. Die Single "No Tears Left
To Cry" und das grandiose "God Is A Woman" zählen ebenso zu den
Fan-Favoriten wie "Breathin'" und "REM". Die neue Single "Thank u,
next" entstand nach der Trennung von ihrem Verlobten und liefert zwar
nette Worte für die Ex-Freunde, aber ist vor allem eine Hymne
darüber, sich selbst zu lieben und sich nicht in Beziehungen zu
verlieren.

http://www.universal-music.de/ariana-grande/home


Snow Patrol im Januar auf Deutschland-Tour ++ Aktuelle
Single "What If This Is All The Love You Ever Get" als Remix-EP
erhältlich

In der vergangenen Woche war Snow Patrol-Frontmann Gary Lightbody in
Berlin und sprach über die aktuelle Single "What If This Is All The
Love You Ever Get" aus dem Album "Wildness", die gerade auch als
Remix-EP erschienen ist. Neben Interviews gab es natürlich auch Musik
zu hören! Gary Lightbody spielte bei Radio 1 eine Akustik-Version von
"Run" sowie ein Beatles-Tribute. Das Video dazu gibt es hier

Mehr Live-Feeling gibt es direkt zum Jahresanfang 2019, wenn Snow
Patrol auf große "Wildness"-Deutschland-Tour kommen! Die Tickets sind
bereits erhältlich!

SNOW PATROL live

15.01.2019 Hamburg - Barclaycard Arena

16.01.2019 Berlin - Velodrom

18.01.2019 München - Zenith

20.01.2019 Oberhausen - König-Pilsener-ARENA

08.02.2019 Frankfurt - Jahrhunderthalle

https://www.universal-music.de/snow-patrol


BEASTIE BOYS veröffentlichen Vinyl-Re-Issue von "Paul's
Boutique" 

Es gilt als Meilenstein des HipHop-Genres und wurde in diversen
renommierten Bestenlisten unter die besten Alben aller Zeiten
gewählt: "Paul's Boutique", das zweite Album der Beastie Boys
erscheint nun als Vinyl-Re-Issue, neu gemastert und in feinster
Sound-Qualität.

"Paul's Boutique" wurde 1989 veröffentlicht und beinhaltete
revolutionäre 105 Samples, was die Herangehensweise im HipHop an das
Sampling neu definierte. Gesampelt wurden Songs von Musikern und
Bands wie The Beatles, Pink Floyd, Curtis Mayfield, Commodores, The
Isley Brothers, Johnny Cash, Led Zeppelin, Ramones, Sly & the Family
Stone, The Band oder James Brown.

Die Neuauflage erscheint am Freitag auf Vinyl.

https://www.universal-music.de/beastie-boys


Metallica feiern #GivingTuesday und kündigen
Benefiz-Doppelalbum "Helping Hands...Live & Acoustic at The Masonic"
an zugunsten der All Within My Hands Foundation

Mit dem Hashtag #GivingTuesday wurde in dieser Woche ein Tag des
Gebens einberufen - und Metallica sind mit dabei: Gemeinsam mit der
All Within My Hands Foundation präsentieren Metallica die limitierte
Vinyl-Version "Helping Hands...Live & Acoustic at The Masonic". Das
Doppelalbum wurde von Greg Fidelman abgemixt und von Reuben Cohen und
Bernie Grundman gemastert. Das Album erscheint am 01.02.2019 und kann
seit Dienstag vorbestellt werden.

Das Konzert fand am 03. November in San Francisco statt. Metallica
und die All Within My Hands Foundation arbeiten schon lage zusammen
und legen wert darauf, dass die Spenden und Charity-Erlöse zu
100 % an die Foundation fließen. Alle Infos dazu gibt es hier:
allwithinmyhands.org

METALLICA live:

13.06.2019 Köln, RheinEnergieStadion

06.07.2019 Berlin, Olympiastadion

23.08.2019 München, Olympiastadion

25.08.2019 Mannheim, Maimarktgelände

http://www.universal-music.de/metallica/home

 * 
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Alessia Cara / The Pains Of Growing / 30.11.2018

The 1975 / A Brief Inquiry Into Online Relationships / 30.11.18

Calum Scott / Only Human (Special Edition) / 30.11.2018
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Ice Cube / Everythangs Corrupt / 07.12.2018

The Struts / Young & Dangerous / 11.01.2019
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Neil Diamond / 50th Anniversary Collector's Edition (CD Box) / 30.11.2018

Toby Keith / Should've Been A Cowboy (25th Anniversary Edition) (CD) / 30.11.2018

Def Leppard / The Hysteria Singles (LP Box) / 30.11.2018

Def Leppard / The Story So Far...The Best Of Def Leppard (2LP/2CD/CD) / 30.11.2018

Lenny Kravitz / Let Love Rule (2LP) / 30.11.2018

Status Quo / The Vinyl Singles Collection: 1990s (LP Box) / 30.11.2018

Beastie Boys / Paul's Boutique (LP) / 30.11.2018

The Roots / Undun (LP) / 30.11.2018

Rise Against / Rise (LP Box) / 30.11.2018

Lynyrd Skynyrd / Skynyrd's Innyrds (LP) / 30.11.2018

Various Artists / The Complete Cuban Jam Sessions (CD Box) / 07.12.2018

Paul McCartney & Wings / Red Rose Speedway (2LP/CD+DVD/2CD) / 07.12.2018

Paul McCartney & Wings / Wild Life (2LP/CD+DVD/2CD) / 07.12.2018

Steve Miller Band / Wide River (CD) / 07.12.2018

Various Artists / For Discos Only: Indie Dance Music From Fantasy & Vanguard Records (3CD) / 07.12.2018

50 Cent / Get Rich Or Die Tryin' (Marvel Reissue) (Deluxe 2LP/2LP) / 07.12.2018

GZA / Liquid Swords (Marvel Reissue) (Deluxe 2LP/2LP) / 07.12.2018

LL Cool J / Mama Said Knock You Out (Marvel Reissue) (Deluxe 2LP/2LP) / 07.12.2018

Carpenters, The Royal Philharmonic Orchestra / Carpenters With The Royal Philharmonic Orchestra (CD) / 07.12.2018

Diana Ross / Wonderful Christmas Time (CD) / 14.12.2018

Primus / diverse LPs / 14.12.2018

Siouxsie And The Banshees / diverse LPs / 14.12.2018

The Analogues / The White Album Live In Liverpool (2LP) / 14.12.2018

Creedence Clearwater Revival / The Studio Albums Collection (Half-Speed Masters) (LP Box) / 14.12.2018

Nashville Cast / The Best of Nashville (2LP) / 21.12.2018

 * 

TV-Termine

Alex Aiono

The Dome

Sa., 01.12., 18:15 Uhr, RTL2

Amy Macdonald

Morgenmagazin

Mi., 28.11., 05:30 Uhr, ARD

Imagine Dragons

Konzert (Lollapalooza 2018)

Fr., 30.11., 00:30 Uhr, ARTE

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin
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Internet: universal-music.de
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FESTIVAL/808: Wertheim - Programm für den Burgsommer 2019 vorgestellt


Stadt Wertheim

Programm für den Burgsommer 2019 vorgestellt

Attraktive Mischung aus Bewährtem und Neuem



Wertheim. Unter dem Titel "Sommer auf der Burg" lockt das Wahrzeichen
der Stadt im nächsten Jahr wieder mit attraktiven Veranstaltungen. Das
Programm umfasst Konzerte unterschiedlicher Musikrichtungen, außerdem
Kabarett, Theater, Open-Air-Kino und vieles mehr. Der Eigenbetrieb
Burg hat dabei erneut viele Veranstaltungspartner gewonnen.
Bürgermeister Wolfgang Stein und Burgmanager Christian Schlager
stellten das Programm am Montag in einem Pressegespräch vor.
"Wir haben wieder ein tolles Programm auf die Beine gestellt", betonte
Bürgermeister Wolfgang Stein. Die vielen hochwertigen Veranstaltungen
machten die Stadt Wertheim attraktiv sowohl für ihre Bewohner als auch
ihre Gäste. Vom Whisky-Menü bis zur Flamenco-Nacht, vom Klassikkonzert
bis zur Mittelalter-Band, vom Kasperle-Theater bis zur
Liedermacher-Legende - "da ist für jeden was dabei", erklärte Stein.

"Ich bin sehr glücklich mit dem Burgprogramm", unterstrich auch
Burgmanager Christian Schlager. Man hätte bei der Zusammenstellung
eine Zielgruppe im Blick gehabt, die nicht breiter zu denken sei, so
Schlager. Dadurch entstand eine vielversprechende Mischung aus
Bewährtem und Neuem. 42 Veranstaltungen inklusive Burgfilmfest sind
geplant. "Es wird noch die eine oder andere Veranstaltung mehr
werden", stellte Schlager in Aussicht.

Hard-Rock- und Heavy-Metal-Konzerte wird es dagegen 2019 keine geben.
Diese Konsequenz zog die Stadtverwaltung bereits im August aufgrund
massiver Beschwerden nach den letzten Veranstaltungen. Was die
geplanten Burgraves betrifft, steht Bürgermeister Stein weiterhin zu
seinem Angebot, das er in der Gemeinderatssitzung im September einer
verärgerten Anwohnerin vorschlug: Gerne komme er beim nächsten Rave
auf ihre Terrasse und bringe ein Messgerät mit. "Wertheim hat mit der
Burg ein einzigartiges Ambiente und Alleinstellungsmerkmal. Mit dem
Pfund müssen wir wuchern", warb Stein um Verständnis. Er betonte, dass
man dabei sei, die nötige Balance zu finden. "Wir müssen das gemeinsam
mit der Bevölkerung entwickeln", betonte der Bürgermeister.

Ab Ende kommender Woche wird das Programmheft im lokalen Einzelhandel,
in der Tourist-Info und im Rathaus ausliegen. In der neuen Broschüre
präsentieren sich die Wertheimer Museen mit ihrem
Ausstellungsprogramm. Es gibt zudem einen Überblick über die
wichtigsten Innenstadt-Veranstaltungen. Ein Stadtplan mit allen
Parkplätzen hilft Besuchern bei der Orientierung. Das Programmheft ist
auch im Internet unter www.wertheim.de/veranstaltungen abrufbar. Alle
Termine stehen außerdem im Online-Veranstaltungskalender der Stadt.
Konzerte, Kabarett und Kino

Einen Vorgeschmack auf den Burgsommer 2019 bietet ein Streifzug durch
das Programm: Nach einjähriger Pause kehrt "Feuer & Zauber auf der
Burg" am 30. April zurück. Abendfüllende Zauberei verheißt die
Bühnenshow "Die Magier" am 11. Mai. Damit beginnt die Burgsaison
wortwörtlich zauberhaft. Mit Chris Kramer besucht eine echte
Bluesgröße die Burg am 18. Mai. Seit einiger Zeit ist er sehr
erfolgreich mit dem zweifachen deutschen Beatboxmeister Kevin O'Neal
unterwegs. Eine sehr ungewöhnliche Kombination, auf die man gespannt
sein darf.

Der Burgrave "exit:ruine" hat erstmals 2017 viele Techno-Freunde
begeistert. Die Burg war auf Anhieb zwei Mal ausverkauft. 2019 sind
die beiden Sommer-Raves auf 25. Mai und 21. September terminiert.
Heimatlich geht es mit den Raith-Schwestern am 6. Juni und "Häisd'n
Däisd vomm Mee" am 8. Juni zu. Dazwischen gibt sich Kabarett-Urgestein
Urban Priol am 7. Juni die Ehre. Darüber hinaus wird zwei Legenden mit
Covermusik gehuldigt: Interstellar Overdrive bringen am 14. Juni die
Musik von Pink Floyd auf die Bühne. Am 15. Juni spielt das
Graceland-Duo mit Band und Streichern die Musik von Simon & Garfunkel.

Eine "Italienische Serenade" mit dem Besten von Vivaldi und anderen
Komponisten spielt das Stuttgarter Kammerorchester am 22. Juni. Am 29.
Juni findet die musikalische Weinprobe der Ludwigsburger
Schlossfestspiele im Löwensteiner Bau statt. Den musikalischen Part
gestalten Marina & The Kats. Die Badischen Landesbühne bietet am 2.
Juli zwei Aufführungen: "Des Kaisers neue Kleider" für Kinder und am
Abend "Don Camillo und Peppone".

Die herausragenden Bands Schandmaul am 12. Juli und Saltatio Mortis am
30. August versprechen vor passender Kulisse ein Fest für alle Freunde
des Mittelalterrocks. Viva Voce zelebrieren ihr 20-jähriges Jubiläum
am 19. Juli als "Fest der Stimmen". Willy Astor gibt am 20. Juli den
"Jäger des verlorenen Satzes". Wolfgang Ambros verlässt den Watzmann
für Wertheim und ist am 21. Juli zu erleben.

Als ergreifend und leidenschaftlich werden die Künstler der
"Flamenco-Nacht" am 9. August beschrieben. Das Kontrastprogramm bietet
am 10. August Depeche Reload mit Musik der Kultgruppe Depeche Mode.
Ralph Turnheim, der im Mai im Eisenbahntunnel mit der Vertonung des
Stummfilmklassikers "Der General" begeisterte, kehrt am 19. Oktober
zurück mit "Black Pirate Poetry", dem ersten Farbfilm Hollywoods.
Ebenfalls im Löwensteiner Bau spielt am 26. Oktober die Gruppe Ron
Lemons mit Sänger Andreas Kümmert.

Der "Jazzfrühschoppen auf der Burg" ist im Frühling mit drei Terminen
platziert. Das Burgfilmfest findet vom 15. bis 27. August statt. Der
Eröffnungsfilm der fünften Auflage des Open-Air-Kinos steht bereits
fest: "Bohemian Rhapsody", der derzeit in den Kinos begeistert, wird
am 15. August auf der großen Leinwand im Burggraben zu sehen sein. Die
Diamond Dogs spielen in den Sommermonaten ab Mai jeden Donnerstagabend
auf der Burgterrasse.

Ein Novum in der beliebten "Rum, Whisky & Gin-Tasting"-Reihe ist ein
Whisky-Dinner. Am 9. Februar kann man es mit einem exklusiven 
Fünf-Gang-Menü und sechs Spitzen-Whiskys im Löwensteiner Bau genießen.
Fortgesetzt wird zudem die Zusammenarbeit mit Galerist Axel Schöber:
Von Juli bis September werden im "Kunstsommer" im Neuen Archiv drei
Ausstellungen gezeigt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.11.2018

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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KLASSIK/10160: Kassel - Kapellmeister des Kasseler Hoftheaters als Komponisten, 06.12.2018


documenta-Stadt Kassel

Träume und Hoffnungen - Kapellmeister des Kasseler Hoftheaters als
Komponisten



Musik dreier Kapellmeister des Kasseler Hoftheaters, nämlich Louis
Spohr, Gustav Mahler und Felix Otto Dessoff, steht auf dem Programm
eines Konzerts unter dem Titel "Träume und Hoffnungen" im Konzertsaal
der Musikakademie am Donnerstag, 6. Dezember, ab 19 Uhr. Es musizieren
Studierende der Kammermusikklasse von Professorin Karin Wolf. Die
Moderation des Abends übernimmt die ehemalige Kammermusikredakteurin
des Hessischen Rundfunks, Susanne Schäffer.

Nicht wenigen Musikerinnen und Musikern diente das Kasseler Theater in
der Vergangenheit als Sprungbrett ihrer künstlerischen Entwicklung. Zu
diesen zählten auch Mahler und Dessoff. In Kassel sammelten beide
wichtige Erfahrung in der Orchesterleitung und in den Betriebsabläufen
eines Opernhauses, die sie später nutzbringend einbringen konnten, als
sie ihre Karriere anderswo fortsetzten. Dabei profitierten sie
selbstverständlich von den Errungenschaften der Ära "Louis Spohr" in
Kassel und seinen nachhaltigen Erfolgen bei der Entwicklung der
Aufführungskultur am hiesigen Hoftheater.

Bis ins 20. Jahrhundert hinein war es durchaus üblich, dass Dirigenten
auch als Komponisten tätig waren. Mit Louis Spohrs Streichsextett,
Gustav Mahlers einsätzigem Klavierquartett und dem Streichquartett von
Otto Dessoff stellt dieses Konzert repräsentative Kammermusikwerke der
drei herausragenden Musikerpersönlichkeiten vor.

Das Konzert ist eine Veranstaltung der Musikakademie in Kooperation
mit dem Verein für Hessische Geschichte und Landeskunde e.V.,
Zweigverein Kassel. Es wird ermöglich durch Fmaks, die
Fördergesellschaft der Musikakademie.

Der Eintritt zur Veranstaltung beträgt acht Euro. Einen ermäßigten
Eintritt zu sechs Euro erhalten Schülerinnen und Schüler, Studierende,
ALG-II-Empfänger oder Schwerbehinderte gegen Vorlage eines
entsprechenden Ausweises. Kinder bis zum vollendeten siebten
Lebensjahr zahlen vier Euro.

Kartenverkauf erfolgt an der Abendkasse. Telefonisch können Karten bei
der Musikakademie unter 05 61/787 4180, per Fax unter 0561/787 4188
oder per E-Mail musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.11.2018

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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AUSLAND/8900: Aus aller Welt - 29.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Frühere französische Diplomatin gewinnt Präsidentenwahl in Georgien

Die Wahl von Salome Surabischwili zur Präsidentin in Georgien nährt
in Moskau die Zuversicht auf eine Annäherung an Tiflis. Er erwarte
keine drastischen Veränderungen in der russischen Politik, sagte der
Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses des Rats der Russischen
Föderation, Konstantin Kosachew, in einem Gespräch mit der Agentur
TASS. Da Surabischwili aber eine erfahrene und pragmatische
Politikerin sei, hoffe er doch, daß es künftig wieder mehr Raum für
einen Dialog geben werde. Die in Frankreich geborene ehemalige
georgische Außenministerin hatte die Stichwahl zum Präsidentenamt
gegen den Oppositionskandidaten Grigol Waschadse gewonnen. Im
Gegensatz zu Wachadse plädiert die Wahlsiegerin, die als parteilose
Kandidatin angetreten war, für eine rußlandlfreundliche Politik. Die
Opposition sprach bereits vor Bekanntgabe des offiziellen Ergebnisses
von Wahlbetrug und rief die Bevölkerung zu Protesten auf.

29. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8900: Kriminalität und Rechtsprechung - 29.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Razzia bei der Deutschen Bank - Verdacht auf Geldwäsche

Wegen des Verdachts der Geldwäsche durchsuchte ein Großaufgebot der
Polizei am Donnerstag die Zentrale der Deutschen Bank in Frankfurt am
Main. Die Ermittlungen richten sich laut Behördenangaben gegen zwei
50 und 46 Jahre alte Mitarbeiter des Geldhauses. Die Fahnder suchten
nach Beweisen für illegale Transaktionen. Nach Kenntnissen des
Bundeskriminalamts half die Bank Kunden bei der Gründung von
sogenannten Offshore-Gesellschaften in Steuerparadiesen. Wie aus
einer Mitteilung der Staatsanwaltschaft hervorgeht, sollen dabei auch
Gelder aus Straftaten auf Konten der Deutschen Bank transferiert
worden sein, ohne daß die Bank Geldwäscheverdachtsanzeigen
erstattete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8897: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 29.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Taiwan will seine Luftstreitkräfte modernisieren

Die Regierung in Taipeh erwägt offenbar, ihre in die Jahre gekommenen
F-35 Lightning Stealth-Kampfflugzeuge durch moderne F-16V Kampfjets
zu ersetzen. Wie aus einem Bericht der in Hongkong erscheinenden
Tageszeitung South China Morning Post hervorgeht, schloß
Verteidigungsminister Yen Te-fa einen Kauf der neuen US-Kampfflugzeuge
nicht aus. Auf die Frage, ob Taiwan beabsichtige, einen Auftrag für
die F-16V zu erteilen, betonte Yen, daß alle Optionen für eine
Verstärkung der Luftwaffe geprüft werden. Wie aus Militärkreisen
verlautet, ist Taiwan auch am Kauf von
Tarnkappen-Mehrzweckkampfflugzeugen des Typs F-35 interessiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8899: Aus Parlament und Gesellschaft - 29.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Politiker Kelber zum neuen Bundesdatenschutzbeauftragten gewählt

Der Bundestag wählte den Diplom-Informatiker Ulrich Kelber zum neuen
Bundesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit (BfDI).
Der SPD-Abgeordnete wird Anfang 2019 die CDU-Rechtspolitikerin Andrea
Voßhoff nach fünf Jahren an der Spitze der in Bonn angesiedelten
Behörde ablösen. Für den Regierungsvorschlag stimmten am Donnerstag
444 von 658 Parlamentarier.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8898: Tragisches und Kurioses - 29.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



141 Jahre altes Feuerschiff drohte zu kentern

Wegen extremen Niedrigwassers drohte das dänische Feuerschiff
"Fyrskib No. X" am Mittwochabend im Hafen von Kopenhagen zu kentern.
Das 30 Meter lange und 400 Tonnen schwere Schiff setzte an seinem
Liegeplatz auf der Insel Refshaleøen auf Grund auf und kippte stark
zur Seite. Die Feuerwehr versuchte das Schiff vor dem Umkippen zu
bewahren. Erst nach Einsetzen der Flut, war die Gefahr gebannt. Das
1877 in der führenden Lager- und Werftstelle von Christanshavn in
Dänemark aus Eichenholz gebaute Feuerschiff wurde 1965 außer Dienst
gestellt und steht seit einigen Wochen zum Verkauf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7983: Aus Forschung und Technik - 29.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Sonde Osiris-Rex nähert sich dem Asteroiden Bennu

Nach zweijähriger Flugzeit hat die Sonde Osiris Rex ihren
Zielasteroiden Bennu fast erreicht. Nach Informationen der US-Luft-
und Raumfahrtbehörde NASA wird der Instrumententräger am 3. Dezember
in einem Abstand von sieben Kilometern an dem 492 Meter
durchmessenden Brocken vorbeifliegen und ihn dabei kartographieren.
Höhepunkt der 750 Millionen Euro teuren Mission ist die Aufnahme von
Material mit Hilfe eines speziellen Sammelmechanismus. Die Proben
sollen 2023 mit einer Kapsel auf der Erde eintreffen. Bennu soll im
Jahr 2135 innerhalb des Mondorbits an der Erde vorbeifliegen. Nach
bisherigen wissenschaftlichen Berechnungen besteht keine Gefahr, daß
der Asteroid von seiner bislang harmlosen Bahn abgelenkt und mit
unserem Heimatplaneten kollidieren wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7996: Aus aller Welt - 29.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Mexikos Behörden stellen Flüchtlingen Visa und Arbeitserlaubnisse aus

In Mexiko haben die Behörden 614 Migrantinnen und Migranten
humanitäre Visa neben einer Arbeitserlaubnis ausgestellt. Außerdem
wurden die hauptsächlich aus Honduras sowie El Salvador und Guatemala
stammenden Menschen mit Unternehmen zusammengebracht, welche offene
Stellen anzubieten hatten. Die mexikanische Regierung will vermeiden,
daß die vor Armut und verbreiteter Gewalt aus ihren Heimatländern
geflohenen Menschen in den Norden weiterwandern, um die Staatsgrenzen
zu den USA zu überqueren und dort Asyl zu beantragen. Das
mexikanische Innenministerium gibt die Zahl der Flüchtlinge, die zur
Zeit im Land unterwegs sind, mit rund 8200 an. Knapp 6000 haben die
Grenzstadt Tijuana erreicht, wo sie in einem Stadion untergebracht
wurden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7955: Medizin und Gesundheitswesen - 29.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Lieferenpässe von wichtigen Medikamenten nehmen zu

Immer wieder kommt es zu Lieferengpässen für wichtige Medikamente in
Deutschland. Laut Deutschem Ärzteblatt sind unter anderem Antibiotika
und Krebsmedikamente betroffen. Das macht viele Gesundheitsexperten
besorgt. Ihrer Ansicht nach muß das Problem ernstgenommen werden, daß
durch die zunehmende Konzentration des Marktes und die Verlagerung
der Herstellung von Medikamenten nach China und Indien es immer
wieder zu solchen Lieferengpässen kommt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7984: Kriminalität und Rechtsprechung - 29.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Juristische Ermittlungen im Fall Oury Jalloh wurden eingestellt

Der Asylbewerber Oury Jalloh aus Sierra Leone ist am 7. Januar 2005
in einer Zelle des Polizeireviers Dessau verbrannt. Der an Händen und
Füßen gefesselte Mann soll es irgendwie geschafft haben, die schwer
entflammbare Matratze, auf der er lag, anzuzünden. An diesem
Donnerstag gab die zuständige Generalstaatsanwaltschaft in Naumburg
bekannt, daß zu dem Fall keine neuen Ermittlungen aufgenommen werden.
Gegen Polizeibeamte oder Dritte besteht kein Verdacht, sie könnten
die Matratze angezündet haben. Jalloh verstarb an den Folgen eines
inhalativen Hitzeschocks, den er nicht widerlegbar selbst
herbeigeführt hat, heißt es. Der Generalstaatsanwalt von
Sachsen-Anhalt wies die Beschwerde von Hinterbliebenen gegen die
Einstellung des Verfahrens als unbegründet zurück. Die von
Angehörigen und Unterstützern vertretene These, es habe sich um Mord
gehandelt, ist eine rein spekulative Mutmaßung. Die Behauptung, man
könnte es mit institutionellem Rassismus zu tun bekommen haben, ist
dem Naumburger Generalstaatsanwalt zufolge aus der Luft gegriffen.
Die Generalstaatsanwaltschaft ist nach eigenen Angaben zu ihrer
Erkenntnis nach monatelanger Prüfung sämtlicher Verfahrensakten
gelangt. Die Landesregierung hatte die Generalstaatsanwaltschaft in
Naumburg mit der Überprüfung beauftragt, ob das im Oktober 2017 von
der Staatsanwaltschaft Halle eingestellte Verfahren wieder aufgerollt
werden könnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7907: Sprache, Kunst und Medium - 29.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Färbetechnik Blaudruck auf der immateriellen Kulturerbeliste

Die UN-Kulturerbeorganisation Unesco hat bei ihrer gegenwärtigen
Jahrestagung auf Mauritius das Jahrhunderte alte Blaufärbeverfahren
mit auf ihre Liste immateriellen Kulturerbes aufgenommen.

Deutschland hatte sich gemeinsam mit Tschechien, der Slowakai, Ungarn
und Österreich beworben, da die Technik im 18. und 19. Jahrhundert in
Mitteleuropa weit verbreitet war, heute aber kaum noch bekannt ist
beziehungsweise beherrscht wird.

Laut Deutschlandfunk Kultur soll es in Deutschland nur noch 12 und in
weiteren europäischen Ländern vermutlich 15 Werkstätten geben, die
diese Färbetechnik, vornehmlich auf Baumwollstoffen, Seide und Leinen
einsetzen. Durch Abdeckung entsteht ein weißes Muster auf meistens
dunkelblauem Grund.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7974: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 29.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Luftangriff auf Zivilisten in Afghanistan

Die US-Luftwaffe in Afghanistan hat am Mittwoch beim Beschuß eines
Hauses in der Provinz Helmand nach afghanischen Angaben rund 30
Zivilisten getötet. Die Opfer des Luftangriffs stammen aus einer
einzigen Familie, wie der Leiter des Provinzrats meldete. Der
Gouverneur von Helmand sagte, neben Zivilisten seien auch
Taliban-Kämpfer ums Leben gekommen. Eine Sprecherin des US-Militärs
berichtete, afghanische Spezialeinheiten und US-Militärberater seien
in der Nacht auf Dienstag unter Beschuß der Taliban geraten. Die
Milizen hätten sich in ein Gebäude zurückgezogen und das Feuer von
dort aus aufrechterhalten. Man habe Luftunterstützung angefordert,
welche das Gebäude beschossen habe. Man habe nicht gewußt, daß sich
dort Zivilisten aufgehalten hätten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7988: Aus Parlament und Gesellschaft - 29.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Die Renten sind sicher sechs Jahre lang

Die Große Koalition hat sich auf eine Absicherung der Rentenfinanzen
bis zum Jahr 2025 verständigt. Bis dahin soll das derzeitige
Rentenniveau des Durchschnittsverdienstes von 48,1 Prozent nicht
unter 48 Prozent sinken und der Beitragssatz nicht von 18,6 Prozent
auf über 20 Prozent steigen. Bundessozialminister Hubertus Heil (SPD)
sprach im Zusammenhang mit dem Rentenversicherungsbericht 2018 von
Verläßlichkeit für die gesetzliche Rentenversicherung. Diese sei in
einer außerordentlich guten Verfassung, sagte Heil dem
Redaktionsnetzwerk Deutschland. Beitragszahlerinnen und
Beitragszahler sowie Rentnerinnen und Rentner könnten sich darauf
verlassen, daß das gesetzliche Rentenversicherungssystem verläßlich
und solide finanziert bleibe. Allerdings macht die Bundesregierung
deutlich, daß die gesetzliche Rente angesichts eines Rückgangs des
Sicherungsniveaus vor Steuern zukünftig allein nicht ausreichen wird,
um den Lebensstandard des Erwerbslebens im Alter fortzuführen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7957: Tragisches und Kurioses - 29.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Braunkohle verdrängte Hunderte Orte und zehntausende Anwohner

Wenn es um den längst umstrittenen Braunkohletagebau geht, ist in
jüngster Zeit Nordrhein-Westfalen im Fokus, aber auch im 
Mitteldeutschen Braunkohlerevier und in der Lausitz sind bis
heute rund 250 Orte ganz oder teilweise abgebaggert worden.

Das hat eine Recherche des Mitteldeutschen Rundfunks MDR ergeben.
Dabei wurden nur Dokumente seit 1924 ausgewertet. Insgesamt mußten
demnach mehr als 80.000 Menschen ihre Häuser und Heimatorte verlassen.
Zu den meisten Umsiedlungen kam es in Sachsen und Sachsen-Anhalt.

Da viele Kohlevorkommen sehr ausgedehnt waren, wurden im Laufe der
Zeit auch ganze Ortschaften mehrfach verlegt. So war zum Beispiel
Nachterstedt gleich viermal von Umsiedlungen betroffen.

Auch in Westdeutschland mußten mehrere zehntausend Menschen wegen des
Braunkohle-Abbaus ihre Häuser räumen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7985: Arbeit, Soziales und Familie - 29.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Streikende in Griechenland fordern Ende der Sparpolitik

In Griechenland haben am Mittwoch die Beschäftigten der Fährbetriebe,
des öffentlichen Nahverkehrs und der Privatwirtschaft, soweit sie
gewerkschaftlich organisiert sind, 24 Stunden lang gestreikt. In
Athen fanden im Verlauf des Tages mehrere Protestkundgebungen statt.
Die Dachgewerkschaft GSEE fordert eine sofortige Erstattung der als
rechtswidrig bezeichneten Kürzung von Grund- und Zusatzrenten sowie
des Urlaubsgelds. Außerdem muß Wohneigentum vor Zwangsversteigerungen
geschützt werden, wenn die darin wohnenden Eigentümer verschuldet
sind. Der Mindestlohn muß von derzeit 586 Euro auf 751 Euro im Monat
angehoben werden. Die Regierung soll ihre Sparpolitik endgültig
einstellen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7966: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 29.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Schon wieder ein Hitzejahr

Und schon wieder meldet die Weltwetterorganisation (WMO), daß das
letzte Jahr das wärmste seit Anfang der Aufzeichnungen im 19.
Jahrhundert war. Wie dpa meldete, erreichte 2016 die Temperatur im
Schnitt weltweit den Rekord 1,3 Grad plus, gefolgt von 2017 und
2015. Dieses Jahr lag die Temperatur nach WMO-Berechnungen bis Ende
Oktober rund ein Grad über dem Wert der vorindustriellen Zeit. Damit
ist 2018 auf dem Weg, das viertwärmste Jahr seit Meßbeginn zu werden.
Überhaupt sind die vergangenen zwei Jahrzehnte besonders warm
gewesen. Die 20 wärmsten Jahre lagen demnach in den vergangenen 22
Jahren. Der Weltklimarat (IPCC) rät dringend, den Temperaturastieg
auf 1,5 oder zumindest 2 Grad zu begrenzen, um schwere Folgen für
Millionen Menschen auf der Welt abzuwenden. Vom 3. bis 14. Dezember
findet in Kattowitz in Polen die UN-Klimakonferenz zur Umsetzung des
2015 in Paris beschlossenen Weltklimaabkommens statt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7973: Märkte und Finanzen - 29.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Kapazitäten der Ökostromanlagen überholen die Konventionellen

Im vergangenen Jahr waren in Deutschland alternative Kraftwerke mit
einer Gesamtleistung von 112,5 Gigawatt installiert. Die
Anlagenleistung der konventionellen Kraftwerke summierte sich auf
105,1 Gigawatt. Die Zahlen gehen aus dem Monitoringbericht des
Bundeskartellamts und der Bundesnetzagentur hervor, welcher ins
Internet gestellt wurde. Demnach haben Solar-, Wind- und andere
Ökostromanlagen wegen des wechselnden Primärenergieangebots trotz
höherer Anlagenkapazitäten nur rund ein Drittel zur Stromproduktion
von insgesamt 601,4 Terawattstunden beigetragen. Sinkende
Netzentgelte haben verhindert, daß der Strompreis für Haushalte
gestiegen ist. Ökoenergie verteuert bislang den Strom, obwohl die
Energie von Sonne und Wind den Stromproduzenten kostenlos zur
Verfügung steht.

29. November 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7989: Aus Forschung und Technik - 29.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Gewaltiger Asteroid nähert sich der Erde

Die unendlichen Weiten bergen so manche Gefahr für die Menschheit. So
soll sich ein riesiger Asteroid der Erde mit hoher Geschwindigkeit
nähern und könnte bereits in wenigen Jahren auf dem Planeten
einschlagen. Der gewaltige Gesteinsbrocken mit der Kennung 2018 LF16
soll über 200 Metern lang sein und eine Zerstörungskraft von 50
Megatonnen TNT haben. Seine Geschwindigkeit beträgt zur Zeit mehr als
54.466.000 Kilometer pro Stunde. Die US-Raumfahrtbehörde NASA
errechnete laut sputniknews.com den 8. August 2023, den 3. August
2024 und den 1. August 2025 als mögliches Einschlagdatum.
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WERKSTOFFE/1084: Laser in der Materialbearbeitung - Risiko von Röntgenstrahlung reduzieren (idw)


Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM) - 28.11.2018

Laser in der Materialbearbeitung: Risiko von Röntgenstrahlung reduzieren



Ob Schneiden, Bohren, Abtragen oder Strukturieren - die industrielle
Bearbeitung von Materialien soll möglichst schnell und kostengünstig sein.
Als geeignetes "Allround-Werkzeug" für verschiedenste Bearbeitungsmethoden
haben sich gepulste Laser etabliert. Zum Einsatz kommen sie bei
unterschiedlichen Materialien, von Glas und Stahl bis hin zu komplexen
Verbundsystemen. Auch in der Medizin finden ultrakurze Laserimpulse immer
häufiger Anwendung, beispielsweise in der Augenchirurgie. Allerdings kann
es unerwünschte Nebeneffekte geben: Bei der Nutzung von Laserimpulsen mit
hoher Intensität entsteht Röntgenstrahlung.




[image: Quelle: © BAM, Fachbereich Technologien mit Nanowerkstoffen]

Materialbearbeitung mit gepulster Laserstrahlung

Quelle: © BAM, Fachbereich Technologien mit Nanowerkstoffen



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der BAM haben erstmals
systematisch dargestellt, bei welchen Laserintensitäten und bei welchen
Materialien die Röntgenemission über den erlaubten Grenzwerten liegen
kann. Aus ihren Erkenntnissen haben sie erste Empfehlungen für
Arbeitsschutzmaßnahmen abgeleitet.

Der Einsatz von ultrakurzgepulsten Lasern mit Dauern im Bereich von Piko-
und Femtosekunden in der Materialbearbeitung bietet viele Vorteile: Der
Laserstrahl ist sehr energiereich, wirkt aber nur für eine sehr kurze Zeit
auf das Material ein. Dieser Laserimpuls reicht aus, um das Material
präzise zu bearbeiten. Gleichzeitig wird das Material im Bereich rund um
die Bearbeitungsstelle kaum erwärmt und bleibt unverändert.

Unterschätzte Röntgenstrahlung

Zur Bearbeitung der Materialoberfläche werden in der Regel viele
Laserimpulse hintereinander auf das Werkstück fokussiert. Dabei entsteht
ein Gesundheitsrisiko, das bislang unterschätzt wurde: "Beim Auftreffen
des Laserimpulses auf das Material kann Röntgenstrahlung entstehen",
erklärt Dr. Jörg Krüger, wahrnehmender Leiter des Fachbereichs
Technologien mit Nanowerkstoffen. Bei einem einzelnen Laserimpuls ist die
Menge der entstehenden Strahlung bei den in der Materialbearbeitung
üblichen Bedingungen zwar gering, aber: "Durch die hohen Wiederholraten
mit mehreren Hunderttausend Impulsen pro Sekunde kann die Röntgenstrahlung
einen kritischen Wert erreichen, der über den erlaubten Grenzwerten im
Strahlenschutz liegt", so Dr. Herbert Legall, der gemeinsam mit Christoph
Schwanke die experimentellen Untersuchungen in der BAM durchführt.
Das BAM-Team hat in Zusammenarbeit mit Prof. Günter Dittmar vom
Steinbeis-Transferzentrum in Aalen erstmals systematisch dargestellt, bei
welcher Laserintensität und bei welchem Material eine kritische Menge an
Röntgenstrahlung entstehen kann: "Der Einsatz von ultrakurzgepulsten
Lasern muss sicher sein", so Jörg Krüger, "mögliche Gesundheitsrisiken
müssen durch geeignete Schutzmaßnahmen so gering wie möglich gehalten
werden." Im aktuellen Forschungsprojekt werden daher auch Möglichkeiten
untersucht, wie die entstehende Röntgenemission wirksam abgeschirmt werden
kann.

Die Arbeiten werden im Rahmen des BMBF-Vorhabens "Emissionen von
Röntgenstrahlung bei der Ultrakurzpulslaserbearbeitung" an der BAM
gefördert. Erste Ergebnisse sind bereits Open Access publiziert.

Technologie mit Potenzial

Die Entwicklung von Lasersystemen für die Materialbearbeitung hat in der
Vergangenheit große Fortschritte gemacht. Während ultrakurzgepulste Laser
noch vor 20 Jahren als exotisches Werkzeug galten, ist ihr Einsatz
mittlerweile weit verbreitet. Die Bedeutung dieser Technologie
unterstreicht aktuell auch die Vergabe des Physik-Nobel-Preises im Oktober
2018, der unter anderem an Prof. Gérard Mourou und Prof. Donna Strickland
verliehen wurde. Gewürdigt wurden die beiden Wissenschaftler für die
Entwicklung einer Methode, mit der sich hochenergetische, ultrakurze
optische Pulse erzeugen lassen.

Und noch etwas zeigt die Preisvergabe: Wissenschaft braucht einen langen
Atem. Schon in den 1990er Jahren hat Gérald Mourou zur
"Femtosekundenlaser-Materialbearbeitung von Gläsern" publiziert -
gemeinsam mit BAM-Wissenschaftler Jörg Krüger.


Über die BAM

Die BAM gewährleistet Sicherheit in Technik und Chemie.
Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM) ist eine
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie.

Die BAM forscht, prüft und berät zum Schutz von Mensch, Umwelt und
Sachgütern. Im Fokus aller Tätigkeiten in der Materialwissenschaft, der
Werkstofftechnik und der Chemie steht dabei die technische Sicherheit von
Produkten und Prozessen. Dazu werden Substanzen, Werkstoffe, Bauteile,
Komponenten und Anlagen sowie natürliche und technische Systeme von
volkswirtschaftlicher Dimension und gesellschaftlicher Relevanz erforscht
und auf sicheren Umgang oder Betrieb geprüft und bewertet. Die BAM
entwickelt und validiert Analyseverfahren und Bewertungsmethoden, Modelle
und erforderliche Standards und erbringt wissenschaftsbasierte
Dienstleistungen für die deutsche Wirtschaft im europäischen und
internationalen Rahmen.

Sicherheit macht Märkte.

Die BAM setzt und vertritt für Deutschland und seine globalen Märkte hohe
Standards für Sicherheit in Technik und Chemie zur Weiterentwicklung der
erfolgreichen deutschen Qualitätskultur "Made in Germany".

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution368

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM), 28.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/1161: Schieflage zwischen Arbeitslosenversicherung und Hartz IV beenden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. November 2018

Schieflage zwischen Arbeitslosenversicherung und Hartz IV beenden



Zu den aktuellen Arbeitsmarktzahlen für November erklärt Dr. Wolfgang
Strengmann-Kuhn, Sprecher für Arbeitsmarktpolitik:

Die guten Arbeitsmarktzahlen dürfen grundlegende Strukturmängel nicht
überdecken. Im Gegenteil: Angesichts der guten Rahmenbedingungen und
der guten finanziellen Situation der Bundesagentur für Arbeit wäre
jetzt die Zeit endlich die grundlegenden strukturellen
Ungerechtigkeiten der Absicherung bei Arbeitslosigkeit zu beenden.
Dazu gehört die Schieflage zwischen Hartz IV und der
Arbeitslosenversicherung. Im Zentrum der Arbeit der Jobcenter sollten
die Langzeitarbeitslosen stehen. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen ist
auf 764.000 gesunken, aber die Jobcenter müssen 4.006.000 Menschen
betreuen, die Hartz IV-Leistungen beziehen. Umgekehrt sind 1.423.000
kurzzeitarbeitslos, aber nur 666.000 beziehen Arbeitslosengeld I über
die Bundesagentur für Arbeit, also weniger als die Hälfte der
Kurzzeitarbeitslosen.

Eine zentrale Ursache dafür: Es gibt mittlerweile viele Erwerbstätige,
die zwar in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt haben, im Fall von
Arbeitslosigkeit dann aber keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld I
erhalten. Das Ergebnis dieser unfairen Regelung ist, dass immer mehr
Kurzzeitarbeitslose zu den Jobcentern überwiesen werden und in Hartz
IV landen. Deswegen muss der Zugang zum Arbeitslosengeld I dringend
erleichtert werden. Die Verlängerung der Rahmenfrist von 24 auf 30
Monate durch die große Koalition wird daran nur ganz wenig ändern.

Wir fordern stattdessen, dass Beschäftigte bereits nach vier statt
zwölf Monaten Beitragszahlung einen Anspruch auf Arbeitslosengeld I
erhalten. Das würde weiteren hunderttausenden Arbeitslosen Zugang zum
Arbeitslosengeld I ermöglichen und den Absturz in Hartz IV verhindern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. November 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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AUSSEN/2112: G20-Gipfel - Mehr investieren statt Wirtschaftskrieg


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. November 2018

G20-Gipfel: Mehr investieren statt Wirtschaftskrieg



Zum bevorstehenden G20-Gipfel in Buenos Aires erklärt Jürgen Trittin,
Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Der Internationale Währungsfond warnt vor einem Einbruch der
Weltwirtschaft. In Argentinien und der Türkei sehen wir massive
Krisen. In dieser Situation brechen die USA einen Wirtschaftskrieg
gegen China und Europa vom Zaun. Es sind nicht nur die G20-Staaten in
Gefahr. Unsere multilaterale Ordnung und die Weltwirtschaft stehen auf
dem Spiel. Die G20 müssen in Buenos Aires den lang schwelenden Streit
um die WTO beilegen und den neuen Kalten Wirtschaftskrieg zwischen den
USA und China bremsen. Anstatt sich in einem Kampf um wirtschaftliche
Dominanz zu verstricken, muss es um mehr Investitionen geben.

Frankreichs Präsident Macron hat mit seiner Warnung vor einem
nutzlosen Gipfel völlig recht. Nach dem Scheitern des G7-Gipfels in
Charlevoix müssen die G20 nun Handlungsfähigkeit beweisen. Nachdem die
G7 sich selbst überflüssig machten, müssen die G20 nun umso
entschlossener die Globalisierung gestalten. Ansonsten sind wir sehr
schnell wieder dort, wo wir nicht hinwollen: beim
Wirtschaftsnationalismus, Isolationismus und in einer
Weltwirtschaftskrise. Frau Merkel muss in Buenos Aires eine klare
Sprache sprechen und bereit sein, sich an globalen Investitionen gegen
den Abschwung zu beteiligen. Die Zeit des Wegduckens und
Beschwichtigens muss vorbei sein.

Gerade deshalb muss sich die Bundeskanzlerin für die Umsetzung des
Pariser Klimaabkommens stark machen. Anstatt Europa bei den
ambitionierteren Klimazielen der Europäischen Kommission zu
blockieren, muss das Treffen der G20 für ein Bekenntnis zu Paris
genutzt werden. Dazu gehört auch, dass es keine Handelsabkommen mit
Ländern geben darf, die sich nicht zum Pariser Klimavertrag bekennen.
Außerdem müssen endlich die Subventionen für fossile Energien abgebaut
werden, so wie es die G7 bereits in Elmau 2015 versprochen haben.

Für all das sind die Zeiten in den G20 schwerer geworden - und das
liegt nicht nur an Trumps Unilateralismus. Ein Fünftel der
G20-Regierungschefs sind Autokraten. Angela Merkel muss klar machen,
dass der saudische Kronprinz bin Salman kein Verhandlungspartner ist,
solange seine Rolle im Mordfall Kashoggi nicht geklärt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. November 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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KULTUR/045: NS-Raubkunst - Provenienzforschung als Chance begreifen und proaktiv voranbringen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 28. November 2018

NS-Raubkunst: Provenienzforschung als Chance begreifen und proaktiv voranbringen



Anlässlich der internationalen Konferenz "20 Jahre Washingtoner
Prinzipien" in Berlin erklärt Erhard Grundl, Sprecher für
Kulturpolitik:

Die Provenienzforschung ist ein Beitrag zur Kunstgeschichte und sollte
als solcher betrachtet werden. Für viele Museen ist die Aufforderung,
die Herkunft ihrer Sammlungen auf nationalsozialistische Raubkunst hin
zu prüfen, eine Herausforderung, aber auch die Chance, Schätze in
ihrem Fundus zu finden. Zudem kann die Erzählung darüber, wie ein
Museum in den Besitz eines Werkes gelangte, für Museumsbesucher als
Teil gelebter Geschichte von großem Interesse sein.

So gesehen ist das Bekenntnis von Staatsministerin Grütters zu den
Washingtoner Prinzipien und die Ankündigung, durch eine Reform der
Limbach-Kommission eine einseitige Anrufung von Antragstellern zu
erleichtern, positiv zu werten. Dass diese Ankündigung werbewirksam
kurz vor der Konferenz kommt, schmälert die Aussage nicht, erfordert
aber eine zeitnahe Umsetzung. Denn die Limbach-Kommission ist seit
langem überlastet. Es fehlt an Finanzmitteln und Personal. Gebraucht
werden hier mehr als Goodwill und gute Worte. Das gilt auch für die
Erklärung, die der amerikanische Sonderbeauftragte des
US-Außenministers, Stuart Eizenstat, und Staatsministerin Grütters
unterschrieben haben. Positiv ist vor allem, dass die Digitalisierung
der Museumsbestände vorangebracht und online gestellt werden soll.
Aber auch das ist ohne eine entsprechende finanzielle Förderung nicht
zu haben.

Die Konferenz hat überdeutlich gezeigt: Wir stehen am Anfang eines
langen Prozesses. Über 5700 restituierte Werke sind ein Schritt in die
richtige Richtung, aber nicht mehr. Es bleibt sehr viel zu tun, auch
auf Länderebene. Eine eher unrühmliche Rolle in Sachen Restitution
spielt dabei Bayern. Der frühere Kultusminister Ludwig Spaenle war
deutlich uninteressiert an dem Thema. Jetzt ist er Beauftragter der
Bayerischen Staatsregierung für Jüdisches Leben und gegen
Antisemitismus, für Erinnerungsarbeit und geschichtliches Erbe. Damit
sollte er auf der Seite der Erben stehen - eine Rolle, die er bisher
nicht ausfüllt.

 * 
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WIRTSCHAFT/2844: Schluss mit der Blackbox Schufa


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. November 2018

Schluss mit der Blackbox Schufa



Zu den Recherchen von Der Spiegel und dem Bayerischen Rundfunk zum
Schufa-Kredit-Scoring erklären Konstantin von Notz, stellvertretender
Fraktionsvorsitzender und Tabea Rößner, Sprecherin für
Verbraucherpolitik:

Die Recherchen von Der Spiegel und dem Bayerischen Rundfunk bestätigen
unsere jahrelange Kritik an der Blackbox des Schufa-Kredit-Scoring.
Sie sind ein schlechtes Zeugnis für die Schufa und liefern valide
Hinweise, dass der sogenannte Schufa-Score und vermutlich auch die
Scores vergleichbarer Unternehmen der Kreditwirtschaft offenkundig an
schwerwiegenden Mängeln leiden - zum Nachteil der Verbraucherinnen und
Verbraucher. Das belegen die jetzt offengelegten, zu geringen,
mangelhaften oder gar schlampig geführten Datengrundlagen und
Kriterien des Scoring-Verfahrens.

Dass dieses Chaos erst in einem aufwändigen Reverse Engineering von
investigativen Medien in Zusammenarbeit mit der Initiative OpenSCHUFA
in diesem Ausmaß herauskommt, ist skandalös. Die Schufa konnte im
Zusammenspiel mit Regierung und gnadenlos unterfinanzierten
Aufsichtsbehörden unter Berufung auf angebliche Geschäftsgeheimnisse
die Unzulänglichkeiten ihres Scores 20 Jahre lang unter den Teppich
kehren. Das ist ein Trauerspiel und wirft ein schlechtes Licht auf
alle Beteiligten, insbesondere die Bundesregierung.

Der Schufa-Score betrifft potentiell jeden von uns. Von ihm hängt oft
das wirtschaftliche Schicksal und die gesellschaftliche Teilhabe der
Betroffenen ab. Grobe Verallgemeinerungen bei der Erstellung des
Scores führen zu willkürlicher Diskriminierung und betreffen ganze
Bevölkerungsgruppen. Nicht zuletzt deshalb muss hier umgehend
gehandelt und allen Vorwürfen, auch im Bundestag, vollständig
nachgegangen werden.

Bis zur Aufklärung sind weitere negative Score-Entscheidungen
auszusetzen. Gegenüber der zuständigen Aufsicht sind alle Fakten und
Vorgänge offenzulegen. Umgehend wird auch zu prüfen sein, ob
gesetzlicher Handlungsbedarf besteht. Sollten sich die Recherchen
bestätigen, besteht dramatischer Nachbesserungsbedarf hinsichtlich der
Berechnung des Schufa-Scores, insbesondere bei den Datensätzen. Dann
gehört auch der rechtliche Rahmen des Kreditscoring in seiner heutigen
Form radikal neu aufgesetzt, zum wirksamen Schutz der Rechte der
betroffenen Bürgerinnen und Bürger.

 * 
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FINANZEN/1252: Bundestag bringt Grundgesetzänderungen auf den Weg


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 29. November 2018

Bundestag bringt Grundgesetzänderungen auf den Weg

Rechtliche Grundlage für den Digitalpakt Schule, sozialen
Wohnungsbau, nachhaltige Mobilität



Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Donnerstag das Gesetz zur
Änderung des Grundgesetzes mit der notwendigen 2/3-Mehrheit
beschlossen. Dazu erklären der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Andreas Jung und der haushaltspolitische
Sprecher Eckhardt Rehberg:

Andreas Jung: "Mit dem heutigen Beschluss stellen wir die
Weichen, um gemeinsam mit den Ländern wichtige Verbesserungen in
unserem Land zu erreichen. Wir wollen dazu beitragen, dass die
Digitalisierung entschieden vorangebracht wird - auch in den Schulen.
Wir wollen mit unserem Beitrag zum sozialen Wohnungsbau bezahlbaren
Wohnraum schaffen. Und wir wollen nachhaltigen Verkehr in den
Kommunen stärken."

Eckhardt Rehberg: "Der von der Bundesregierung vorgelegte
Gesetzentwurf zur Änderung des Grundgesetzes konnte im
parlamentarischen Verfahren in wichtigen Punkten ergänzt werden, vor
allem durch das neue Kriterium der 'Zusätzlichkeit' (Art. 104b Abs. 2
S. 5 GG). Die nun vereinbarte Formulierung soll sicherstellen, dass
die Länder mindestens die Hälfte der öffentlichen Investitionen
selbst tragen. Gewährt der Bund den Ländern demnach eine Finanzhilfe,
müssen die Länder die mindestens hälftige Mitfinanzierung in dem
entsprechenden Investitionsbereich sicherstellen.".

 * 
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FINANZEN/1251: Zur geplanten Grundgesetzänderung für den sozialen Wohnungsbau und dem DigitalPakt Schule


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 28. November 2018

Grundgesetzänderung schafft Voraussetzungen für Unterstützung 
des Bundes im sozialen Wohnungbau und beim DigitalPakt Schule



Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat heute mit den
Stimmen der CDU/CSU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Grundgesetzänderungen mit
Änderungen zugestimmt. Damit ist der Weg frei für die abschließenden
Beratung im Deutschen Bundestag morgen. Zur heutigen Entscheidung des
Haushaltsausschusses äußert sich der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg, wie folgt:

"Die Union begrüßt, dass sich die Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf eine gemeinsame Änderung des
Grundgesetzes verständigt haben. Mit der Grundgesetzänderung werden
die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen dafür geschaffen, dass der
Bund die Länder auch ab 2020 beim sozialen Wohnungsbau unterstützen
und er die Mittel für die Gemeindeverkehrsinfrastruktur bereits ab
2020 erhöhen kann. Außerdem werden die Voraussetzungen für den
'Digitalpakt Schule' geschaffen, indem der Bund künftig nicht nur
'finanzschwachen' Kommunen in der Bildungsinfrastruktur unterstützen
kann. Für die Union ist wichtig: Die klare Zuständigkeit der Länder
für den Bildungsbereich und das Kooperationsverbot bleiben bestehen.
Der Bund übernimmt nur Investitionskosten, keine regulären
Betriebskosten und keine dauerhaften Personalkosten. Mit der
Grundgesetzänderung werden wichtige prioritäre Maßnahmen des
Koalitionsvertrages umgesetzt, was gut für unser Land ist.

Im parlamentarischen Verfahren konnte auf gemeinsame Initiative der
haushaltspolitischen Sprecher der Koalitionsfraktionen das Kriterium
der 'Zusätzlichkeit' im Grundgesetz ergänzt werden: Gewährt der Bund
den Ländern zukünftig eine Finanzhilfe, müssen die Länder die
mindestens hälftige Mitfinanzierung in dem entsprechenden
Investitionsbereich sicherstellen. Dadurch können sich die Länder
ihrer Verantwortung bei ihren originären Zuständigkeiten nicht mehr
entziehen."

 * 
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SOZIALES/1938: Staatliche Handlungsanweisung zur Elternspionage - bitte sofort einstampfen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 29. November 2018

Staatliche Handlungsanweisung zur Elternspionage - bitte sofort
einstampfen



Zu der Broschüre der Amadeu-Antonio-Stiftung "Ene, mene, muh - und
raus bist du!", die vom Bundesfamilienministerium finanziell
gefördert und von Bundesministerin Dr. Giffey mit einem Grußwort
beworben wird, können Sie die Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, wie folgt zitieren:

Erzieherinnen sollen unsere Kinder betreuen, bilden und Werte
vermitteln, nicht aber die politische Gesinnung der Eltern überprüfen
und korrigieren. Wenn Erzieherinnen und Erzieher zu Überwachern und
zum Korrektiv der elterlichen Gesinnung werden sollen, überschreitet
das Grenzen. Die Broschüre enthält absurde Fallbeispiele und
Vorschläge. So wird erklärt, woran "gefährdete" Kinder aus
"völkischen Familien" erkannt werden können. Zum Beispiel daran, dass
Mädchen Zöpfe und Kleider tragen und daheim zu Haus- und Handarbeiten
angeleitet werden. Eine Broschüre, die Vorurteile bekämpfen will,
vermittelt selbst welche. Unangenehm fällt auch die einseitige
Fixierung auf rechtsextremistische oder rechtsradikale Elternhäuser
auf. Dass Gefahren auch von linksextremistischen Eltern ausgehen
können, kommt den Verfassern gar nicht in den Sinn. Das Heft ist
sicherlich gut gemeint, aber eine quasi staatliche Handlungsanweisung
zur Elternspionage und Elternerziehung für Erzieherinnen passt nicht
zu unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Bitte sofort
einstampfen!"
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UMWELT/797: Klimaschutz international angehen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 29. November 2018

Klimaschutz international angehen

Für eine ökologisch-soziale Marktwirtschaft



Der Deutsche Bundestag will am heutigen Donnerstag den Antrag der
Regierungsfraktionen "Klimakonferenz von Katowice: Pariser
Klimaabkommen entschlossen umsetzen" verabschieden. Dazu erklärt die
Beauftragte der CDU/CSU-Fraktion für Klimaschutz, Anja Weisgerber:

"Klimaschutz ist eine globale Aufgabe. Wir müssen Vorreiter sein,
aber alleine können wir das Klima nicht retten. Dazu brauchen wir
auch die anderen Staaten der Welt. Bei der Klimakonferenz in Katowice
muss deshalb ein robustes Regelwerk verabschiedet werden. So können
wir sicherstellen, dass alle Vertragsstaaten ihre zugesagten
Klimaschutzbeiträge erfüllen. Transparenz und Vergleichbarkeit sind
dabei entscheidend.

Wir wollen Klimapolitik nicht nur durch die nationale Brille
betrachten. Mit der internationalen Klimafinanzierung leisten wir
einen wichtigen Beitrag dazu, dass die ärmsten Länder der Welt ihre
Wirtschaft von Anfang an klimafreundlich aufbauen. Jeder
zielgerichtet eingesetzte Euro in Entwicklungs- und Schwellenländern
trägt zum Klimaschutz bei, hilft den Menschen vor Ort, sich an den
bereits stattfindenden Klimawandel anzupassen, und verringert damit
klimabedingte Fluchtursachen.

Auch wenn Deutschland nur für rund zwei Prozent der globalen
Treibhausgasemissionen verantwortlich ist, so ist es dennoch wichtig,
dass wir unserer Führungsrolle beim Klimaschutz gerecht werden.
Deshalb werden wir den Weg der Treibhausgasreduktion konsequent
weitergehen. Damit wir die Klimaziele 2030 und 2050 erreichen, müssen
die zuständigen Bundesministerien die konkreten Maßnahmenpläne mit
Klimaschutzmaßnahmen in allen Bereichen zeitnah vorlegen. Auf dieser
Basis werden wir im nächsten Jahr ein Maßnahmenpakt und ein
Klimaschutzgesetz verabschieden. Gleichzeitig müssen wir die Gesetze
infragestellen, die die Nutzung von Umwelt- und Klimainnovationen
behindern.

Wir werden alles daransetzen, die Technologieführerschaft bei der
Entwicklung von Umweltinnovationen zu behalten. Jetzt geht es darum,
die soziale Marktwirtschaft zu einer ökologisch-sozialen
Marktwirtschaft weiterzuentwickeln. Wir wollen die Versöhnung von
Umwelt, Wirtschaft und Sozialem. Denn bei all dem brauchen wir die
Akzeptanz der Bevölkerung.

Deshalb setzen wir auf Anreize statt auf Verbote - unter anderem
indem wir Forschung steuerlich fördern. Wir müssen auch im
Gebäudebereich die vorhandenen Einsparpotenziale nutzen. Deshalb muss
Bundesfinanzminister Olaf Scholz - wie im Koalitionsvertrag
vorgesehen - endlich einen Gesetzentwurf für die steuerliche
Förderung der energetischen Gebäudesanierung vorlegen.

Und wir brauchen wahre Technologieoffenheit beim Thema Verkehr.
Deshalb ist es nicht zu verstehen, dass das Bundesumweltministerium
nur auf Elektromobilität setzt und alternative Antriebe - wie
synthetische Kraftstoffe - nicht massiv fördert. Nur wenn wir alle
alternativen Technologien voranbringen, haben wir eine Chance, die
Klimaziele zu erreichen."

Hintergrund:

Vom 3. bis 14. Dezember findet im polnischen Katowice die 24.
Vertragsstaatenkonferenz der Klimarahmenkonvention statt. Ziel der
Konferenz ist es, ein Regelbuch zur Umsetzung des Übereinkommens von
Paris zu verabschieden. Zudem soll ein Prozess angestoßen werden, um
den Klimaschutz international zu verbessern.

 * 
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WIRTSCHAFT/2785: Bund schafft Planungssicherheit bei Breitbandförderung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 29. November 2018

Bund schafft Planungssicherheit bei Breitbandförderung

Fonds "Digitale Infrastruktur" ist wichtiger Beitrag zur Schaffung
gleichwertiger Lebensverhältnisse



Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Donnerstag das Gesetz zur
Errichtung des Sondervermögens "Digitale Infrastruktur" beschlossen.
Dazu erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik
der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Christian Haase:

"Wir begrüßen, dass der Bund ein Sondervermögen 'Digitale
Infrastruktur' errichtet und diesen Fonds bereits frühzeitig mit
Haushaltsmitteln in Höhe von 2,4 Milliarden Euro ausstattet. Das
schafft Planungssicherheit bei den Kommunen, die beim Breitbandausbau
dringend auf Fördermittel angewiesen sind.

Die digitale Infrastruktur ist eine der wesentlichen Grundlagen für
viele Bereiche, die zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse
beitragen. Dazu gehören nicht nur telemedizinische Anwendungen,
sondern auch die Anbindung von Gewerbegebieten oder Schulen an
schnelles Internet und die Schaffung der Voraussetzungen für eine
moderne Mobilfunkversorgung.

Der Fonds 'Digitale Infrastruktur' ist ein wichtiger Beitrag zur
Stärkung und zur Verbesserung der Entwicklungspotenziale von Kommunen
vor allem in dünn besiedelten ländlichen Räumen. Der mit dem Fonds
verbundene Wechsel der Netzinfrastruktur zur Glasfasertechnologie
stellt sicher, dass die Fördermittel des Bundes zukunftsorientiert
eingesetzt werden und eine langfristige Wirkung entfalten."
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WIRTSCHAFT/2784: Wohnungspolitisches Paket im Deutschen Bundestag


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 29. November 2018

Wohnungspolitisches Paket im Deutschen Bundestag

Mit Grundgesetzänderung, Sonder-AfA und Mietrechtsanpassung werden
weitere Ergebnisse des Wohnungsgipfels umgesetzt



Der Deutsche Bundestag beschließt am heutigen Donnerstag mehrere
wohnungspolitische Gesetzesvorhaben. Hierzu erklärt der baupolitische
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Kai Wegner:

"Am heutigen Donnerstag werden weitere Ergebnisse des Wohngipfels
umgesetzt. Die Koalition macht Tempo. Wir wollen, dass schneller und
mehr Wohnungen gebaut werden. Unsere wohnungspolitischen Ziele sind
ehrgeizig, aber jeder Anstrengung wert. Bezahlbares Wohnen ist eine
der zentralen Herausforderungen dieser Legislaturperiode.

Für die soziale Wohnraumförderung etablieren wir im Grundgesetz eine
solide Perspektive. So kann der Bund die Länder weiterhin bei der
Erfüllung ihrer Aufgabe unterstützen. Wir begrüßen ausdrücklich, dass
auch die Zweckbindung der Bundesmittel künftig sichergestellt ist.

Die neue Sonder-AfA wird private Akteure motivieren, mehr Wohnungen
zu bauen. Damit steht ein weiteres Instrument im Werkzeugkasten der
Investitionsanreize zur Verfügung.

Gleichzeitig wollen wir dafür sorgen, dass die derzeitige
Marktsituation nicht durch einzelne Vermieter ausgenutzt werden kann.
Dafür passen wir das Mietrecht erneut an. In einem ersten Schritt
sorgen wir dafür, dass die Mieten bei Wiedervermietung oder nach
einer Modernisierung nicht extrem steigen.

Wir erwarten, dass die Bundesregierung nun zügig auch an der
Umsetzung weiterer Ergebnisse des Wohngipfels arbeitet."

 * 
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ARBEIT/1837: Bei der Erwerbsarmut belegt Deutschland einen europäischen Spitzenplatz


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 29. November 2018

Bei der Erwerbsarmut belegt Deutschland einen europäischen Spitzenplatz



"Der Arbeitsmarktboom ist teuer erkauft. Deutschlands
Niedriglohnsektor ist weiterhin einer der größten in Europa. Armut
trotz Arbeit hat sich seit 2005 nahezu verdoppelt und bleibt trotz
leichten Rückgangs auf hohem Niveau. In der Europäischen Union gab es
nur in Bulgarien eine ähnlich dramatische Entwicklung. Nicht Arbeit um
jeden Preis, sondern gute Arbeit ist die Messlatte einer nachhaltigen
Arbeitsmarktpolitik", kommentiert Sabine Zimmermann,
arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, den
aktuellen Monatsbericht der Bundesagentur für Arbeit. Zimmermann
weiter:

"Wenn sich eine kaum wachsende Arbeitsmenge auf immer mehr Menschen
verteilt, entsteht Erwerbsarmut statt existenzsichernder
Beschäftigung. Minijobs und unfreiwillige Teilzeit, Leiharbeit und
Werkverträge, Scheinselbstständigkeit und Gig Economy - das sind die
Armutsmotoren in Deutschland. Solche Instrumente gilt es einzudämmen.
Jeder Mensch muss von seiner Arbeit leben können. Niemand darf auf
Zweit- und Drittjobs oder Unterstützung von Familienmitgliedern
angewiesen sein, um über die Runden zu kommen. Auch aufstockende
Sozialleistungen sind keine Lösung. Es ist nicht Aufgabe des Staates,
Niedriglöhne zu subventionieren. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
verdienen verlässliche Arbeitsplätze mit würdigen Arbeitsbedingungen,
und sie verdienen eine angemessene Bezahlung. DIE LINKE fordert, die
Tarifbindung durch mehr Allgemeinverbindlicherklärungen und ein
robusteres Streikrecht zu stärken. Der gesetzliche Mindestlohn muss
auf zwölf Euro pro Stunde steigen."

 * 
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ARBEIT/1836: Arbeit und Privatleben müssen getrennt werden können


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 29. November 2018

Arbeit und Privatleben müssen getrennt werden können



"Das besorgniserregende Ergebnis der Studie überrascht mich nicht.
Hier zeigen sich die Schattenseiten der technischen Möglichkeiten, die
uns die Digitalisierung bietet", erklärt Jutta Krellmann, Sprecherin
für Mitbestimmung und Arbeit der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf
eine aktuelle Studie der Hans-Böckler-Stiftung. Jutta Krellmann
weiter:

"Arbeit und Privatleben dürfen nicht verschwimmen. Beschäftigte müssen
abschalten können. Deshalb ist ständige Erreichbarkeit ein Problem.
Arbeitnehmer dürfen sich nicht verpflichtet fühlen, am Abend oder am
Wochenende noch aufs Handy zu schauen. Hier sind die Unternehmen in
der Pflicht. Es darf nicht sein, dass nach Feierabend auf Beschäftigte
zugegriffen wird.

Ständige Erreichbarkeit hat ernstzunehmende Folgen. Erholung und
Schlafqualität leiden. Betroffene können krank davon werden. Burnout
und Depression werden zu Volkskrankheiten. Schon heute führen
psychische Erkrankungen zu Rekordwerten bei Ausfalltagen und
Frühverrentungen.

Eine gesellschaftliche Debatte über Arbeitszeit und den Wert von
Freizeit ist überfällig. Gerade auch in Hinblick auf die
Digitalisierung. Deshalb muss der Arbeitsdruck verringert werden.
Niemand darf sich verpflichtet fühlen, außerhalb der Arbeitszeit noch
erreichbar zu sein. Eine Anti-Stress-Verordnung würde helfen. Dazu
gehört zwingend ein Recht auf Abschalten."

 * 
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AUSSEN/1812: Gelbe Karte für Georgischen Traum, aber keine rote


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 29. November 2018

Gelbe Karte für Georgischen Traum, aber keine rote



"Georgien bekommt zum ersten Mal in der Geschichte eine Präsidentin.
Ich gratuliere Salome Surabischwili zum letztlich doch deutlichen Sieg
in der zweiten Runde der Präsidentschaftswahl", erklärt Andrej Hunko,
europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE und Leiter der
Wahlbeobachtungsdelegation des Europarates in Georgien. Hunko weiter:

"Die Unzufriedenheit der Menschen mit der Regierung der Partei
Georgischer Traum angesichts der sozialen Situation war deutlich zu
spüren. So beträgt die Rente in dem Assoziierungsland der EU nicht
einmal 60 Euro, Armut und Arbeitslosigkeit lassen insbesondere junge
Menschen auswandern, was wiederum die Entwicklungsperspektiven des
Landes einschränkt. Die Enttäuschung über ausgebliebene soziale
Verbesserungen drückte sich im ersten Wahlgang durch das überraschend
schwache Abschneiden der von der Regierung unterstützten unabhängigen
Kandidatin Surabischwili aus.

Eine mögliche Rückkehr von Micheil Saakaschwili, für die sich der
Gegenkandidat der Vereinigten Nationalen Bewegung, Grigol Waschadse,
ausgesprochen hatte, schreckte dann aber doch viele Wählerinnen und
Wähler ab. Zu präsent sind die Erinnerungen an die brutale und
autoritäre Herrschaft in den letzten Jahren von Saakaschwili.

Der Ankündigung der Regierung nach dem knappen ersten Wahlgang, die
soziale Situation durch verschiedene Maßnahmen zu verbessern, müssen
nun auch Taten folgen. Allerdings sind die extreme soziale
Ungleichheit und die Abhängigkeit vom großen Geld auch ein Problem für
die Demokratie, das auch in der Erklärung der internationalen
Wahlbeobachter angesprochen wird.

Georgien braucht - ebenso wie die anderen Länder der östlichen
Partnerschaft der EU - neben guten Beziehungen zu allen Nachbarn
endlich soziale und wirtschaftliche Entwicklungsperspektiven statt
neoliberaler Freihandelsabkommen, welche diese fatalen Abhängigkeiten
nur weiter verstärken."
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FINANZEN/1531: Umlagefähigkeit der Grundsteuer beenden - Immobilien gerecht nach Wert besteuern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 29. November 2018

Umlagefähigkeit der Grundsteuer beenden - Immobilien gerecht nach Wert besteuern



"Die Grundsteuer sollte sich - wie andere Steuerarten auch - an der
Leistungsfähigkeit des Steuerschuldners orientieren. Eigentümer
wertvoller Immobilien mit hohen Mieteinnahmen können daher auch hohe
Grundsteuern zahlen. Für die Mieter gilt genau das Umgekehrte, denn
wer ohnehin eine hohe Miete zahlen muss, hat für eine höhere
Grundsteuer keinen Spielraum mehr. Die Lösung ist einfach: Die
Grundsteuer soll von den Eigentümern und nicht von den Mietern gezahlt
werden, deswegen muss die Umlagefähigkeit der Grundsteuer auf die
Mieter gestrichen werden. Es freut uns, dass der Bundesfinanzminister
das auch so sieht", erklärt Jörg Cezanne, für die Fraktion DIE LINKE
Mitglied im Finanzausschuss, mit Blick auf die Diskussion über die
Reform der Grundsteuer und die jüngsten Äußerungen von
Bundesfinanzminister Olaf Scholz. Jörg Cezanne weiter:

"In der Diskussion wird vielfach der Eindruck erweckt, in bestimmten
Regionen oder in Städten müsste künftig eine höhere Grundsteuer
gezahlt werden. Das ist falsch. Jede Kommune kann über den lokalen
Hebesatz selbst dafür sorgen, dass ihre Einwohner durch die
Grundsteuerreform in der Summe nicht zusätzlich belastet werden.
Solange das kommunale Hebesatzrecht erhalten bleibt, wird durch die
Grundsteuerreform nur darüber entschieden, wie sich die
Grundsteuerbelastung innerhalb einer Kommune z.B. zugunsten oder
zulasten teurer und einfacher Wohnlagen verschiebt. Wir denken, dass
die Besitzer von Villen und Gewerbeimmobilien in Zukunft ruhig mehr
Grundsteuer zahlen können, wenn dafür normale Mieter entlastet werden.

Es ist zu begrüßen, dass der Bundesfinanzminister bei der
Grundsteuerreform den Wert der Immobilien berücksichtigen will, selbst
wenn es für die Eigentümer und die Steuerverwaltung dadurch etwas
aufwändiger wird. Niemand käme auf die Idee, dass alle Bürger den
gleichen Betrag an Einkommensteuer zahlen sollen, nur um sich den
Aufwand von Steuererklärungen und die Gehälter der Steuerbeamten zu
sparen. DIE LINKE strebt ganz ausdrücklich ein Modell an, das sich am
Verkehrswert der Immobilien orientiert."

 * 
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GESUNDHEIT/1062: Pflegeschulen im Ausland verhindern gute Pflege


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 29. November 2018

Pflegeschulen im Ausland verhindern gute Pflege



"Herr Spahn lässt sich vor den Wagen der Pflegewirtschaft spannen und
verspricht kostengünstige Ausbildung von Pflegekräften im Ausland, die
dann hier zu Dumpinglöhnen arbeiten sollen", kommentiert Pia
Zimmermann, Sprecherin für Pflegepolitik der Fraktion DIE LINKE, die
Ankündigungen von Gesundheitsminister Spahn, künftig mehr Geld in die
Ausbildung ausländischer Pflegekräfte für den deutschen Markt zu
investieren. Zimmermann weiter:

"Es gibt nach wie vor zu wenige Ausbildungsplätze für Pflegekräfte.
Die Kosten für die Menschen mit Pflegebedarf steigen, während die
Arbeitsbedingungen für die Pflegekräfte immer schlechter werden. Die
Gehälter für Pflegekräfte liegen weit unter dem Durchschnitt. In
dieser Situation Pflegeschulen im Ausland finanzieren zu wollen, ist
ein Schlag ins Gesicht aller, die sich hier seit Jahren für bessere
Pflege engagieren.

Gerade hat eine Studie des Gesundheitsministeriums gezeigt, dass fast
die Hälfte der Pflegekräfte in den Beruf zurückkäme, wenn sich die
Arbeitsbedingungen verbessern würden. Hier muss man ansetzen, wenn man
Pflegekräfte braucht. Die Arbeitsbedingungen und die Gehälter in der
Pflege müssen sich drastisch verbessern. Sonst werden auch die
ausländischen Pflegekräfte ganz schnell wieder gehen."

 * 
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BUNDESTAG/7779: Heute im Bundestag Nr. 931 - 29.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 931

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 29. November 2018, Redaktionsschluss: 13.25 Uhr

1. Frieden zwischen Äthiopien und Eritrea

2. Klimaschutz beim G20-Gipfel

3. AfD fragt nach Beschäftigungsinitiative

4. Jugendforum im Ostseeraum geplant

5. Dialog zeigt positive Haltung zu Europa



1. Frieden zwischen Äthiopien und Eritrea

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen betrachtet den
Friedensschluss zwischen Äthiopien und Eritrea als ein "wegweisendes
und in seiner Bedeutung kaum zu unterschätzendes Signal, nicht nur für
die Region Ostafrika". Der Friedensvertrag nach zwei Jahrzehnten des
Kriegszustandes stelle "ein beispielhaftes Zeichen für Frieden und
Aussöhnung in einer Weltlage dar, die in den vergangenen Jahren eher
neue Grenzen, Konflikte und Spaltung zwischen Staaten und
Gesellschaften entstehen ließ", schreiben die Abgeordneten in einem
Antrag (19/6109). Darin wird die Bundesregierung aufgefordert, den
Friedensprozess zwischen Äthiopien und Eritrea gemeinsam mit EU und
dem EU-Sonderbeauftragten und in enger Zusammenarbeit mit der
Afrikanischen Union und der Intergovernmental Authority on Development
für das Horn von Afrika umfassend und nachhaltig zu unterstützen sowie
konkrete Unterstützungsmaßnahmen insbesondere zur Beendigung des
Grenzkonfliktes und zur Umsetzung des Abkommens von Algier aus dem
Jahr 2000 anzubieten.

 * 

2. Klimaschutz beim G20-Gipfel

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat anlässlich
des G20-Gipfels in Buenos Aires einen Antrag vorgelegt (19/6110). Die
Abgeordneten fordern darin die Bundesregierung auf, sicherzustellen,
dass die Beschlüsse des Gipfels "konsequent am Pariser Klimaabkommen,
den Nachhaltigkeitszielen der Vereinten Nationen und internationalen
Menschenrechtsabkommen ausgerichtet werden". Sie solle sich zudem
"klar gegen protektionistische und nationale Machtpolitiken
positionieren" und stattdessen auf die ökologische Nachhaltigkeit,
soziale Inklusion, faires wirtschaftliches Wachstum und fairen Handel
dringen.

Die Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwellenländer
biete ein Forum, um sich Herausforderungen wie soziale Ungleichheit,
Klimakrise und drohende Handelskriege zu stellen, heißt es im Antrag
weiter. Sie umfasse nicht nur zwei Drittel der Weltbevölkerung,
sondern auch 80 Prozent des weltweiten Handels, vier Fünftel des
globalen Bruttoinlandprodukts und drei Viertel der globalen
Treibhausgasemissionen.

 * 

3. AfD fragt nach Beschäftigungsinitiative

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Maßnahmen und Projekte im Rahmen der
Sonderinitiative Ausbildung und Beschäftigung, durch die Job- und
Ausbildungspartnerschaften mit der Wirtschaft in Entwicklungsländern
geschaffen werden sollen, sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/6005)
der AfD-Fraktion. Sie will neben konkreten Vorhaben auch wissen, nach
welchen Kriterien und Voraussetzungen die Partnerländer durch die
Bundesregierung ausgewählt werden und von welcher Laufzeit der
Sonderinitiative sie zum jetzigen Zeitpunkt ausgeht.

 * 

4. Jugendforum im Ostseeraum geplant

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Die Parlamentarier der Ostseeregion wollen die
Einrichtung eines Ostsee-Parlamentarier-Jugendforums initiieren, um
den politischen Austausch zwischen jungen Menschen in den
Anrainersstaaten zu fördern. Einen entsprechenden Beschluss fassten
sie auf der 27. Jahrestagung der Ostseeparlamentarierkonferenz, die
vom 26. bis 28. August 2018 in Mariehamn, der Hauptstadt der autonomen
finnischen Region Åland, stattfand. Die vierköpige
Bundestagsdelegation, angeführt von Johannes Schraps (SPD) hat dem
Bundestag hierzu eine Unterrichtung (19/5949) vorgelegt. Motto der
Konferenz war "Die Ostsee - unsere Lebenslinie. Zusammenarbeit,
Nachhaltigkeit und intelligente Energie".

 * 

5. Dialog zeigt positive Haltung zu Europa

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Europa ist bei den meisten Deutschen überwiegend
positiv im Bewusstsein verankert. Das habe der Bürgerdialog zur
Zukunft Europas mit 119 Veranstaltungen in ganz Deutschland zwischen
Mai und Oktober 2018 ergeben, wie es in einer Unterrichtung (19/5875)
der Bundesregierung heißt

Es seien aber auch kritische Aspekte angesprochen worden. So wünschten
sich die Teilnehmer in vielen Feldern eher mehr als weniger
europäische Integration. Außerdem wollten viele gesamteuropäischen
Lösungen gegenüber nationalen Antworten in den meisten Politikfeldern
Vorrang einräumen.

Diese positive Grundhaltung sei für die Bundesregierung Anlass und
Ansporn gleichermaßen, "an der Stärkung und Fortentwicklung der
Europäischen Union weiterhin entschlossen zu arbeiten", betont sie.
Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union würden die Ergebnisse der
nationalen Bürgerdialoge gemeinsam diskutieren und daraus ihre
Schlüsse ziehen. Eine konstruktive gesamteuropäische Debatte über die
Vorstellungen der Bürgerinnen und Bürger zur Zukunft Europas ist aus
Sicht der Bundesregierung von großer Bedeutung.

 * 
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BUNDESTAG/7778: Heute im Bundestag Nr. 930 - 29.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 930

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 29. November 2018, Redaktionsschluss: 12.13 Uhr

1. Linke: Recht, nicht migrieren zu müssen

2. Linke fragt nach digitaler Gewalt

3. Fragen der FDP zur Elternzeit

4. Export von Kleinwaffen 2018

5. Waffengeschäfte mit Brasilien



1. Linke: Recht, nicht migrieren zu müssen

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke fordert die Bundesregierung
auf, im Dezember 2018 in Marrakesch zwar für die Annahme des Globalen
Migrationspakts zu stimmen, sich aber für Ergänzungen einzusetzen.

So müssten konkret und verbindlich Maßnahmen zur Bekämpfung von
Flucht- und Migrationsursachen aufgenommen werden, heißt es in einem
Antrag (19/6101), der heute auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
steht. Als Ziel aufgenommen werden soll demnach auch "das Recht, nicht
migrieren zu müssen, wie es auch die afrikanischen Länder mit ihren
Forderungen nach Finanzhilfen für die Herkunftsländer von Migration
und Flucht unterstützt hatten".

Benannt werden müsse zudem das Problem des "Brain Drain", also die
Abwanderung von Fachkräften und Talenten, für die eine
Kompensationszahlung eingerichtet werden müsse, "in Höhe der doppelten
Ausbildungskosten". Als Ziel formuliert werden solle ferner, "dass
Migration in den Zielländern nicht einseitig an den Interessen der
Konzerne und Arbeitgeberverbände ausgerichtet wird", heißt es im
Antrag weiter.

Die Abgeordneten begrüßen den menschenrechtlichen Ansatz der von den
Staaten übernommenen Selbstverpflichtungen im Pakt, der darauf
abziele, Menschen in ihren Herkunfts-, Ziel- und Transitländern vor
Entrechtung, Ausbeutung und unmenschlichen Bedingungen zu schützen.
Dem Pakt fehle jedoch eine Analyse der strukturellen Ursachen, die zu
den weltweiten Migrationsbewegungen führen. "Dieser Mangel ist
Ausdruck der Ungleichheit, die eine gemeinsame Analyse unmöglich
macht."

So weisen die Abgeordneten darauf hin, dass "Waffenexporte, unfaire
Handelsabkommen und -praktiken sowie die Zerstörung ländlicher
Strukturen und der Umwelt Fluchtursachen mitverursachen" und fordern
die Bundesregierung unter anderem auf, "einseitige Wirtschafts-,
Finanz- und Handelsmaßnahmen und -verträge", wie beispielsweise die
subventionierten EU-Agrarexporte in Entwicklungsländer zu unterlassen.

 * 

2. Linke fragt nach digitaler Gewalt

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Informationen über Gewalt
gegen Frauen im Internet, sozialen Plattformen oder Online.Portalen.
In einer Kleinen Anfrage (19/5743) will sie unter anderem wissen, wie
viele Fälle von digitaler Gewalt es nach Kenntnis der Bundesregierung
in den vergangenen fünf Jahren gegeben hat, wie viele Fälle angezeigt
wurden und wie oft es zu Verurteilungen kam. Zudem möchte sie
erfahren, ob das Thema Teil der Aus- und Weiterbildung der Polizei und
Teil der juristischen Aus- und Weiterbildung in Deutschland ist.

 * 

3. Fragen der FDP zur Elternzeit

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion möchte von der Bundesregierung
wissen, welche Konsequenzen sie aus den unterschiedlichen Auswirkungen
der Elternzeit auf Väter und Mütter zieht. In der entsprechenden
Kleinen Anfrage (19/5719) berufen sich die Liberalen auf eine Studie
der Nachwuchsgruppe Arbeit und Fürsorge des Wissenschaftszentrums
Berlin. Dieser Studie zufolge geben 25 Prozent der Mütter an, dass
ihnen die genommene Elternzeit beruflich geschadet habe. Bei den
Vätern seien es im Vergleich nur elf Prozent.

 * 

4. Export von Kleinwaffen 2018

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um den Export von Klein- und Leichtwaffen in diesem
Jahr geht es in einer Kleinen Anfrage (19/5994) der Fraktion Die
Linke. Die Abgeordneten fragen, was aus Ankündigungen im
Koalitionsvertrag bezüglich der Rüstungsexportrichtlinien für diese
Waffenarten geworden ist. Sie erkundigen sich nach konkreten
Maßnahmen, die auf ein grundsätzliches Exportverbot von Kleinwaffen in
Drittländer abzielen und nach Genehmigungen im laufenden Jahr.

 * 

5. Waffengeschäfte mit Brasilien

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke interessiert sich für
Waffengeschäfte mit Brasilien. In einer Kleinen Anfrage (19/6002)
verweisen die Abgeordneten auf die politischen Verhältnisse in dem
Land. Internationale Waffenhersteller witterten Morgenluft in
Brasilien, heißt es. Nun möchten die Abgeordneten von der
Bundesregierung Details zu den Wirtschaftsbeziehungen zwischen den
zwei Ländern in der Rüstungsbranche erfahren, etwa wielche Kleinwaffen
in Brasilien in deutscher Lizenz hergestellt werden.

 * 
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BUNDESTAG/7777: Heute im Bundestag Nr. 929 - 29.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 929

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 29. November 2018, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. AfD: Migrationspakt nur unter Vorbehalt

2. Keine Auffälligkeiten gegen Anlandepflicht

3. Einflussnahme auf das Fleischgesetz

4. Einfluss auf das Tabakerzeugnisgesetz

5. Einflussnahme auf das Tierzuchtrecht

6. Einflussnahme auf das Etikettierungsgesetz

7. Einflussnahme auf das Lebensmittelgesetz

8. Einfluss auf das Tiergesundheitsgesetz



1. AfD: Migrationspakt nur unter Vorbehalt

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
einer Protokollerklärung zur völkerrechtlichen beziehungsweise
rechtlichen Unverbindlichkeit des "Global Compact for Safe, Orderly
and Regular Migration" (Migrationspakt) bei der Unterzeichnung des
Paktes im Dezember in Marrakesch abzugeben. "Ziel und Zweck dieser
Beschlussfassung der vorgeschlagenen Protokollerklärung sind es, diese
rechtliche Auffassung gegenüber den Vereinten Nationen und allen
Unterzeichnerstaaten deutlich zu machen und für alle Zukunft zu
unterstreichen", heißt es in einem Antrag (19/6061), der am Freitag
auf der Tagesordnung des Bundestagsplenum steht.

Von den politischen Initiatoren des Paktes sei bewusst der Weg der
völkerrechtlichen Grauzone eines sogenannten "Soft law" gewählt
worden, schreiben die Abgeordneten. "Bereits nach wenigen Jahren
mutiert ein zuvor rechtlich unverbindlicher Vertrag durch allgemeine
Staatenpraxis zu anerkanntem Völkergewohnheitsrecht (ius cogens)." Dem
Textpassus einer angeblichen Rechtsunverbindlichkeit könne dann
rechtlich nichts mehr entgegengehalten werden.

Die Bundesregierung solle deshalb in einer Protokollerklärung
feststellen, dass nach ihrer Auffassung der Migrationspakt über die
bereits bestehenden völkerrechtlichen Vereinbarungen und
Verpflichtungen hinaus kein weiteres internationales Recht im Bereich
globaler Migration setze. "Die im Zusammenhang der 23 Ziele des
Globalen Migrationspakts genannten 'Verpflichtungen' sind
dementsprechend nur politisch deklaratorischer Art. Sie binden und
verpflichten daher rechtlich in keinerlei Hinsicht die deutschen
staatlichen Stellen." Aufgrund seines ausdrücklichen unverbindlichen
Rechtscharakters könne der Pakt weder eine rechtliche Anwendung finden
noch bei der Auslegung von Rechtsfragen durch deutsche Gerichte
herangezogen werden.

 * 

2. Keine Auffälligkeiten gegen Anlandepflicht

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Verstöße gegen das Anlandegebot können auf Grundlage
von Auswertungen von Logbucheinträgen nicht festgestellt werden. Das
geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/5863) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5063) hervor. Weiter
heißt es, dass entsprechende Auswertungen keine besonderen
Auffälligkeiten ergeben hätten. Grundsätzlich lasse sich das Risiko
der Nichteinhaltung der Anlandepflicht aufgrund von Untersuchungen des
"letzten Hols" bestimmen. Dabei werden in Anwesenheit eines Inspektors
die im Netz befindlichen Fänge nach Arten sortiert, woraus sich
Indizien für eine typische Fangzusammensetzung in einem bestimmten
Gebiet ergeben. Diese Untersuchungen hätten jedoch keine
gerichtsfesten Beweise für Verstöße gegen die Anlandepflicht im
Einzelfall ergeben. Allerdings würden die Untersuchungsergebnisse in
eine Risikoanalyse einfließen, die die Europäische
Fischereiaufsichtsagentur (EUFA) bei der Erstellung gemeinsamer
Einsatzpläne, den Joint Deployment Plans oder JDPs, berücksichtigt.

 * 

3. Einflussnahme auf das Fleischgesetz

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke interessiert sich dafür,
inwiefern Dritte bei der Erstellung des Gesetzentwurfs zur Änderung
des Fleischgesetzes (Bundesratsdrucksache 370 / 18) involviert waren.
Aus diesem Grund wollen die Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage
(19/5965) von der Bundesregierung unter anderem wissen, welche
Stellungnahmen oder sonstige Schreiben zu dem Gesetzesvorhaben
eingegangen sind und nach welchen Kriterien die Beteiligung von
Zentral- und Gesamtverbänden sowie von Fachkreisen und externen
Dritten bestimmt wurde.

 * 

4. Einfluss auf das Tabakerzeugnisgesetz

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke interessiert sich dafür,
inwiefern Dritte bei der Erstellung des Gesetzentwurfs zur Änderung
des Tabakerzeugnisgesetzes (Bundesratsdrucksache 367 / 18) involviert
waren. Aus diesem Grund wollen die Abgeordneten in einer Kleinen
Anfrage (19/5964) von der Bundesregierung unter anderem wissen, welche
Stellungnahmen oder sonstige Schreiben zu dem Gesetzesvorhaben
eingegangen sind und nach welchen Kriterien die Beteiligung von
Zentral- und Gesamtverbänden sowie von Fachkreisen und externen
Dritten bestimmt wurde.

 * 

5. Einflussnahme auf das Tierzuchtrecht

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke interessiert sich dafür,
inwiefern Dritte bei der Erstellung des Gesetzentwurfs zur Neuordnung
des Tierzuchtrechts (Bundesratsdrucksache 468 / 18) involviert waren.
Aus diesem Grund wollen die Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage
(19/5969) von der Bundesregierung unter anderem wissen, welche
Stellungnahmen oder sonstige Schreiben zu dem Gesetzesvorhaben
eingegangen sind und nach welchen Kriterien die Beteiligung von
Zentral- und Gesamtverbänden sowie von Fachkreisen und externen
Dritten bestimmt wurde.

 * 

6. Einflussnahme auf das Etikettierungsgesetz

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke interessiert sich dafür,
inwiefern Dritte bei der Erstellung des Gesetzentwurfs zur Änderung
des Rindfleischetikettierungsgesetzes und milchrechtlicher
Bestimmungen sowie zur Aufhebung der
Rindfleischetikettierungs-Strafverordnung (Bundesratsdrucksache 368 /
18) involviert waren. Aus diesem Grund wollen die Abgeordneten in
einer Kleinen Anfrage (19/5978) von der Bundesregierung unter anderem
wissen, welche Stellungnahmen oder sonstige Schreiben zu dem
Gesetzesvorhaben eingegangen sind und nach welchen Kriterien die
Beteiligung von Zentral- und Gesamtverbänden sowie von Fachkreisen und
externen Dritten bestimmt wurde.

 * 

7. Einflussnahme auf das Lebensmittelgesetz

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke interessiert sich dafür,
inwiefern Dritte bei der Erstellung des Gesetzentwurfs zur Änderung
des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches (Bundesratsdrucksache
369 / 18) involviert waren. Aus diesem Grund wollen die Abgeordneten
in einer Kleinen Anfrage (19/5980) von der Bundesregierung unter
anderem wissen, welche Stellungnahmen oder sonstige Schreiben zu dem
Gesetzesvorhaben eingegangen sind und nach welchen Kriterien die
Beteiligung von Zentral- und Gesamtverbänden sowie von Fachkreisen und
externen Dritten bestimmt wurde.

 * 

8. Einfluss auf das Tiergesundheitsgesetz

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke interessiert sich dafür,
inwiefern Dritte bei der Erstellung des Gesetzentwurfs zur Änderung
des Tiergesundheitsgesetzes und des Bundesjagdgesetzes
(Bundesratsdrucksache 357 / 18) involviert waren. Aus diesem Grund
wollen die Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage (19/5979) von der
Bundesregierung unter anderem wissen, welche Stellungnahmen oder
sonstige Schreiben zu dem Gesetzesvorhaben eingegangen sind und nach
welchen Kriterien die Beteiligung von Zentral- und Gesamtverbänden
sowie von Fachkreisen und externen Dritten bestimmt wurde.

 * 
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BUNDESTAG/7776: Heute im Bundestag Nr. 928 - 29.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 928

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 29. November 2018, Redaktionsschluss: 09.51 Uhr

1. Bewertungen der EU-Plastikstrategie

2. Zukunftstechnologie Blockchain

3. Klima-Antrag von Linken und Grünen

4. Regierung soll Klimafinanzierung stärken

5. FDP setzt beim Klimaschutz auf Markt



1. Bewertungen der EU-Plastikstrategie

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Unterschiedliche Bewertungen hat die
EU-Plastikstrategie während eines öffentlichen Expertengespräches des
Parlamentarischen Beirats für nachhaltige Entwicklung am Mittwochabend
erfahren. Die EU-Plastikstrategie verfolge das richtige Ziel,
überflüssige Einwegkunststoffe, die später die Weltmeere verschmutzen,
zu beschränken, sagte Helge Wendenburg, ehemaliger Leiter der
Abteilung "Wasserwirtschaft und Ressourcenschutz" im
Bundesumweltministerium (BMU). Der Verband der Chemischen Industrie
(VCI) unterstütze die Kernziele der EU-Plastikstrategie, betonte
VCI-Geschäftsführer Bertold Welling. Zu diesen Zielen leiste die
Kunststoffwirtschaft einen großen Beitrag, sagte er.

Aus Sicht von Michael Braungart, Geschäftsführer der EPEA
Internationale Umweltforschung GmbH, greift die EU-Plastikstrategie
jedoch viel zu kurz. Da Kunststoffe nicht vollständig recycelbar seien
und durch ihren hohen Anteil an schädlichen Chemikalien eine
Gesundheitsgefahr darstellen würden, müsse dem Prinzip
"Cradle-to-Cradle" (deutsch: von der Wiege zur Wiege) gefolgt werden,
bei dem biologische und technische "Nährstoffe" in ihren jeweiligen
Kreisläufen gehalten würden, forderte er.

Es gelte beim Ressourcenverbrauch effizienter zu werden, um dem
Anforderungen durch eine steigende Weltbevölkerung gerecht zu werden,
sagte der ehemalige BMU-Abteilungsleiter Wendenburg. "Wir müssen
versuchen, aus weniger mehr zu machen", betonte er. Dabei gehe es vor
allem um Abfallvermeidung. Ein Beispiel seien die Plastiktüten im
Supermarkt. Seitdem dafür bezahlt werden muss, würden die meisten
Kunden eigenen Transportbehälter - zumeist nicht aus Plastik -
mitbringen. Kunststoffe, so Wendenburg, würden zwar als Wertstoffe
gehandelt. Man müsse jedoch auch betrachten, welcher Aufwand für die
Sammlung nötig ist und diesen mit den zu erzielenden Preisen
vergleichen. "Da haben wir ein Delta, das weltweit noch sehr viel
größer ist", sagte er. Die in Deutschland schon vorhandene
Recycling-Industrie müsse beispielsweise in den ostasiatischen Ländern
erst aufgebaut werden.

Ein Plädoyer für Kunststoffe auch im Bereich der Verpackungen gab
VCI-Geschäftsführer Welling ab. Diese seien vorteilhaft in Sachen
Klimaschutz und CO2-Einsparungen. Substitute der
Kunststoffverpackungen hätten einen 2,2-fachen Energieverbrauch und
würden 2,7-fach höhere CO2-Emissionen freisetzen. Was die
Kunststoffverwertung angeht so sei Deutschland vorbildlich, sagte
Welling. Mehr als 99 Prozent würden im Rahmen der Kreislaufwirtschaft
der Verwertung zugeführt. "Die Kunststoffindustrie kann ein
Problemlöser in Sachen CO2-Minderung und Ressourcenschonung sein",
befand er.

Es gebe keinen Anlass, sich wegen der Recyclingquoten in Deutschland
auf die Schulter zu klopfen, entgegnete EPEA-Geschäftsführer
Braungart. Mit dem Grünen Punkt werde die Bevölkerung angelogen, sagte
er. "Es ist für die Umwelt nichts passiert." Giftiges PVC verseuche
das gesamte Recycling, während die Abfallmenge immer weiter ansteige.
Die EU-Plastikstrategie nehme nur das Sichtbare in den Blick. "Was
aber passiert, nachdem die Lkw-Plane zur Tasche weiterverarbeitet
wurde?", gab der Umweltforscher zu bedenken.

Braungart sah gleichwohl auch Handlungsoptionen. So könne etwa die
Politik die 200 Milliarden Euro, die für die öffentliche Beschaffung
ausgegeben würden, bevorzugt in Cradle-to-Cradle-Produkte investieren,
wie es etwa in Holland schon verstärkt stattfinde.

 * 

2. Zukunftstechnologie Blockchain

Ausschuss Digitale Agenda/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Über den derzeitigen Stand beim Thema Blockchain hat
der Ausschuss Digitale Agenda am Mittwochnachmittag mit sechs
geladenen Experten in einer öffentlichen Anhörung diskutiert. In der
20. Sitzung des Ausschusses unter Vorsitz von Hansjörg Durz (CSU)
erteilten die Sachverständigen dem Ausschuss Auskunft über den
Zusammenhang der digitalen Währung Bitcoin und dem
Blockchain-Verfahren sowie zu den Potenzialen der Technologie für
Anwendungsgebiete. Darüber hinaus interessierten sich die Abgeordneten
für die Vereinbarkeit der Technologie mit Datenschutzbestimmungen und
die Voraussetzungen, die für den Einsatz in den Bereichen eHealth oder
eGovernment nötig sind.

"Für uns als Legislative ist interessant, welche Gesetze nötig wären
und wo Regulierung hinderlich ist", eröffnete Durz das Fachgespräch
mit den sechs Sachverständigen. Diese verdeutlichten die großen
Chancen der Technologie, warnten aber auch vor überzogenen
Erwartungen, durch die Themen wie etwa eine fehlende Regulierung
überdeckt würden.

Der Begriff Blockchain (deutsch: Blockkette) beschreibt eine
verkettete Folge von Datenblöcken, die über die Zeit weiter
fortgeschrieben werden. Digitales Geld wird in einem
dezentralisierten, verteilten und sicheren Zahlungssystem wie eine Art
Konto aufgebaut. Die bekannteste Anwendung in diesem System nennt sich
Bitcoin (englisch: digitale Münze). Sie ist webbasiert, dezentral und
öffentlich. Alle Bitcoin-Transaktionen, die jemals getätigt wurden,
werden in der Blockchain, die als Datenbank fungiert, verzeichnet.
Eine Bank gibt es hier nicht, sondern nur Rechenleistung und
technische Hilfsmittel. Die Kontoführung basiert in diesem System auf
einem Netzwerk von kommunizierenden Systemen, die das Netzwerk
sichern, indem sie mehrere Transaktionen zusammenfassen und
validieren.

Gilbert Fridgen vom Fraunhofer Institut für Angewandte Informatik FIT
betonte in dem öffentlichen Fachgespräch, dass sich die Technologie
weder auf Kryptowährungen noch auf die Anwendung in der
Finanzwirtschaft beschränke. "In Deutschland gibt es mit Berlin ein
globales Zentrum von Blockchain-Entwicklungen, in dem sich 70
Start-Ups angesiedelt haben", sagte Fridgen. Blockchain passe gut zur
deutschen Wirtschaft und fördere die Zusammenarbeit von kleinen und
mittleren Unternehmen. Er erwarte aber "keine Revolution, sondern es
wird eher eine Evolution sein", in der bestehende Prozesse in
Wirtschaft und Verwaltung optimiert würden. Ein Risiko stelle die
fehlende Integration der Technologie in die demokratische Ordnung dar
und der Fakt, dass ein regulatorischer Rahmen fehle, sagte Fridgen.

Blockchain habe das Potenzial, Finanzintermediäre zu ersetzen und ein
Spielfeld für die Europäer zu werden, das das Ungleichgewicht zu den
Internet-Monopolen aufbrechen könne, sagte Ingo Rübe, CEO von BOTLabs
GmbH. Die größten Auswirkungen seien also nicht in der Finanzbranche
zu erwarten, sondern im Internet selbst. "In Deutschland haben wir
durch den Umstand, dass viel Wissen der Branche in Berlin sitzt, einen
enormen Standortvorteil. Aber wir merken, dass immer mehr Unternehmen
zum Beispiel nach Singapur abwandern", berichtete Rübe dem Ausschuss.
Dagegen müsse die Politik mit besseren Voraussetzungen, mehr
Rechtssicherheit und Regulierung angehen. "Wir brauchen eine
europäische Vereinheitlichung der Token-Klassen", plädierte er.

Roman Beck von der IT University of Copenhagen und dem European
Blockchain Center kritisierte, dass in Deutschland ein
"Digitalisierungsnotstand" herrsche: "Das Internet ist bereits heute
Geschichte. Die Digitalisierung 2.0 wird die Welt massiv verändern und
dazu führen, dass wir deutlich autonomer und produktiver sein werden",
sagte er. An dieser Welt nehme Deutschland aber noch nicht teil. Das
Land brauche daher einen "digitalen Marshall-Plan", um direkt in die
nächste Generation der Digitalisierung einsteigen zu können. Nötig
seien dafür deutlich mehr Investitionen als die drei Milliarden in der
KI-Strategie der Bundesregierung.

"Wir sind überzeugt, dass Blockchains eine grundlegende
infrastrukturelle Innovation darstellen", sagte Florian Glatz,
Präsident des Bundesverbands Blockchain e.V. Dem Staat komme dabei die
Aufgabe zu, Rahmenbedingungen zu schaffen, um der Technologie die
Chance der Etablierung zu geben. "Dabei dürfen nicht alte, analoge
Denkmuster auf das neue Medium übertragen werden", warnte Glatz. Die
deutsche Rechtsordnung müsse durchleuchtet werden nach Regelungen, die
in einer digitalen Welt keinen Sinn mehr ergäben. Dies beinhalte auch
Fragen zur Rechtssicherheit digitaler Identitäten von Menschen. Die
Digitalisierung der Verwaltung biete aber große Chancen für behörden-
und länderübergreifenden Datenaustausch und gemeinsame Standards,
betonte Glatz. "Dafür sind allerdings Pilotprojekte nötig."

Kritisch äußerte sich der Autor und Blogger Jürgen Geuter: "Blockchain
ist ein Codewort für eine Zukunftstechnologie, ein Hypebegriff, der
den Anschluss Deutschlands sichern soll", kritisierte er. Die
Technologie sei trotz zehn Jahren Bitcoins am Markt "keineswegs robust
genug und hat immer wieder mit Bugs zu kämpfen", berichtete Geuter.
Der Erwartungen kämen hauptsächlich von den Anbietern, die die
Technologie mit Versprechen und Hoffnungen überladen. Bei konkreten
Problematiken stellten Blockchains eine mögliche Technologie unter
anderen dar, aber es sei nicht sinnvoll, "die Politik an einer
spezifischen Nischentechnologie" auszurichten, plädierte er.

Walter Blocher, Jurist an der Universität Kassel, zeigte sich
überzeugt davon, dass Blockchain eine "bahnbrechende Technologie" ist.
"Das Internet ist eines der Kopien. Es gibt darin keine Originale.
Blockchain hingegen ist ein Internet der Werte, das die Säule des
Gelingens der digitalen Transformation sein kann", sagte Blocher.
Jetzt müsse rasch ein rechtlicher Rahmen gesetzt werden, der klar
mache, dass die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) nicht gegen
Technologien wie Blockchain stehe.

 * 

3. Klima-Antrag von Linken und Grünen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
haben zur UN-Klimakonferenz in Katowice einen gemeinsamen Antrag
(19/6104) vorgelegt. Darin fordern die beiden Fraktionen von des
Bundesregierung unter anderem, sich bei der Konferenz für
"signifikante Ambitionserhöhungen der nationalen Minderungszusagen"
einzusetzen. Zudem soll die Bundesregierung erreichen, dass ein
Regelbuch ("Paris rulebook") verabschiedet wird, "das unter
Einbeziehung sozialer, gender- und menschenrechtlicher Richtlinien
Klarheit bezüglich Vergleichbarkeit, Transparenz und
Verantwortlichkeit schafft und eine Anleitung zur Evaluierung der
Reduktionszusagen der Mitgliedsstaaten beinhaltet".

Weitere Forderungen der Fraktionen beziehen sich auch auf die
Umsetzung des Pariser Abkommens in Deutschland. So schlagen Grüne und
Linke etwa vor, Klimaschutz im Grundgesetz zu verankern. Außerdem
fordern sie ein "Klimaschutz-Sofortmaßnahmenprogramm für alle
Sektoren", um die Klimaziele 2020 noch zu erreichen.

Der Antrag soll am Donnerstag unter anderem mit Anträgen der FDP
(19/6053) und der Koalitionsfraktionen (19/6052) beraten werden.

 * 

4. Regierung soll Klimafinanzierung stärken

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Anlässlich der UN-Klimakonferenz in Katowice Anfang
Dezember fordern die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD von der
Bundesregierung, sich weiter für die Klimafinanzierung in
Entwicklungsländern einzusetzen. Dazu trägt sie der Bundesregierung
auf, "weiterhin an der Erreichung der von den Industrieländern 2009 in
Kopenhagen gemachten Zusage zu arbeiten, ab 2020 jährlich 100
Milliarden US-Dollar aus öffentlichen und privaten Quellen für die
Klimafinanzierung in Entwicklungsländern zu mobilisieren". In einem
Antrag beider Fraktionen (19/6052) wird die Bundesregierung zudem
aufgefordert, in "Entwicklungs- und Schwellenländern intensiv für die
Attraktivität von erneuerbaren Energien gegenüber vermeintlich
billigen fossilen Lösungen zu werben und zu beraten". Zudem wollen die
Koalitionsfraktionen, dass die Bundesregierung daran festhält, sich
für eine Verabschiedung der Umsetzungsregelungen das Pariser
Klimaabkommen in Katowice einzusetzen. Der Antrag enthält zudem
zahlreiche weitere Forderungen, die sich auf die EU- sowie auf die
nationale Ebene beziehen.

Der Antrag soll am Donnerstag unter anderem mit Anträgen der FDP
(19/6053) und Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen (19/6104)
beraten werden.

 * 

5. FDP setzt beim Klimaschutz auf Markt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion schlägt anlässlich der
UN-Klimakonferenz in Katowice den Ausbau marktbasierter
Klimaschutzmechanismen vor. In einem Antrag (19/6053) fordert die
Fraktion von der Bundesregierung unter anderem, "sich aktiv für einen
gemeinsamen grenzüberschreitenden Handel mit
Treibhausgas-Emissionszertifikaten zu engagieren". Grundlegend soll
sich die Bundesregierung nach Willen der Liberalen deshalb dafür
einsetzen, "dass die notwendigen Voraussetzungen für eine
Zusammenarbeit der Vertragsstaaten bei der Umsetzung ihrer
Klimaschutzziele nach Artikel 6 des Pariser Abkommens geschaffen"
werden.

Der Antrag soll am Donnerstag unter anderem mit Anträgen der
Koalitionsfraktionen (19/6052) und der Fraktionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen (19/6104) beraten werden.

 * 
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BUNDESTAG/7775: Heute im Bundestag Nr. 927 - 29.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 927

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 29. November 2018, Redaktionsschluss: 09.17 Uhr

1. Anhörung zur Finanzkrise

2. Bundestag debattiert um Cum Fake

3. Ausbildungsprogramme für Imame

4. Finanzierung von Religionsgemeinschaften

5. Externe Berater in der Bundeswehr

6. Einsätze im Inland im dritten Quartal



1. Anhörung zur Finanzkrise

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am
Mittwoch die Durchführung einer öffentlichen Anhörung zu den Folgen
der Finanzkrise beschlossen. Die Anhörung wird am Montag, den 10.
Dezember, stattfinden. Grundlage sind zwei Anträge von
Oppositionsfraktionen. So geht es um einen Antrag der Fraktion Die
Linke (19/4241) mit dem Titel "Zehn Jahre nach der Pleite der
Investmentbank Lehman Brothers - Finanzkrisen durch strikte
Regulierung und Umverteilung verhindern" sowie um einen Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4052) mit dem Titel "Finanzwende
anpacken - den nächsten Crash verhindern".

 * 

2. Bundestag debattiert um Cum Fake

Finanzen/Aktuelle Stunde

Berlin: (hib/HLE) Neue Fälle eines möglichen Steuerbetrugs mit
Wertpapieren beschäftigen in dieser Woche den Deutschen Bundestag. Die
Abgeordneten werden am Donnerstagnachmittag in einer Aktuellen Stunde
nach der von der AfD-Fraktion beantragten Wahl einer Stellvertreterin
des Präsidenten zum Thema "Steuerbetrug in Deutschland durch
Cum-Fake-Geschäfte unterbinden" debattieren. Die Aktuelle Stunde
findet auf Verlangen der Fraktion Die Linke statt.

 * 

3. Ausbildungsprogramme für Imame

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Ausbildungsprogramme für Imame und islamische
Religionsbedienstete in Deutschland fördern" lautet der Titel eines
Antrags der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6102), der am
Donnerstagabend erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
steht. Darin wird die Bundesregierung aufgefordert, in Kooperation mit
islamischen Theologen und muslimischen Verbänden "zu prüfen, wie
islamisch-theologische und praxisorientierte Ausbildungsprogramme für
Imame und islamische Religionsbedienstete etabliert werden können".

Auch soll die Bundesregierung der Vorlage zufolge "Lösungen für
langfristige Finanzierungsmodelle der Ausbildungsprogramme und die
Honorierung für Imame und islamische Religionsbedienstete" entwickeln.
Ferner fordert die Fraktion die Bundesregierung unter anderem auf zu
prüfen, "wie der Einsatz und die Bezahlung von in Deutschland
ausgebildeten Imamen und islamischen Religionsbediensteten in den
Gemeinden unabhängig von ausländischen Finanzierungsquellen
gewährleistet werden kann".

 * 

4. Finanzierung von Religionsgemeinschaften

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
AfD-Fraktion die Finanzierung von Religionsgemeinschaften durch
ausländische Staaten untersagen, "die ihrerseits die Religionsfreiheit
unterdrücken". Es müsse ausgeschlossen werden, "dass autoritäre und
theokratische Regime die Freiheit der Religionsausübung in Deutschland
missbrauchen, um fundamentalistische Strömungen zu unterstützen, die
sich gegen die allgemeinen Menschenrechte einschließlich der
Religionsfreiheit richten", heißt es in einem Antrag der AfD-Fraktion
(19/6059), der am Donnerstagabend erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Dabei sei auch auszuschließen, dass
ausländische Regierungen das Verbot der Finanzierung von
Religionsgesellschaften und ihren Geistlichen umgehen können, indem
sie die Mittel über ihnen nahestehende Stiftungen weitergeben lassen.

Zudem wird die Bundesregierung in der Vorlage aufgefordert,
Transparenz hinsichtlich der Finanzierung von Religionsgesellschaften
durch auswärtige Staaten zu sorgen. Hierfür seien zunächst
wissenschaftliche Untersuchungen zu veranlassen und gegebenenfalls
"die hierfür erforderlichen gesetzgeberischen Grundlagen zu
verbessern",

 * 

5. Externe Berater in der Bundeswehr

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Das Verteidigungsministerium hat eine "Fachaufsicht
Vergabe der Bundeswehr" über allen Beschaffungsstellen des
Ministeriums eingerichtet und die Anforderungen in der Zentralen
Dienstvorschrift zur "Inanspruchnahme externer Beratungs- und
Unterstützungsleistungen" betont. Dies teilt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/5646) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/4933) mit. Zudem sei die Vergabe in einem neuen Referat
zentralisiert worden, um die Einhaltung von Qualitätsstandards
sicherzustellen. Der Bundesrechnungshof habe der Regierung in einem
Schreiben vom 31. Oktober dieses Jahres mitgeteilt, dass die
ergriffenen Maßnahmen geeignet seien, um einen ordnungsgemäßen,
wirtschaftlichen und transparenten Einsatz von externen Beratern in
der Bundeswehr künftig zu gewährleisten.

 * 

6. Einsätze im Inland im dritten Quartal

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Bundeswehr hat im dritten Jahresquartal 2018
insgesamt 91 Unterstützungsleistungen im Inland im Rahmen der
Amtshilfe nach Artikel 35 des Grundgesetzes erbracht. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5536) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke(19/5187) mit. Sieben Anträge auf Amtshilfe seien
abgelehnt worden, zehn Anträge von den Antragstellern zurückgezogen
worden. Zudem sei eine Unterstützungsleistung für Veranstaltungen
Dritter von der Bundeswehr im dritten Jahresquartal geleistet worden.

 * 
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BUNDESTAG/7774: Heute im Bundestag Nr. 926 - 28.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 926

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 28. November 2018, Redaktionsschluss: 18.00 Uhr

1. Reform des Abstammungsrechts gefordert

2. Grundgesetzänderungen beschlossen

3. Verband will Tourismus-Mainstreaming

4. Verfolgte und vertriebene Minderheiten



1. Reform des Abstammungsrechts gefordert

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Gesundheits- und Rechtsexperten fordern eine Reform
des Abstammungsrechts und damit auch Regelungen für die
Reproduktionsmedizin. Derzeit gebe es nur fragmentarische und
unzureichende Regelungen, obgleich diese Fragestellungen enorme
praktische Bedeutung hätten und sich auf viele Rechtsgebiete
erstreckten, erklärten Fachleute anlässlich einer Anhörung des
Gesundheitsausschusses zum Thema künstliche Befruchtung. Zudem müsse
das Kindeswohl stärker in den Blickpunkt rücken. Die Experten äußerten
sich in der Anhörung am Mittwoch im Bundestag sowie in schriftlichen
Stellungnahmen.

Konkret ging es um einen Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/1832) sowie um einen Antrag (19/5548) der Fraktion Die
Linke mit dem Ziel, die Kostenübernahme für eine künstliche
Befruchtung auf unterschiedliche Paarkonstellationen auszuweiten. So
sollte nach Ansicht der Grünen eine Übernahme der Kosten für eine
künstliche Befruchtung durch die gesetzlichen Krankenkassen zukünftig
auch bei eingetragenen Lebenspartnerschaften, verheirateten lesbischen
Ehepartnern und nichtehelichen Lebenspartnerschaften ermöglicht
werden.

Auch die Linksfraktion fordert einen erweiterten Anspruch auf
Kostenerstattung für Kinderwunschbehandlungen. Derzeit würden
unverheiratete Paare, lesbische Frauen und solche ohne dauerhafte
Partnerschaft sowie aufgrund unterschiedlicher Zuschüsse auch Menschen
mit geringem Einkommen diskriminiert. Die Abgeordneten fordern die
volle Erstattung der Kosten für medizinische Maßnahmen zur
Herbeiführung einer Schwangerschaft auch unter Verwendung von
Spendersamen. Der Erstattungsanspruch müsse allen Menschen mit
ungewollter, medizinisch begründeter Kinderlosigkeit eröffnet werden.

Bisher ist die Kostenübernahme bei den Krankenkassen auf
heterosexuelle Ehepaare begrenzt. Die Krankenkassen tragen bei
Eheleuten 50 Prozent der Behandlungskosten, wobei nur die Ei- und
Samenzellen des Paares (homologe Insemination) verwendet werden
dürfen. Was die Restkosten betrifft, stellen Bund und Länder gemeinsam
Mittel bereit. Mit einer 2016 in Kraft getretenen Änderung der
Richtlinie des Bundesfamilienministeriums "zur Förderung von Maßnahmen
der assistierten Reproduktion" ist die Bundesförderung auf
unverheiratete Paare ausgedehnt worden.

Nach Ansicht der Bundesärztekammer (BÄK) sollten die rechtlichen
Fragestellungen zuerst geklärt werden, bevor an eine
Leistungsausweitung gedacht werde. So habe der Bundesgerichtshof 2018
festgestellt, dass die Ehefrau der Kindesmutter nicht aufgrund der Ehe
zum rechtlichen Mitelternteil des Kindes werde. Die Überschneidung
wissenschaftlicher, ethischer und rechtlicher Aspekte führe zu einer
besonderen Komplexität dieses medizinischen Gebietes, wobei auch "der
hohe Rang des Kindeswohls" zu berücksichtigen sei. Es sei ein "schwer
überschaubares Normengeflecht" entstanden.

Ähnlich argumentierte die Rechtsanwältin Christina
Hirthammer-Schmidt-Bleibtreu, die darauf hinwies, dass es eine frei
wählbare Eltern-Kind-Zuordnung nicht gebe. Auch in einer
heterosexuellen Partnerschaft gebe es noch Regelungslücken. Erkenne
ein mit der Mutter nicht verheirateter Vater die Vaterschaft nicht an,
bestehe trotz genetischer Verbindung keine Möglichkeit, ihn zum
rechtlichen Vater des Kindes zu machen. Ebenso könne ein Samenspender
nicht aufgrund seiner genetischen Vaterschaft als rechtlicher Vater
festgestellt werden. Somit sollte die gesetzliche Festlegung der
Elternschaft zwingend überarbeitet werden.

Der Lesben- und Schwulenverband (LSVD) erklärte, die möglichen
Fallvarianten machten deutlich, dass den verschiedenen
Erstattungssystemen kein einheitlicher Plan zugrunde liege. Das
widerspreche den Gerechtigkeitsvorstellungen der Bürger. Eine
Korrektur sei dringend geboten. Studien zeigten, dass die Motive
bezüglich Kindern bei Lesben und Schwulen identisch und "ebenso
existenziell" seien wie bei heterosexuellen Eltern.

Der Fachverband pro familia kritisierte, alleinstehende oder lesbische
Frauen erlebten Ausgrenzung und eine Tabuisierung der
Kinderwunschthematik. Unsinnige Reglementierungen und
Rechtsunsicherheiten in Bezug auf Behandlungswünsche veranlassten
Frauen und Paare, vermehrt Behandlungen im Ausland wahrzunehmen. Nötig
sei ein neues Reproduktionsmedizingesetz. Der Verband sprach sich
dafür aus, alleinstehenden und lesbischen Frauen eine heterologe
Insemination zu ermöglichen und dafür einen gesetzlichen Anspruch zur
partiellen Kostenübernahme zu schaffen.

Der Verein Spenderkinder äußerte sich hingegen kritisch zu einer
möglichen Übernahme von Behandlungskosten einer Samenspende. Dies
bedeute keine Gleichstellung von Lebenspartnerschaften und
nichtehelichen Paaren zu Ehepaaren, weil die Behandlungskosten für
Samenspenden bei Eheleuten auch nicht übernommen würden. Bei einer
Samenspende handele es sich um eine besondere Familiengründung zu
dritt, die "mit psychologischen Herausforderungen" verbunden sei und
nur nach gründlicher Aufklärung eingegangen werden sollte. Mit der
Kostenübernahme würde die nötige Reflexion jedoch voraussichtlich
entfallen und der Eindruck vermittelt, dass kein Unterschied zu einer
homologen Insemination bestünde. Zu berücksichtigen sei überdies, dass
bei einer Samenspende den so gezeugten Menschen der genetische Vater
bewusst vorenthalten werde. Dies sei ethisch bedenklich.

Die Erweiterung des Leistungsanspruchs auf Fälle der heterologen
Befruchtung mit Fremdsamen nicht allein für gleichgeschlechtliche,
sondern auch für verheiratete oder andere heterosexuelle Paar berührt
nach Aussage des GKV-Spitzenverbandes zahlreiche Fragen der
Reproduktionsmedizin. Die damit zusammenhängenden auch rechtlichen
Fragestellungen müssten zunächst beantwortet und in Regelungen gefasst
werden.

Der Frauenarzt Jan-Steffen Krüssel vom Universitätsklinikum Düsseldorf
wies wie andere Sachverständige auf die in den Vorlagen unscharf
formulierten Voraussetzungen für eine Kostenerstattung hin und nannte
als Beispiele die Begriffe "medizinische Gründe", "auf Dauer angelegte
Lebensgemeinschaft" oder "medizinisch begründete Kinderlosigkeit". Die
Nutzung dieser unbestimmten Begriffe hätte zur Folge, dass Ärzte in
einer rechtlichen Grauzone Entscheidungen treffen müssten. Insofern
sei eine Rechtsentwicklung für die Reproduktionsmedizin erforderlich.

 * 

2. Grundgesetzänderungen beschlossen

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Mittwochnachmittag den
Weg für wesentliche Änderungen in der Finanzverfassung des
Grundgesetzes bereitet. Mit Stimmen der Vertreter der Fraktionen von
CDU/CSU, SPD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen beschloss der
Ausschuss Änderungen im Grundgesetz, die Finanzhilfen im
Bildungsbereich sowie beim sozialen Wohnungsbau erweitern
beziehungsweise ermöglichen sollen. Weitere Änderungen beziehen sich
auf die Gemeindeverkehrswegefinanzierung sowie Bundesautobahnen. Die
Vertreter der AfD-Fraktion stimmten gegen den Entwurf. Die
abschließende Beratung ist für Donnerstagmorgen geplant. Für die
Änderungen ist eine absolute Zweidrittelmehrheit nötig. Der Bundesrat
ist bei den Grundgesetzänderungen zustimmungspflichtig.

Gegenüber dem Entwurf der Bundesregierung (19/3440) beschloss der
Ausschuss auf Grundlage eines gemeinsamen Änderungsantrages von
Koalition, FDP und Grünen eine weitergehende Fassung des Artikels 104c
Grundgesetz. Künftig soll der Bund demnach den Ländern "zur
Sicherstellung der Qualität und der Leistungsfähigkeit des
Bildungswesens Finanzhilfen für gesamtstaatlich bedeutsame
Investitionen sowie mit diesen verbundene besondere unmittelbare
Kosten der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) im Bereich der
kommunalen Bildungsinfrastruktur gewähren" können. Neu sind dabei die
Zielsetzung ("Sicherstellung der Qualität und der Leistungsfähigkeit")
sowie die Einbeziehung der zusätzlichen Kosten. Bisher erlaubt der
Artikel 104c Grundgesetz Finanzhilfen des Bundes an die Länder "für
gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen der finanzschwachen Gemeinden
(Gemeindeverbände) im Bereich der kommunalen Bildungsinfrastruktur".
Der Regierungsentwurf sah vor, die Finanzhilfen durch Hinzunahme der
Länder und die Streichung des Wortes "finanzschwach" zu erweitern.

Anlass der von der Bundesregierung angestrebten Verfassungsänderungen
ist das Vorhaben der Koalition, über den sogenannten "Digitalpakt
Schule" mehrere Milliarden Euro in die digitale Infrastruktur in
Schulen zu investieren. Die Mittel sollen dabei über ein
Sondervermögen "Digital Infrastruktur" des Bundes an die Länder
fließen. Den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Errichtung des
Sondermögens (19/4720) beschloss der Ausschuss ebenfalls mit Stimmen
von Koalition, FDP, Grünen und Linken bei Ablehnung der AfD.

Teil der von Koalition, FDP und Grünen vorgeschlagenen und
beschlossenen Änderungen ist zudem ein Zusätzlichkeits-Kriterium im
Artikel 104b Absatz 2 Satz 5 Grundgesetz. Damit soll sichergestellt
werden, dass die Länder bei künftigen Finanzhilfen die Mittel des
Bundes "in jeweils mindestens gleicher Höhe durch Landesmittel für den
entsprechenden Investitionsbereich" ergänzen. Im Artikel 125c
Grundgesetz wird dazu ein neuer Absatz 3 eingefügt, nach dem dieses
Kriterium nur auf Regelungen zu Finanzhilfen zutrifft, die nach dem
31. Dezember 2019 in Kraft treten. Bestehende Finanzhilfen oder im
kommenden Jahr in Kraft tretende sind davon nicht betroffen.

Inhaltlich überwiegend unverändert blieb die Neuregelung zum sozialen
Wohnungsbau. Durch Aufnahme eines zusätzlichen Artikels 104d
Grundgesetz soll dem Bund die Möglichkeit gegeben werden, den Ländern
zweckgebunden Finanzhilfen für gesamtstaatlich bedeutsame
Investitionen der Länder und Kommunen im Bereich des sozialen
Wohnungsbaus zu gewähren. In der Ausschussfassung wird nun darauf
verwiesen, dass bei diesen Finanzhilfen auch das
Zusätzlichkeits-Kriterium greifen soll.

Unverändert blieb die Änderung im Artikel 125c Grundgesetz. Dadurch
soll die Möglichkeit einer sofortigen Erhöhung und Dynamisierung der
Mittel nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz geschaffen werden.
Damit könnten Bundesprogramme zu den Schienenwegen aufgehoben,
geändert oder neu aufgelegt werden. In Artikel 143e soll zudem eine
Öffnungsklausel im Bereich der Bundesfernstraßenverwaltung
hinsichtlich Planfeststellung und Plangenehmigung ergänzt werden. Auch
diese Norm blieb im Ausschuss unverändert.

 * 

3. Verband will Tourismus-Mainstreaming

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Unter dem Stichwort "Tourismus-Mainstreaming"
verlangt der Bundesverband der Deutschen Tourismuswirtschaft (BTW),
künftig jedes neue Gesetzesvorhaben auf seine möglichen Folgen für die
Belange der Branche "systematisch abzuklopfen". Vor dem
Tourismusausschuss berief sich BTW-Generalsekretär Michael Rabe dafür
am Mittwoch auf eine Studie der Unternehmensberatung DIWecon im
Auftrag seines Verbandes. In der Untersuchung, die einen
"wirtschaftspolitischen Beitrag zur nationalen Tourismusstrategie der
Bundesregierung" beschreibt, geht es um Rolle der Bundespolitik für
die weitere Entwicklung des Reiseverkehrs. DIWecon ist eine
Tochterfirma des in Berlin ansässigen Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW).

Bei der Vorstellung der Studie wies Projektleiter Anselm Mattes auf
das seit zehn Jahren anhaltende stetige Wachstum im Tourismussektor
hin. Dieser trage derzeit vier Prozent zur Bruttowertschöpfung bei und
beschäftige 6,8 Prozent der Arbeitnehmer. Er sei damit gewichtiger als
"deutsche Leitbranchen" wie Chemie, Autoindustrie oder Maschinenbau.
Dabei verzeichne der Übernachtungstourismus ein "deutliches Wachstum",
während der Anteil der Tagesreisen eher zurückgehe. Nach wie vor bilde
die inländische Nachfrage den größten Block in der Statistik. Der
dynamischste Wachstumstreiber sei indes der Reiseverkehr aus dem
Ausland.

Mattes sprach sich dafür aus, den Tourismus als "Gesamtsystem" zu
betrachten. Das sei wegen der kleinteiligen Struktur der Branche, die
aus diesem Grunde statistisch schwer abzubilden sei, bisher nicht oder
in unzureichendem Maße der Fall. Die Reiseverkehrswirtschaft bestehe
aus "sehr vielen einzelnen Branchen", in denen "alle verschiedenen
Produkte" erst ein "gemeinsames Gesamtprodukt" ergäben. Für die
Politik bedeute dies, dass jeder staatliche Eingriff, der auf einen
Teilbereich wirke, sei es im Umwelt- oder Verbraucherschutz, bei
steuerlichen oder Fördermaßnahmen, Folgen für das Ganze habe.

"Völlig falsch" nannte es Mattes, sich auf den Standpunkt
zurückzuziehen, dass Tourismus in die Zuständigkeit der Länder falle.
Es seien "sehr viele Maßnahmen auf Bundesebene", wo schließlich der
gesamtwirtschaftliche Rahmen gesetzt werde, mit "relevanten"
Auswirkungen auf die Reiseverkehrsbranche denkbar. Dazu bedürfe es im
Bund einer besseren Koordinierung. Eines der Hindernisse einer
stringenten Tourismuspolitik seien die über zu viele Instanzen
"zersplitterten" Kompetenzen. Tourismus müsse als
"Querschnittsaufgabe" behandelt werden, auch das sei mit dem Begriff
"Mainstreaming" gemeint. Mattes bezeichnete es in diesem Zusammenhang
als eine sinnvolle Idee, einen ständigen Ausschuss von
Staatssekretären aller mit der Materie befassten Ministerien zu
bilden.

Unter den Sorgen und Nöten der Branche nannte Mattes den hohen
Investitionsbedarf zum Ausbau der Verkehrs- wie auch der digitalen
Infrastruktur. Er mahnte ein "faires Regelwerk für die
Digitalisierung" an, das der Tendenz zur Monopolbildung großer
Reiseplattformen im Internet zum Nachteil kleiner und mittlerer
Anbieter entgegenwirken solle. Ein "zentraler Punkt" sei zudem der
Fachkräfte- oder eigentlich generell der Arbeitskräftemangel. Einer
"steigenden Nachfrage nach touristischen Produkten" stehe ein
"zurückgehendes" Angebot auf dem Arbeitsmarkt gegenüber. Hier gelte
es, alle Reserven unter Schulabgängern, Älteren Flüchtlingen und
Migranten auszuschöpfen, auch durch bessere Löhne.

 * 

4. Verfolgte und vertriebene Minderheiten

Menschenrechte/Anhörung

Berlin: (hib/AHE) "Verdrängte Ethnien - bedrohte Völker" lautet der
Titel einer Anhörung des Menschenrechtsausschusses, in der am Mittwoch
Wissenschaftler und Vertreter zivilgesellschaftlicher Organisationen
mit den Abgeordneten diskutiert haben. Neben der ethnischen und
religiösen Dimension des Problems und der Vielzahl an Verfolgungen von
Minderheiten auf der Welt ging es in der Veranstaltung auch um die
Frage, wie Demokratien mit zunehmenden "Ideologien der Ungleichheit"
und "kulturellen Schließungstendenzen" umgehen können.

Heiner Bielefeldt (Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg)
warnte davor, das Thema verfolgter oder verdrängter Gruppen insofern
zu verkürzen, dass Menschenrechte nur Minderheiten betreffen würde.
Die Frage des Umgangs mit Minderheiten sei immer auch eine Testfrage,
wie es um eine Gesellschaft insgesamt bestellt sei. Die Mehrheit habe
die Aufgabe, den öffentlichen Raum offen zu halten, Institutionen zu
stützen, die einen "identitätspolitischen Kollaps" verhindern und
Minderheiten angstfreie Teilhabe zu ermöglichen.

Ulrich Delius (Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.) machte darauf
aufmerksam, dass es zwar auch, aber eben nicht nur um Verfolgung von
ethnischen oder religiösen Minderheiten durch staatliche oder
nichtstaatliche Akteure gehe. So seien weltweit rund 450 Millionen
Angehörigen indigener Völker auch durch wirtschaftliche, geografische,
klimatische Faktoren bedroht und durch gesellschaftlichen Wandel,
Generations- und Rollenkonflikte herausgefordert. Delius warb dafür,
die ILO-Konvention 169 zu ratifizieren: Dies könnte ein wichtiges
Zeichen an deutsche Unternehmen im Ausland sein, stärker auf die
Interessen Indigener einzugehen.

Schwester Hatune Dogan (Hatune Foundation, Warburg) schilderte aus
eigenem Erleben die Zurücksetzungen und Diskriminierung ihrer Familie
als aramäische Christen in der Türkei. Es sei ihnen verboten worden,
ihre Religion auszuüben, ihre Sprache zu sprechen, Lehrer hätten
aramäische Kindern mit Schlägen traktiert und sie zu "Soldaten des
türkischen Staates" erklärt. Dogan erinnerte daran, dass Christen vor
Jahrhunderten im Nahen Osten die Mehrheit gestellt hätten und heute
allenfalls noch wenige Prozente der Bevölkerung, "und die werden auch
nicht in Ruhe gelassen".

Gudrun Hentges (Universität zu Köln) machte auf die Vielgestaltigkeit
der "Ideologien der Ungleichheit" von religiösem Fundamentalismus über
Rassismus bis hin zum Antisemitismus aufmerksam. Solche Formen
"gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit" - ein Begriff des
Erziehungswissenschaftlers Wilhelm Heitmeyer - nähmen mit der
Konjunktur rechter und extrem rechter Parteien auch in Europa zu. So
komme die jüngst vorgestellte Studie "Flucht ins Autoritäre" zum dem
Befund, dass die "geschlossene manifeste Ausländerfeindlichkeit" in
Deutschland gestiegen sei, sagte Hentges.

Mouhanad Khorchide (Westfälische Wilhelms-Universität Münster) warb
für eine differenzierenden Blick: Während der ägyptische Mufti die
Pflicht von Muslimen hervorhebe, Christen den Bau von Kirchen zu
ermöglichen, gäbe es andere islamische Geistliche, die zur Zerstörung
christlicher Kirchen auf der arabischen Halbinsel aufrufen. Die Frage
sei, wie man aus Deutschland heraus jene Kräfte unterstützen könne,
die sich für die Menschenrechte einsetzen.

Michael Reder (Hochschule für Philosophie München) sprach mit Bezug
auf den Philosophen Jürgen Habermas von "kulturellen
Schließungstendenzen", in denen die Sehnsucht nach Homogenität und
Festigkeit zum Ausdruck kämen. In der globalisierten und
pluralistischen Gegenwart könne man zu solchen Konzepten aber nicht
mehr zurück. Demokratie sei nicht nur eine Frage der Verfassung und
der Regierungsform, sondern auch der Haltung der Bürgerinnen und
Bürger. "Dazu gehört Bildung existenziell dazu, Bildung über
globalisierte Zusammenhänge."

Thomas Schirrmacher (Internationales Institut für Religionsfreiheit)
argumentierte, dass die Demokratie am Ende nicht am "banalen Vollzug
einer Mehrheitswahl" gemessen werde, sondern daran, ob sie die Rechte
von Minderheiten garantiere. Es sei wieder und wieder schockierend,
welche für eine ungeheuren Energie und Zeit Staaten, Gruppen oder
Parteien weltweit darauf verwendeten, dafür zu sorgen, dass es anderen
nicht gut gehe und "Minderheiten madig zu machen".

 * 
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ARBEIT/964: Jetzt ist die Zeit für langfristig gedachte Reformen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 29. November 2018

VOGEL: Jetzt ist die Zeit für langfristig gedachte Reformen



Zu den Arbeitsmarktzahlen erklärt der arbeitsmarktpolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Die weiterhin gute Situation des Arbeitsmarkts ist sehr erfreulich.
Die Große Koalition sollte sich auf den sinkenden Arbeitslosenzahlen
jedoch nicht ausruhen, sondern daraus zwei Lehren ziehen: Erstens
stellt die gute Lage ein vielleicht einmaliges Zeitfenster dar. Jetzt
ist die Zeit für langfristig gedachte Reformen. Wir brauchen den
großen Wurf einer Agenda 2030 für die Gestaltung der digitalen
Arbeitswelt. Zweitens müssen die Beitragszahler und damit gerade
Geringverdiener stärker entlastet werden. Dazu sollte die
Bundesregierung den Beitrag zur Arbeitslosenversicherung stärker
senken als geplant, nämlich um insgesamt 0,6 statt 0,5 Prozentpunkte.
Noch besser wäre es, gleich einen entsprechenden gesetzlichen
Automatismus wie in der Rentenversicherung einzuführen. Die
Voraussetzungen dafür sind gegeben: Aktuelle Berechnungen zum
Haushalt der Bundesagentur für Arbeit zeigen, dass auch in den
kommenden Jahren weiter Überschüsse erwirtschaftet werden. Und das,
obwohl eine ausreichende Krisenrücklage erreicht ist und für alle
sinnvollen Maßnahmen genug Geld da ist, wie bei der verstärkten
Weiterbildung Beschäftigter."
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FINANZEN/2197: Scholz' Grundsteuermodell wird die Mitte in Deutschland zusätzlich belasten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 29. November 2018

DÜRR-Statement: Scholz' Grundsteuermodell wird die Mitte in
Deutschland zusätzlich belasten



Der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr gab zur
Reform der Grundsteuer folgendes Statement ab:

"Alle sprechen davon, dass das deutsche Steuerrecht einfacher werden
muss. Mit seinem Vorschlag hat Olaf Scholz sich heute dafür
entschieden, den komplizierten Weg zu gehen: Das ohnehin komplizierte
deutsche Steuerrecht noch komplizierter zu machen. Das ist aus Sicht
der Freien Demokraten ausdrücklich der falsche Weg. Er favorisiert,
das sagt er, ein wertabhängiges Modell, das heißt, dass die 32
Millionen Immobilien in Deutschland wahrscheinlich alle sieben Jahre
immer wieder neu bewertet werden müssen. Er flankiert das damit, dass
er diffuse Ausgleichsmaßnahmen vorschlägt. Er sagt beispielsweise,
dass es Kappungsgrenzen geben muss. Er spricht für Wohneigentum von
einer fiktiven Miete. All das bleibt im Ungefähren, zum einen und zum
anderen wird es die deutschen Steuerbehörden noch zusätzlich belasten
[...]. Also, von daher ist das nicht das Modell, was uns für eine
vernünftige Grundsteuerreform jetzt zur Verfügung stehen sollte.

Das Hauptproblem aus meiner Sicht ist, dass in Regionen in
Deutschland, in denen die Mieten, die Grundstückspreise ohnehin
niedrig sind, die Grundsteuer eher noch weiter sinken wird. Und dort,
wo wir die großen Probleme haben, in den Ballungszentren, wo die
Mieten hoch sind, da werden die zusätzlich steigen durch dieses
Grundsteuermodell von Olaf Scholz. Unterm Strich bleibt für mich,
dass die ganz normale Familie der Mitte in Deutschland zusätzlich
belastet wird durch dieses Modell. Und das kann aus meiner Sicht
ernsthaft niemand wollen."

 * 
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GESUNDHEIT/934: Bundesregierung hat Digitalisierung des Gesundheitswesens verschlafen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 29. November 2018

ASCHENBERG-DUGNUS: Bundesregierung hat Digitalisierung des
Gesundheitswesens verschlafen



Zur Bertelsmann-Studie über die Digitalisierung im Gesundheitswesen
erklärt die gesundheitspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion
Christine Aschenberg-Dugnus:

"Die Studie bestätigt, dass die Bundesregierung die Digitalisierung
des Gesundheitswesens verschlafen hat. Dabei ist die Digitalisierung
ein probates Mittel, um die Gesundheitsversorgung durch Vernetzung
sicherer und effizienter zu gestalten. Es darf jedoch kein Chaos bei
den vielfältigen Aufgaben und Zuständigkeiten geben. Wir brauchen
daher wie andere Länder ein nationales Kompetenzzentrum, das
technische Standards definiert und einen Rahmen setzt, in dem sich
neue Projekte entwickeln können. Ansonsten bleibt Deutschland auch im
Gesundheitswesen weiter ein digitales Entwicklungsland."
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WIRTSCHAFT/3003: Gründungsoffensive muss auch etwas bewirken


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 29. November 2018

HOUBEN: Gründungsoffensive muss auch etwas bewirken



Zur Gründungsoffensive von Bundeswirtschaftsministers Altmaier
erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Reinhard
Houben:

"Bundeswirtschaftsminister Altmaier versteht es, große Dinge zu
versprechen, bei denen wenig herauskommt. Eine Gründungsoffensive ist
zwar begrüßenswert, muss aber auch etwas bewirken. Die FDP-Fraktion
hat die Sorge, dass diese Neuankündigung des Wirtschaftsministers den
Abwärtstrend von Neugründungen in Deutschland nicht umkehren wird.
Dabei brauchen wir dringend eine Trendwende. Ganz konkret muss
endlich ein Wagniskapitalgesetz her, das die Finanzierung von
Start-ups erleichtert. Kapital hierfür könnte auch aus
Pensionskassen, Versorgungskassen und Versicherungen in Deutschland
kommen. Statt zu Regionalkonferenzen einzuladen, müsste Minister
Altmaier jetzt handeln."
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HAMBURG/4573: Hauptbahnhof ausbauen - aber bitte zukunftsfähig (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 28. November 2018

Hauptbahnhof ausbauen - aber bitte zukunftsfähig!



Der heute von SPD und Grünen in die Hamburgische Bürgerschaft
eingebrachte Antrag zur Weiterentwicklung des Hauptbahnhofs ignoriert
die durch den von der DB geplanten "Deutschland-Takt" zu erwartenden
zusätzlichen Züge - diesen Aspekt greift die Fraktion DIE LINKE mit
einem Zusatzantrag auf (Drs. 21/15115). "Weshalb Senat und Bahn die
von ihnen selbst vorgeschlagenen kurzfristigen Maßnahmen noch nicht
umgesetzt haben, ist mir ein Rätsel. Völlig unverständlich ist jedoch,
weshalb Rot-Grün die Angebotserweiterungen der Bahn durch den neuen
'Deutschland-Takt' nicht berücksichtigt", sagte in der Debatte die
verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion, Heike Sudmann. Der
Deutschland-Takt soll das erfolgreiche Schweizer System des integralen
Taktfahrplans (regelmäßige Anschlüsse in alle Richtungen) nach
Deutschland bringen. So soll die Zahl der Fernzüge in die Richtungen
Bremen, Hannover und Berlin auf einen Halbstundentakt verdoppelt
werden. Auch im Umlandverkehr wird eine erhebliche Steigerung der
Zugzahlen angestrebt, allein in Richtung Niedersachsen sollen künftig
sieben Regionalzüge pro Stunde zuzüglich drei Verstärkerlinien zur
Hauptverkehrszeit verkehren.

"Damit werden noch viel mehr Züge in den Hamburger Hauptbahnhof
fahren", sagte Sudmann. "So kann massiv Verkehr von der Straße auf die
Schiene verlagert werden. Dafür brauchen wir aber Klarheit, wie viele
Gleise der Hamburger Hauptbahnhof in 20, 30 Jahren braucht, um diese
Züge aufnehmen zu können."
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HAMBURG/4572: Binnenalster - mehr als nur ein Gewässer und Ort für Konsum (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 28. November 2018

Binnenalster - mehr als nur ein Gewässer und Ort für Konsum



Mit einer Ponton-Promenade will die CDU die Innenstadt aufwerten. "Die
Binnenalster erlebbarer zu machen ist kein schlechtes Ziel. Doch sie
dafür zu verkleinern und das historische Stadtbild zu zerstören ist
eine sehr schlechte Idee", sagte dazu heute in der Hamburgischen
Bürgerschaft die stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE, Heike Sudmann. Sie zitierte aus einer Stellungnahme des
Vereins "Hamburg - Grüne Metropole am Wasser e.V.": "Wer nun eine
weitere Flaniermeile auf dem Wasser davor setzen möchte, hat die
geschützte Binnenalsterarchitektur nicht verstanden. Sind hier
kommerzielle Interessen aktiv, die populistisch und vordergründig
Ideen versprühen?"

"Schade, dass die CDU in ihrem Denken so gefangen ist, und nur an
Kommerz und Shopping denkt, sonst würde sie auf eine andere Idee
kommen, die viel naheliegender ist", sagte Sudmann daher. "Wie viel
Platz zum Verweilen an der Binnenalster, wie viel Ruhe und wie viel
Aufenthaltsqualität ließe sich gewinnen, wenn der Autoverkehr am
Ballindamm und am Neuen Jungfernstieg auf den notwendigen An- und
Ablieferverkehr reduziert würde. Ein Gewinn für alle: für die
Hamburger_innen, für die Tourist_innen und für die Binnenalster, die
nicht verkleinert und nicht in ihrer ökologischen und klimatischen
Funktion eingeschränkt wird."
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RHEINLAND-PFALZ/4994: 5G an jeder Milchkanne - Netzbetreiber in die Pflicht nehmen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 28.11.2018

5G an jeder Milchkanne: Netzbetreiber in die Pflicht nehmen



Trotz lauter Kritik hat die Bundesnetzagentur die Vergaberegeln für
die Auktion der neuen 5G-Mobilfunkfrequenzen festgelegt. Es ist zu
erwarten, dass ländliche Räume so auch weiterhin abgehängt bleiben.
Das will die rheinland-pfälzische CDU-Fraktion mit Landesmitteln
kompensieren. Die netzpolitische Sprecherin der GRÜNEN
Landtagsfraktion, Pia Schellhammer, sieht darin nur ein Manöver, um
die Verantwortung für das eigentliche Problem zu verlagern:

"Mit den Vergaberegeln für den 5G-Standard beweist die Bundesregierung
einmal mehr, dass sie die Bedeutung der Digitalisierung für eine
zukunftsfähige Gesellschaft nicht begriffen hat. Die Kriterien weisen
zu viele Schlupflöcher auf, mit denen die Netzbetreiber sich wieder
aus der Verantwortung stehlen können. Gerade ländliche Regionen wie in
Rheinland-Pfalz werden so nach wie vor keine zufriedenstellende
Mobilfunkversorgung erhalten. Dass diese Lösung im Beirat der
Bundesnetzagentur eine Mehrheit gefunden hat, stößt bei uns auf
Unverständnis.

Ein auf Freiwilligkeit beruhendes System ist von Vorneherein zum
Scheitern verurteilt - das zeigt auch der schleppende 4G/LTE-Ausbau.
Nach den neuen Vergaberichtlinien müssen die Netzanbieter in
Deutschland nicht einmal mit Sanktionen rechnen, wenn sie der
Ausbauverpflichtung nicht nachkommen.

Wir vermissen außerdem eine Verpflichtung der Anbieter zum National
Roaming. Wie im Ausland bereits möglich, könnten Kundinnen und Kunden
so die Netze anderer Betreiber nutzen, wenn sie im Netz ihres
Anbieters keinen Empfang haben. Das würde dazu beitragen, weiße
Flecken bei der Netzversorgung zu beseitigen - besonders im ländlichen
Raum, wo es die Betreiber bislang nicht einmal geschafft haben,
flächendeckend 4G/LTE bereitzustellen.

Das Ziel aus dem Jahr 2015, 98 Prozent der Haushalte mindestens mit
4G/LTE zu versorgen, liegt insbesondere in ländlichen Regionen noch
immer in weiter Ferne. Dass die gleichen Fehler nun wiederholt werden,
ist ein Armutszeugnis für die Bundesregierung. Den Nachholbedarf beim
4G/LTE-Ausbau will die CDU in Rheinland-Pfalz mit landeseigenen
Mitteln in zweistelliger Millionenhöhe kompensieren. Die CDU sollte
solche Manöver unterlassen und sich stattdessen lieber auf Bundesebene
für bindende Ausbauverpflichtungen für die 5G-Netze sowie für National
Roaming einsetzen."

 * 
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2224: Von Wölfen und Schafen (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 03 / September 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Von Wölfen und Schafen



Wie geht's weiter mit dem Wolf? Die AfD will "Problemwölfe", die
Schafe, Kälber und Fohlen reißen, zur Jagd freigeben und eine
"Obergrenze des Bestandes" festlegen. Demgegenüber setzen Jamaika, SPD
und SSW weiter auf den bisherigen Mix aus Beobachtung, Aufklärung der
Bevölkerung, Schutzzäunen sowie finanzieller Entschädigung, falls das
Raubtier zubeißt. Abschüsse sollen nur im Ausnahmefall möglich sein.
Allerdings gab es Anfang September auch innerhalb der Koalition
unterschiedliche Meinungen.


Es gehe nicht darum, den Wolf, der nach 100 Jahren wieder im
Lande heimisch sei, erneut auszurotten, betonte Volker Schnurrbusch
(AfD). Ziel sei es, "nur problematische Tiere durch Schutzjagden zu
entnehmen". "Der Wolf ist streng geschützt, und das ist auch gut so",
erwiderte Marlies Fritzen (Grüne). Sie warf der AfD "populistische
Angstmacherei" vor. Eine Aufnahme ins Jagdrecht lehnte sie ab: "Das
hilft im Moment gar nichts."

"Die FDP befürwortet eine Aufnahme ins Jagdrecht", sagte dagegen der
Freidemokrat Oliver Kumbartzky. "Die Tierhalter wollen ihre Tiere in
Sicherheit wissen", und auch das "Sicherheitsgefühl der Menschen" sei
zu beachten. Umweltminister Jan Philipp Albrecht (Grüne) schloss die
Aufnahme ins Jagdrecht nicht aus, allerdings sei es bis dahin "noch
ein weiter Weg". Auch das geltende Recht biete die Möglichkeit, "die
Entnahme eines Wolfs vorzunehmen". Zunächst gehe es aber darum, das
"Wolfsmanagement" ständig an die aktuelle Lage anzupassen. Albrecht
traf sich unmittelbar nach der Debatte mit Schafhaltern von der
Halbinsel Eiderstedt, für Oktober plant er ein Treffen mit
ehrenamtlichen Wolfsbeobachtern. Der Umwelt- und Agrarausschuss will
sich Anfang Dezember mit den Beteiligten austauschen.


Der Wolf ist nicht das einzige Problem, das die Schäfer im
Lande umtreibt. Das geht aus einem Bericht der Landesregierung hervor,
der ebenfalls im September Thema im Parlament war.


Etwa 1.100 Schäfer gibt es derzeit im Lande. Lediglich 100 davon sind
hauptberuflich tätig, der Rest betreibt die Schäferei im Nebenerwerb
oder als Hobby. Die Schafhirten leiden unter hohen Pachtgebühren,
niedrigen Marktpreisen und der gesunkenen EU-Agrarförderung. Schäfer
werden seit 2007 nicht mehr entsprechend ihrer Produktion an Wolle,
Milch und Fleisch bezuschusst. Sie haben nur noch Anspruch auf eine
Flächenprämie von 300 Euro je Hektar, wie andere Landwirte auch. Vor
diesem Hintergrund machte sich Kirsten Eickhof-Weber (SPD) für eine
spezielle "Schafprämie" stark: "Weg von der Flächenprämie, hin zu
einer eindeutigen Umweltorientierung, die auch die tierhaltenden
Betriebe und das Tierwohl berücksichtigt." Der Christdemokrat Heiner
Rickers sah das anders: "Für die CDU wäre das eine Abkehr von der
Orientierung der Agrarpolitik am Marktgeschehen."

202.000 Schafe gibt es im Lande, mehr als 70 Prozent leben an der
Westküste. Dort erfüllen sie einen wichtigen "Nebenjob": Sie halten
die Grasnarbe kurz und treten die Deiche fest. "Schafe sind
Küstenschutz auf vier Beinen", stellte Flemming Meyer (SSW) klar.

 * 
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FINANZEN/1834: Grundgesetzänderungen - Ein großer Erfolg für unser Land mit klarer sozialdemokratischer Handschrift


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 28. November 2018

Arbeitsgruppe: Haushalt

Ein großer Erfolg für unser Land - mit klarer sozialdemokratischer Handschrift



Johannes Kahrs, haushaltspolitischer Sprecher:

Nichts in der Politik ist so gut, dass es nicht noch verbessert werden
könnte. Das gilt auch für ein Erfolgsmodell wie unser Grundgesetz. Mit
den heute im Haushaltsausschuss beschlossenen Veränderungen im
Grundgesetz reagieren wir auf die Herausforderungen unserer Zeit. Wir
investieren in den Zusammenhalt und in die Zukunft des Landes - in
Schulen, sozialen Wohnungsbau und öffentlichen Nahverkehr.

"Gemeinsam mit unserem Finanzminister Olaf Scholz ist es uns gelungen,
eines der wichtigsten Projekte dieser Koalition mit klarer
sozialdemokratischer Handschrift umzusetzen. Bislang im Grundgesetz
enthaltene Sperren und Schranken für Investitionen des Bundes bis auf
die Ebene der Kommunen beseitigen wir.

In Zukunft können wir besser in Schulen investieren. Mit der weiteren
Auflösung des Kooperationsverbots schaffen wir die Basis für bessere
Qualität und Ausstattung in den Schulen. Endlich können alle Schulen
in Deutschland eine gute digitale Ausstattung bekommen. Dafür stellen
wir bis Ende dieser Wahlperiode 3,5 Milliarden Euro zur Verfügung.

In Zukunft können wir besser in den sozialen Wohnungsbau investieren.
Dafür stellen wir in dieser Wahlperiode insgesamt 5 Milliarden Euro
zur Verfügung. Wir reagieren damit auf die Entwicklungen auf dem
Wohnungsmarkt und schaffen mehr bezahlbaren Wohnraum.

In Zukunft können wir besser in den öffentlichen Nahverkehr
investieren. Die Ausgaben dafür werden wir bis Ende dieser Wahlperiode
auf 1 Milliarde Euro jährlich verdreifachen. Mit den Bundesmitteln für
die Neu- und Ausbaumaßnahmen verbessern wir die Verkehrssituationen
für Millionen Menschen im Land.

Wir Haushälter wollen, dass die Investitionen zu 100 Prozent zielgenau
wirken. Zum Schluss der schwierigen Verhandlungen konnten wir deshalb
noch eine Ergänzung im Grundgesetz erreichen, die gewährleistet, dass
die künftigen Finanzhilfen des Bundes in den jeweiligen Bereichen
zusätzlich zu den Investitionen des Landes wirken und Bundesmittel
nicht lediglich die eigenen Investitionen der Länder ersetzen.

Mit diesen Grundgesetzänderungen gelingt uns ein wichtiger Schritt zur
Verbesserung der Lebensverhältnisse in unserem Land. Investitionen in
gleichwertige Lebensverhältnisse bleibt damit kein Schlagwort, sondern
können in den kommenden Jahren gezielt umgesetzt werden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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GESUNDHEIT/935: Gesundheitsforschung - Jetzt kommt es auf die konkrete Ausgestaltung an


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 28. November 2018

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Gesundheitsforschung: Jetzt kommt es auf die konkrete Ausgestaltung an



René Röspel, zuständiger Berichterstatter:

Medizinische Grundlagenforschung zur Bekämpfung von Volkskrankheiten,
personalisierte Medizin, die Erforschung von Behandlungs- und
Versorgungsmöglichkeiten für seltene Erkrankungen, die Stärkung der
Hochschulmedizin: das Rahmenprogramm Gesundheitsforschung setzt
wichtige Schwerpunkte. Eine verbesserte Versorgung von Patientinnen
und Patienten erreichen wir aber nicht nur mit medizinischen
Innovationen, vielmehr müssen wir bestehende Versorgungskonzepte
stärker in den Blick nehmen.

"Gesundheitsforschung muss sich am Bedarf kranker und hilfsbedürftiger
Menschen orientieren. Mit der Verabschiedung des neuen Rahmenprogramms
Gesundheitsforschung der Bundesregierung wird der deutsche
Forschungsstandort weiter gestärkt. Da die Grundlagen- und
präklinische Forschung zum größten Teil an Universitäten und klinische
Prüfungen insbesondere in Einrichtungen der Hochschulmedizin
stattfinden, ist es richtig, die Hochschulmedizin zu stärken.
Finanzielle Aufwüchse brauchen auch die Deutschen Zentren der
Gesundheitsforschung, damit sie weiterhin exzellente Forschung im
Kampf gegen Volkskrankheiten betreiben können und Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler aus der ganzen Welt anziehen.

Nicht nur die medizinischen Innovationen sind wichtig, sondern ebenso
die Analyse von bestehenden Versorgungskonzepten. Die
SPD-Bundestagsfraktion hat sich stets dafür eingesetzt, dass die
Versorgungsforschung einen hohen Stellenwert in der
Forschungsförderung einnimmt. Von der Identifizierung und Beseitigung
von Versorgungsdefiziten und der Entwicklung neuer Versorgungskonzepte
profitieren alle Beteiligten im Gesundheitsbereich. Hieran werden wir
Bundesministerin Karliczek bei der Ausgestaltung des Rahmenprogramms
immer wieder erinnern."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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UMWELT/1172: Wasserrahmenrichtlinie endlich umsetzen, Fischdurchgängigkeit erhöhen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 29. November 2018

Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Wasserrahmenrichtlinie endlich umsetzen, Fischdurchgängigkeit erhöhen



Michael Thews, zuständiger Berichterstatter:

Im Bundeshalt 2019 wurden für die Bundeswasserstraßenverwaltung 25
neue Stellen vorgesehen, um die Schleusen und Wehre so umzubauen, dass
die Durchgängigkeit für Fische ermöglicht wird. Damit wird ein
wichtiger Schritt zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie getan.

"Die fehlende Durchgängigkeit für Wanderfische und andere
Wasserlebewesen an Schleusen, Wehren und Staustufen in deutschen
Fließgewässern ist ein großes Defizit bei der Umsetzung der
Wasserrahmenrichtlinie auf dem Weg zum guten ökologischen Zustand.
Wanderfische wie Lachse oder Aale, die zum Laichen ihren Lebensbereich
wechseln und deshalb entweder zur Quelle oder ins Meer schwimmen,
können diese Sperrwerke nicht überwinden. Der Einbau von Fischtreppen
ist daher dringend geboten.

Für die Passierbarmachung von Bundeswasserstraßen wurden bei den
Haushaltsberatungen 25 neue Stellen ab 2019 bei der
Bundeswasserstraßenverwaltung beschlossen.

Damit können jetzt endlich die Projekte, zum Beispiel an der Mosel,
die bereits fertig geplant in der Schublade liegen, umgesetzt werden.
Dies ist umso dringlicher weil die Niederlande ihre
Haringvliet-Schleuse demnächst öffnen und damit wieder eine direkte
Verbindung für Wanderfische zwischen der Rheinmündung und der Nordsee
herstellen wollen. Nun steht es in der deutschen Verantwortung, den
Rhein im weiteren Verlauf und seine Nebenflüsse für Wanderfische
ebenfalls passierbar zu machen und die Wasserrahmenrichtlinie bei der
Zielvorgabe Durchgängigkeit umzusetzen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/282: Bildungsgewerkschaft - Bund kann Länder jetzt auch bei der Qualität unterstützen (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 29. November 2018

GEW begrüßt Lockerung des Kooperationsverbots in der Bildung durch den
Bundestag

Bildungsgewerkschaft: Bund kann Länder jetzt auch bei der Qualität
unterstützen



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) begrüßt
die weitere Lockerung des Kooperationsverbots in der Bildung, die der
Bundestag heute beschlossen hat. "Das ist ein richtiger Schritt. Vor allem,
weil der Bund die Länder nun auch bei der Sicherung der Bildungsqualität
unterstützen kann. Jetzt muss der Bundesrat nachziehen", sagte
GEW-Vorsitzende Marlis Tepe am Donnerstag in Frankfurt a.M. Sie machte aber
auch deutlich, dass das Kooperationsverbot perspektivisch komplett aus dem
Grundgesetz (GG) gestrichen werden müsse. "Schon lange ist klar, dass die
Einführung des Kooperationsverbots im Bildungsbereich ein Fehler war.
Länder und Kommunen benötigen dringend die dauerhafte finanzielle
Unterstützung des Bundes, um marode Schulen zu sanieren, deren digitale
Ausstattung zu ermöglichen und um in das Personal zu investieren." Jetzt
müsse schnell gehandelt werden, sonst ist der Schaden für alle groß: die
Lernenden, die Eltern und die Beschäftigten.

Tepe appellierte an die Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten der
Länder, die finanzielle Unterstützung durch den Bund nicht zu blockieren.
"Durch einen Schulterschluss von Bund, Ländern und Kommunen muss das
Bildungssystem insgesamt viel besser ausgestattet werden", betonte Tepe.
"Zig Milliarden Euro hinter den Bildungsausgaben des Durchschnitts der
OECD-Staaten zu liegen, können und dürfen wir uns nicht länger leisten.
Deshalb: Schluss mit der Blockadepolitik! Nachdem die Bundestagsfraktionen
nun einen Kompromiss gefunden haben, müssen die Länder Verantwortung
übernehmen und mitziehen."

Info: Druck, dieses Jahr zu einer Einigung zu kommen, besteht, da
das 5,5-Milliarden-Programm für den Digitalpakt Schulen zum 1. Januar 2019
in Kraft treten soll. Um dieses Ziel zu erreichen, muss der Gesetzentwurf
noch 2018 in den Bundesrat. Dieser hat seine letzte Sitzung am 14.
Dezember. Ob die Gesamteinigung zu den Grundgesetzänderungen auch im
Bundesrat eine Mehrheit findet, ist noch ungewiss. Neben dem
Ministerpräsidenten Baden-Württembergs, Winfried Kretschmann (Grüne), hat
die Bildungsministerin Schleswig-Holsteins, Karin Prien (CDU), aktuell
Kritik geäußert.

Weitere Infos finden Sie auf der GEW-Website:

"Worum geht es beim Streit um das Kooperationsverbot?"
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FORSCHUNG/1171: Pflanzenproteine für Fleischfreunde (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 28.11.2018

Pflanzenproteine für Fleischfreunde



In Mensa, Kantine und Supermarktregal gehören pflanzliche Ersatzprodukte
für Hähnchenschnitzel und Rindersteaks mittlerweile zum gängigen Angebot.
Forscherinnen und Forscher des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT)
nehmen gemeinsam mit Kollegen der TU Berlin die Herstellung dieser
Produkte in den Blick. Ihr Ziel: Den proteinreichen Lebensmitteln, etwa
auf der Grundlage von Sojabohnen oder Erbsen, eine möglichst
fleischähnliche Textur zu verleihen.

Aus gesundheitlichen, ethischen oder ökologischen Gründen entscheiden
viele Menschen dazu, ihren Fleischkonsum zu reduzieren. Aber nicht alle,
die ihren Eiweißbedarf ganz oder teilweise mit pflanzlichen
Ersatzprodukten decken, möchten auch auf den für Fleisch typischen
Eindruck beim Kauen verzichten. "Dieses Mundgefühl beruht vor allem auf
der faserähnlichen Textur von Fleisch", erklärt Dr. Azad Emin vom KIT. Der
Verfahrenstechniker leitet die Nachwuchsgruppe "Extrusion von
Biopolymeren" im Institutsteil Lebensmittelverfahrenstechnik (LVT) des
Instituts für Bio- und Lebensmitteltechnik des KIT.

Die Lebensmittelindustrie nutzt die Extrusion - eine Technik, bei der eine
Masse durch eine Düse gepresst wird - schon seit langem, um zum Beispiel
Erdnussflips oder Frühstückscerealien herzustellen. Das Verfahren eignet
sich auch für die Produktion von fleischanalogen Produkten aus
pflanzlichen Proteinen: In der Nassextrusion wird die mit Wasser versetzte
teigartige Rohstoffmasse mittels zweier rotierender Schneckenwellen durch
ein Gehäuse befördert, erhitzt und am Ende durch eine gekühlte Düse
gepresst.

Damit vegetarische Burger-Patties oder vegane Schnitzel den
Fleischprodukten aber nicht nur in Aussehen, Geruch und Geschmack, sondern
auch in der Textur zum Verwechseln ähnlich sind, wollen die Forscherinnen
und Forscher am LVT dazu beitragen, die Struktur von Produkten aus
Pflanzenproteinen noch genauer an die von Tierfleisch anzugleichen. Um
mehr über die Wechselwirkungen zwischen Druck, Temperatur, Strömung,
Scherkräften und Rohstoffeigenschaften zu erfahren, untersuchen sie die
Bedingungen in der Produktionsanlage - auch "Extruder" genannt - sehr
genau. Denn bislang war nur wenig darüber bekannt, wie der Prozess im
Detail funktioniert.

"Wir haben einen Ansatz und eine Methode entwickelt, die es ermöglichen,
den Prozess mit Fokus auf Strukturveränderungen zu untersuchen und zu
kontrollieren", sagt Emin. Bisher habe sich die Produktentwicklung nur
zeitaufwendig und kostspielig empirisch, also durch Versuch und Irrtum,
vorantreiben lassen. Strömungssimulationen und Strömungsmessungen
innerhalb des Extruders sowie Einblicke in das Zusammenspiel von
Fließeigenschaften und thermomechanischen Beanspruchungen geben Aufschluss
über den Verfahrensprozess und die dadurch hervorgerufenen strukturellen
Veränderungen der pflanzlichen Proteine.

Die Untersuchungen der Karlsruher Wissenschaftler sind Teil des
Forschungsprojekts "Texturierungsmechanismen bei der Nassextrusion von
Soja- und Erbsenprotein" der Industriellen Gemeinschaftsforschung der
Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen. Das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie förderte das Projekt seit
2015 für die Laufzeit von drei Jahren mit insgesamt 690 000, das KIT
erhielt davon rund 250 000 Euro. Weitere Projektbeteiligte waren die TU
Berlin und das Deutsche Institut für Lebensmitteltechnik in Quakenbrück.

"In unserer weiteren Forschung wollen wir die Struktur und das Mundgefühl
unter anderem durch Hinzufügen von Lipiden und vorstrukturierten
Proteinkomponenten fleischähnlicher gestalten", sagt Azad Emin und betont,
dass nicht zuletzt angesichts der wachsenden Weltbevölkerung die
Versorgung mit pflanzlichem Protein immer wichtiger werde.



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 500 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Weitere Informationen unter:

http://sarah.werner@kit.edu

http://www.sek.kit.edu/presse.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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FORSCHUNG/1170: Noch ein weiter Weg bis zu Kunstfleisch-Buletten für alle (idw)


Deutsche Agrarforschungsallianz (DAFA) - 27.11.2018

Noch ein weiter Weg bis zu Kunstfleisch-Buletten für alle



Buletten mit Fleisch aus dem Labor, Insekten-Snacks, Soldatenfliegenmehl:
Lässt sich das im großen Maßstab produzieren und vermarkten? Kann so die
Agrarproduktion der Zukunft nachhaltig gesichert werden? Diese Fragen
stellte das Strategische Forum der Deutschen Agrarforschungsallianz
(DAFA), das am 13. November 2018 in Berlin unter dem Titel "Lebensmittel
von morgen: Science and Fiction?" stattfand. Mehr als 120 Personen aus
Forschung, Verbänden, Ministerien und Behörden diskutierten angeregt und
kontrovers mit den eingeladenen zehn Experten aus dem In- und Ausland.

Siebzig Prozent der globalen landwirtschaftlichen Fläche dienen der
Erzeugung von Tierfutter. Tierische Produkte tragen jedoch nur ungefähr 30
% des Eiweißes und 15 % der Kohlenhydrate bei der durchschnittlichen
menschlichen Ernährung bei. Die steigende Nachfrage einer wachsenden
Weltbevölkerung nach Lebensmitteln, insbesondere Fleisch, würde die
Kapazitäten unseres Planeten weit überschreiten, wenn nicht neue
umweltverträglichere Systeme etabliert werden. Insekten setzen ihre
Nahrungsquellen effizienter um als Schweine und Rinder, benötigen dadurch
weniger Fläche und es gibt in ihrer Produktion weniger Abfall.
In-vitro-Fleisch wächst ohne direkte Flächennutzung in einem Nährmedium aus
Stammzellen für Muskel- und Fettgewebe. So erzeugtes Fleisch kann schon
heute in Geschmack und Aussehen mit Hackfleisch mithalten. Die Produktion
von Pflanzen auf gestapelten Feldern in Hochhäusern (Skyfarms) hätte auch
Platzvorteile.

Diese neuen Verfahren können sehr attraktive Optionen für die Zukunft
bieten, die produzierten Mengen sind aber noch sehr klein. Um die Systeme
alltagstauglich und zu großer Dimension entwickeln zu können, besteht noch
großer Forschungsbedarf über den gesamten Produktpfad (u.a. Produktion,
Abfallverwertung, Umweltwirkung, Lebensmittelsicherheit, Rechtsfragen und
Märkte). Bis dahin - so zeigen aktuelle Studien - können nur veränderte
Konsumgewohnheiten nennenswerte Effekte für die Umwelt (Treibhausgase,
Tierwohl, Landnutzung und Ressourcen wie Stickstoff und Phosphor)
herbeiführen.

Bei der Frage, welche Bedeutung neue Produktionsverfahren für die globale
Ernährungssicherung haben, spitzte sich die Diskussion zu. Dazu müssten
neue Lebensmittel im großen Maßstab und möglichst auch noch
flächeneffizienter als bestehende Produktionssysteme sein. Bislang
beansprucht Tofu-"Fleisch" die geringste Fläche bei den Fleisch- und
Fleischersatzprodukten, Rind- und Schaffleisch hingegen die meiste Fläche.
In-vitro-Fleisch - also Fleisch aus dem Labor - oder die
Insektenproduktion müssten für eine bessere Flächeneffizienz Materialien
nutzen, die bisher nicht dafür verwendet werden. Grünlandaufwuchs oder
Reststoffe könnten im Prinzip genutzt werden; die Verfahren wären aber
absehbar sehr aufwendig. So lässt sich resümieren, dass die diskutierten
neuen Lebensmittel eine Ergänzung zu den vorhandenen sind, aber nicht die
Flächenproduktion von Getreide ersetzen. Änderung von
Ernährungsgewohnheiten (Verringerung übermäßigen Verbrauchs) und Ansätze,
Lebensmittelverluste und -abfälle zu vermeiden, sind derzeit
zielführender.

Die DAFA ist eine Gemeinschaftsinitiative der deutschen Agrar- und
Ernährungsforschung. Ihr gehören 63 deutsche Universitäten, Hochschulen,
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen sowie Bundes- und
Landesforschungsinstitute an. Das Netzwerk verfolgt das Ziel, die
Leistungsfähigkeit sowie die nationale und internationale Sichtbarkeit der
deutschen Agrar- und Ernährungsforschung zu verbessern und für die Praxis
wirksam zu machen.

Beteiligte Experten:

Klimawirkung / sozioökonomische Implikationen, Allgemeine Diskussion

• Dr. Peter Alexander, University of Edinburgh

• Prof. Dr. Urs Niggli, FiBL Deutschland

• Prof. Dr. Reiner Brunsch, Leibniz-Institut für Agrartechnik und
Bioökonomie

• Prof. Dr. Hannelore Daniel, Technische Universität München

In-vitro-Fleisch und Fleischersatz
• Prof. Dr. Mark Post, Maastricht University / Chief Scientific Officer
Mosa Meat

• Prof. Dr. Henry Jäger, BOKU Wien

• Prof. Dr. Hannelore Daniel, Technische Universität München

Insekten als Lebensmittel und Futter

• Dr. Oliver Schlüter, Leibniz-Institut für Agrartechnik und
Bioökonomie

• Dr. Christoph Sandrock, FiBL, Frick

Vertical farming und Algenproduktion

• Prof. Dr. Folkard Asch, Universität Hohenheim

• Dr. Ursula Schließmann, Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und
Bioverfahrenstechnik

• Prof. Dr. Uwe Schmidt, Humboldt-Universität zu Berlin


Weitere Informationen unter:

https://www.dafa.de/veranstaltungen/strategisches-forum-2018/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1719

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Agrarforschungsallianz (DAFA), 27.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MARKT/2268: Soziale Nachhaltigkeitssiegel - Versprechen und Realität am Beispiel von Fairtrade-Kaffee (idw)


Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung DIW Berlin - 28.11.2018

Soziale Nachhaltigkeitssiegel: Versprechen und Realität am Beispiel von
Fairtrade-Kaffee

• VerbraucherInnen sind bereit, mehr für Kaffee zu bezahlen, um
Einkommen und Lebensbedingungen der Fairtrade zertifizierten
ProduzentInnen zu verbessern

• Ohne Zugangsbeschränkung lassen sich aber zu viele
Kaffeekooperativen zertifizieren, jede kann nur einen Teil ihrer
Produktion mit dem Siegel absetzen

• Empirisch findet sich kaum ein positiver Effekt der
Zertifizierung auf das Einkommen der LandwirtInnen, aber teilweise
auf soziale Indikatoren



Fairtrade-Siegel sollen die Einkommen und Lebensbedingungen von
ProduzentInnen erhöhen und so zu mehr Gerechtigkeit im internationalen
Handel führen. Ökonomische Überlegungen und empirische Untersuchungen
zeigen jedoch, dass dieses Ziel bei Kaffee nur eingeschränkt erreicht
wird: Das Fairtrade-Siegel führt bestenfalls zu geringen
Einkommenserhöhungen für die Kaffeebäuerinnen und -bauern. Auch
hinsichtlich der Vorteile durch geringere Einkommensschwankungen,
Zahlungen, die an die Umsetzung sozialer Projekte gebunden sind, sowie
einem besseren Zugang zu Krediten sind die Ergebnisse gemischt. Für die
Röstereien und Einzelhandelsunternehmen ist Fairtrade ein weiteres Mittel
zur Marktsegmentierung.


Originalpublikation:

Pio Baake, Jana Friedrichsen und Helene Naegele (2018):

Soziale Nachhaltigkeitssiegel: Versprechen und Realität am Beispiel von
Fairtrade-Kaffee.

DIW Wochenbericht Nr. 48.

https://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.608371.de

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2018-48-1

Weitere Informationen unter:

https://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.608378.de

(Interview mit Studienautorin Helene Naegele, Print und Audio)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution375

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung DIW Berlin, 28.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1325: Afghanistan und Syrien sind nicht sicher (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 29. November 2018

Afghanistan und Syrien sind nicht sicher - 

die Faktenlage kann auch eine IMK nicht wegdiskutieren

PRO ASYL kritisiert die nächste Sammelabschiebung nach Kabul am 04.12. und
fordert ein Abschiebungsmoratorium



Anlässlich der aktuell tagenden Innenministerkonferenz in Magdeburg,
kritisiert PRO ASYL die Realitätsverweigerung des Bundesinnenministeriums
(BMI) und der Unions-Innenminister, die Abschiebungen nach Afghanistan
forcieren wollen. Die Behauptung des BMI, die Lage habe sich nach dem
jüngsten Lagebericht vom Sommer nicht verschlechtert, ist schlichtweg
falsch. Täglich finden Anschläge in Afghanistan statt. Die einige Zeit nach
dem Lagebericht des Auswärtigen Amtes (AA) veröffentlichten Elegibility
Guidelines des UNHCR zu Afghanistan sprechen eine deutliche Sprache: Für
die Region Kabul - in der deutschen Rechtsprechung immer noch eine
theoretische Fluchtalternative - wurde eine Situation generalisierter
Gewalt festgestellt. Sie kann nicht mehr als inländische Fluchtalternative
angesehen werden.

Nach einem aktuellen Bericht des Special Inspector General for Afghanistan
Reconstruction (SIGAR) hat sich die Zahl der von der afghanischen Regierung
noch kontrollierten Regionen weiter reduziert. Vor allem in umkämpften
Gebieten, aber auch in Großstädten wie Kabul finden beständig »violent
events« statt. Mit Attacken auf Distrikt- und Provinzhauptstädte zeigen die
Taliban, dass auch in dicht bevölkerten städtischen Regionen der Übergang
von Guerillastrategien zu flächendeckender territorialer Kontrolle möglich
ist. Die hohen Verlust- und Desertionsraten bei den afghanischen
Sicherheitskräften werfen die Frage auf, wo und wie lange der afghanische
Staat seiner Schutzfunktion noch gerecht werden kann.

PRO ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt: »Während in Magdeburg über
Afghanistan, und damit über tragische Einzelschicksale, diskutiert wird,
werden mit dem nächsten Abschiebungsflug Fakten geschaffen.« Nach
Informationen aus verschiedenen Bundesländern soll der nächste Sammelflug
nach Kabul am 04. Dezember stattfinden, von wo der Flieger abgeht ist noch
unklar. PRO ASYL fordert ein Abschiebungsmoratorium.

Darüber hinaus stehen Abschiebungen nach Syrien auf der Tagesordnung der
Innenministerkonferenz. Der Abschiebestopp wird von CSU-Politikern gänzlich
in Frage gestellt, andere Unions-Innenminister wollen ihn nur bis Mitte des
nächsten Jahres verlängern. BMI Seehofer hatte Syrienabschiebungen zwar
erst kürzlich ausgeschlossen, aber auch eine Verlängerung des
Abschiebungsstopps um lediglich einige Monate schürt Unsicherheit und Angst
bei den Betroffenen.

Syrien ist nicht nur vor dem Hintergrund immer noch stattfindender Kämpfe
unsicher, es findet auch von Seiten des Regimes in großem Stil politische
Verfolgung statt. Der aktuelle Lagebericht des AA weist daraufhin, dass
Polizei, Justizvollzugsbeamte, Sicherheits- und Geheimdienste systematisch
Folter anwenden, insbesondere gegen Oppositionelle oder Menschen, die vom
Regime als oppositionell eingestuft werden. Um als oppositionell eingestuft
zu werden, reicht schon in einem bestimmten Gebiet zu leben oder gelebt zu
haben - oder eben die Flucht aus Syrien. Aus Deutschland Abgeschobene sind
damit in besonderem Maße von Verfolgung durch das Assad-Regime bedroht.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 29. November 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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INNEN/1735: Kritik am Entwurf für Fachkräfteeinwanderungsgesetz (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 29. November 2018

Paritätischer kritisiert Entwurf für Fachkräfteeinwanderungsgesetz:

Neue Hürden und Verschärfungen für geduldete Flüchtlinge



Für geduldete Flüchtlinge bringe das geplante Fachkräfteeinwanderungsgesetz
erhebliche Verschlechterungen, warnt der Paritätische Wohlfahrtsverband.
Der vorliegende Referentenentwurf zur Regelung der Fachkräftezuwanderung
werde damit den Ankündigungen der Großen Koalition, vorrangig inländische
Potentiale heben und die Arbeitsmarktintegration der bereits hier lebenden
Geflüchteten stärken zu wollen, in keiner Weise gerecht. Statt bestehende
Integrationshindernisse zu beseitigen, sollen neue Arbeitsverbote und
Hürden, beispielsweise für die Aufnahme einer Ausbildung eingeführt werden,
kritisiert der Verband. Anlässlich der Beratungen in der
Innenministerkonferenz appelliert der Paritätische an die Bundesregierung,
den Gesetzentwurf noch einmal grundlegend zu überarbeiten.

"In dem Gesetzentwurf sind so viele neue Hürden und Restriktionen
eingebaut, dass die wenigen vorgesehenen Verbesserungen am Ende praktisch
für kaum einen Betroffenen greifen werden", kritisiert Rolf Rosenbrock,
Vorsitzender des Paritätischen Gesamtverbands. So sei beispielsweise
vorgesehen, dass die neue Beschäftigungsduldung nur dann erteilt werde,
wenn auch der eigene Ehepartner bereits ausreichende Deutschkenntnisse
nachweisen kann. Und selbst bei vollständiger Sicherung des eigenen
Lebensunterhalts werde keine Duldung erteilt, wenn eine Person weniger als
35 Stunden pro Woche sozialversicherungspflichtig arbeite.

Besonders kritisch sieht der Paritätische die geplante Regelung, nach der
künftig alle Personen von der Ausbildungs- oder Beschäftigungsduldung
ausgeschlossen sein sollen, bei denen die Identität nicht abschließend
geklärt werden konnte, selbst wenn die Betroffenen alles Zumutbare versucht
haben. "Eine abschließende Identitätsklärung scheitert häufig daran, dass
keine entsprechenden Dokumente aus den Herkunftsländern beschafft werden
können, und eben nicht an dem Engagement der Betroffenen. Derlei
Fallstricke, die hier gespannt werden, zeigen, wie sehr dieses Gesetz auf
neue Ausgrenzung statt auf Integration setzt", so Rosenbrock.

Im Ergebnis, fürchtet der Paritätische, werden die meisten der derzeit
170.000 Geduldeten in Deutschland aufgrund der zahlreichen Hürden und
umfassenden Ausschlussgründe von dem Gesetz nicht profitieren und
stattdessen dauerhaft von der Aufenthaltsverfestigung ausgeschlossen
bleiben. "Es ist Zeit, den hier lebenden Geduldeten Zugang zu
Sprachförderung und Ausbildungsförderung zu eröffnen. Nur so haben sie die
Möglichkeit, ihren Lebensunterhalt selbst sicherzustellen", so Rosenbrock.



Der Paritätische hat zu dem vorliegenden Gesetzesentwurf gemeinsam mit
anderen Organisationen Verbesserungsvorschläge formuliert, siehe PDF
hier:

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/533f5113c78de70dc12583540038e641/$FILE/Stellungnahme%20Verb%C3%A4nde%20und%20Vereine%20FEG%2028_11_2018.pdf

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 30. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





HERRSCHAFT/1804: Frankreich - warum nicht mehr ... (SB)




Zweifellos haben die sogenannten Gelbwesten mehr Gründe, auf die Straße zu gehen
und gegen Präsident Emmanuel Macron zu demonstrieren, als die angekündigte
Erhöhung der Kraftstoffsteuer um 10 Prozent. Die bisherige Bilanz seiner
Amtszeit läßt eine scharfe Umverteilung von unten nach oben erkennen, so daß die
sozialen Forderungen der Gilets Jaunes nach mehr sozialen Vergünstigungen
allemal berechtigt sind. Bei der Initialzündung der Proteste handelte es sich um
eine grünkapitalistische Maßnahme, wie sie im Buche der marktwirtschaftlichen
Regulation des Klimawandels steht. 

Den Verbrauch fossiler Energie teurer zu machen, um die zusätzlich eingenommenen
Mittel in den ökologischen Umbau der Gesellschaft zu stecken und zugleich eine
Verringerung des mit Diesel und Benzin betriebenen Autoverkehrs zu erreichen,
betrifft, wie jede andere Verbrauchssteuer, alle KonsumentInnen unterschiedslos. 
Was die wohlhabenden Eliten kaum bemerken, trägt bei einkommensarmen Menschen
zum existenzbedrohenden Stress bei, der zugleich von steigenden Mieten und der
Verteuerung essentieller Lebensmittel ausgeht. Die höhere Besteuerung fossiler
Treib- und Brennstoffe wie die Einpreisung externalisierter Kosten bei der
Produktion von Energie und Nahrungsmitteln hat eben nicht, wie unterstellt, die
bloße Umerziehung zur Anschaffung von E-Mobilen oder zum Verbrauch weniger
CO2-intensiver Lebensmittel zur Folge, sondern erzeugt systematisch Mangel bei
denjenigen, die am wenigsten dazu in der Lage sind, ihre Lebensweise ohne
Einbußen an persönlicher Freiheit und körperlicher Gesundheit umzustellen. 

Insofern reflektieren die Proteste der Gelbwesten den durch die neoliberale
Politik Macrons vertieften Klassenwiderspruch. Dieser wird jedoch mit der bloßen
Forderung nach einer geringeren finanziellen Belastung der Lohnabhängigenklasse
nur unzureichend artikuliert. Schließlich sind gerade Menschen, die in billigen,
häufig an verkehrsreichen Straßen oder in der Nähe von Industrieanlagen
gelegenen Wohnungen leben, überproportional den physisch schädigenden
Folgen fossiler Mobilität ausgesetzt. Deren Verminderung etwa durch die Einrichtung
kostenloser Fortbewegungsmittel des Öffentlichen Personennahverkehrs und eine
generelle Einschränkung des motorisierten Individualverkehrs zu erreichen käme
auch ihnen zugute. Das wiederum verlangte grundlegende Eingriffe in die
privatwirtschaftliche Eigentumsstruktur in Richtung auf einen Ökosozialismus,
mit dem der erforderliche Umbau zur postfossilen Gesellschaft auf eine sozial
weit gerechtere Weise erreicht werden könnte, als es bei den
marktwirtschaftlichen Lenkungseffekten des Grünen Kapitalismus der Fall ist.

Derartige Forderungen richteten sich auch gegen die versuchte Vereinnahmung der
Bewegung der Gelbwesten durch die parlamentarische Rechte, die bislang am
meisten davon profitiert, daß Macrons Ansehen auch unter seinen WählerInnen
stark gelitten hat. Die Rechnung einer sozial gerechteren Umverteilung
aufzustellen, ohne nach dem Wirt des gesellschaftlichen Reichtums zu fragen, ist
ein Aktivposten neurechter Parteien und Bewegungen überall auf der Welt. Daß
dieser nicht nur von der Mehrwertabschöpfung unter den Lohnabhängigen im eigenen
Land zehrt, sondern seine Renditeziele mit der imperialistischen Bewirtschaftung
insbesondere des Produktivitätsgefälles zum Globalen Süden verwirklicht, wird
bei der Fokussierung sozialer Forderungen auf den nationalen Reichtumsbestand
ausgeblendet.

Volkswirtschaftliche Erträge als gegeben vorauszusetzen oder gar durch die
offene Zustimmung zu neokolonialistischen Ausbeutungs- und
Unterdrückungspraktiken zu sichern ist der Kern jedes rechten Anspruchs auf eine
dementsprechend als nationalsozial ausgewiesene Umverteilung. Der französische
Staat ist keineswegs bereit, die lange Tradition des europäischen Kolonialismus
zugunsten einer globalen und kosmopolitischen Transformation aufzugeben, ohne
die das in Paris 2015 vollmundig erklärte Menschheitsziel der Begrenzung des
Klimawandels auf deutlich weniger als 2 Grad gegenüber vorindustriellem Niveau
nicht zu erreichen ist. Darin sind sich Emmanuel Macron und Marine Le Pen einig. 
Auch seine Administration verfolgt eine chauvinistische Agenda, die sich von der
rechten Konkurrenz nur dadurch unterscheidet, daß sie eher auf einen
europäischen denn einen französischen Imperialismus abonniert ist.

Das plötzliche Hervortreten der neuen Bewegung der Gilets Jaunes, die bereits
von der Neuen Rechten in der Bundesrepublik kopiert wird, ist symptomatisch für
die Verkürzung gesellschaftlicher Entwicklungsziele auf einen Produktivismus,
der die Bewältigung der Naturzerstörung und des Klimawandels mit
symbolpolitischen Forderungen nach Effizienzsteigerung und Verbrauchsreduktion
unterläuft, während er realpolitisch den Sachzwängen kapitalistischer
Vergesellschaftung entspricht. Wenn etwa die im Rheinischen Braunkohlerevier vor
dem Haus der Klimaaktivistin Antje Grothus protestierenden Kohlekumpel Plakate
mit der an sie gerichteten Aufschrift "Arbeitnehmerfeind Nr. 1" tragen, dann
braucht man sich über den hohen Anteil von AfD-AnhängerInnen in den
Gewerkschaften nicht zu wundern. Rangieren selbst Gesundheit und Zukunft der
eigenen Familie hinter den Unternehmenszielen einer Klimawandel und
Naturzerstörung forcierenden Industrie, dann ist die Anbiederung der SPD in NRW
an das vergilbte Klassenbewußtsein einer solchen Arbeiterschaft nur noch
peinlich. Sich in der Hoffnung auf eine lebenswerte Zukunft einem nationalen
Raubkollektiv anzuschließen, anstatt den Kapitalismus als solchen zu bekämpfen
und die anstehenden Probleme in den Griff weltweiter Solidarität zu nehmen,
zeichnet neurechte Bewegungen von Brasilien über Italien und Frankreich bis nach
Deutschland aus, um von der Häme eines Präsidenten Trump über jegliches
Eintreten für den Schutz der Natur ganz zu schweigen.

Insofern ist das Aufbegehren der Gelbwesten Symptom eines Klassenkampfes, der
nicht wirklich im Sinne des eigenen Lebensinteresses in Anspruch genommen wird,
sondern in der regressiven Dialektik gesellschaftlicher Gewinner und
Verlierer zum Spielball ganz anderer Interessen gerät. Eine emanzipatorische
Gegenposition kommt unter den Bedingungen spätkapitalistischer Zerstörungsgewalt
nicht ohne Solidarität mit allen Lebewesen wie der Bekämpfung rassistischer und
sexistischer Ressentiments aus. So sympathisch jedes soziale Aufstehen gegen
Ausbeutung und Unterdrückung ist, so reaktionär kann es mit Feindbildern
nationalistischer, antifeministischer und antikommunistischer Art aufgeladen
werden. Unbescheidene Forderungen zu stellen, anstatt sich mit den vom Tisch der
Reichen herunterfallenden Brosamen zu begnügen, wie es die neoliberale Doktrin
von der Profitabilität eines durch die Befreiung des Kapitals stimulierten
Wirtschaftswachstums suggeriert, könnte das Gebot der Stunde für die Gelbwesten
wie jedes anderen Menschen sein, der dem fiskalischen Regime und der marktwirtschaftlichen
Logik des grünen Kapitalismus unterworfen wird.

29. November 2018
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RAUB/1173: Mode von der Stange - tödlicher Profit ... (SB)




Wir haben uns zusammengetan. Der Fall ist international
geworden. Solche Unfälle müssen überall auf der Welt verhindert
werden. Wir kämpfen für unser Recht, und unser Ziel ist es, dass es
nirgendwo mehr solche Brände geben darf.

Saeeda Khatoon (Klägerin im Dortmunder Prozeß gegen KiK) [1]

Am 11. September 2012 starben durch einen Brand in der Textilfabrik
"Ali Enterprises" in Karatschi beim schwersten Fabrikunfall in der
Geschichte Pakistans 259 Menschen. Hauptauftraggeber dieses
Produzenten war der deutsche Discounter KiK. Heute hat vor dem
Dortmunder Landgericht der Prozeß gegen KiK begonnen, bei dem es nicht
nur um Schadenersatz, sondern auch die Verantwortung deutscher
Textilunternehmen geht. Sie lagern ihre Produktion gezielt in
Billiglohnländer wie Pakistan und Bangladesch aus, weil die Standards
dort besonders niedrig sind. Wo von Wertschöpfungsketten in der
globalisierten kapitalistischen Produktion die Rede ist, sollte man
besser von Ausbeutung der Arbeitskraft bis an den Rand der
körperlichen Vernichtung und darüber hinaus sprechen. So unverzichtbar
es ist, die konkreten Profiteure beim Namen zu nennen und zur
Rechenschaft zu ziehen, sind sogenannte schwarze Schafe der Branche
doch keine Sonderfälle, durch deren Ausgrenzung die hiesige
Wirtschaftsweise als solche reinzuwaschen wäre.

Die Bundesregierung hat nicht vor, der Fastfashion Steine in den Weg
zu legen und deren Firmen in die Pflicht zu nehmen. Sie sieht ihre
vordringliche Aufgabe darin, der heimischen Ökonomie auf die Sprünge
zu helfen, und da sich das Kapital noch immer dort am günstigsten
verwerten läßt, wo die billigste und willigste Arbeitskraft zu haben
ist, soll sich daran prinzipiell auch nichts ändern. Die
Teilhaberschaft reicht bis hin zu den Konsumentinnen und Konsumenten,
die möglichst günstig einkaufen wollen, ohne sich Gedanken an die
Herkunft dieser Kleidung zu machen oder gar in Erwägung zu ziehen, daß
der deutsche Lebensstandard nicht zuletzt auf der Produktion des
Elends in ärmeren Weltregionen gründet.

Der Dortmunder Prozeß ist zweifellos brisant und birgt eine
potentielle Dynamik, Fragen auf die Tagesordnung zu setzen, die
Wirtschaft und Politik seit langem einzuhegen bemüht sind. Dabei kommt
insbesondere die Strategie zum Einsatz, durch Kompensationszahlungen
alle weitergehenden Forderungen abzuweisen, Maßgaben zu formulieren,
deren Umsetzung auf freiwilliger Basis erfolgen soll, und
Verbesserungen zu simulieren, die sich bei Überprüfung vor Ort als
fiktiv erweisen. Beliebt ist auch ein angetäuschtes Vorpreschen, indem
man erklärt, wirksame Veränderungen ließen sich nur dann herbeiführen,
wenn auch andere Länder mitziehen und die Standards auf Ebene der EU
verankert würden. Die unverhohlene Drohung, man schnitte sich ins
eigene Fleisch, legte man in der erbitterten Konkurrenz die harten
Bandagen ab, bedient die Klaviatur weltweiter Interdependenz zum
ausschließlichen Zweck, sich ihrer zum eigenen Vorteil zu bedienen.

Um ihr Anliegen dem Vergessen zu entreißen, haben die Angehörigen der
Brandopfer beschlossen, sich zu wehren und zu organisieren. Sie
wählten vier Vertreter aus ihren Reihen aus, die gegen den
Textildiscounter KiK im fernen Deutschland eine Zivilklage eingereicht
haben. Saeeda Khatoons einziger Sohn ist in dem Feuer umgekommen.
Muhammad Jabbir und Abdul Azis Khan Yousuf Zai haben beide ebenfalls
einen Sohn verloren. Und Muhammad Hanif, der einst mit neun Jahren in
der Fabrik zu arbeiten anfing, hat den Brand nur um Haaresbreite
überlebt. Ihm wurde die Einreise zum Prozeß aus ungeklärten Gründen
verwehrt. Er hatte schon in der Vergangenheit einmal kein Visum für
Deutschland erhalten, weil er auf einer Sanktionsliste der EU steht.
Angeblich soll er 2012 in Österreich festgenommen worden sein, zu
einem Zeitpunkt, wo er nach eigener Aussage in Karatschi seine schwere
Rauchvergiftung auskurierte. Die vier verlangen jeweils ein
Schmerzensgeld von 30.000 Euro, die das Unternehmen zwar aus der
Portokasse zahlen könnte, jedoch mit möglicherweise gravierenden
Folgen, was die eigene Verantwortung betrifft.

Deutsche Textilimporteure wie der Modediscounter KiK stehen unter
starkem öffentlichen Druck, zumal sie auch im Rana Plaza fertigen
ließen. Am 24. April 2013 und damit nur wenige Monate nach dem Brand
in Karatschi wurden beim schwersten Fabrikunfall in der Geschichte
Bangladeschs 1135 Menschen getötet und 2438 verletzt, als in Sabhar
etwa 25 km nordwestlich der Hauptstadt Dhaka das achtstöckige Gebäude
zusammenbrach. Wenngleich die Sicherheitsstandards seither in gewissem
Umfang verbessert wurden, hat sich am extremen Arbeitsdruck, den
Hungerlöhnen und der fehlenden Gewerkschaftsfreiheit nichts geändert,
zumal davon in den Abkommen, das viele Unternehmen weltweit
unterschrieben haben, auch gar nicht die Rede war. Die Einkaufspraxis
auch der führenden deutschen Textilanbieter ist dieselbe geblieben.
Sie drücken die Preise, erzwingen knappere Lieferfristen, und die
Auftraggeber der Bekleidungsindustrie ziehen wie eine Karawane durch
sämtliche Produktionsländer immer dorthin, wo sich am billigsten
produzieren läßt. In Bangladesch beträgt der Monatslohn einer
Textilarbeiterin etwa 50 Euro. Derzeit wird Äthiopien neu entdeckt, wo
er bei knapp über 30 Euro liegt, was den Troß der Abnehmer wie ein
Magnet anzieht.

Beim Prozeß handele es sich um einen Präzedenzfall, der Unruhe bei den
Unternehmen auslösen dürfte, meint Miriam Saage-Maß vom European
Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR). Schon die
Tatsache, daß eine solche Klage zugelassen worden sei, setze ein
Ausrufezeichen und strahle auf die gesamte Branche aus. [2] Die
Menschenrechtsvereinigung ECCHR und die Organisation Medico
International unterstützen die Kläger in dem Zivilverfahren. Da das
Völkerrecht auf Ebene der Regierungen und mithin zwischen Staaten
greift, haben einzelne Menschen wie im vorliegenden Fall auf diesem
Wege so gut wie keine Möglichkeiten, sich Gehör zu verschaffen.
Hingegen erlaubt das Zivilrecht gerade den Geschädigten selbst, ihr
Anliegen geltend zu machen.

Mit dem Verfahren wird Neuland betreten, da erstmals eine Klage vor
deutschen Zivilgerichten gegen eine deutsche Muttergesellschaft für
ein Schadensereignis bei einem deutschen Zulieferer verhandelt wird.
Das ist konkret in der Textilbranche, aber letztlich für alle Branchen
wie beispielsweise die Rohstoffindustrie, eine Art Präzedenzfall. Das
Verfahren in Dortmund findet übrigens nach pakistanischem Recht statt,
was eine Rechtsnorm der EU möglich macht. Zivilprozesse nach
ausländischem Recht, etwa Scheidungen oder Vertragsstreitigkeiten,
sind vor deutschen Gerichten deshalb keine Ausnahme. Eine zentrale
Rolle könnte bei der Hauptverhandlung ein Gutachten spielen, welches
das Gericht selbst bei einem unabhängigen britischen Rechtsgelehrten
bestellt hat. Dieser kommt darin zu dem Schluß, daß die Ansprüche der
Kläger "nach pakistanischen Recht verjährt sind". Patrick Zahn, seit
2016 Vorsitzender der Geschäftsführung bei KiK, dem fünftgrößten
Textilhändler Deutschlands mit einem Jahresumsatz von rund zwei
Milliarden Euro für 2017, ist daher zuversichtlich, daß es gar nicht
erst zum Prozeß kommt. Miriam Saage-Maaß verweist als Juristin des
ECCHR hingegen auf die langwierigen Verhandlungen zwischen
Opfervertretern und dem Unternehmen, weshalb für die Dauer solcher
Verhandlungen eine Verjährungsfrist für eine mögliche Klage
unterbrochen werde.

Die hohe Opferzahl resultierte nach Auffassung von Kriminalisten des
"Institute for Forensic Architecture" in London aus fehlendem
Brandschutz. Sie haben im Auftrag der Klägeranwälte das Unglück in
einer Computersimulation nachgezeichnet. Demnach wurde das Gebäude im
Brandfall zur tödlichen Falle, da die drei Stockwerke und der Keller
nur durch ein gemeinsames Treppenhaus verbunden waren. Die Alarmanlage
funktionierte nicht, ein Zwischengeschoß bestand verbotenerweise aus
Holz, Fluchttüren waren verschlossen. Schnell füllten sich bei dem
Brand die höheren Stockwerke mit Qualm, Hunderte Arbeiter drängten
durch das einzige Treppenhaus nach unten. Sie konnten kaum etwas
sehen, weil auch die Beleuchtung ausgefallen war, das Feuer hatte die
Treppen teilweise schon zerstört. Viele Arbeiter erstickten und
verbrannten.

KiK-Geschäftsführer Zahn widerspricht dieser simulierten Darstellung
und betont, daß es sich um einen Brandanschlag gehandelt habe, bei dem
"kein Brandschutz dieser Welt" helfen könne, eine Katastrophe zu
verhindern. Wenngleich es wohl zutrifft, daß Bandenkriminalität der
Auslöser des Feuers war, ändert das doch nicht das Geringste an dem
absolut mangelhaften Brandschutz. Zahn beruft sich denn auch auf eine
mehrmalige Prüfung des Standorts durch unabhängige Stellen. So sei der
Fabrik drei Wochen vor dem Brand ein hoher Standard attestiert worden.
Dank der Klage kamen jedoch Vorgänge ans Licht, die andernfalls
verborgen geblieben wären. In Kontrollberichten einer US-Firma, welche
"Ali Enterprises" im Auftrag von KiK viermal kontrolliert hatte, wurde
jedesmal die Einstufung "High-Risk" erteilt. Die Kläger haben deswegen
in Italien ein Verfahren gegen die Prüfungsfirma "Rina" angestrengt,
die "Ali Enterprises" aus rätselhaften Gründen das anspruchsvolle
Zertifikat erteilt hatte.

Nach dem katastrophalen Unglück reagierte Kik schnell und überwies
bereits drei Monate nach dem Brand eine Million Dollar Hilfsgelder,
die an die Angehörigen verteilt wurden, die gut 3.000 Dollar je Opfer
erhielten. In den folgenden zwei Jahren zogen sich jedoch
Verhandlungen zwischen pakistanischen Organisationen und dem deutschen
Unternehmen über weitergehende Entschädigungen in die Länge. Als der
Druck wuchs, zahlte KiK im September 2016 weitere 5,15 Millionen
US-Dollar an die Betroffenen und erhoffte sich davon offenbar eine
vollständige Entlastung von weiteren Ansprüchen. Mit einem Seitenhieb
gegen die Intervention von NGOs erklärt der Geschäftsführer des
Discounters: "Wir haben Millionen von Kunden, bei denen wir eine
soziale Funktion erfüllen, die sich wohl bei uns fühlen und die gerne
bei uns einkaufen. Dann wundert mich manchmal, dass Gruppen mit drei-,
vier-, fünfhundert Mitgliedern als Zivilgesellschaft gelten. Das ist
schon eine Fragestellung, der man sich stellen muss: Ist das wirklich
immer die Zivilgesellschaft?"

Die Parallelen zu den Klagen der Deutschen Umwelthilfe für
Dieselfahrverbote in deutschen Städten, womit eine tatenlose Politik
zum Handeln gezwungen werden soll, sind augenfällig. Und vor einem
Jahr erklärte das Oberlandesgericht Hamm die Klage eines peruanischen
Bauern gegen den Energie-Konzern RWE für zulässig. Sein Vorwurf: RWE
sei für den Klimawandel verantwortlich und sein Grundstück durch das
Wasser eines tauenden Gletschers in den Anden bedroht. Er forderte
daher von dem Konzern, sich an den Kosten für Schutzmaßnahmen an
seinem Haus zu beteiligen.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/klage-gegen-kik-von-der-schuld-einer-firma-im.724.de.html

[2] www.welt.de/regionales/nrw/article184626124/Nach-Inferno-in-einer-Textilfabrik-Pakistanische-Opfer-verklagen-KiK-in-Dortmund.html
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INFOPOOL / POLITIK / REPORT





INTERVIEW/420: Treff für den Frieden - NATO-Basis Italien ...    Thea Valentina Gardellin im Gespräch (SB)


Gleich hinter Deutschland, wo 34.000 Soldaten stationiert sind, folgt
Italien mit 12.000 Mann an zweiter Stelle, was die personelle Stärke
der US-Militärpräsenz in Europa betrifft. In keinem anderen
europäischen Land hat seit 1945 die Anwesenheit der US-Streitkräfte
die Politik so nachhaltig beeinflußt wie in Italien, sei es Allen
Dulles' Verwendung des erbeuteten Raubgolds der Nazis zur
Unterstützung der Christdemokraten bei den ersten Parlamentswahlen
nach dem Zweiten Weltkrieg oder die "Strategie der Spannung", im
Rahmen derer in den siebziger und achtziger Jahren mit mörderischen
"Terroranschlägen" die CIA, die Mafia und die Freimaurerloge P2
gemeinsam die italienischen Kommunisten zu diskreditieren versuchten
und sie letztlich erfolgreich von der Macht fernhielten. Während die
meisten Italiener die vielen US-Militäreinrichtungen in ihrem Land
ignorieren und sie quasi als gottgewollt hinnehmen, sind die
italienischen Friedensaktivisten nicht bereit, die ungeheure
Kriegsmaschinerie tatenlos zu akzeptieren. Auf der ersten
"International Conference Against US/NATO Military Bases", die vom 16.
bis zum 18. November in Dublin stattfand, referierte Thea Valentina
Gardellin bei der Podiumsdiskussion "Europe / Expansion of NATO" über
die aktuelle militärische Lage in Italien. Anschließend konnte der
Schattenblick mit der Sprachlehrerin aus Vicenza ein Interview führen.
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Schattenblick: Frau Gardellin, wie sind Sie Friedensaktivistin
geworden?

Thea Valentina Gardellin: Das fing bei mir recht früh an. Mit 14, 15
Jahren war ich schon politisch aktiv. Mit 16 nahm ich bereits an
Aktionen der niederländischen Kriegsgegner im Zentrum von Amsterdam
teil. Was die laufende Aktion betrifft, so tauchten 2005 erste
Gerüchte über geheime Absprachen der Regierung Silvio Berlusconis mit
der Administration George W. Bushs über den Bau eines großen
US-Militärstützpunktes in Dal Molin bei Vicenza auf. Damals schloß ich
mich samt meinen Freunden mit vielen Gleichgesinnten in der Stadt
zusammen, um zu versuchen, die Baupläne zu vereiteln.

SB: Was hatten Sie und Ihre Mitstreiter gegen das Vorhaben
einzuwenden? Lag das vorgesehene Areal in einem besonders
schutzwürdigen Naturraum? War es einfach ein weiterer Stützpunkt
zuviel? Was war der eigentliche Stein des Anstoßes?

TVG: In der Region um Vicenza befanden sich bereits fünf
Militärstützpunkte. Hinzu kam das Hauptquartier der Europäischen
Gendarmerietruppe, einer Art militärischer Bereitschaftspolizei der EU
und der NATO. Dal Molin sollte die sechste Basis werden. Noch vor
Bekanntwerden des Bauvorhabens in Dal Molin führten wir bereits
Antikriegsdemonstrationen vor den anderen Stützpunkten bei uns in der
Gegend durch. Samstags standen wir regelmäßig vor dem Eingang zu Site
Pluto, jenem unterirdischen Bunker- und Höhlensystem südöstlich von
Vicenza, in dem das US-Militär bis vor einigen Jahren Atomwaffen
lagerte.

Tatsächlich hat der Gedanke, noch einen zusätzlichen Militärstützpunkt
bei uns ertragen zu müssen, die Friedensaktivisten von Vicenza in Rage
gebracht. Doch es war nicht allein die Empörung über die Errichtung
einer weiteren Basis, von wo aus Krieg geführt und menschliches Leid
in ungeheurem Ausmaß erzeugt werden soll, aus der heraus die Kampagne
gegen Dal Molin entstand, sondern auch die Verärgerung darüber, daß
der neue Stützpunkt unmittelbar über einem der größten unterirdischen
Süßwasserreservoirs Europas errichtet werden sollte. Um ein Fundament
für den Stützpunkt zu legen, haben die Verantwortlichen rund 10.000
jeweils zwanzig Meter lange Betonpfeiler in den Boden gerammt. Diese
Maßnahme hat die Fähigkeit der umliegenden Gegend, Regenwasser
aufzunehmen, erheblich beeinträchtigt. Dies zeigte sich im November
2010, als es nach heftigen Regenfällen zu schweren Überflutungen von
Vicenza kam. Zu diesem Zeitpunkt war der neue Stützpunkt noch nicht
einmal ganz fertiggestellt, die Bauarbeiten liefen noch.

SB: Wann genau wurden die Atomsprengköpfe aus Camp Pluto abgezogen?

TVG: Dies geschah 1992 im Rahmen der Abrüstungswelle nach dem Ende des
Kalten Krieges. Wofür die Amerikaner die Anlage seitdem benutzen, was
sie dort lagern, wissen wir nicht. Die Informationen darüber sind
streng geheim. Wir von der Friedensbewegung in Vicenza verlangen seit
langem den Einblick in die entsprechenden Dokumente, doch dies wird
uns verwehrt.
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SB: Gibt es in Italien kein Informationsfreiheitsgesetz, auf das Sie
sich berufen könnten?

TVG: Natürlich haben wir in Italien auch ein solches Gesetz, doch in
militärischen Angelegenheiten betreiben die staatlichen Stellen eine
solche Geheimniskrämerei, daß dem Fragesteller jeder Einblick in die
Vorgänge hinter den Kulissen verwehrt wird.

SB: Der Ansatz, den Sie und Ihre Mitstreiter verfolgen und den sie
vorhin in Ihrem Vortrag erwähnt haben, ein an den geplanten
Militärstützpunkt Dal Molin unmittelbar angrenzendes Grundstück zu
kaufen, um dort für eine sichtbare und durchgehende Gegenpräsenz zu
sorgen, ist wirklich interessant. Bitte erzählen Sie uns mehr darüber.

TVG: Es ist tatsächlich ein genialer Einfall gewesen. Dadurch haben
wir jahrelang ein Zeltlager vor dem Stützpunktsgelände gehabt. Dort
konnten Leute, auch Friedensaktivisten aus anderen Teilen Italiens
und dem Ausland, übernachten. Es gab sowohl eine Küche als auch eine
kleine Bibliothek. Von diesem Treffpunkt aus haben wir immer wieder
Aktionen durchgeführt, um den Bau des Stützpunktes zu verschleppen.
Wiederholt haben wir das Gelände bzw. einen Teil davon widerrechtlich
besetzt und die Arbeiten blockiert. Einmal haben wir uns sogar an die
Kräne gekettet.

SB: Also haben Sie auf die klassische Taktik des zivilen Ungehorsams
zurückgegriffen?

TVG: Das kann man wohl sagen. Die Kampagne gegen die ungeheure
Militärpräsenz in der Region Vicenza steht ganz in Zeichen des zivilen
Ungehorsams. Damit haben wir von No Dal Molin uns einen Namen gemacht.
Wir betrachten die Bereitschaft zum zivilen Ungehorsam als unsere
größte Stärke.

SB: Ist Ihr Grundstück weiterhin besetzt?

TVG: Seit einiger Zeit nicht mehr. Wir haben mehrere Mitglieder
unserer Gruppe verloren, die inzwischen gestorben sind. Dadurch konnte
die Dauerpräsenz auf dem Grundstück nicht aufrechterhalten werden. Zu
Ehren unserer verstorbenen Kampfgefährten pflanzen wir jedesmal, wenn
jemand von uns stirbt, ein Baum auf dem Grundstück. Jedes Jahr halten
wir dort eine drei- bis viertägige Friedenskonferenz ab und laden
Leute mit ähnlichen Problemen wie zum Beispiel aus Okinawa, aus
Lateinamerika und aus Südkorea ein, um Vorträge zu halten und
Ideenaustausch zu betreiben. Wir führen auch regelmäßige per Skype
Interviews mit US-Stützpunktgegnern in anderen Teilen der Welt durch
und veröffentlichen sie auf unserer Website.

SB: Sie haben bei Ihrer Präsentation vorhin auch erwähnt, daß bei
Ihren Protestaktionen nicht wenige Mitglieder der Bewegung No Dal
Molin gegen das Gesetz verstoßen haben und deshalb ins Fadenkreuz der
Justiz geraten sind. Wie ist der heutige Stand? Laufen gegen Sie und
Ihre Freunde immer noch irgendwelche Strafverfahren?

TVG: Die Mitglieder von No Dal Molin sind wirklich mutig, wenn ich das
sagen darf. Im Laufe der Jahre haben wir bei verschiedenen Aktionen
nicht nur die Baustelle des Stützpunkts in Dal Molin, sondern auch in
Vicenza den Bahnhof, die Präfektur sowie die Basilica Palladiana im
Stadtzentrum, die zum UNESCO-Weltkulturerbe gehört, besetzt. Der
Schutz der zahlreichen architektonischen Schätze Vicenzas war nebenbei
auch ein Grund, warum wir gegen den Bau des Stützpunkts in Dal Molin
protestiert haben. Schließlich liegt der neue Militärflughafen dort
lediglich eineinhalb Kilometer vom historischen Stadtzentrum Vicenzas
entfernt.

Insgesamt sind es vierzig Personen der Gruppe No Dal Molin, die wegen
der verschiedenen Akte zivilen Ungehorsams unter Anklage stehen. Um
deren Anwaltskosten zu decken, haben wir eine Spendenaktion gestartet.
Weil die Gerichte in Italien unheimlich langsam arbeiten, durchlaufen
alle Prozesse noch die erste Instanz. Es hat bislang keine
Verurteilungen und somit auch keine Berufungen gegeben.
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SB: Neben der starken Konzentration von Militärstützpunkten in der
Provinz Vicenza spielt Italien als Ganzes bei der Kriegsplanung der
NATO eine übergeordnete Rolle. Können Sie uns das vielleicht etwas
näher erläutern?

TVG: Also, in Vicenza befinden sich das europäische Hauptquartier der
173. Luftlandebrigade der US-Armee, deren Angehörige seit 2003 sehr
stark im Irak und in Afghanistan zum Einsatz gekommen sind, und, wie
bereits erwähnt, der Sitz der Europäischen Gendarmerietruppe, das
Center of Excellence for Stability Police Units (CoESPU). Dann gibt es
den großen Militärflughafen Ghedi bei Brescia im Norden Italiens, von
wo aus amerikanische und/oder italienische Kampfjets Luftangriffe 1991
gegen den Irak, 1995 und 1999 bei den Sezessionskriegen in
Jugoslawien, ab 2001 in Afghanistan, ab 2003 wieder im Irak sowie seit
2011 in Libyen und Syrien geflogen sind. In Ghedi werden auch
Atomsprengköpfe gelagert. Die dort stationierten Kampfjets der
italienischen Luftwaffe vom Typ Tornado sind für den Transport von
Kernwaffen ausgerüstet.

Dann gibt es Camp Darby bei Pisa im italienischen Westen, die größte
Nachschubbasis der US-Streitkräfte im Mittelmeerraum, sowie den
Militärstützpunkt Sigonella auf Sizilien. Sigonella beherbergt sowohl
einen großen Militärflughafen als auch einen Stützpunkt der US-Marine
und gilt als logistische Drehscheibe für alle amerikanischen
Militäroperationen in Europa, Westasien und Afrika. Von dort aus
werden nicht nur Drohnenangriffe gegen dschihadistische Gruppen in
Nordafrika durchgeführt, sondern über Sigonella lief auch die
Koordination des jüngsten NATO-Großmanövers mit 40.000 Soldaten in
Norwegen im Oktober mit dem Namen Trident Juncture. Nicht zu vergessen
die US-Militärbasen auf Sardinien, wo in relativer Abgeschiedenheit
die NATO-Artilleristen ihre neuesten Munitionen und Kanonen
ausprobieren können. Dort werden auch israelische Streitkräfte
ausgebildet bzw. dort trainieren sie mit ihren NATO-Kameraden.

SB: Bei den Parlamentswahlen im vergangenen März in Italien, die zur
Bildung der Koalitionsregierung zwischen der rechtskonservativen La
Lega und der links-libertären Fünf-Sterne-Bewegung führten, war die
Einwanderungsproblematik, der Zustrom von Menschen aus Afrika und dem
Nahen Osten über das Mittelmeer, ein beherrschendes Thema. Inwieweit
ist den Bürgern Italiens klar, daß die Destabilisierung von Ländern
wie Syrien, Irak, Libyen und Somalia, die sehr stark von
US-Militärstützpunkten auf italienischem Boden ausgegangen ist, die
große Einwanderungswelle in Richtung Europa ausgelöst oder erheblich
verstärkt hat?

TVG: Ich schätze, daß sich die wenigsten Italiener darüber im klaren
sind. Daran sind die italienischen Medien, sowohl die privaten als
auch die staatlichen, schuld. Für sie sind die US-Militärstützpunkte
in Italien, was dort vor sich geht und welchen Zweck sie erfüllen,
nichts Berichtenswertes. Die Rolle der amerikanischen Basen in Italien
im Rahmen des sogenannten Antiterrorkrieges wird weitgehend
ausgeblendet, damit das italienische Volk nicht auf dumme Gedanken
kommt und beginnt, unangenehme Fragen zu stellen.

Der Fünf-Sterne-Bewegung muß man zugute halten, daß sie im Wahlkampf
eine Reduzierung der Anzahl der amerikanischen Militärstützpunkte in
Italien gefordert und aus Haushaltsgründen Stimmung gegen den Kauf des
extrem kostspieligen neuen Kampfjets der USA, der F-35-Maschine von
Lockheed Martin, gemacht hat. Aber was hat sie als erstes gemacht, als
sie die Koalition mit Matteo Salvinis Lega einging?

SB: Lassen Sie mich raten. Sie hat ihr Nein gegen den Kauf der F-35
fallengelassen?

TVG: Ganz genau.
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SB: Inwieweit wird in der italienischen Öffentlichkeit die Frage der
Beteiligung der eigenen Streitkräfte am Krieg der NATO in Afghanistan
oder bei Interventionen der EU in Afrika diskutiert?

TVG: Kaum bis gar nicht. Die Medien hüllen sich zu solchen gewichtigen
Themen weitgehend in Schweigen.

SB: Und dennoch ist es in den letzten Jahren zu erheblichen Spannungen
zwischen Rom und Brüssel in der Flüchtlingsfrage gekommen. Die
italienische Regierung wirft der EU und deren Grenzschutztruppe
Frontex immer wieder vor, nicht genug gegen die Bootsflüchtlinge zu
unternehmen. Deshalb hat Rom die eigene Marine entlang der libyschen
Küste verstärkt eingesetzt, unterstützt die libysche Küstenwache mit
Gerätschaft und Ausbildung, während man Abmachungen mit den Behörden
in Tripolis bzw. in Tobruk zu erzielen versucht. Was wissen Sie über
die diplomatischen Bemühungen Italiens, Einfluß auf die Politik in der
ehemaligen Kolonie Libyen zu nehmen?

TVG: Soweit ich das beurteilen kann, sind da hauptsächlich
geschäftliche Interessen im Spiel. Italien will sich vor allem an der
Ausbeutung der libyschen Ölreserven beteiligen. Die Oligarchen beider
Staaten führen bereits Verhandlungen. Salvini schlachtet das Thema der
Bootsflüchtlinge für sich aus. Er würde an liebsten die Leute im
Mittelmeer absaufen lassen, statt sie zu retten. Wie gut, daß die
Nicht-Regierungsorganisationen mit eigenen Schiffen vor Ort sind. Sie
haben zwar nicht alle, aber dennoch viele Bootsflüchtlinge vor dem
Ertrinken gerettet.

SB: Glauben Sie, daß mit der neuen Koalitionsregierung zwischen La
Lega und der Fünf-Sterne-Bewegung in Rom bessere Chancen bestehen, in
der Öffentlichkeit den Militarismus zu thematisieren, vielleicht sogar
zurückzudrängen?

TVG: Leider nicht. Ich glaube, daß durch die Regierungsbeteiligung der
neofaschistischen Lega der Militarismus in Italien an Stärke gewinnt.
Ich befürchte, daß wir auch neue Formen des Militarismus durch private
Sicherheitsdienste und Söldnerfirmen erleben werden. Es besteht sogar
die Gefahr, daß solche Unternehmen die Fähigkeiten, die sie bei
Auslandseinsätzen erlernen, früher oder später auch in Italien und den
anderen Staaten Europas einsetzen. Der Dienst bei den italienischen
Streitkräften ist für viele junge Menschen, denen sonst
Arbeitslosigkeit droht, attraktiv. Vor allem bei Auslandseinsätzen
wird man wirklich sehr gut entlohnt.

Mit Salvinis Lega erlebt der Faschismus in Italien eine regelrechte
Wiedergeburt. Libyen steht ganz oben auf der Liste der Länder, in
denen Italien seinen Einfluß zur Geltung bringen will. Gefährlich ist
auch die Annäherung Italiens an Israel, dessen rassistischer Umgang
mit den Palästinensern Vorbild für viele europäische Staaten ist, was
die Behandlung von Menschen aus Afrika und dem Nahen Osten betrifft.
Nicht umsonst hat das wichtigste italienische Radrennen, der Giro
D'Italia, dieses Jahr in Israel begonnen. Die Regierung Benjamin
Netanjahus hat 70 Millionen Euro für das Privileg bezahlt, den Giro in
Jerusalem starten und die ersten Etappen auf den Straßen Israels
ablaufen zu lassen. Der demonstrative Schulterschluß zwischen Salvini
und Netanjahu hat mich wirklich entsetzt.

SB: Wir bedanken uns, Frau Gardellin, für das Gespräch.
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Italiens Kriegsgegner lassen sich nicht unterkriegen

Foto: © 2018 by Schattenblick
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FRAGEN/044: Der Reichtum der Vielfalt - Verein muslimischer Frauen AN-NUR (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Der Reichtum der Vielfalt: Verein muslimischer Frauen AN-NUR

Von Ángeles González, Redaktion Valencia, 28. November 2018
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Cherifa Ben Hassine

Bild: © Redaktion Valencia



Wir haben Cherifa Ben Hassine (geboren 1964 in Tunesien)
interviewt, sie ist arabische Philologin, Präsidentin des Vereins
muslimischer Frauen AN-NUR, Mitglied des interreligiösen Vereins der
Frauen SOPHIA, Mitglied des Vorstands des Lehrstuhls der drei
Religionen an der Universität von Valencia und Humanistin.

Arabische Version des Artikels [1] 


Was ist AN-NUR?

Der Verein muslimischer Frauen AN-NUR ist eine Gruppe von engagierten
Frauen, wir haben uns Islamischen Kulturzentrum in Valencia
kennengelernt und uns entschieden, eine Vereinigung zu gründen, unsere
eigenen Aktivitäten zu entwickeln, und daraus ist dann der Verein
entstanden, der auf nationales Niveau ausgelegt ist.

Was bedeutet AN-NUR?

AN-NUR ist ein arabisches Wort und es bedeutet Licht. Unsere
religiösen Referenzen sind Licht, wir bestreiten nicht, dass der Islam
Frauen diskriminiert, wie es viele glauben. Deshalb haben wir das Wort
Licht gewählt, zudem macht es Sinn für uns, in die Welt hinaus zu
gehen, anstatt nur innerhalb der vier Wände unseres Zentrums aktiv zu
sein.

Welche Art von Frauen machen bei Eurem Verein mit?

Frauen allen Alters, aus verschiedenen sozialen Schichten, mit
verschiedenem intellektuellen Niveau, Frauen, die erst vor kurzem aus
Nordafrika oder aus Osteuropa angekommen sind, aber auch Studentinnen,
Professorinnen, Psychologinnen und so weiter und so fort.

Was sind Eure Ziele?

Wir haben verschiedenen Ziele, aber das wichtigste ist uns die
Förderung von muslimischen Frauen. Solidarität unter Frauen.
Muslimische Frauen sind immer noch eine unbekannte Welt für den
Westen. Wir engagieren uns, damit sich die Frauen ihrer Rolle bewusst
werden, die sie im täglichen Leben spielen, wie sie sich an die Normen
und Umstände anpassen, in denen sie leben müssen, an die Gesetze, an
diese Kultur. All das hat sehr gut funktioniert, besser als wir es
erwartet haben. Wir haben uns immer willkommen gefühlt, mit offenen
Armen, man hat sich um uns gekümmert, uns zugehört, mit uns
zusammengearbeitet, auch finanziell. Die valencianische Gesellschaft
ist sehr offen und einladend, wir haben sehr gute Beziehungen im
Bezirk und in der gesamten Gemeinschaft von Valencia. Als Muslima
möchte ich, dass sich diese Art von Verein in ganz Spanien verbreitet,
denn es gibt nur drei oder vier im ganzen Land.

Wie passen sich die Frauen an diese Kultur an?

Es ist schon eine Anstrengung, die wir da machen müssen, aber es ist
überhaupt nicht kompliziert. Es ist die gleiche Herausforderung, der
sich jeder Fremde in einem anderen Land stellen muss. Um das zu tun,
braucht es gute Absicht und die Bereitschaft, zu verstehen, wie diese
Kultur funktioniert, ihre Sprache und Bräuche zu lernen, ihre Gesetze
zu kennen. In unserem Verein helfen wir den Frauen dabei Schritt für
Schritt. Die Kulturen müssen sich kennenlernen, sich gegenseitig
respektieren und dazu fähig sein, in Frieden miteinander zu leben. Das
ist der Reichtum der Vielfalt. Als Beispiel für den Humanismus haben
wir in Toledo "die Stadt der drei Kulturen", in der Juden, Christen
und Muslime mit ihren jeweils eigenen Bräuchen in Frieden
koexistieren. So entstand auch im zwölften Jahrhundert die "Schule der
Übersetzer von Toledo", von der aus die Weisheit des Orients nach
Europa gebracht wurde, besonders die der Griechen und der Araber der
Antike.

Was sind die Aktivitäten des Vereins?

Aktivitäten aller Art. Von einfachen Workshops zur Erstellung von
Studienprogrammen bis hin zu Arbeitsgruppen für eine Kultur der
Gewaltfreiheit. Wir sind im Stadtteil Orriols in Valencia, wo sich der
Verein befindet und wo wir viele Freunde haben, mit vielfältigen
Gruppen aktiv. Wir haben auch an internationalen Veranstaltungen
teilgenommen, an Kongressen für den Dialog zwischen den
Zivilisationen, am Weltweiten Marsch für Frieden und Gewaltfreiheit
[2], an Treffen für Gewaltfreiheit zwischen verschiedenen Religionen
und Kulturen, etc.

Für uns ist der Mensch der höchste Wert. Bei unseren Zusammenkünften
laden wir immer Menschen aus anderen Kulturkreisen, mit anderem
Glauben ein. Und immer lernen wir voneinander und es ist sehr klar für
uns, dass das die Richtung unserer Arbeit ist.


Übersetzung aus dem Französischen von Evelyn Rottengatter


Anmerkungen:

[1] https://www.pressenza.com/de/2018/11/der-reichtum-der-vielfalt-verein-muslimischer-frauen-an-nur/#arab

[2] https://www.pressenza.com/search_gcse/?q=weltweiter%20marsch%20f%C3%BCr%20frieden


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ARBEIT/2882: Der Arbeitsmarkt im November 2018 (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 29. November 2018

Der Arbeitsmarkt im November 2018 - Weiter gute Entwicklung 



"Auch in diesem Monat sind die Nachrichten vom Arbeitsmarkt günstig:
Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung gehen weiter zurück, die
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung nimmt erneut zu und die
Arbeitskräftenachfrage der Unternehmen bewegt sich auf einem sehr hohen
Niveau.", sagte der Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (BA),
Detlef Scheele, heute anlässlich der monatlichen Pressekonferenz in
Nürnberg.

Arbeitslosenzahl im November: -18.000 auf 2.186.000

Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: -182.000

Arbeitslosenquote gegenüber Vormonat: -0,1 Prozentpunkte auf
4,8 Prozent

Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit 

Die Arbeitslosigkeit ist von Oktober auf November um 18.000 auf 2.186.000
gesunken. Bereinigt um die saisonalen Einflüsse wird für den November ein
Rückgang um 16.000 im Vergleich zum Vormonat errechnet. Gegenüber dem
Vorjahr waren 182.000 weniger Menschen arbeitslos gemeldet.

Die Unterbeschäftigung, die auch Personen in entlastenden
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und in kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit
berücksichtigt, ist saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um 18.000
gesunken. Insgesamt lag die Unterbeschäftigung im November 2018 bei
3.135.000 Personen. Das waren 224.000 weniger als vor einem Jahr.

Die nach dem ILO-Erwerbskonzept vom Statistischen Bundesamt ermittelte
Erwerbslosigkeit belief sich im Oktober auf 1,41 Millionen und die
Erwerbslosenquote auf 3,2 Prozent.

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind
weiter gestiegen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes hat sich die
Zahl der Erwerbstätigen (nach dem Inlandskonzept) im Oktober
saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um 37.000 erhöht. Mit 45,24
Millionen Personen fiel sie im Vergleich zum Vorjahr um 559.000 höher aus.
Der Anstieg beruht weit überwiegend auf dem Zuwachs bei der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. Diese ist im Vergleich zum
Vorjahr um 675.000 gestiegen. Insgesamt waren im September nach
hochgerechneten Angaben der BA 33,41 Millionen Menschen
sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Saisonbereinigt ergibt sich von
August auf September ein Anstieg um 19.000.

Arbeitskräftenachfrage

Die Nachfrage nach Arbeitskräften hält ihr hohes Niveau. Im November waren
807.000 Arbeitsstellen bei der BA gemeldet, 35.000 mehr als vor einem Jahr.
Saisonbereinigt hat sich der Bestand der bei der BA gemeldeten
Arbeitsstellen um 1.000 Stellen verringert. Der Stellenindex der BA (BA-X) -
 ein Indikator für die Nachfrage nach Arbeitskräften in Deutschland - stand
im November 2018 unverändert bei 252 Punkten. Der Vorjahreswert wird um 3
Punkte übertroffen.

Geldleistungen

Insgesamt 672.000 Personen erhielten im November 2018 Arbeitslosengeld,
4.000 weniger als vor einem Jahr. Die Zahl der erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten in der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) lag
im November bei 4.006.000. Gegenüber November 2017 war dies ein Rückgang
von 262.000 Personen. 7,4 Prozent der in Deutschland lebenden Personen im
erwerbsfähigen Alter waren damit hilfebedürftig.



Den ausführlichen Monatsbericht finden Sie im Internet unter:

https://statistik.arbeitsagentur.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 33 vom 29.11.2018

Bundesagentur für Arbeit, Presseteam

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de
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ARBEIT/2881: Geflüchtete wollen arbeiten - Hürden für erfolgreiche Integration in den Arbeitsmarkt (idw)


Universität Mannheim - 28.11.2018

Studie: Geflüchtete wollen arbeiten / Hürden für erfolgreiche Integration
in den Arbeitsmarkt



Eine Studie des Instituts für Mittelstandsforschung der Universität
Mannheim (ifm) zeigt, dass die Arbeitsmotivation unter neuzugewanderten
Geflüchteten in Baden-Württemberg sehr hoch ist. Trotz der guten
Konjunkturentwicklung und des großen Arbeitskräftebedarfs hat bisher aber
nur ein Viertel der befragten Männer und Frauen eine Beschäftigung
gefunden. Die Untersuchung gibt einen Überblick über die Potenziale der
Geflüchteten - und welchen Hemmnissen sie gegenüberstehen.

Eine Studie des Instituts für Mittelstandsforschung der Universität
Mannheim (ifm) zeigt, dass die Arbeitsmotivation unter neuzugewanderten
Geflüchteten in Baden-Württemberg sehr hoch ist. Trotz der guten
Konjunkturentwicklung und des großen Arbeitskräftebedarfs hat bisher aber
nur ein Viertel der befragten Männer und Frauen eine Beschäftigung
gefunden. Die Untersuchung gibt einen Überblick über die Potenziale der
Geflüchteten - und welchen Hemmnissen sie gegenüberstehen.

Das Forscherteam um Dr. René Leicht, Dr. Christoph Sajons und Carina
Hartmann befragte im Sommer knapp 1.300 in Baden-Württemberg lebende
Geflüchtete zum Stand ihrer Arbeitsmarktintegration. Die ersten Ergebnisse
dieser mit Unterstützung des baden-württembergischen Ministeriums für
Soziales und Integration durchgeführten Studie liegen nun als
GesellschaftsReport BW vor. Sie zeigen die große Bereitschaft der
Geflüchteten, sich ihren Lebensunterhalt selbst zu verdienen. So gaben zum
Zeitpunkt der Interviews 88 Prozent der Befragten an, entweder bereits zu
arbeiten, auf Jobsuche zu sein oder mittelfristig eine Tätigkeit aufnehmen
zu wollen.

Diese starke Arbeitsmotivation stößt allerdings am deutschen Arbeitsmarkt
auf viele Hindernisse. Mangelnde Deutschkenntnisse, fehlende
Qualifikationen, Unsicherheit bzgl. des eigenen rechtlichen Status, sowie
Unwissen darüber, wie man in Deutschland Arbeit sucht, wurden als größte
Hemmnisse genannt. Probleme bei der Betreuung der Kinder oder Eltern sieht
insgesamt jeder zehnte Befragte, bei den Frauen jede Vierte als Hindernis.
So haben bisher trotz der guten konjunkturellen Lage erst 26 Prozent der
Befragten eine Tätigkeit gefunden. Ein großer Teil davon ist zudem
befristet, bei knapp der Hälfte handelt es sich um Teilzeitstellen,
Minijobs, Praktika, Fortbildungsmaßnahmen und 1-Euro-Jobs.

Für eine nachhaltige Arbeitsmarktintegration ist daher entscheidend,
welche Qualifikationen und Potenziale die Geflüchteten besitzen und wie
sie aktiviert werden können. Es zeigt sich, dass ein Viertel der Befragten
einen formalen Bildungsabschluss hat, ein weiteres Fünftel besitzt
Qualifikationen ohne formalen Abschluss aus der beruflichen oder der
Hochschulbildung. Nicht zu unterschätzen sind zudem vielfältige informelle
Kompetenzen aus vorheriger Berufstätigkeit und Selbständigkeit. Die
Befragten weisen neben der Ausbildungsbereitschaft auch eine große
räumliche und inhaltliche Flexibilität bei der Arbeitssuche auf.

Auffällig ist zudem, dass sich die persönlichen Einschätzungen der
Geflüchteten hinsichtlich der Herausforderungen bei der Jobsuche im
Wesentlichen mit denen der Kammern und Unternehmen decken. Dies ist eine
wichtige Erkenntnis, da sie Befürchtungen entgegenwirkt, die Geflüchteten
würden ihre Situation nicht realistisch einschätzen und daher ungenügend
reagieren.

"Die neuzugewanderten Geflüchteten sind motiviert, sich durch Aus- und
Weiterbildung für die Anforderungen des deutschen Arbeitsmarktes fit zu
machen", kommentiert Dr. René Leicht die Studienergebnisse. "Gezielt auf
die Bedarfe abgestimmte Weiterqualifikationen könnten in Kombination mit
berufsbezogenen Deutschkursen die Grundlage für eine erfolgreiche
Integration in den Arbeitsmarkt und ein selbstbestimmtes Leben schaffen."

Die Befunde der Studie zeigen mehrere Wege auf, wie die
Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten gefördert werden kann: Gezielte
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen sowie die Anerkennung und Zertifizierung
von vorhandenen Qualifikationen könnten zum einen dabei helfen, dringend
benötigte Fachkräfte für hiesige Unternehmen einsatzbereit zu machen. Zum
anderen könnte insbesondere die hohe Flexibilität und Mobilität der großen
Zahl niedrigqualifizierter Geflüchteter genutzt werden, um
Beschäftigungsengpässe in bestimmten Branchen und Regionen zu mindern.
Diese kombinierte Vorgehensweise könnte die Eingliederung der Geflüchteten
in den Arbeitsmarkt in der Tiefe wie in der Breite voranbringen.


Originalpublikation:

www.institut-fuer-mittelstandsforschung.de/study-working-in-germany

- GesellschaftsReport BW

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution61

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Mannheim, 28.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2348: Keine Chance für variable Strompreise (idw)


WHU - Otto Beisheim School of Management - 28.11.2018

Keine Chance für variable Strompreise



Vallendar/Düsseldorf, 28. November 2018. Eine neue Studie der WHU - Otto
Beisheim School of Management analysiert die Beweggründe, warum
Verbraucher variable Stromtarife trotz hoher Sparpotenziale überwiegend
ablehnen. Sie zeigt jedoch auch eine Lösung auf, um deren Akzeptanz zu
steigern.

Jüngst wurde der Kohleausstieg in Deutschland bis spätestens 2030 als
wichtige Maßnahme zum Klimaschutz gefordert und damit den weiteren Ausbau
von erneuerbarer Energiequellen wie Wind- oder Solar. Die Folge ist, dass
das Angebot immer schwieriger mit der Nachfrage in Einklang zu bringen
wird. Stromunter- oder Überkapazitäten sind die Folge, was immer häufiger
zu Situationen führt, in denen teure zusätzliche Energiequellen
zugeschaltet werden müssen oder Energieerzeuger für die Nutzung von
überschüssiger Energie negative Strompreise zahlen müssen. Die Rechnung
dafür zahlt letztendlich der Endverbraucher über höhere Strompreise
beziehungsweise die EEG-Umlage.

Häufig diskutiert ist der Einsatz variabler Strompreise, um beim
Endverbraucher einen finanziellen Anreiz zu schaffen, die Stromnutzung in
Zeiten geringer Nachfrage zu verlagern. Die Studie der WHU in
Zusammenarbeit mit der Goethe-Universität Frankfurt untersucht die
Akzeptanz des Endverbrauchers gegenüber variablen Strompreise sowie die
Beweggründe für deren Ablehnung.

"Zumindest würden zeitabhängige Tarife, wie beispielsweise vergünstigte
Nachttarife noch zu 56 Prozent akzeptiert werden, allerdings nur, wenn
hohe Ersparnisse in der Stromrechnung in Höhe von 20 Prozent möglich
werden. Dies rechnet sich sicherlich nicht für den Stromerzeuger",
erläutert Prof. Dr. Christian Schlereth. "Dynamische Tarife, bei denen der
Strompreis sich permanent an das Angebot und die Nachfrage anpasst, werden
gänzlich abgelehnt."

Gleichzeitig zeigt die Studie auch einen Lösungsweg auf, um die Akzeptanz
zu steigern. "Endverbrauchern fehlt es an Erfahrung im Umgang mit
variablen Stromtarifen. Sie befürchten am Ende des Monats deutlich höhere
Stromrechnungen zu erhalten. Ein wirkungsvolles Instrument, die Akzeptanz
variabler Stromtarife deutlich zu steigern, wäre eine Kostenabsicherung,
also eine vom Anbieter ausgesprochene Garantie, nicht mehr als in ihrem
heutigen statischen Stromtarif zu zahlen. Endverbraucher würden so
Erfahrungen im Umgang mit variablen Tarifen gewinnen und hätten zudem die
Chance, ohne Risiko Geld zu sparen."


Die Studie ist in der aktuellen Ausgabe des European Journal of
Operational Research veröffentlicht.

Schlereth, Christian / Skiera, Bernd / Schulz, Fabian (2018):

"Why do Consumers prefer Static instead of Dynamic Pricing Plans?
An Empirical Study for a better Understanding of the Low Preferences for
Time-Variant Pricing Plans",

European Journal of Operational Research, 269(3), 1165-1179.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution204

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

WHU - Otto Beisheim School of Management, 28.11.2018

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/929: Passauer Studie in Burkina Faso - Hilfe zur Seh-Hilfe wirkt (idw)


Universität Passau - 28.11.2018

Passauer Studie in Burkina Faso: Hilfe zur Seh-Hilfe wirkt



Eine Passauer Studie zeigt, dass Brillen, die nur wenige Dollar kosten,
für Menschen in Burkina Faso immer noch zu teuer sind. Subventionen
könnten helfen, die Lebensumstände dieser Menschen entscheidend zu
verbessern.

Mangelndes Sehvermögen ist eine der meistverbreiteten Behinderungen
weltweit. Das World Economic Forum schätzt, dass etwa 2,5 Milliarden
Menschen betroffen sind, 80 Prozent davon leben in Entwicklungsländern.
Schlechte Augen sind ein ökonomischer Faktor: Sie verschärfen Ungleichheit
und Armut.

Eine Lösung bietet EinDollarBrillen e.V.: Brillen, die aus einem leichten
und flexiblen Federstahlrahmen und vorgefertigten Gläsern bestehen, können
vor Ort mit Hilfe einfacher Biegemaschinen hergestellt werden. Die
Materialkosten betragen ungefähr einen US Dollar, daher der Name. Trotzdem
ist der Vertrieb der EinDollarBrillen über den regulären Markt schwierig.

Prof. Dr. Michael Grimm, Inhaber des Lehrstuhls für Development Economics
an der Universität Passau, und Renate Hartwig, Entwicklungsökonomin an der
Universität Passau und der belgischen Universität Namur, haben in einer
Studie die Ursachen dafür analysiert. Ihr Fazit: Die Brillen kosten zwar
nur jeweils 8,6 US Dollar, das ist aber für viele Menschen in der
untersuchten Region im Norden von Burkina Faso immer noch zu teuer.
"Unsere Studie ergibt, dass in einem Umfeld, in dem die Ressourcen extrem
knapp sind, bis zu 88 Prozent des Marktpreises der Brillen subventioniert
werden müssten, um 90 Prozent der Betroffenen zu erreichen", fassen sie
die Ergebnisse zusammen.

Die Erkenntnisse im Einzelnen:

Die Menschen sind im Durchschnitt bereit, etwa 1,75 US Dollar für eine
Brille zu zahlen. Das entspricht 20 Prozent des derzeitigen Marktpreises
von 8,6 US Dollar und deckt nicht die Herstellungskosten der Brillen. Die
Zahlungsbereitschaft mag niedrig erscheinen, gemessen am
Durchschnittseinkommen der untersuchten Gruppe ist sie allerdings hoch:
Sie entspricht etwa 28 Prozent des monatlichen Bareinkommens.

Das Bewusstsein für den Wert der Brille kann mit einer Informations-Kampagne
gesteigert werden. Viele Menschen können den Wert der Brille
nicht richtig einschätzen. Wenn sie vor dem Kauf ein Video gezeigt
bekommen, das sie diesbezüglich sensibilisiert, steigt die
Zahlungsbereitschaft.

Negative Effekte von Subventionen bleiben aus. Selbst wenn die Menschen
einen geringeren Preis für die Brille zahlen, nutzen sie diese weiterhin
stark und gerne. Sie wären sogar bereit, einen 80 Prozent höheren Betrag
zu zahlen, nachdem sie die Brille über einen Zeitraum von sechs Monaten
genutzt haben. Offenbar ist die Wertschätzung in der Zwischenzeit also
enorm gestiegen.

Die Forscherin und der Forscher führten eine Feldstudie in 21 Dörfern um
die Stadt Kaya im Norden von Burkina Faso durch - eine der weltweit
ärmsten Gegenden. Die finanziellen Ressourcen der Menschen dort sind
extrem knapp. Um die Zahlungsbereitschaft herauszufinden, wandte das
Forschungsteam eine Variante der Becker-DeGroot-Marschak (BDM) Methode
an.

Die Forschenden forderten die 412 Teilnehmenden auf, einen Preis für die
Brille zu bieten. Lag das Gebot über einem zufällig gezogenen Preis,
erhielt die Bieterin oder der Bieter die Brille zu diesem Preis. So
entstand ein Anreiz, einen Preis entsprechend der eigenen Wertschätzung zu
nennen. Sechs Monate später befragten der Forscher und die Forscherin jene
Teilnehmenden, die erfolgreich eine Brille erworben haben, zu ihrem
Nutzungsverhalten. Sie konnten hier keinen Beleg für Marktverzerrungen
durch den niedrigen Preis feststellen. Im Gegenteil: Die Wertschätzung der
Teilnehmenden für die Brille stieg durch ihre Erfahrungen im Alltag.


Originalpublikation:

ftp.iza.org/dp11929.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution79

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Passau, 28.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1745: Digitalisierungsgipfel der Bundesregierung - ver.di fordert verbindliche Standards (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
29. November 2018

Digitalisierungsgipfel der Bundesregierung: ver.di fordert
Beteiligung und verbindliche Standards zur Gestaltung der Künstlichen
Intelligenz



Berlin - Vor dem Digitalisierungsgipfel der Bundesregierung am Montag
(3.12.) fordert die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di),
verbindliche Standards zur Gestaltung der Künstlichen Intelligenz
(KI) gesellschaftlich zu debattieren und festzulegen. "Das
maschinelle Lernen, auch Künstliche Intelligenz genannt, führt zu
Umbrüchen in Unternehmen und in der Gesellschaft. Dieser Prozess muss
demokratisch gestaltet werden. Uns geht es neben der Debatte um eine
Nützlichkeitsvision der KI vor allem um soziale und ethische
Standards", sagte ver.di-Bundesvorstandsmitglied Lothar Schröder.
Zudem seien Transparenz sowie eine Einbeziehung von Beschäftigten und
ihren Interessenvertretungen entscheidend.

Notwendig sei, den Einsatz von Künstlicher Intelligenz zu
kennzeichnen, so Schröder weiter. "Bürgerinnen und Bürger,
Verbraucherinnen und Verbraucher sowie Erwerbstätige müssen stets
wissen, ob sie mit einem Menschen oder mit einer KI-Maschine
kommunizieren." Um die Persönlichkeitsrechte der Erwerbstätigen zu
wahren, müsse ein eigenständiges Beschäftigtendatenschutzgesetz auf
den Weg gebracht werden.

Für den Einsatz von KI in Unternehmen fordert ver.di eine frühzeitige
Beteiligung von Beschäftigten und ihren Interessenvertretungen. "Die
Ziele und Zwecke von Künstlicher Intelligenz müssen vorher definiert
werden, Betriebsräte müssen hierbei künftig mitbestimmen", so
Schröder. "Wir brauchen dringend ein Update der betrieblichen
Mitbestimmung, um unsere Rolle wahrnehmen zu können." Die
Mitbestimmung müsse auf den gesamten Schutz der Persönlichkeitsrechte
ausgeweitet werden. "Der Schutz der persönlichen Daten der
Beschäftigten im Betrieb muss permanent gewährleistet sein, von der
Bewerbungsphase bis zum Renteneintritt."

Am 21./22. Mai 2019 findet in Berlin der jährliche
ver.di-Digitalisierungskongress statt. Schwerpunktthema im Mai wird
die Künstliche Intelligenz sein.


Weitere Informationen (ver.dis erste KI-Positionierung): 

https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/digitale-arbeit/beschluesse-und-positionen

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 29.11.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MARKT/1584: Stark gestiegene Diskrepanz zwischen Benzin- und Rohölpreisen durch Niedrigwasser (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 28.11.2018

Stark gestiegene Diskrepanz zwischen Benzin- und Rohölpreisen durch
Niedrigwasser



Seit Anfang Oktober sind die Preise für Rohöl im Sinkflug, die Preise für
Benzin und Diesel jedoch gestiegen. Diese Diskrepanz macht Autofahrer
stutzig. Tatsächlich aber haben sich die Benzin- und Rohölpreise schon
seit Anfang Mai auseinander entwickelt. Das ergibt die Auswertung der
Benzin- und Rohölpreisdaten des Jahres 2018 im Rahmen des 
RWI-Benzinpreisspiegels. Ein wesentlicher Grund dafür sind die seither nahezu
beständig gesunkenen Pegelstände von Flüssen.

Die wichtigsten Ergebnisse:

• Seit Anfang Oktober befinden sich die Preise für Rohöl im
Sinkflug, die Preise für Benzin und Diesel sind seither jedoch gestiegen.
Diese Diskrepanz macht Autofahrer stutzig. Von der Mineralölwirtschaft
wird sie mit Engpässen bei der Kraftstoffversorgung infolge niedriger
Pegelstände von Flüssen, insbesondere des Rheins, erklärt. Deshalb könnten
Tankschiffe viel weniger Benzin und Diesel transportieren und manche
Passagen sogar gar nicht mehr passieren.

• Tatsächlich haben sich die Benzin- und Rohölpreise schon seit
geraumer Zeit auseinander entwickelt. Das ist das Ergebnis der Auswertung
der Benzinpreis- und Rohölpreisdaten des Jahres 2018 im Rahmen des 
RWI-Benzinpreisspiegels. Der Abstand zwischen dem Preis für Benzin (E10) pro
Liter und dem Rohölpreis der Sorte Brent in Euro pro Liter hat seit Anfang
Mai beinahe beständig zugenommen (Abbildung 1). Ein wesentlicher Grund
dafür sind die seither nahezu stetig gesunkenen Pegelstände von Flüssen,
vor allem des Rheins.

• Die Auswertung im Rahmen des RWI-Benzinpreisspiegels hat auch
ergeben, dass die Differenz zwischen Benzin- und Rohölpreisen in jenen
Städten, die wie Hamburg weniger von Lieferengpässen betroffen sind, weit
geringer ausfällt als in Städten, die wie Stuttgart bei der Belieferung
mit Kraftstoffen stark auf die Binnenschifffahrt angewiesen sind
(Abbildung 2). Allerdings hat auch in Hamburg die Preisdifferenz zwischen
Benzin und Rohöl seit Anfang Oktober zugenommen.

Der Leiter des Kompetenzbereichs "Umwelt und Ressourcen" am RWI, Manuel
Frondel, sagt: "Sobald die Pegelstände der Flüsse wieder deutlich
ansteigen und die Lieferengpässe per Schiff beseitigt sind, sollten die
Kraftstoffpreise, wie in der Vergangenheit auch, wieder der Entwicklung
des Rohölpreises folgen."


Weitere Informationen zum RWI-Benzinpreisspiegel sind unter [1]
zu finden. Die beiden im Text
angesprochenen Abbildungen sind dieser Mitteilung beigefügt. Über die
Ergebnisse berichtete am 28. November 2018 die "Welt" unter der
Überschrift "Das rätselhafte Nord-Süd-Gefälle bei Diesel und Benzin".

Weitere Informationen unter:

[1] http://www.rwi-essen.de/benzinpreisspiegel

- weitere Informationen zum RWI-Benzinpreisspiegel

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 28.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/840: Startschuss für die "Bio-Agenda" (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 29. November 2018

Startschuss für die "Bio-Agenda"

Gemeinsame Pressemitteilung

BMBF und BMWi starten mit einem Expertengespräch die Erarbeitung der "Bio-Agenda"



"Von der Biologie zur Innovation" - Unter diesem Titel diskutieren
heute Bundesforschungsministerin Anja Karliczek und
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier mit namhaften Expertinnen und
Experten. Gemeinsam sollen wichtige Inhalte für die sogenannte
"Bio-Agenda" erarbeitet werden. Mit der Agenda will die
Bundesregierung dazu beitragen, dass mehr biologische Ressourcen,
Prinzipien und Verfahren in industriellen Prozessen und Verfahren
genutzt werden. Mit der "Bio-Agenda" werden auch globale
Herausforderungen unserer Zeit - von der Ressourcenknappheit bis hin
zur Bekämpfung von Volkskrankheiten - angegangen.

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und Forschung, betont:
"Biologische Materialien und Verfahren sind schon präsenter als viele
denken. In der Industrie und im Alltag werden sie bereits vielfältig
genutzt. Etwa Plastik aus Maisstärke, das schnell abbaubar ist. Die
Biologisierung der Wirtschaft steckt noch in den Kinderschuhen. Mit
der "Bio-Agenda" unterstützen wir die Erschließung des enormen
Potenzials der Biologie weiter. Dazu fördern wir die Zusammenarbeit
von Lebens- und Technikwissenschaften und unterstützen den
Technologietransfer. Unsere Zukunft ist "Bio". Deshalb bündeln wir
Forschung und Transfer für eine nachhaltige und zukunftsfähige
Wirtschaft und bringen Wissenschaft, Industrie und Zivilgesellschaft
zu diesem wichtigen Thema zusammen."

Peter Altmaier, Bundesminister für Wirtschaft und Energie hebt hervor:
"Nach der Digitalisierung wird die Biologisierung der Wirtschaft den
nächsten großen Wachstums- und Innovationszyklus einleiten. Sie
leistet wesentliche Beiträge unter anderem zum Klimaschutz, zur
Ressourceneffizienz und zur medizinischen Versorgung der Menschen. Sie
wird die Wirtschaft - über alle Branchen hinweg - in ihrer gesamten
Breite erfassen. Ich bin davon überzeugt, dass das Thema
'Biologisierung der Wirtschaft' ein Aufbruchs- und Modernitätsthema
wird."

Wir wissen schon viel über biologische Organismen und ihre Prinzipien.
Dazu haben Durchbrüche in den Lebenswissenschaften und enorme
technologische Fortschritte wie die Digitalisierung beigetragen. Das
Potenzial, das in der Biologie steckt, wird derzeit in Deutschland bei
Weitem noch nicht ausgeschöpft. Dabei haben wir exzellente Leistungen
der deutschen Forschung. Spannende Chancen bietet zum Beispiel das
Zusammenspiel von Lebenswissenschaften und anderen Natur- sowie den
Ingenieurwissenschaften. Hier setzt die Bio-Agenda der Bundesregierung
an. Die Agenda soll auf existierenden Strategien und Maßnahmen
aufbauen, sie vernetzen und weiterentwickeln. Neben der
Forschungsförderung spielen der Transfer in die Praxis und die
Einbindung der Gesellschaft eine wichtige Rolle.

18 Expertinnen und Experten diskutieren mit den beiden Ministern im
heutigen Fachgespräch den Status quo und wie die Potenziale und
Herausforderungen biologischer Ressourcen, Prinzipien und Verfahren
genutzt werden können. Im Sommer 2019 sollen die Eckpunkte der
"Bio-Agenda" vom Kabinett verabschiedet werden.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 29. November 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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MELDUNG/839: Bundeswirtschaftsministerium probt den Ausnahmezustand (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 28. November 2018

BMWi probt den Ausnahmezustand - Länder- und ressortübergreifende Krisenmanagmentübung (LÜKEX) 2018



Im Rahmen der Länder- und ressortübergreifenden Krisenmanagementübung/
Exercise 2018 - kurz LÜKEX - proben heute und morgen [28. und 29.11.] 
bundesweit circa 2.500 Personen, die Folgen einer lang anhaltenden Gasmangellage
während eines extrem kalten Winters zu bewältigen. Das Szenario
besagt, dass durch technische, wirtschaftliche und wetterbedingte
Faktoren aus einem zunächst regional begrenzten Gasengpass eine
Gasmangellage in Süddeutschland entsteht. Das Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie übernimmt in der Übung eine zentrale Rolle, da
es federführend verantwortlich ist für die sogenannten Kritischen
Infrastrukturen im Energiebereich.

Staatssekretärin Claudia Dörr-Voß: "LÜKEX ermöglicht es, dass die
Personen, auf die es im Fall einer echten Krise ankommt, diesen
Ernstfall proben können und so deutlich besser für ihn gewappnet sind.
Die Übung zur Gasmangellage wurde mehr als zwei Jahre lang
vorbereitet. Heute nun wird es ernst: Beschäftigte verschiedener
Abteilungen des Bundeswirtschaftsministeriums werden für zwei Tage in
ein extra eingerichtetes Krisenzentrum versetzt. Unser
Übungsschwerpunkt liegt darauf, den "Notfallplan Gas" praktisch
umzusetzen. Er beschreibt Maßnahmen, die eine sichere Gasversorgung
gewährleisten sollen. Das Szenario beginnt mit der Frühwarnphase und
gipfelt in der Notfallstufe, die wir per Verordnung feststellen
werden. Von diesem Zeitpunkt an wird die Gasversorgung durch die
Bundesnetzagentur staatlich geregelt."

Neben etlichen Bundes- und Landesbehörden sind die Unternehmen der
Gaswirtschaft ein wichtiger Partner in der diesjährigen Übung. Das
übergeordnete Ziel dieser und jeder LÜKEX ist es, das nationale
Krisenmanagement weiter zu optimieren und die Zusammenarbeit der
Beteiligten zu verbessern. Die Übung wird dafür in den Bereichen
Versorgungssicherheit, Innere Sicherheit und Bevölkerungsschutz
weitreichende, auch politische Entscheidungen bei Behörden und
Versorgungsunternehmen einfordern und simulieren.

Federführend für die LÜKEX ist das Bundesinnenministerium.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 28. November 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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VERKEHR/1547: Öffentliche Fahrradvermietsysteme - kein Ende der Dynamik?!? (idw)


Hochschule RheinMain - 28.11.2018

Öffentliche Fahrradvermietsysteme - kein Ende der Dynamik?!?



Die hohe Teilnehmerzahl und der große Einzugsradius aus ganz Deutschland
seien deutliche Zeichen für die weiterhin hohe Relevanz des Themas, freute
sich Frieder Zappe von der Austauschgruppe Bike-Sharing während er die
Interessierten aus Wissenschaft und Praxis begrüßte, die zur Fachtagung
"Öffentliche Fahrradvermietsysteme - kein Ende der Dynamik?!?" an die
Hochschule RheinMain angereist waren.

Auch der Vizepräsident der Hochschule RheinMain, Prof. Dr. Bodo Igler,
freute sich über das große Interesse und ermunterte insbesondere die
anwesenden Studierenden: "Sprechen Sie mit den Expertinnen und Experten,
schauen Sie gerne auch über den Tellerrand. Wir brauchen dringend Ihr
Know-How und Ihr Engagement. Da setze ich auf Sie." Prof. Dr. Volker Blees
vom Studiengang Mobilitätsmanagement schloss sich diesem Wunsch an. Er
hoffe die Anwesenden könnten ein Stück beitragen zur Verkehrswende und zu
mehr nachhaltiger Mobilität.

Vernetzung mit Städten und Gemeinden

Die Vorträge und Workshops der Fachtagung zeigten, dass Fahrradmobilität
weiterhin ein spannendes Thema im Kontext der Verkehrswende ist. Neben den
Anbietern verschiedener Lösungen sind auch die Kommunen und Aufgabenträger
gefragt, steuernd und gestaltend mitzuwirken. So stellte Prof. Dr. Blees
abschließend fest, dass "klare, gemeinsame Strategien der Städte und
Gemeinden, der Region und des Landes" gebraucht würden. "Mit Hilfe unseres
Projekts IMPACT RheinMain werden wir daher die Erkenntnisse aus der Tagung
weiter in die Region Frankfurt RheinMain tragen" kündigte Prof. Dr. Blees
an.

Mit dem Projekt IMPACT RheinMain ist die Hochschule RheinMain als
Innovative Hochschule ausgewählt worden. Die Tagung "Öffentliche
Fahrradvermietsysteme - kein Ende der Dynamik?!?" wurde im Rahmen dieses
Projekts organisiert. Sie bildete den Auftakt einer regelmäßigen
Veranstaltungsreihe im Themenfeld Nahverkehr, nachhaltige Mobilität und
Smart Mobility mit dem zentralen Ziel der Etablierung einer regionalen
Austausch- und Wissensplattform kommunaler Akteure.


Weitere Informationen unter:

https://www.hs-rm.de/de/forschung/innovative-hochschule/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution277

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule RheinMain, 28.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/586: Anhörung im KiK-Verfahren vor dem Landgericht Dortmund (ECCHR)


European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Pressemitteilung vom 29. November 2018

Anhörung im KiK-Verfahren vor dem Landgericht Dortmund

Klägerin: "Wir haben viel erreicht: Jetzt darf das Gericht das Verfahren
nicht an Verjährung scheitern lassen!"



Dortmund - "Mein Sohn hat für den Profit von KiK mit seinem Leben bezahlt.
Nun endlich hat ein Gericht in Deutschland sich mit dem Fall beschäftigt."
Aus Sicht von Klägerin Saeeda Khatoon war die erste Verhandlung im
Verfahren gegen das Unternehmen KiK vor dem Landgericht Dortmund ein
wichtiger Schritt - egal, wie das Verfahren endet. Ihr Sohn starb bei dem
Fabrikbrand beim KiK-Zulieferer Ali Enterprises am 11. September 2012 in
Karatschi (Pakistan). "Für 258 Menschen wurde die Fabrik zur Todesfalle.
Nichts wird diesen Verlust je wiedergutmachen. Aber die Verantwortlichen
sollen wenigstens haften. KiK war Hauptkunde der Fabrik und damit
mitverantwortlich für den mangelnden Brandschutz."

Stellvertretend für die Ali Enterprises Factory Fire Affectees Association
(AEFFAA), die Selbstorganisation von Überlebenden und Hinterbliebenen des
Fabrikbrands, zogen Khatoon und drei weitere Betroffene im März 2015 vor
Gericht. Die Klage - vom European Center for Constitutional and Human
Rights (ECCHR) angestoßen und medico international unterstützt - ist die
erste dieser Art in Deutschland. Das Verfahren soll klar machen:
Transnationale Unternehmen sind auch für die Arbeitsbedingungen in ihren
Tochter- und Zulieferbetrieben im Ausland verantwortlich.

"Den Betroffenen geht es um Aufklärung und Haftung. Diesen juristischen
Kampf führen wir gemeinsam mit der AEFFAA - in Pakistan gegen den
Fabrikbesitzer, in Italien gegen das Zertifierungsunternehmen und in
Deutschland gegen KiK", sagt Miriam Saage-Maaß vom ECCHR. Die Frage der
Unternehmensverantwortung könnte aber offen bleiben, fürchtet Rechtsanwalt
Remo Klinger, der die Pakistaner vor Gericht vertritt: "KiK flüchtet sich
in die Verjährung und verhindert, dass die Haftungsfragen geklärt werden."

Thomas Seibert von medico international ergänzt: "Jetzt ist die Politik
gefragt: Die Zeit der freiwilligen Selbstverpflichtungen von Unternehmen
ist vorbei. Wir brauchen gesetzliche Regelungen zur Durchsetzung der
Menschen- und Arbeitsrechte." Aus internationaler Perspektive steht für Ben
Vanpeperstraete von der Clean Clothes Campaign fest: "Das Verfahren gegen
KiK in Deutschland hat maßgeblich zur Einigung über Entschädigungszahlungen
beigetragen." Die Entschädigung hatte die Internationale
Arbeitsorganisation parallel zur Klage ausgehandelt.

Mehr zum KiK-Fall unter ecchr/kik/pakistan

 * 

Quelle:

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Zossener Str. 55-58, Aufgang D, 10961 Berlin

Telefon: + 49 (0)30 - 40 04 85 90, Fax: + 49 (0)30 - 40 04 85 92

E-Mail: info@ecchr.eu,

Internet: www.ecchr.de
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VERKEHR/732: Verkehrssicherungspflicht - Erforderliche Maßnahmen bei Speedwayrennen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 29. November 2018

Verkehrssicherungspflicht: Erforderliche Maßnahmen bei Speedwayrennen



Oldenburg/Berlin (DAV). Bei einem Speedwayrennen muss zur Sicherung des
Zuschauerbereichs ein zusätzlicher Fangzaun errichtet werden. Fehlt
dieser und es passiert ein Unfall, muss der Veranstalter die Kosten
für die Behandlung eines verletzten Zuschauers erstatten. Die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Oldenburg vom
16. Januar 2018 (AZ: 2 U 105/17).

In einem Rundkurs, auf dem die Motorräder im Kreis fahren, war der
Zuschauerbereich vom Rundkurs durch eine 1,2 Meter hohe Betonmauer
getrennt. An deren Innenseite befand sich ein Luftkissenwall. 3 Meter
von der Betonmauer entfernt war ein Seil gespannt. Dahinter standen
die Zuschauer. Direkt nach dem Start kollidierten zwei Motorräder. Ein
weiteres Motorrad fuhr auf und wurde über die Betonwand katapultiert.
Es verfing sich im Seil und prallte auf den Oberschenkel eines
Zuschauers. Der erlitt einen Oberschenkelbruch. Die Krankenkasse des
Mannes verlangte vom Veranstalter die Behandlungskosten in Höhe von
rund 6.000 Euro.

Nach Ansicht der Krankenkasse hatte der Veranstalter seine
Verkehrssicherungspflicht verletzt. Er hätte einen Fangzaun errichten
müssen. Der Veranstalter argumentierte, bei Speedwayrennen gebe es
nahezu kein Unfallrisiko. Seine Sicherheitsmaßnahmen entsprächen der
Üblichkeit und den Vorschriften des Rennsportverbands.

Das Gericht gab der Krankasse Recht. Zwar sei eine vollkommene
Verkehrssicherheit gegen jede denkbare Gefahr und jeden Unfall nicht
zu erwarten. Es müssten aber alle zumutbaren Maßnahmen ergriffen
werden, die ein verständiger und umsichtiger, in vernünftigen Grenzen
vorsichtiger Mensch für notwendig halten dürfe, um andere vor Schäden
zu bewahren. Je größer die Gefahr sei, desto höher seien die
Sicherheitsanforderungen. Demnach sei ein zusätzlicher Fangzaun
erforderlich gewesen. Denn der Unfallverlauf sei bei einem
Speedwayrennen nicht ganz ungewöhnlich. Es sei nicht lebensfern, dass
bei einem Zusammenstoß von Motorrädern eine Katapultwirkung entstehe
und ein Motorrad zu einem lebensgefährlichen Geschoss für die
Zuschauer werde. Der Veranstalter könne sich auch nicht darauf
berufen, dass seine Sicherungsmaßnahmen dem Rahmen des Üblichen und den
Auflagen des Verbands entsprochen hätten. Ein
Verkehrssicherungspflichtiger habe eigenverantwortlich zu prüfen,
welche konkreten Maßnahmen erforderlich seien. Die bloße Orientierung
an Vorgaben des Verbands reichten nicht aus.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:
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Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 30. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/731: Beim Ausparken in Einbahnstraße beide Fahrtrichtungen absichern (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 29. November 2018

Beim Ausparken in Einbahnstraße beide Fahrtrichtungen absichern



Oldenburg/Berlin (DAV). Auch in einer Einbahnstraße muss ein
ausparkender Fahrer damit rechnen, dass ein Fahrzeug mit Sonderrechten
oder auch ein Fußgänger die Einbahnstraße in der entgegengesetzten
Richtung nutzt. Bei einem Unfall haftet der Ausparkende auch in einer
Einbahnstraße allein. Darüber informiert die Arbeitsgemeinschaft
Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) und verweist auf eine
Entscheidung des Oberlandesgerichts Oldenburg vom 23. April 2018
(AZ: 4 U 11/18).

Auf einem Autobahnparkplatz wollte der Mann rückwärts aus einer
Parkbucht ausparken. Dort galt die Einbahnstraßenregelung. Er stieß
mit einem Transporter der Straßenbaubehörde zusammen. Das Fahrzeug
befuhr die Fahrgasse entgegen der Einbahnstraßenrichtung. Der Mann und
die Straßenbaubehörde gaben sich gegenseitig die Schuld und forderten
jeweils Schadensersatz voneinander.

Das Landgericht hatte der Behörde Recht gegeben. Deren Mitarbeiter
hätte korrekt gehandelt. Er hätte die Einbahnstraße in
entgegengesetzter Richtung befahren dürfen. Die Fahrt sei schließlich
zur Kontrolle des Parkplatzes auf mögliche Schäden erfolgt. Das
Befahren entgegen der Einbahnstraße war nach den Erkenntnissen des
gerichtlichen Sachverständigen dafür erforderlich gewesen. Auch sei
das Fahrzeug ordnungsgemäß durch weiß-rote-weiße Warneinrichtungen
gekennzeichnet gewesen und extrem langsam gefahren.

Der Autofahrer fühlte sich im Recht und klagte weiter. Er meinte, der
Behördenmitarbeiter hätte den Autobahnparkplatz genauso gut zu Fuß
kontrollieren können.

Daraufhin teilte das Oberlandesgericht dem Mann mit, dass es den Fall
genauso sehe wie das Amtsgericht. Der Mann hätte beim Ausparken beide
Fahrtrichtungen absichern müssen. Er habe damit rechnen müssen, dass
ein Fahrzeug mit Sonderrechten oder auch ein Fußgänger die
Einbahnstraße in der entgegengesetzten Richtung nutze. Der
Behördenmitarbeiter habe das ihm gesetzlich eingeräumte Sonderrecht
wahrgenommen. Damit habe er sich ordnungsgemäß verhalten. Ein
Fahrzeugführer müsse sich im Übrigen beim Rückwärtsausparken laufend
darüber vergewissern, dass niemand zu Schaden komme.

Der Mann nahm seine Berufung nach einem entsprechenden Hinweis des
Oberlandesgerichts zurück.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/730: Geschwindigkeitsverstoß - Polizeiliche Schätzung allein reicht nicht (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 29. November 2018

Geschwindigkeitsverstoß: Polizeiliche Schätzung allein reicht nicht



Dortmund/Berlin (DAV). Soll jemand wegen einer
Geschwindigkeitsüberschreitung ein Bußgeld zahlen, muss ihm der
Verstoß auch nachgewiesen werden. Die Schätzung der Polizei, der
Fahrer sei schneller als die erlaubten 30 km/h gefahren, reicht allein
nicht. Ergibt sich aus der Fahrweise des Betroffenen und anderer
Verkehrsteilnehmer der Verstoß nicht, genügt auch das nicht. Selbst
ein Geständnis des Betroffenen reicht dann nicht. Die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Amtsgerichts Dortmund vom
6. Februar 2018 (AZ: 729 OWi-261 Js 2511/17-379/17).

Dem Autofahrer wurde vorgeworfen, in einer 30-Zone zu schnell gefahren
zu sein. Eine Geschwindigkeitsmessung hatte die Polizei nicht
durchgeführt, ihr Vorwurf basierte auf einer Schätzung. Darüber hinaus
hatte der Mann am Unfallort gesagt: "Es stimmt, ich war zu schnell."

Gegen den Bescheid wandte sich der Mann mit Erfolg. Eine
Geschwindigkeitsschätzung der Polizei reiche nicht aus, so das
Gericht. Ohne konkrete Geschwindigkeitsfeststellungen sei ein
besonders Fahrverhalten oder ein hierdurch bedingtes Fahrverhalten
anderer Verkehrsteilnehmer notwendig, aus dem sich schließen ließe,
dass er zu schnell gewesen sei. Sei dies nicht der Fall, könne ihm
keine Geschwindigkeitsüberschreitung vorgeworfen werden. An diesen
strengen Anforderungen ändere auch das Geständnis vor Ort nichts.
Zumal er dies widerrufen habe.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 16/18 vom 29. November 2018
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2154: "Die Zeit läuft uns davon" - Bischof Overbeck zur Weltklimakonferenz in Kattowitz (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 29.11.2018

"Die Zeit läuft uns davon"

Bischof Overbeck zur Weltklimakonferenz in Kattowitz



Anlässlich der UN-Klimakonferenz, die vom 3. bis 14. Dezember 2018 in
Kattowitz (Polen) stattfindet, ruft der Vorsitzende der Kommission für
gesellschaftliche und soziale Fragen der Deutschen Bischofskonferenz,
Bischof Dr. Franz-Josef Overbeck (Essen), zu entschlossenem Handeln für
mehr Klimaschutz auf. "Die globale Erwärmung schreitet weiter voran und
stellt eine akute Bedrohung für die Welt dar. Wir müssen den gefährlichen
Klimawandel stoppen, bevor es zu spät ist. Die Zeit läuft uns davon."

Bischof Overbeck erinnert in diesem Zusammenhang an die Enzyklika Laudato
si', die Papst Franziskus kurz vor den Verhandlungen zum Pariser
Klimaabkommen im Jahr 2015 veröffentlicht hat. Für Papst Franziskus ist der
Klimawandel "ein globales Problem mit schwerwiegenden Umwelt-Aspekten und
ernsten sozialen, wirtschaftlichen, distributiven und politischen
Dimensionen" und daher "eine der wichtigsten aktuellen Herausforderungen an
die Menschheit" (Laudato si' 25). Bischof Overbeck setzt große Hoffnungen
auf die Klimaverhandlungen in Kattowitz (Polen) und appelliert an die
Verantwortlichen der Länder, das globale Gemeinwohl über nationale
Interessen zu setzen. "Wir brauchen ehrgeizige Klimaziele, die glaubhaft,
zielorientiert und konsequent umgesetzt werden müssen. Das ist auch ein
Gebot der Gerechtigkeit gegenüber den Armen in der Welt wie auch gegenüber
zukünftigen Generationen. Ein ambitionierter Klimaschutz ist die Grundlage
für die Bewahrung der Schöpfung und der Weg in unsere gemeinsam nachhaltig
zu gestaltende Zukunft. Die Länder der Welt müssen frühestmöglich
klimaneutral wirtschaften und leben. Deutschland steht dabe
i als Industrieland in besonderer Verantwortung und sollte eine
Vorreiterrolle einnehmen und sich zum Ziel der Klimaneutralität bis
spätestens 2050 bekennen. Dazu sind alle Handlungsfelder in den Blick zu
nehmen: Energiewirtschaft, Gebäude, Verkehr, Industrie und Landwirtschaft.
Die Politik muss für das Ziel der Klimaneutralität einen langfristig
verlässlichen Rahmen schaffen, zu dem auch die Zahlung eines angemessenen
Preises für den Ausstoß von Kohlendioxid gehört, der sich an den Schäden
des Klimawandels orientiert. Wir alle können und sollen durch einen
umweltschonenden Lebensstil etwa bei Ernährung und Mobilität unseren
Beitrag leisten."



Die Weltklimakonferenz (COP24) findet vom 3. bis 14. Dezember 2018 in
Kattowitz (Polen) statt. Neben einer Bestandsaufnahme ist das Ziel,
konkrete und verbindliche Umsetzungsregeln für das Pariser Klimaabkommen zu
vereinbaren. Die Kirche selbst möchte im Engagement für Umwelt, Klima und
nachhaltige Entwicklung mit gutem Beispiel vorangehen. Die deutschen
Bischöfe haben daher auf ihrer Herbst-Vollversammlung im September 2018
Handlungsempfehlungen zu Ökologie und nachhaltiger Entwicklung für den
Bereich der katholischen Kirche in Deutschland verabschiedet, die am 27.
November 2018 veröffentlicht wurden.



Das Dokument "Schöpfungsverantwortung als kirchlicher Auftrag -
Handlungsempfehlungen zu Ökologie und nachhaltiger Entwicklung für die
deutschen (Erz-)Diözesen" ist als pdf-Datei zum Herunterladen in der Rubrik
Publikationen verfügbar. Dort kann es auch als Broschüre (Arbeitshilfen Nr.
301) bestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 195 vom 29. November 2018

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06761: Furcht erst schuf den Fehler (SB)


Weiß hatte seine Stellung harmonisch entwickelt, den Damenbauern auf
d6 vorgeschoben, einen Springer auf e7 placiert, Flackendeckung gab
der Läufer und die Schwerfiguren beherrschten die Mittellinien. Die
positionellen Vorteile waren zwar nicht entscheidend, und außerdem
besaß die schwarze Stellung keine allzu gravierenden Schwächen, die
Weiß zu einer Kombination einluden, aber Schwarz hätte einen schweren
Kampf austragen müssen, wenn er noch irgendwie den Kopf aus der
Schlinge ziehen wollte. Sein kleiner Stolz waren die beiden Läufer.
Dieses Paar zu erhalten, war sein ganzer Sinn. Also spielte er nun
1...f7-f6?, um das Feld e5 für den weißen Läufer unbetretbar zu
machen. Der Erfolg gab ihm Recht. Seine beiden Läufer standen auf dem
Brett, als er nach dem nächsten weißen Zug aufgab. Durch seine penible
Furcht vor dem Verlust seines Duos hatte er im heutigen Rätsel der
Sphinx eine andere, viel wesentlichere Gefahr erst geschaffen.
Ansonsten hätte er das Naheliegende getan und seinen Turm mit 1...Te8-
d8 aus der e-Linie genommen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06761: Furcht erst schuf den Fehler (SB)]



Waiser - Romanischin

Sotschi 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Gedanken des Menschen sind sein Himmelreich oder seine Hölle, je
nachdem. Für unseren Schachfreund endete der Einfall mit 1.Se2-g1?
indes auf tragische Weise, denn nach 1...Sf3-d2! erkannte er zu spät,
was er vorher nicht bedacht hatte. Da er wegen der Mattdrohung auf h1
die Qualität eingebüßt hätte, machte er aus seinem Fehler eine ganze
Niederlage und gab auf.



Erstveröffentlichung am 30. November 2005

29. November 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/340: Bielefeld - Babysitter-Führerschein für Jugendliche, 7. und 8.12.2018


Stadt Bielefeld

Babysitter-Führerschein für Jugendliche



Bielefeld (bi). Das Familienzentrum "KiTa Auf dem Rennplatz" bietet am
Freitag, 7., und Samstag, 8. Dezember, einen Babysitter-Kurs an.
Interessierte Jugendliche ab 13 Jahren erhalten an zwei Tagen
Informationen über die kindliche Entwicklung, Spielmöglichkeiten,
Kinderpflege, Erste Hilfe und kindgerechte Ernährung. Nach Abschluss
des Kurses erhalten die Teilnehmenden ein Zertifikat.

Anmeldungen zum Wochenendkurs unter kita.auf-dem-rennplatz@bielefeld.de 
oder Telefon 0521/32926820. Der Babysitter-Führerschein findet in Kooperation 
mit der Hedwig-Dornbusch-Schulee.V. im Familienzentrum "KiTa Auf dem Rennplatz" statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.11.2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/339: Hanau - Wohin mit meiner Trauer?, 17.12.2018


Stadt Hanau

Wohin mit meiner Trauer? 



Der Verlust eines geliebten Menschen ist oft schwer zu verkraften.
Besonders über die Feiertage fällt es vielen Menschen schwer mit ihrer
Trauer umzugehen. Das Thema "Trauer" steht daher am Montag, 17.
Dezember 2018 im Mehrgenerationenhaus Fallbach in Hanau auf dem
Programm. Trauerseelsorger Werner Gutheil kommt um 14 Uhr der ins
Mehrgenerationenhaus in der Reichenberger Straße 59. Beim gemeinsamen
Kaffeetrinken und im Gespräch vermittelt Werner Gutheil hilfreiche
Strategien, wie man die schwere Zeit besser bewältigen kann.

Anmeldungen werden im Mehrgenerationenhaus gerne entgegengenommen
unter Telefon 06181/6686785.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 26.11.2018
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INFOPOOL / TIERE / FAKTEN





VETERINÄR/464: Rindervirus BVDV - Wirksamer Schutz ist möglich (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 28.11.2018

Rindervirus BVDV: Wirksamer Schutz ist möglich



Die Bovine Virus Diarrhoe (BVD), verursacht durch das BVD-Virus (BVDV)
ist eine weltweit verbreitete und gefährliche Rinderkrankheit, die zum Tod
der Tiere führen kann. Doch das müsste nicht sein, wie eine aktuelle Studie
der Vetmeduni Vienna zeigt. Mit dem richtigen Einsatz der zur Verfügung
stehenden Maßnahmen sind große Erfolge im Kampf gegen das Rindervirus BVDV
bis hin zur Ausrottung der Krankheit möglich.

Die Bovine-Virusdiarrhoe ist eine infektiöse Tierkrankheit mit
schwerwiegenden gesundheitlichen Folgen und globalen wirtschaftlichen
Auswirkungen: Einerseits entstehen durch hohe Krankheits- und Sterberaten,
erhöhte vorzeitige Keulung und verminderte Fortpflanzungsleistung der
infizierten Tiere direkte Kosten. Andererseits führt der erhebliche
Aufwand zur Kontrolle von BVDV-Infektionen zu beträchtlichen indirekten
Kosten.

Vor diesem Hintergrund veröffentlichten Forscherinnen und Forscher der
Vetmeduni Vienna kürzlich eine Meta-Analyse bestehender Studien, um die
räumliche und zeitliche Verteilung der weltweiten BVDV-Krankheitshäufigkeit,
der Risikofaktoren sowie der Effekte von Impfungen
und Ausrottungsprogrammen darzustellen.

Die Analyse des Forschungsteams der Vetmeduni Vienna zeigt große
Unterschiede in der Häufigkeit des Auftretens von BVD, sowohl innerhalb
als auch zwischen den untersuchten UN (United Nations)-Regionen, wobei in
allen UN-Regionen während der letzten Jahrzehnte ein erfreulicher Rückgang
der BVD-Häufigkeit zu beobachten war.

Diese neuen Informationen sind auch deshalb wertvoll, weil in einer
globalisierten Welt der internationale Handel mit lebenden Tieren auf der
Tagesordnung steht und daher sichergestellt werden muss, dass ansteckende
Krankheiten wie BVD nicht über Grenzen hinweg verbreitet werden.

Ausrottung von BVDV ist möglich

Laut der ersten zur Prävalenz von BVDV-Infektionen in der globalen
Rinderpopulation durchgeführten Meta-Analyse liegt die Ursache für die
unterschiedliche Krankheitshäufigkeit von BVD vor allem am
unterschiedlichen Einsatz von Kontroll- und Eradikationsprogrammen
(einschließlich Impfungen). So weisen Länder, die Bekämpfungsprogramme
eingeführt haben, im Vergleich zu Ländern ohne derartige Maßnahmen eine im
Durchschnitt 1,5-fach niedrigere BVD-Krankheitshäufigkeit auf Tier- und
Herdenebene auf. Diese Maßnahmen sind teilweise sogar so erfolgreich, dass
Länder wie Schweden, Finnland und Norwegen das BVDV vollständig
ausgerottet haben. In einigen Ländern ist die BVD-Bekämpfung bereits so
weit fortgeschritten, dass - wie etwa in Österreich - auf
Stichprobenuntersuchungen umgestellt werden konnte.

Auf die Frage, warum nicht in allen Ländern ein flächendeckendes
BVD-Bekämpfungsprogramm eingeführt wurde, antwortete Beate Pinior, Institut
für Öffentliches Veterinärwesen der Vetmeduni Vienna, die die Studie
gemeinsam mit einem Forscherteam der Vetmeduni Vienna erstellte: "Es gibt
dafür mehrere Gründe: Es existiert keine internationale Rechtsgrundlage,
die eine BVDV-Bekämpfung vorschreibt. Die Eradikation von BVDV ist
langwierig und mit einem hohen Ressourceneinsatz verbunden. In vielen
Ländern liegt der Schwerpunkt in der Tierseuchenbekämpfung noch auf
Krankheiten, die auf den Menschen übertragen werden; sie stellen kaum
Mittel zur gezielten Bekämpfung einer Tierkrankheit ohne zoonotisches
Potential zur Verfügung. "

Meta-Analyse hilft im weltweiten Kampf gegen BVDV

Die vorliegende Studie der Vetmeduni Vienna unterstreicht auch die
Notwendigkeit international vergleichbarer epidemiologischer Studien zur
Information von politischen EntscheidungsträgerInnen. Dazu Beate Pinior:
"Die vorgestellten Daten sind insbesondere für die Veterinärbehörden von
Bedeutung, weil sie die weltweite BVD-Verteilung und die potenziellen
wirtschaftlichen Auswirkungen der Krankheit sichtbar machen. "

Gefährliche Durchfallerkrankung bei Rindern

Das bovine Virusdiarrhoe-Virus, kurz BVDV, verursacht eine tödlich
verlaufende Durchfallerkrankung bei Rindern, besonders Kälbern und
Jungrindern. Das Virusreservoir von BVDV sind persistent infizierte (PI)
Tiere, die während ihres gesamten Lebens große Mengen des Virus
ausscheiden und keine Antikörper gegen BVDV entwickeln. "Die Infektion
eines Rindes während der Trächtigkeit mit dem BVDV kann zur Geburt eines
nicht immunkompetenten PI-Tieres führen. Diese PI-Tiere verbreiten die
Infektion.", so Pinior.

Weltweit 325 Studien wurden in die Meta-Analyse einbezogen

Insgesamt wurden in die Meta-Analyse 325 Studien aus 73 verschiedenen
Ländern (für 10 UN-Regionen) aus dem Zeitraum 1961 bis 2016 einbezogen.
Die Mehrzahl der Studien wurde auf regionaler Ebene (77,02 %),
gefolgt von nationaler Ebene (13,04 %) und Betriebsebene
(9,94 %) durchgeführt. Die Prävalenzen von persistenten
BVDV-Infektionen reichten laut der Meta-Analyse von niedrig (≤ 0,8 %
Europa, Nordamerika, Australien), mittel (> 0,8 % bis 1,6 %
Ostasien) bis hoch (> 1,6 % Westasien).


Über die Veterinärmedizinische Universität Wien

Die Veterinärmedizinische Universität Wien (Vetmeduni Vienna) ist eine der
führenden veterinärmedizinischen, akademischen Bildungs- und
Forschungsstätten Europas. Ihr Hauptaugenmerk gilt den Forschungsbereichen
Tiergesundheit, Lebensmittelsicherheit, Tierhaltung und Tierschutz sowie
den biomedizinischen Grundlagen. Die Vetmeduni Vienna beschäftigt 1.300
MitarbeiterInnen und bildet zurzeit 2.300 Studierende aus. Der Campus in
Wien Floridsdorf verfügt über fünf Universitätskliniken und zahlreiche
Forschungseinrichtungen. Zwei Forschungsinstitute am Wiener
Wilhelminenberg sowie ein Lehr- und Forschungsgut in Niederösterreich
gehören ebenfalls zur Vetmeduni Vienna. Die Vetmeduni Vienna spielt in der
globalen Top-Liga mit: 2018 belegt sie den exzellenten Platz 6 im
weltweiten Shanghai-Hochschulranking im Fach "Veterinary Science".

www.vetmeduni.ac.at

Originalpublikation:

Der Artikel "A meta-analysis of bovine viral diarrhoea virus (BVDV)
prevalences in the global cattle population" von Bettina Scharnböck,
Franz-Ferdinand Roch, Veronika Richter, Carsten Funke, Clair L. Firth,
Walter Obritzhauser, Walter Baumgartner, Annemarie Käsbohrer und Beate
Pinior wurde in Nature Scientific Reports veröffentlicht.

https://www.nature.com/articles/s41598-018-32831-2


Weitere Informationen unter:

https://www.vetmeduni.ac.at/de/infoservice/presseinformationen/presseinformationen-2018/bekaempfung-bvd-virus/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1560

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Veterinärmedizinische Universität Wien, 28.11.2018
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GENTECHNIK/313: CRISPR-Cas - Marktgerechtigkeit ... (SB)




Im Sommer dieses Jahres hat der Europäische Gerichtshof ein Urteil
gefällt, wonach mikrobiologische Eingriffe mittels des
Genom-Editierens, wie sie auch als CRISPR/Cas9 bezeichnet werden,
unter die Gentechnikgesetzgebung der EU fallen. Daraufhin hob ein
Heulen und Wehklagen unter Teilen der Industrie und Wissenschaft ob
dieser angeblichen Einschränkung ihrer Forschungstätigkeit an. Europa
werde im globalen Wettbewerb zurückfallen, andere Staaten erlegten sich
weniger Zurückhaltung auf, das Gericht habe überhaupt keine Ahnung
von der Materie, es sei vollkommen falsch informiert und müsse sein
Urteil überdenken, lauteten einiger der Vorwürfe bzw. Forderungen.

Aber es gibt auch Wirtschaftskreise, die das Urteil begrüßen. So
haben jetzt mehrere Dutzend Unternehmen aus der Futtermittel- und
Lebensmittelwirtschaft einen Offenen Brief [1] an
EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker und EU-Kommissar für
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, Vytenis Andriukaitis,
geschrieben und sie aufgefordert, das Urteil des EuGH anzuerkennen
und zügig umzusetzen. Es gelte, den Schutz der gentechnikfreien
Produktion sicherzustellen.

Die Unterzeichner erinnern daran, daß in der EU das Vorsorgeprinzip
gilt. Es besagt, daß ein Hersteller die Sicherheit eines Produkts
nachweisen muß, bevor er es auf den Markt bringen darf. Wohingegen
beispielsweise in den USA, wo das Vorsorgeprinzip nicht gilt, ein
Produkt nach womöglich sehr viel weniger strengen Bestimmungen
vermarktet werden darf. Kommt es zu einer Schädigung, kann gegen den
mutmaßlichen Verursacher Klage angestrengt werden, aber der Schaden
wäre in dem Fall schon angerichtet.

Abgesehen von der Einhaltung des Vorsorgeprinzips verlange das
EU-Recht für gentechnisch veränderte Organismen (GVO) auch eine
Risikoabschätzung sowie eine Kennzeichnungspflicht, erinnerten die
Unterzeichner des Offenen Briefs. Das Urteil sei für ihre Branche von
"elementarer Bedeutung", denn es befreie sie von der Sorge, "dass mit
Verfahren der Neuen Gentechnik hergestellte Futter- und Lebensmittel
für Hersteller, Vermarkter und Konsumenten nicht wahrnehmbar in den
Markt gelangen".

Es geht den Unterzeichnern um ihre Glaubwürdigkeit, denn wenn sie
ihre Produkte mit dem Label "Ohne Gentechnik" versehen, diese aber
genom-editierte Anteile enthalten, besteht die sicherlich begründete
Befürchtung, daß die Verbraucherinnen und Verbraucher ihr Vertrauen
in die so gekennzeichneten Produkte verlieren.

An dieser Stelle würden die Befürworter des Genom-Editierens
vermutlich einwenden, daß die Ergebnisse einer natürlichen und einer
künstlichen Veränderung des Erbguts nicht voneinander zu
unterscheiden sind. Man kann hinterher nicht feststellen, ob bei der
Erzeugung eines Produkts CRISPR/Cas9 eingesetzt wurde oder nicht,
denn es hätte auch evolutionär entstehen können.

Der Europäische Gerichtshof hat jedoch den Einwänden der
Gentechnikkritik den Zuschlag gegeben, wonach der Weg, wie ein
Produkt entsteht, nicht vernachlässigt werden darf.

Der Schwerpunkt des Offenen Briefs liegt auf Fragen der Vermarktung.
So heißt es: "Die Futter- und Lebensmittelproduktion ohne Gentechnik
ist zu einem wichtigen europäischen Marktfaktor geworden, der laufend
an Nachfrage gewinnt (...) Die Palette der als 'Ohne Gentechnik'
gekennzeichneten Produkte wächst in allen Segmenten ebenso
signifikant, wie das gesamte Marktvolumen von Lebens- und
Futtermitteln ohne Gentechnik."

Hier setzt sich eine Branche gegen die seit dem Sommer anhaltenden
Versuche interessierter Kreise zur Wehr, die eine Revision des
Gerichtsurteils bewirken wollen und dazu unter anderem auch auf die
EU-Kommission einzuwirken versuchen, damit diese nach Schlupflöchern
sucht, wie man das EuGH-Urteil umgehen kann. Wobei sie bei der
EU-Kommission offene Türen einrennen, denn die ist traditionell
wirtschaftsfreundlich.

Die Verfasser des Offenen Briefs verfolgen selbstverständlich primär
Profitinteressen, in dieser Hinsicht unterscheiden sie sich nicht von
der "Gegenseite". Allerdings ist es vom Standpunkt der Menschen, die
in einer doch existentiellen Frage wie die der Nahrungszufuhr nicht
zum Versuchs"kaninchen" der profitgetriebenen Gentech-Industrie
verkommen wollen, die sicherlich genehmere Branche. Und wenn die
Kennzeichnung "Ohne Gentechnik" bedeutet, daß auch keine
"Genomtechnik" bei der Herstellung eines Lebens- oder Futtermittels
verwendet wurde, dann entspricht das dem Sicherheitsbedürfnis eines
erheblichen Teils der Bevölkerung.

Die Verheißungen, mit CRISPR/Cas9 Pflanzen so zu verändern, daß sie
höhere Erträge abwerfen, und das auch noch unter extremen
Witterungsbedingungen, sind enorm groß. Doch könnte es sich als eine
nicht mehr zu korrigierende Fehleinschätzung herausstellen, würde man
diesem innovativen Instrument der Pflanzenzüchtung nicht auch ein
nicht minder innovatives Schädigungspotential zutrauen. Es gibt wohl
kaum ein passenderes Beispiel dafür, warum das Vorsorgeprinzip
vonnöten ist, als CRISPR/Cas9.


Fußnote:

[1]
http://www.ohnegentechnik.org/fileadmin/ohne-gentechnik/dokumente/Deutsch_Offener_Brief_EU-Kommission_28112018_final.pdf
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INFOPOOL / UNTERHALTUNG / PERRY-RHODAN





ERSTAUFLAGE/982: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2988 (SB)


Michelle Stern

Die HARUURID-Mission

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2988



Galaxis Sagittarius, Juli 1552 NGZ

Puoshoor hofft, daß Perry Rhodan ihn verfolgt. Denn er will den
Terraner leiden sehen, wenn er seine letzte ultimate Waffe einsetzt.
Puoshoor hat Abelone Jochanson, der gäonischen Sicherheitschefin der
Leerraumfähre AJATTI, Anweisung gegeben, jeden zu neutralisieren, der
durch den Transmitter kommt, durch den er selbst das Schiff erreicht
hat. Doch es folgt keine Erfolgsmeldung.

Dabei hätte Abelone Jochanson diese durchaus erstatten können, denn
Perry Rhodan und seine drei Begleiter sind von ihr ordnungsgemäß in
Gewahrsam genommen worden, als sie aus dem Transmitter kamen. Der
Übermacht an Balkenrobotern hatten sie nichts entgegenzusetzen.

Monkey ist von ihr sogar in eine Schwerkraftzelle gesteckt worden,
obwohl er sich von seiner letzten Tortur dieser Art noch nicht wieder
erholt hat. Außer Abelone Jochanson weiß niemand etwas über die
Anwesenheit Rhodans. Da sie mit ihm sprechen will, betrachtet Perry
sie nicht nur als Feindin.

Puoshoor ist bereits an Bord der Leerraumfähre HARUURID, wo er erneut
versucht, das Gondische Privileg auf sich zu codieren. Seine Gespielin
Nuntia Mazuurah hat ihn mit den Worten empfangen, in spätestens vier
Tagen könne er sich Poshcooris (die Milchstraße) holen. Sie habe die
Ernte vorbereitet. Er ist zufrieden und es fällt ihm nicht schwer, ihr
ins Gesicht zu lügen, sie sei mehr für ihn als ein Spielzeug, mehr als
Poorda, seine Gemahlin in Sevcooris. Er hat ein Ziel vor Augen, dem er
alles unterordnet. Schon als Kind hat er davon geträumt, als Held in
die Geschichte einzugehen - als derjenige, der die Heimatgalaxis
Poshcooris zurückerobert. Lange bevor er die Neue Gilde traf, träumte
er von sich als Personifizierung der Gerechtigkeit. Er will Perry
Rhodan umbringen und dessen Jahrtausende währende Herrschaft im Namen
Wanderers beenden.

Die Leerraumfähren fliegen zur Zwerggalaxis Sagittarius, die von
Jülziish besiedelt ist. Jochanson, die Perry Rhodan fünf Tage lang in
seiner Zelle schmoren ließ, taucht plötzlich auf und hat Fragen. Perry
Rhodan sieht deutlich, daß sie Zweifel hat. Sie befindet sich nun
schon seit zehn Jahren in der Milchstraße und konnte sich ein
differenziertes Bild von den Planeten und den Völkern machen, zu dem
die derzeitigen Ereignisse nicht passen wollen. Sie hat das Gefühl,
daß mit ihrem Einsatz etwas nicht stimmt und hofft, von Perry Rhodan
Antworten zu bekommen. Und sie hofft auch, daß er ihr dabei helfen
kann, das veränderte Verhalten des Kommandanten der KORS DANTUR, Joel
Moore, zu erklären.

Perry Rhodan erfährt von ihr, daß die Leerraumfähren nicht nur
gondische Schiffe in die Milchstraße transportierten, sondern auch
gäonische. In Sagittarius operieren neben den 300 Pentasphären zwanzig
gäonische Kugelraumer, die den terranischen sehr ähnlich sehen. Die
KORS DANTUR ist einer davon. Jochanson ist der Ansicht, daß Moore von
den Thoogondu einen Auftrag erhalten hat, der dem Gäonen nicht gut
tut. Die Thoogondu verfolgen eine Mission namens HARUURID. Perry
Rhodan hatte bereits an Bord der havarierten Leerraumfähre PARRASTURD
davon erfahren, daß es zwischen Sevcooris und der Milchstraße eine
Kette von Hyperfunk-Relaisstationen gibt, die über
Auflademöglichkeiten für Hooriskristalle verfügen. Er weiß nur nicht,
was hinter der HARUURID-Mission steckt. Jochanson sagt ihm, daß der
Thoogondu, der in Sagittarius das Kommando hat, ein Bündnis mit den
dort lebenden Gursüy-Blues eingehen soll.

Perry Rhodan würde gerne mit Joel Moore sprechen, was dem Anliegen
Jochansons entgegenkommt. Sie hat Gerüchte gehört, daß die Thoogondu
Erinnerungen manipulieren können. Sie glaubt, daß Perry Rhodan mehr
darüber weiß und möchte, daß er herausfindet, ob Moore davon betroffen
ist.

Puoshoor trifft sich bereits mit Ziish, dem Verhandlungsführer der
Gursüy, der unter dem Verlust seiner Frau und seiner zwölf Kinder
leidet, die von Terranern ermordet worden sein sollen. In letzter Zeit
sind einige Randwelten von Sagittarius immer wieder von Terranern
angegriffen worden. Angeblich wollen sie die Planeten besetzen, weil
der Weltenbrand in Sagittarius aus irgendwelchen Gründen nicht
ausbrechen kann. Puoshoor will die Gursüy dazu bringen, riesige
Flotten zusammenzustellen, mit denen sie gegen Terra losschlagen
können. Ziish hat Bedenken, ihm wäre eine Einigung mit der LFG
lieber. Er will sie nicht angreifen, da der Weltenbrand den Terranern
und ihren Verbündeten ohnehin schon stark zusetzt. Aber er will sich
ihnen auch nicht unterwerfen.

Um zu zeigen, wie sehr sich die Thoogondu für das Wohl der Gursüy
einsetzen, übergibt Puoshoor Ziish acht seiner Kinder, die er
angeblich aus der Gewalt der Terranern befreit hat. Ziish ist so
glücklich, daß er all seine Bedenken beiseite räumt und zustimmt, mit
den Thoogondu zusammen die Milchstraße zu erobern. Die Jülziish haben
die größten Flotten in der Milchstraße. Gegen sie hat die Liga kaum
eine Chance.

Jochanson ist bereit, Perry Rhodan und seine Begleiter heimlich an
Bord der KORS DANTUR zu bringen. Sie erhalten ihre SERUNS zurück -
allerdings ohne Waffen. Moore, den Jochanson von ihrer Aktion in
Kenntnis gesetzt hat, ist allerdings überzeugt davon, daß die Terraner
die Gursüy-Welten angreifen und daß die Aktionen der Thoogondu
humanitärer Natur sind. Moore stimmt Jochansons Plan, Perry Rhodan und
seine Leute an Bord zu bringen, nur deshalb zu, um alle fünf bei ihrer
Ankunft zu verhaften, auch Jochanson selbst. Die SERUNs werden ihnen
wieder abgenommen.

Moore ist allerdings zu einem Gespräch mit Perry Rhodan bereit, der
ihm auf den Kopf zusagt, daß es nicht Terraner, sondern die Gäonen
sind, die die Gursüy-Welten angreifen. Er will ihm beweisen, daß die
Thoogondu die Gäonen mental beeinflussen. Moore verläßt wortlos die
Zelle. Doch Perry Rhodan hat das Gefühl, daß der Gäone nur Zeit zum
Nachdenken braucht. Monkey fällt auf, daß die Sicherheitsvorkehrungen
ihrer Zelle sehr schwach sind und einem Oxtorner nichts
entgegenzusetzen haben. Er weiß auch, wo sich die SERUNs befinden. Es
ist offensichtlich, daß Moore ihnen die Chance geben will, auf eigene
Faust in seinem Schiff zu ermitteln. Und so brechen sie dann
ungehindert aus und finden heraus, daß die Gäonen vor ihrem Einsatz an
Bord des in einem Hangar der KORS DANTUR geparkten Thoogondu-Schiffs
GURRANIR geimpft werden. Dabei werden ihnen Drogen verabreicht, durch
die sie zu willigen Befehlsempfängern und so zu Mördern an den
Jülziish gemacht werden. Diese sollen zu einem Krieg gegen die
Terraner aufgehetzt werden.

Während Rhodan und Monkey an Bord sind, startet die GURRANIR. Monkey
eilt in die Zentrale, paralysiert die Besatzung und bedroht die
Neurotronik, sie zu zerstören, wenn sie nicht einen Notfall vortäuscht
und umkehrt. Das Schiff kehrt zur KORS DANTUR zurück. Unterdessen
findet Perry Rhodan die Geräte zur Gedächtnismanipulation. Er nimmt
alles mit seinem SERUN auf, um Moore davon zu überzeugen, sämtliche
Thoogondu an Bord der KORS DANTUR in Gewahrsam zu nehmen, ehe diese
Meldung machen können, daß etwas an Bord nicht stimmt.

Moore glaubt Perry Rhodan und ist erschüttert. Denn er war selbst bei
einem der Überfälle dabei und sieht im Traum manchmal zerfetzte
Körper. Nun weiß er, daß auch er unter den Jülziish gewütet und
Unschuldige abgeschlachtet hat. Er will alles tun, was in seiner Macht
steht, um es wieder gut zu machen und läßt alle Thoogondu auf seinem
Schiff verhaften. Doch einer kann sich verstecken und funkt an die
HARUURID, was sich auf der KORS DANTUR ereignet.

Auch Jochanson kann aus ihrer Zelle fliehen und trifft Spartakus
Galouye und Orla Trant. Um an Puoshoor heranzukommen, wird gemeinsam
mit Perry und Monkey geplant, einen USO-Agenten auszuliefern. Galouye
bietet sich an. Jochanson will so tun, als hätte sie ihn festgenommen,
nachdem er auf der AJATI aus dem Transmitter gekommen war. Weil sie
ihn nicht zum Reden gebracht hätte, soll sich Puoshoor seiner
annehmen. Der ist inzwischen gewarnt und schickt Jochanson mit ihrem
Gefangenen zu Mazuurah auf die HARUURID.

Monkey, Perry und Orla Trant tragen gäonische Anzüge, die sie
unkenntlich machen. Doch sie tappen in eine Todesfalle. Sie werden zu
einem Raum geleitet, in dem Jochanson das Geräusch einer sich
aktivierenden 'Nichtigen Vitrine' hört. In solchen Geräten werden im
Goldenen Reich Straftäter hingerichtet. Blitzschnell versucht Monkey,
einen Ausgang freizusprengen. Jochanson ist vor Angst so erstarrt, daß
Galouye sie aus der Falle herauslotsen muß, obwohl sein Schutzanzug am
schwächsten ist. Als sie sich hinterher bei ihm bedanken will, merkt
sie, daß er tot ist. Sein Schutzschirm hat der Belastung nicht
standgehalten. Ein Teil der Desintegratorstrahlen konnte durchdringen
und ihn töten.

Über einen Transmitter kehrt Jochanson mit Galouyes Leiche in die KORS
DANTUR zurück. Perry, Monkey und Trant dringen im Schutz ihrer
Deflektoren weiter in die HARUURID vor und lokalisieren einen Raum, in
dem sich Ziish und andere Gursüy aufhalten. Perry zeigt ihm sein
Beweismaterial - die unter Drogen stehenden Gäonen. Der Jülziish ist
froh, daß er nun weiß, was die Thoogondu in Wirklichkeit für ein Spiel
spielen. Er ist bereit, Perry Rhodan zu helfen und weist ihn darauf
hin, daß Puoshoor sich im Trainingsareal von Nuntia Mazuurah aufhält.

Puoshoor erfährt, daß Ziish Besuch bekam und gibt Befehl, den Jülziish
und seine Brut umzubringen und die Tat den Terranern in die Schuhe zu
schieben, sollte er versuchen das Schiff zu verlassen. Ziish soll
keine Möglichkeit erhalten, andere Jülziish zu informieren.

Im Trainingsareal gehen Perry und seine zwei Begleiter sehenden Auges
in eine weitere Falle. Perry will eine Entscheidung erzwingen.

Puoshoor wartet schon auf ihn. Wenn der Terraner seine erste Falle
nicht überlebt hätte, wäre er nicht würdig gewesen, von ihm
höchstpersönlich getötet zu werden. Es entbrennt ein Kampf auf Leben
und Tod, bei dem die Terraner eindeutig im Nachteil sind, da ihre
SERUNs einer Störstrahlung ausgesetzt sind. Monkey gerät in eine
Schwerkraftfalle, die seine Beine fixiert. Aber es gelingt ihm
Mazuurah, die gerade auf Perry schießen will, zu greifen und zu sich
zu zerren. Er reißt ihr den Helm vom Kopf. Sie fleht Puoshoor um Hilfe
an, doch der vertröstet sie, weil er sich erst mit Rhodan beschäftigen
will. Für Monkey wäre es ein Leichtes, die Thoogondu umzubringen, doch
er sieht den Haß in ihren Augen - den Haß auf Puoshoor.

Als Puoshoor zu einem finalen Schuß auf Perry Rhodan ansetzt, schießt
Mazuurah, die weiß, an welcher Stelle Puoshoors Schutzanzug eine
Schwachstelle hat, ihrem Geliebten in den Rücken. Daraufhin feuert er
eine ganze Salve auf sie ab. Darunter auch einen Giftpfeil, für den es
kein Gegenmittel gibt. Noch im Sterben widerruft sie den Tötungsbefehl
für Ziish und schaltet den Transmitter frei, über den Puoshoor
notfalls hatte fliehen wollen, denn sie ist bitter enttäuscht von
ihrem Geliebten, der sie ohne zu zögern geopfert hätte. Monkey nimmt
dem Toten das Gondische Privileg ab, das sich, wenn Puoshoor es lange
genug getragen hätte, doch noch auf ihn geeicht hätte.

Perry Rhodan, Monkey und Orla Trant springen über den Transmitter zur
KORS DANTUR, die sie zur Hundertsonnenwelt zurückbringt.

Puorengir sichert Perry Rhodan zu, daß die Thoogondu die Milchstraße
verlassen werden. Syllester Ford ist es gelungen, alle Gäonen auf
seine Seite zu bringen. Auch sie kehren zurück. Sie wollen angesichts
des Weltenbrands nicht in der Milchstraße bleiben, sondern Puorengir
unterstützen, ihre legitimen Machtansprüche durchzusetzen. Nur Abelone
Jochanson, die die Leiche Spartakus Galouyes, den sie sehr mochte,
nach Hause gebracht hat, will in der Milchstraße bleiben.

Der Sonnentransmitter bei Hooris Stern soll nach der Ankunft der
Thoogondu in Sevcooris deaktiviert werden. Perry Rhodan bedauert das,
denn er hätte den Kontakt im Sinne des Projektes von San, das eine
galaxisübergreifende Kooperation aller Völker anstrebt, gerne
aufrechterhalten. Doch Puorengir weiß nicht, ob sie sich zu Hause
durchsetzen kann und ob die Gefahr aus Sevcooris wirklich gebannt
werden kann. Sie hat aber einen Wunsch: Sie möchte, daß Thoo, der
Ursprungsplanet der Thoogondu, in der Kleingalaxis Cooris nicht
besiedelt wird.
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BEGEGNUNG/1893: Münster - Advent im Maxi-Turm, täglich vom 3. bis 22. Dezember 2018


Stadt Münster

Advent im Maxi-Turm

Auszeit im Vorweihnachtstrubel / Geschenke basteln und Weihnachtsgeschichten lauschen



Münster (SMS) Die Vorweihnachtszeit beginnt, das bedeutet leider
manchmal auch Hektik und Stress bei der Suche nach schönen
Weihnachtsgeschenken. Um diese Zeit für Groß und Klein etwas
besinnlicher zu halten, beginnt im Maxi-Turm ab kommenden Montag, 3.
Dezember, das alljährliche Adventsbasteln in gemütlicher Atmosphäre.
Während die Erwachsenen in der Stadt in Ruhe Ausschau nach Geschenken
halten oder über den Weihnachtsmarkt schlendern, können die Kleinen im
Stadthausturm, betreut von pädagogischem Personal, bis zum 22.
Dezember an täglich wechselnden Bastelangeboten teilnehmen.

Zum Auftakt der Vorweihnachtszeit geht es an das gemeinsame Schmücken
des Maxi-Turms. Wenn der dann glitzert und strahlt, heißt es in der
ersten Adventswoche "Vorbeikommen - Umschauen - Mitmachen". Die
Kinder können dann Drahtsterne aus tollen Perlen, befüllte Nikoläuse,
Engelchen oder winterliche Teelichter herstellen.

Mit Wachsplatten verzierte Kerzen, individueller Schmuck oder
kunterbunte Tannenbäume sind nur ein kleiner Vorgeschmack auf die
tollen Aktionen in der zweiten Adventswoche. In den letzten Tagen vor
dem Weihnachtsfest verwandelt sich der Maxi-Turm in eine kleine
Wichtelwerkstatt. Ob Tontopf-Rentiere, kreativ bemalte Stofftaschen
oder süße Weihnachtspost - die jungen Besucherinnen und Besucher
können die letzten kleinen Weihnachtsgeschenke anfertigen und dabei
natürlich auf die Unterstützung des pädagogischen Personals bauen.
Und an den Adventssamstagen im Dezember steht Wunschzettel schreiben,
Weihnachtsgeschichten lauschen und vieles mehr auf dem Programm.
Auch für die Kinder, die sich lieber an der Kletterwand üben oder mit
der Puppenwohnung und dem Bauernhof spielen möchten, steht der Maxi-
Turm wie gewohnt zur Verfügung.

Der Maxi-Turm öffnet seine Türen montags bis freitags von 14 bis18 Uhr
und samstags von 10 bis18 Uhr. Zwischen den Feiertagen (27. bis 29.
Dezember) hat der Maxi-Turm wie üblich geöffnet. Gegen einen
Kostenbeitrag von 3 Euro werden Kinder von 3 bis 10 Jahren bis zu drei
Stunden ohne vorherige Anmeldung betreut. Das Adventsprogramm und
weitere Infos zum Maxi-Turm finden sich auch auf der Internetseite des
Kinderbüros: www.stadt-muenster.de/kinderbuero.

Maxi-Turm und Maxi-Sand sind Angebote des Kinderbüros mit freundlicher
Unterstützung der Kaufmannschaft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.11.2018

Herausgeberin: Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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PARTY/142: Lippstadt - Winter-Wald lockt zum Après-Ski-Spaß am 1., 8., 15. und 22. Dezember


Stadt Lippstadt

Winter-Wald lockt zum Après-Ski-Spaß

Party-Fans können an vier Samstagen tüchtig feiern



Lippstadt. Was gefällt Wintersportlern und Schneewanderern ganz
besonders an ihrem Urlaub in den Bergen? Es ist die Après-Ski-Party am
Abend, werden viele Skifahrer sagen. In der Absenkung der Marienkirche
gibt es zwar keine Berge und auch eine Schneegarantie kann nicht
gegeben werden. Allerdings genießen viele Weihnachtsmarkt-Besucher die
ganz besondere Stimmung, die den Charme dieser Après-Ski-Partys
ausmacht. An allen vier Adventssamstagen (1., 8., 15. und 22.
Dezember) lässt sich der Abend mit einem gemütlichen Bummel über den
Weihnachtsmarkt mit einem Halt an der einen oder anderen
Weihnachtsmarkt-Hütte einläuten und mit der Teilnahme an der
stimmungsvollen Party im Winter-Wald ausklingen.

Zu einem zünftigen Hüttenzauber gehört neben guter-Laune-Musik und
einem feierfreudigen Publikum auch eine attraktive Getränkeauswahl.
Auch hier steht der Winter-Wald den Après-Ski-Party Vorbildern aus den
Bergen in Nichts nach.

Los geht es an den vier genannten Samstagen jeweils ab 19 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.11.2018

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Lippstadt Marketing

Tel. 02941/9887803
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TOUR/7374: Lippstadt - Streifzüge durch das weihnachtliche Lippstadt, Termine 1.-19.12.2018


Streifzüge durch das weihnachtliche Lippstadt

Themen- und Stadtführungen für große und kleine Teilnehmer



Lippstadt. Man ist hier aufgewachsen, man kennt vermeintlich jede Ecke
und nichts ist einem fremd. Wenn dann auch die geborenen Lippstädter
an einer historischen Stadtführung durch ihre Heimatstadt teilnehmen,
dann erfahren sie erst, dass es doch so manche Wissenslücke gab.
Schließlich vermitteln die Stadtführerinnen und Stadtführer nicht nur
die geschichtlichen Fakten, sondern erzählen gern auch mal die eine
oder andere amüsante Anekdote. Alle, die auf heimatgeschichtlichen
Pfaden wandeln wollen, haben dazu am Samstag, 1. Dezember, und
Samstag, 15. Dezember, jeweils ab 14.30 Uhr die Möglichkeit.
Erwachsene zahlen 4,- Euro pro Person, Kinder, Schüler und Studenten
die Hälfte. Eine Anmeldung ist dazu nicht notwendig. Start- und Ziel
ist das Lippstädter Rathaus.

Eine besonders stimmungsvolle Themenführung wird zwischen September
und März angeboten und setzt die Lichtkunstobjekte wirkungsvoll in
Szene. Und so können Kunst- und Lichtinteressierte am Mittwoch, 5.
Dezember, um 17.30 Uhr und Mittwoch, 19. Dezember, um 18 Uhr unter
fachkundiger Begleitung einen rund zweistündigen winterlichen
Spaziergang "Durch die Nacht - entlang der Lippstädter Lichtpromenade"
unternehmen. Erwachsene zahlen 6,- Euro pro Person (Schüler und
Studenten zahlen 3,- Euro). Die Teilnehmer starten vom Rathaus aus.
Anmeldungen sind erwünscht in der Stadtinformation im Rathaus, Tel. (0
29 41) 5 85 15.

Am Samstag, 15. Dezember, wird diese spezielle Themenführung um 17.30
Uhr für Familien angeboten. Mädchen und Jungen ab acht Jahre lernen
auf kindgerechte Weise die Lichtkunstobjekte im Grünen Winkel in
Begleitung ihrer Eltern kennen. Teilnehmer zahlen 6,- Euro pro Person,
mit Familienpass 3,- Euro. Eine Anmeldung in der Stadtinformation im
Rathaus wird empfohlen, Tel. (0 29 41) 5 85 15.

Mit der Wasserturm-Führung kann Lippstadt Marketing Stadtbesuchern und
Einheimischen "das" Wahrzeichen der Stadt Lippstadt vorstellen - und
zwar von ganz ungewöhnlicher Seite. Die Lichtinstallationen im Innern
des Wasserturms versetzen nicht nur Kunstinteressierte ins Schwärmen.
Wenn die "Unendliche Säule" als gleißende Illusion in einer Wolke oder
im Hochnebel gipfelt, dann kann sich dieser Faszination kaum ein
Besucher entziehen. Wer das Schauspiel miterleben möchte, merkt sich
Dienstag, 4. Dezember, oder Dienstag, 18. Dezember, jeweils um 19 Uhr
vor. Die Teilnahme ist kostenfrei. Wegen der begrenzten Teilnehmerzahl
ist eine Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus unerlässlich,
Tel. (0 29 41) 5 85 15.

Die hier vorgestellten Themen-Stadtführungen, aber auch alle weiteren
im Portfolio der Stadtinformation befindlichen Themen-Stadtführungen,
können von Gruppen auch individuell gebucht werden. Übrigens eine
hübsche Idee als Einstieg in eine betriebliche Weihnachtsfeier oder
als Zerstreuung für ein vorweihnachtliches Familientreffen. Die
Mitarbeiterinnen in der Stadtinformation sind gern beratend tätig,
Tel. (0 29 41) 5 85 15.

 * 

Quelle:

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Lippstadt Marketing

Tel. 02941/9887803
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TOUR/7373: Hanau - Mit dem Heiligen Nikolaus durch das vorweihnachtliche Kesselstadt, 15.12.2018


Stadt Hanau

Mit dem Heiligen Nikolaus durch das vorweihnachtliche Kesselstadt

Eine neue Führung der Tourist-Information am Samstag, 15. Dezember



Durch das vorweihnachtliche Kesselstadt führt Stadtführer Wolfgang
Schröder am Samstag, 15. Dezember, um 17 Uhr im Kostüm des heiligen
Bischof aus Myra. Als St. Nikolaus nimmt er Jung und Alt mit auf einen
adventlichen Spaziergang. Er führt vom Schloss aus durch die engen
Gassen der Altstadt, vorbei an putzigen Fachwerkhäusern und uralten
Gaststätten, zu einem "teuflischen" Brunnenstock und einem
verwunschenen Brunnen, hin zu aufragenden Kirchtürmen, die von
Gottesurteilen und armen Schulmeistern nebst ihren Ruten künden. St.
Nikolaus erzählt dabei so manche Legende aus seinem wohltätigen Leben,
er schildert weihnachtliches Brauchtum in der Region und berichtet vom
Leben früher. Kinder sind bei der Führung besonders willkommen. Für
sie gibt es zum Schluss noch eine kleine Überraschung.

Treffpunkt für diese Führung ist um 17 Uhr am Portal von Schloss
Philippruhe. Die Teilnahme kostet sieben Euro für Erwachsene und für
Kinder die Hälfte. Eine Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da
die Führung bei mangelndem Interesse abgesagt wird.

Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon
06181-295 739 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de oder beim
Hanau Laden am Freiheitsplatz, Telefon 06181-427 78 99. Weitere
Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 26.11.2018

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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